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Beginn: 10:03 Uhr 

Präsidentin Regina van Dinther: Meine Damen 
und Herren! Ich eröffne die 75. Sitzung des Land-
tags von Nordrhein-Westfalen und heiße Sie herz-
lich willkommen. Mein Gruß gilt auch unseren 
Gästen auf der Zuschauertribüne sowie den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern der Medien.  

Für die heutige Sitzung haben sich 18 Abgeord-
nete entschuldigt; ihre Namen werden in das Pro-
tokoll aufgenommen.  

Wir treten in die Beratung der heutigen Tages-
ordnung ein.  

Ich rufe auf:  

1 Aktuelle Stunde  
Wettbewerb auf den Energiemärkten: Wann 
handelt die Landesregierung endlich? 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 14/5440 

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat mit 
Schreiben vom 12. November 2007 gemäß § 90 
Abs. 2 der Geschäftsordnung zu dem oben ge-
nannten aktuellen Thema der Landespolitik eine 
Aussprache beantragt.  

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 
Redner dem Abgeordneten Priggen von der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen das Wort.  

Reiner Priggen (GRÜNE): Frau Präsidentin! Ver-
ehrte Frau Ministerin! Liebe Kolleginnen, liebe 
Kollegen! In der vergangenen Woche gab es zu 
dem in Rede stehenden Thema zwei bemerkens-
werte Berichterstattungen:  

Der „Spiegel“ hat am Montag, dem 5. November, 
einen großen Artikel unter der Überschrift „Kartell 
der Abkassierer“ veröffentlicht. Er hat darin be-
richtet, dass das Bundeskartellamt ein 30-seitiges 
Papier zu dem Gebaren der Stromwirtschaft vor-
gelegt hat. Die Liste der dort aufgeführten Vorwür-
fe liest sich wie das Lehrbuch für Marktmiss-
brauch: Preisabsprachen, Preismanipulationen an 
der Leipziger Strombörse und Ähnliches.  

Die Monopolkommission hat am 6. November ein 
Sondergutachten vorgestellt. Darin stellt die Mo-
nopolkommission fest, dass auf den Märkten der 
leitungsgebundenen Energieversorgung kein 
funktionsfähiger Wettbewerb existiert. Ich möchte 
zwei Zitate aus der Pressemitteilung der Mono-
polkommission vorlesen. Das erste Zitat lautet: 

„Die Markteintrittsbarrieren für neue Unterneh-
men sind nach wie vor hoch.“ 

Das zweite Zitat lautet:  

„Als kritisch stuft die Monopolkommission ins-
besondere die vielen Beteiligungen der vier 
Verbundunternehmen an Stadtwerken und an-
deren Weiterverteilern ein. Diese Verflechtun-
gen hat die Monopolkommission intensiv analy-
siert. Ferner sieht die Monopolkommission bei 
der Schaffung eines einheitlichen, nichtdiskri-
minierenden und marktorientierten Regelener-
giemarktes erhebliche Umsetzungsdefizite.“ 

Meine Damen und Herren, es ist sicherlich unstrit-
tig, dass es sich in der Stromwirtschaft um ein O-
ligopol handelt, dass vier große Unternehmen, 
nämlich RWE, E.ON, Energie Baden-Württem-
berg und Vattenfall, existieren und dass die Kon-
zentration in diesem Bereich stärker wird. Sie 
nimmt zu und nicht ab. Die großen Unternehmen 
sind intensiv dabei, Stadtwerke aufzukaufen. Das 
hat zwei Gründe: Die Stadtwerke können ihre 
Netze nicht mehr vernünftig betreiben. Und das, 
was die großen Unternehmen immer gemacht ha-
ben, wird durch § 107 der Gemeindeordnung 
noch verstärkt. So kommen die großen Unter-
nehmen zunehmend auf einen 51-%-Anteil, um 
ihre Politik besser zu betreiben, und die Stadtwer-
ke machen es dort, wo sie sich praktisch ergeben 
müssen, mit.  

Es gibt zwei unterschiedliche Lösungsansätze, 
um mit dieser Marktkonzentration klarzukommen: 
ein struktureller Ansatz und die Preisaufsicht. Am 
gestrigen Tage ist im Deutschen Bundestag das 
Gesetz zur Bekämpfung von Preismissbrauch im 
Bereich der Energieversorgung und des Lebens-
mittelhandels verabschiedet worden. Bemerkens-
wert ist auch die Mehrheit: Es ist von den Fraktio-
nen der CDU, der SPD und der Linken beschlos-
sen worden; FDP und Grüne haben bei dem Ge-
setz nicht zugestimmt. Der wichtigste Punkt bei 
diesem Gesetz ist der § 29: eine Preisaufsicht, die 
neu festgesetzt wird. Ich möchte vier Zitate aus 
der Sachverständigenanhörung anbringen, die u-
nisono ablehnend waren: 

Erstens. Prof. Dr. Wernhard Möschel von der Uni-
versität Tübingen: 

„Zusammenfassung: Der Gesetzentwurf nutzt 
niemandem, er schadet aber der Glaubwürdig-
keit der Wettbewerbspolitik: … § 29 GWB n. F. 
lässt sich als Abwehrgesetzgebung gegenüber 
unerwünschten, weitergehenden strukturellen 
Maßnahmen in der Energiewirtschaft begrei-
fen.“ 
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Zweitens. Diese Stellungnahme kommt von der 
Monopolkommission. Prof. Dr. Justus Haucap hat 
vorgetragen: 

„Anders ausgedrückt ist die vorgesehene Miss-
brauchsaufsicht nicht geeignet, den Wettbe-
werb im Energiesektor zu beleben. Im Gegen-
teil ist sogar zu befürchten, dass die Einführung 
des geplanten Energieparagrafen den Wettbe-
werb signifikant schwächen wird und einer 
Entwicklung hin zu strukturell gesichertem 
Wettbewerb im Weg steht.“ 

Das sind zwei eindeutige Ablehnungen, keine po-
sitiven Erwartungen. 

Drittens. Das Bundeskartellamt selbst, das durch 
das Gesetz gestärkt werden soll, sagt in seiner 
Stellungnahme: 

„Dabei wird nicht verkannt, dass langfristig Ver-
besserungen im Rahmen der Preismiss-
brauchsaufsicht strukturelle Maßnahmen zur 
Belebung des Wettbewerbs auf den Energie-
märkten nicht zu ersetzen vermögen.“ 

Also auch da eine eindeutige Aussage. Selbst die-
jenigen, die durch das neue Recht begünstigt 
werden, sagen, dass es strukturelle Änderungen 
braucht. 

Wenn man dann noch die Aussage des VIK hin-
zunimmt, dass „dem Bundeskartellamt für wett-
bewerbliche Fragen weniger als 10 Personen zur 
Verfügung“ stehen – damit sollen die großen E-
nergieversorger kontrolliert werden –, dann wird 
klar, was auch in den ersten beiden Zitaten deut-
lich wurde: Diese Regelung dient nicht wirklich der 
Herstellung von Wettbewerb, sondern sie wird 
eher Wettbewerb verhindern. 

Dann stellt sich die Frage, wie wir den Wettbe-
werb auf der Erzeugungsebene hinkriegen. Dazu 
gibt es zwei neue, aktuelle Vorschläge. Den ers-
ten Vorschlag hat der Wirtschaftsminister Rhiel 
aus Hessen gemacht. Er fordert, gesetzliche Re-
gelungen zu schaffen, damit das Bundeskartell-
amt Verkäufe anordnen kann. Das ist aus meiner 
Sicht eine vernünftige Regelung. Der Gesetzent-
wurf aus Hessen liegt vor. Wir werden ihn prüfen 
und überlegen, ob wir ihn nicht auch in Nordrhein-
Westfalen einbringen, weil er aus meiner Sicht ein 
vernünftiges Vorgehen beinhaltet. Das heißt ja 
nicht, dass man es sofort anordnet, aber man 
schafft das Instrumentarium zumindest als eine 
Lösungsmöglichkeit.  

Den zweiten Vorschlag hat interessanterweise die 
Monopolkommission letzte Woche eingebracht. 
Darin heißt es: 

„So spricht sie sich für die zusätzliche Einfüh-
rung eines zeitlich befristeten Moratoriums für 
die Erweiterung von Erzeugungskapazitäten 
durch die marktbeherrschenden Energieversor-
gungsunternehmen aus, damit Wettbewerber 
die Gelegenheit erhalten, eigene Kraftwerkska-
pazitäten zu schaffen.“ 

Das heißt, die Monopolkommission vertritt die 
Auffassung, dass das, was jetzt passiert, dass 
nämlich neue Kapazitäten gebaut werden, und 
zwar überwiegend von den alten Eigentümern, 
zeitlich befristet über Jahre unterbunden werden 
müsste. 

Ich möchte einen weiteren strukturellen Ansatz 
einbringen, der aus meiner Sicht am allerwenigs-
ten umstritten sein müsste. Das ist die Transpa-
renz an der Strombörse in Leipzig. Das Bundes-
kartellamt hat in seiner Veröffentlichung deutlich 
gemacht, dass es Hinweise dafür gibt, dass 
Preismanipulationen an der Börse stattfinden. Der 
Vorsitzende der Monopolkommission, Herr Base-
dow, sprach etwas vornehmer von „Indizien für 
Parallelverhalten“ der Versorger an der Börse.  

Tatsächlich haben die skandinavische Börse und 
andere eine deutlich höhere Transparenz. Dort 
werden in Realtime Informationen sekundenge-
nau über Verkäufe bzw. Aktionen an alle Markt-
teilnehmer weitergegeben – bei uns zwei bis drei 
Tage hinterher, und es ist klar, wem das nützt. 
Dort gibt es in Realtime Informationen über die 
Grenzkoppelstellen. Auch das gibt es bei uns 
nicht. Und – das ist einer der wichtigsten Sachen 
– bei Kraftwerksausfällen bzw. bei Revisionen 
müssen die Betreiber Informationen zeitgleich an 
alle anderen Markteilnehmer geben und können 
das nicht als Informationsvorsprung oder auch 
dazu nutzen, um darüber Manipulationen an der 
Börse herzustellen. 

Alle diese Möglichkeiten gibt es. Das müssten wir 
als Allererstes an der Strombörse in Leipzig eben-
falls herstellen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Lassen Sie mich zusammenfassen. Ich habe von 
der Landesregierung – darum bin ich auf den Bei-
trag der Ministerin gleich gespannt – nichts zu al-
len strukturellen Vorschlägen gehört, wie das 
Land Nordrhein-Westfalen dafür sorgen möchte, 
dass tatsächlich mehr Wettbewerb durch mehr 
Marktteilnehmer eintritt, damit nicht, so wie es real 
läuft, die Großen immer größer werden. Frau Mi-
nisterin, das ist der reale Prozess. Wir können uns 
im Detail darüber unterhalten. Aber im Moment ist 
es so, dass die Großen Stadtwerkbeteiligungen 
aufkaufen und dass sich der Konzentrationsgrad 
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verdichtet und nicht rückläufig ist. Ich bin auf Ihre 
Antwort gespannt. – Danke schön. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Priggen. – Für die CDU-Fraktion spricht Herr 
Lienenkämper. 

Lutz Lienenkämper (CDU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren Kolle-
gen! In der von der Fraktion der Grünen beantrag-
ten Aktuellen Stunde geht es um die bekannt ge-
wordenen möglichen Manipulationen der großen 
Stromkonzerne. Herr Kollege Priggen, Sie fragen, 
wann die Landesregierung endlich handelt.  

Es ist tatsächlich so, dass das Kartellamt schwere 
Anschuldigungen gegen die vier großen deut-
schen Energieversorger erhoben hat. Sie haben 
die Presseberichterstattung dazu eben zitiert. Da 
ist die Rede davon, sie hätten sich in Geheimzir-
keln zu Preismanipulationen und Absprachen ver-
abredet. Nach Informationen des „Spiegel“, die 
Sie ebenfalls zitiert haben, hat das Kartellamt 
auch Indizien dafür, dass der Strompreis durch 
gezielte Käufe und Verkäufe von großen Strom-
mengen sowie Stilllegungen von Kraftwerken ma-
nipuliert worden sein könnte. Das ist zunächst 
einmal die Ausgangslage. 

Wenn das tatsächlich zutreffend sein sollte, dann 
handelt es sich dabei um völlig inakzeptable Vor-
gänge, die dringend aufgeklärt werden müssen. 
Sollte es tatsächlich zu solchen Manipulationen 
an der Leipziger Strombörse gekommen sein, 
dann wäre das eine neue Dimension im Zusam-
menhang mit den angekündigten Strompreiserhö-
hungen, die wir bereits im letzten Plenum in einer 
Aktuellen Stunde gemeinsam besprochen haben. 
Auch wir sind für mehr Transparenz, auch wir set-
zen uns für die rückhaltlose Aufklärung des Sach-
verhaltes ein.  

In diesem Zusammenhang begrüße ich ausdrück-
lich die kritischen Anmerkungen, die das Bundes-
kartellamt gemacht hat, und bin vor dem Hinter-
grund sicher, dass es eine intensive, kritische Prü-
fung geben wird.  

Allerdings kann man an dieser Stelle der Landes-
regierung keinen Vorwurf machen. Die Wirt-
schaftsministerin hat sich mit Nachdruck dafür 
eingesetzt, dass die Preisgenehmigungsaufsicht 
nach der Bundestarifordnung Elektrizität über den 
30. Juni 2007 hinaus verlängert wird. Es war da-
mals schon erkennbar, dass das Instrument der 
Strompreisaufsicht zum Schutz der Haushalts-
kunden weiterhin dringend erforderlich sein wür-

de. 105 von 132 Stromversorgern hatten in die-
sem Zeitraum in Nordrhein-Westfalen Preiserhö-
hungen beantragt. Diese Initiative ist leider im 
Bundesrat gescheitert. 

Die letzte verbliebene Möglichkeit im Lande, was 
die Preisüberwachung angeht, ist eine Miss-
brauchsaufsicht für die kleinen Stadtwerke. Die 
Zuständigkeit für länderübergreifende Preisstrate-
gien der Konzerne liegt beim Bundeskartellamt, 
wo die Prüfung im vorliegenden Fall auch stattfin-
det. 

Die Überlegungen auf Bundesebene zur Ver-
schärfung des Kartellrechts haben wir in der letz-
ten Aktuellen Stunde zu diesem Thema schon 
angesprochen. Diese reichen bei Strompreiserhö-
hungen bis zur Umkehr der Beweislast. Wäre es 
nicht zu zeitlichen Verzögerungen gekommen und 
wäre das Auslaufen der Strompreisaufsicht direkt 
mit der Kartellrechtsnovelle zusammengefallen, 
wäre es möglicherweise nicht zu den Erhöhungen 
der Vergangenheit gekommen. Diese Lücke exis-
tiert aber jetzt, und davon wird bedauerlicherweise 
auch kräftig Gebrauch gemacht. 

Herr Kollege Priggen, ich freue mich schon auf die 
Diskussion im Wirtschaftsausschuss zu Ihrem An-
trag „Transparenz im Strommarkt“. 

Sie haben die Regelungen in Skandinavien auch 
hier noch einmal zitiert: Realtime-Informationen, 
Grenzkoppelstellen, Kraftwerksausfälle usw. Ich 
nenne aus Zeitgründen jetzt nur Stichworte. 

Ich bin gespannt auf den Bericht der Bundesregie-
rung zur Transparenz im Strommarkt, der noch 
aussteht. Ich denke, wenn dieser Bericht vorliegt, 
dann werden wir zum Thema Transparenz im 
Strommarkt im Wirtschaftsausschuss spannende 
Diskussionen haben, auf die ich mich freue. – 
Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Lienenkämper. – Für die SPD-Fraktion spricht 
nun der Kollege Römer. 

Norbert Römer (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Kolleginnen und Kollegen! 
Bereits am 24. Oktober, also vor drei Wochen, 
haben wir im Rahmen einer Aktuellen Stunde ü-
ber die Strompreise diskutiert. Der Titel damals – 
ich will das noch einmal in Erinnerung rufen –: 
„Ungerechtfertigte Strompreiserhöhungen der E-
nergiekonzerne – Was tut die Landesregierung?“. 

Was tut die Landesregierung? war damals die 
Frage. Die zentralen Fragen an das Handeln einer 
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Regierung sind, welche Lösungskonzepte die 
Landesregierung anzubieten hat und welchen 
Nutzen Verbraucher und Wirtschaft von diesen 
Konzepten haben. 

Meine Damen und Herren von den Regierungs-
fraktionen, Frau Ministerin, der Befund nach der 
ersten Hälfte Ihrer Regierungszeit ist vernichtend. 
Die erste Hälfte Ihrer Regierungszeit besteht e-
nergiepolitisch und klimapolitisch aus verlorenen 
Jahren. Sie agieren immer noch mit reiner Ver-
hinderungspolitik und sagen den Menschen, wo-
gegen Sie sind. 

Ich will einmal einige Beispiele nennen: erstens 
Ihre Verhinderungspolitik gegen die Windenergie. 
Ihr Windenergieerlass behindert sogar den Aus-
tausch veralteter Windräder. Dadurch fällt Nord-
rhein-Westfalen im Ländervergleich immer weiter 
zurück. Investoren werden aus unserem Land ver-
trieben. Der Anteil von Nordrhein-Westfalen am 
Neubau von Windrädern in Deutschland ist von 
2004 bis 2006 bereits von 11,3 auf 7,5 % ein-
gebrochen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Beispiel 2: Ihre Politik gegen die Steinkohle. Sie 
wollten den Ausstieg ohne Konzept für die Regio-
nen. Wir als SPD konnten Schlimmeres verhin-
dern. Sie lassen die Regionen, Frau Ministerin, im 
Stich. Das ist besonders dort dramatisch, wo Ihre 
Regierung, Frau Thoben, auch andere Struktur-
brüche nicht verhindern kann wie in Kamp-Lintfort. 
Sie haben bis heute noch keine Antwort auf den 
drohenden Verlust von fast 3.000 Ausbildungs-
plätzen im Bergbau. Auch das gehört zur Bilanz. 

(Beifall von der SPD) 

Sie machen Politik gegen den Klimaschutz. Sie 
verweigern nach wie vor einen Sonderausschuss 
Klimawandel im Landtag. Es gibt immer noch kein 
Klimaschutzkonzept dieser Landesregierung. 

Im Bundesrat, Frau Ministerin, versuchen Sie er-
folglos Sonderregelungen für die Braunkohle 
durchzusetzen und dafür anderen Marktteilneh-
mern dringend benötigte Zertifikate zu entziehen. 
Das ist nicht nur klimaschädlich, sondern auch 
wettbewerbsfeindlich. Das ist Ihre Politik.  

Sie machen durch Verschärfung der Gemeinde-
ordnung Politik gegen die Stadtwerke – wir haben 
das wiederholt hier diskutiert –, obwohl gerade die 
Stadtwerke für mehr Wettbewerb bei der Stromer-
zeugung dringend benötigt werden. 

Ich will noch ein Beispiel nennen: Ihr chaotisches 
Regierungshandeln behindert die Nutzung der 
Erdwärme. Die Vervielfachung der Genehmi-

gungsgebühren wie für Wärmepumpenanlagen 
durch Erlass des Umweltministers vom 30. März 
2007 und die hilflosen Versuche, dies im Landes-
wassergesetz zu reparieren, werden uns im Land-
tag noch weiter beschäftigen. 

Meine Damen und Herren, Kolleginnen und Kolle-
gen, soweit zur Ausgangslage. Die Debatte um 
die Strompreiserhöhung ist ansonsten heute die 
gleiche wie vor drei Wochen.  

Aus der Debatte vor drei Wochen waren mir aller-
dings keine Konzepte der zuständigen Energie- 
und Wirtschaftsministerin in Erinnerung geblieben. 
Ich habe mir deshalb noch einmal das Plenarpro-
tokoll vom 24. Oktober angesehen. Ich habe im 
Redebeitrag von Frau Thoben genau fünf Aussa-
gen gefunden, die ich einmal kurz beleuchten 
möchte.  

Erstens. Frau Thoben, Sie wollten mich damals 
zur Eröffnung des GuD-Kraftwerks nach Hamm 
einladen, damit ich dort mit Stadtwerkern reden 
könne. Dazu zwei Anmerkungen. Zum einen: Die 
Voraussetzungen dafür, dass in Hamm ein GuD-
Kraftwerk gebaut werden konnte, sind von der 
Vorgängerregierung geschaffen worden. 

(Beifall von der SPD) 

Der Baubeginn und Baubeschluss war bereits im 
Mai 2005 vorhanden. 

Zum anderen: Mit Stadtwerkern rede ich sehr 
häufig, mit Betriebsräten und mit Geschäftsfüh-
rungen. Aussagen, wie sehr die Landesregierung 
den Stadtwerken hilft, habe ich bisher in keinem 
einzigen Gespräch gehört; im Übrigen auch nicht 
bei der Demonstration von 10.000 Kraftwerkern 
hier in Düsseldorf. Dem Hinweis auf Hamm und 
die Stadtwerke ist also kein konzeptioneller Bei-
trag der Wirtschaftsministerin zu entnehmen. 

Zweitens. Sie haben, Herr Lienenkämper, wieder 
einmal Ihre begrenzten Möglichkeiten bei der 
Strompreisaufsicht dargestellt. Die Landeszustän-
digkeit betrifft nur die kleinen Versorger, fast aus-
schließlich Stadtwerke. Nur diese können Sie auf 
Landesebene erreichen. Diese sind aber bei ihrer 
Preisgestaltung abhängig von Vorlieferanten. 
Dem Hinweis auf die begrenzten Möglichkeiten 
des Landes ist also ebenfalls kein Konzept der 
Wirtschaftsministerin zu entnehmen. 

Drittens. Sie weisen auf die Subventionen für Fo-
tovoltaik hin. Hierzu ist in der Sache klar, dass die 
vergleichsweise geringen Steigerungen der Ein-
speisevergütungen mit den Strompreiserhöhun-
gen der Oligopole überhaupt nichts zu tun haben. 
Der Hinweis auf die Fotovoltaik lenkt von den 
wahren Problemen ab. Er taugt nicht, Frau Tho-
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ben, um von Ihrer Konzeptionslosigkeit abzulen-
ken. 

Viertens. Sie stellten am 24. Oktober dar, dass 
nachwachsende Rohstoffe wie Raps und Mais 
nicht wirklich zur Problemlösung beitrügen. Der 
Hinweis auf die Grenzen der Biomassenutzung ist 
ebenfalls kein Konzept gegen steigende Strom-
preise. 

Fünftens. Sie rühmen sich Ihrer Informationskam-
pagnen für Handwerker. Die Wirklichkeit sieht 
ganz anders aus. Die Landesregierung behindert 
den Ausbau der Geothermie durch abenteuerliche 
Gebührenerhöhungen – Sie wissen das – und will 
jetzt offensichtlich die Handwerker noch dafür 
verantwortlich machen, als Sachverständige in 
wasserrechtlichen Genehmigungsverfahren auf-
zutreten. 

(Dietmar Brockes [FDP]: Blödsinn!) 

Gleichzeitig werden die Haushaltsmittel für die Ef-
fizienzberatung, die Energieagentur und die er-
neuerbaren Energien zusammengestrichen. Das 
alles, Frau Ministerin, schadet den kleinen Betrie-
ben, schadet den Handwerkern. Also, Strich drun-
ter – wieder kein sinnvoller Beitrag der Landesre-
gierung! 

(Beifall von Wolfram Kuschke [SPD] – Zuruf 
von Ministerin Christa Thoben) 

Mein Fazit lautet: Die Rede der Wirtschaftsminis-
terin – Sie können das gleich korrigieren – am 
24. Oktober enthielt keinen einzigen Hinweis da-
zu, was diese Landesregierung konkret zu tun 
gedenkt, um gegen den Strompreiswucher vorzu-
gehen. Mein Kollege Uwe Leuchtenberg wird 
gleich auf die Bedeutung dieser energiepoliti-
schen Konzeptionslosigkeit für den Strommarkt 
eingehen. – Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Römer. – Für die FDP spricht nun Kollege 
Brockes. 

Dietmar Brockes (FDP): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Als ich die Begründung der 
Grünen für die heutige Aktuelle Stunde gesehen 
habe und auch gerade die Ausführungen vom 
Kollegen Römer zur Kenntnis nehmen durfte, fiel 
mir ein Satz von Herrn Thomas Wels ein, den ich 
am Dienstag in der „Westdeutschen Allgemeinen 
Zeitung“ lesen durfte. Ich zitiere: 

„Wenn die Politik so allmählich beginnen wür-
de, weniger populistisch mit dem Thema Strom 

umzugehen, wäre auch schon etwas gewon-
nen.“ 

Meine Damen und Herren, vor drei Wochen ha-
ben die Grünen in einer Aktuellen Stunde des 
Landtags die Landesregierung aufgefordert, ge-
gen ungerechtfertigte Strompreiserhöhungen vor-
zugehen. Ich habe bereits damals diesen Antrag 
hier im Plenum als blanken Populismus bezeich-
net und eine Versachlichung der Debatte ange-
mahnt. Gleichwohl wiederhole ich das hier gerne. 

Herr Kollege Priggen, wer wie die Grünen in der 
Vergangenheit in erster Linie durch die Einführung 
immer neuer Steuern und Abgaben auf Energie 
aufgefallen ist, der sollte sich beim Thema Preis-
treiberei besser vornehm zurückhalten. 

Auch der heutige Antrag ist durch und durch po-
pulistisch, zeugt er doch von Realitätsverlust und 
reißt bewusst Aussagen aus dem Zusammen-
hang. So wird in dem Antrag behauptet, die Lan-
desregierung drangsaliere die Stadtwerke. Herr 
Priggen, wenn ich „Drangsalieren der Stadtwerke“ 
höre, muss ich unweigerlich an den erbitterten 
Widerstand der Grünen gegen das von Trianel 
und 26 Stadtkraftwerken geplante Kohlekraftwerk 
in Krefeld denken. 

(Lachen von Ministerin Christa Thoben) 

Nicht die novellierte Gemeindeordnung schränkt 
die Entwicklungsperspektiven der Stadtwerke ein – 
wir haben vor kurzem noch trotz neuer Gemeinde-
ordnung ein Kraftwerk in Hamm eröffnet –, sondern 
der ideologische Kampf der Grünen gegen das 
Kraftwerkserneuerungsprogramm in Nordrhein-
Westfalen, der jegliche Perspektive auf mehr Wett-
bewerb im Strommarkt schon im Ansatz erstickt, ist 
das eigentliche Problem. 

Meine Damen und Herren, die FDP-Landtags-
fraktion wird auch zukünftig die Stadtwerke bei 
der Realisierung gemeinsamer Kraftwerksprojekte 
unterstützen. 

(Zuruf von Wolfram Kuschke [SPD]) 

Um die Gefahr von Fehlinvestitionen zu begren-
zen, sollten wir es den Unternehmen überlassen, 
wie sie ihren Kraftwerk-Mix gestalten und auf wel-
che Technologien sie zukünftig setzen. 

Des Weiteren wird in dem Antrag behauptet, die 
Stadtwerke würden jetzt verstärkt von den großen 
Stromversorgern gekauft. 

(Uwe Leuchtenberg [SPD]: Hört, hört!) 

Auch dies ist blanker Unsinn, meine Damen und 
Herren. Denn nachdem sich Rot-Grün im Bund 
über das Veto des Bundeskartellamtes bei der 
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Übernahme der Ruhrgas AG durch E.ON hinweg-
gesetzt hatte – also Ihre Bundesregierung, Herr 
Priggen –, überzog das Kartellamt die großen 
Stromversorger mit einem Bann. Aus Sorge um 
eine irreparable Konzentration von Marktmacht 
wurden E.ON und RWE seitdem jegliche Beteili-
gung an konkurrierenden Energieversorgern in 
Deutschland untersagt. 

(Uwe Leuchtenberg [SPD]: Letzte Woche in 
Krefeld!) 

Ende Oktober hat das Bundeskartellamt einem 
der beiden Konzerne zum ersten Mal, Herr Kolle-
ge Leuchtenberg, wieder eine Genehmigung für 
eine substanzielle Beteiligung erteilt. RWE darf 
sich allerdings nur dann, Herr Kollege Leuchten-
berg, mit knapp 25 % an der geplanten Fusion der 
Stadtwerke Krefeld und Neuss beteiligen, wenn 
es sich gleichzeitig von einer Beteiligung an den 
Stadtwerken Wuppertal trennt. 

(Lutz Lienenkämper [CDU]: Ja!) 

Das Bundeskartellamt hat unmissverständlich 
klargemacht, dass die Freigabe in Krefeld und 
Neuss keinesfalls eine Abkehr von seiner restrikti-
ven Haltung bedeutet. 

Die einzige Übernahme, die in jüngster Zeit in die 
Kategorie „Groß schluckt Klein“ fällt, ist der Ein-
stieg von der Gaz de France bei den Stadtwerken 
in Leipzig. Nun, Frau Thoben, wir wissen ja, dass 
Leipzig nicht in Nordrhein-Westfalen liegt, aber ich 
möchte nicht ausschließen, dass Kollege Priggen 
auch hierzu die Landesregierung auffordern wird, 
davon abzusehen. 

(Ministerin Christa Thoben: Dann kommt die 
Börse hierhin!) 

Meine Damen und Herren, kommen wir als 
Nächstes zu den völlig unreflektierten, zusam-
mengeschobenen Aussagen diverser Personen 
und Institutionen.  

Herr Kollege Priggen, so fordert Herr Rhiel nicht 
nur die Möglichkeit eines Zwangsverkaufs von 
Kraftwerken, sondern mit gleicher Vehemenz die 
Halbierung der Stromsteuer von 2 auf 1 Cent. Da-
zu habe ich von Ihnen nichts gehört. Wie stehen 
Sie denn dazu, Herr Kollege Priggen? Gleichfalls 
spricht sich Herr Rhiel aufgrund der bestehenden 
Netzregulierung gegen ein Ownership-Unbundling 
aus. Auch das ist ein klarer Gegensatz zu Ihrer 
Position! 

Dieses Beispiel zeigt exemplarisch, wie die Grü-
nen immer wieder versuchen, die öffentliche Mei-
nung zu manipulieren. Was die eigene Position 

stützt, wird zitiert; der Rest wird einfach ver-
schwiegen, Herr Priggen. 

Die im Antrag erwähnte Monopolkommission spricht 
sich zwar dafür aus, den großen Versorgern zeitlich 
befristet zu verbieten, ihre eigenen Erzeugungska-
pazitäten zu erweitern; allerdings lehnt die Monopol-
kommission auch die eigentumsrechtliche Trennung 
von Erzeugung und Netz ab. An dieser Stelle bedie-
nen sich die Grünen dann der Wettbewerbskommis-
sarin Nelly Kroes.  

Die Grünen hätten gar nicht so intensiv nach Ver-
bündeten suchen müssen. Ein Kronzeuge hätte 
aus meiner Sicht bereits gereicht, Herr Kollege 
Priggen. All diese Forderungen stellt schließlich 
auch die Sozialistentruppe um Herrn Sagel immer 
wieder auf. Insofern finden Sie sich in einer tollen 
Fraktion wieder – herzlichen Glückwunsch! –, 
wohl mit zwei bemerkenswerten Parteibüchern. 

Meine Damen und Herren, auch bei den Vorwür-
fen zur Preismanipulation handelt es sich bislang 
nur um einen Anfangsverdacht. Hier muss man 
abwarten, ob er sich erhärtet.  

Eine Anmerkung möchte ich aber doch noch zu 
dem ganz entscheidenden Punkt machen, näm-
lich zu der Forderung nach einem Zwangsverkauf 
von Kraftwerken. – Wer einen Zwangsverkauf ver-
anlasst, sollte sich vorher schon Gedanken ma-
chen, wer überhaupt als Käufer infrage kommt. 
Dies dürften in erster Linie ausländische Versor-
ger, Stadtwerke und große Stromabnehmer wie 
die Stahlindustrie sein. 

Herr Kollege Priggen, RWE bietet der Industrie 
derzeit bereits Beteiligungsmöglichkeiten an neu-
en, hochmodernen Steinkohlekraftwerken an. Die 
Unternehmen erhalten dafür über einen Zeitraum 
von 29 Jahren eine festgelegte Menge Strom zu 
reinen Erzeugungskosten. Das Interesse hieran 
seitens der Industrie hält sich bislang in Grenzen. 
Sie fordert stattdessen eine Beteiligung an bereits 
abgeschriebenen Kraftwerken, da ihnen die Kapi-
talkosten und das Risiko schwankender Rohstoff-
preise zu hoch sind. Herr Priggen, die Industrie 
würde mit Kusshand die alten Braunkohlekraft-
werke in Frimmersdorf übernehmen und weiter-
betreiben. Das dürfte, glaube ich, auch nicht in 
Ihrem Sinne sein. 

Meine Damen und Herren, ich komme zum 
Schluss. Das alles sollte man schon wissen, be-
vor man solche wohlfeilen Forderungen in den 
Raum stellt. Deshalb appelliere ich an die SPD, 
nicht das Geschäft der Grünen und der Linken zu 
betreiben und die Versorger fortwährend in Angst 
und Schrecken zu versetzen. Wem ständig mit 
Zwangsverkauf und Enteignung gedroht wird, der 
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ist bestimmt nicht bereit, in die dringend erforder-
liche Modernisierung und in den Ausbau neuer 
Kraftwerke und Netze zu investieren. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Brockes. – Frau Ministerin Thoben hat jetzt 
das Wort für die Landesregierung. 

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Wir hatten be-
reits am 24. Oktober in diesem Hause eine ener-
giepolitische Aktuelle Stunde zu dem Thema „Un-
gerechtfertigte Strompreiserhöhungen der Ener-
giekonzerne – Was tut die Landesregierung?“, 
ebenfalls auf Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen. 

Energiepolitisch ist vieles in Bewegung. Deshalb 
ist die neue Aktuelle Stunde durchaus berechtigt. 
Ein Vorwurf wird allerdings auch durch ständige 
Wiederholungen nicht richtiger, nämlich der der 
angeblichen Drangsalierung der Stadtwerke durch 
die Landesregierung. Hierüber haben wir schon 
vor vier Wochen diskutiert.  

Ich hatte auf die Eröffnung des GuD-Kraftwerks in 
Hamm hingewiesen. Dieses Projekt ist von vielen 
Stadtwerken gemeinsam realisiert. Das Projekt 
belegt anschaulich, dass die Reform des § 107 
Gemeindeordnung die marktgerechte Weiterent-
wicklung der Stadtwerke als Akteure der Energie-
versorgung gewährleistet. Stadtwerke dürfen sich 
zur Bedienung des Heimatmarktes an Kraftwer-
ken beteiligen und dürfen auch Kraftwerke bauen. 
Dass dies in der Praxis funktioniert, belegt nichts 
besser als das Projekt in Hamm.  

Es gibt auch andere Belege, Herr Römer: Mehre-
re Stadtwerke planen im Westmünsterland ge-
meinsam einen Gasspeicher. Die Rheinenergie 
beteiligt sich an den Mannheimer Stadtwerken, 
um insbesondere den Strombezug zu optimieren. 
Weitere Gemeinschaftsprojekte beim Kraftwerks-
bau werden geprüft.  

Dies alles begrüßt die Landesregierung. Die Rea-
lität sieht anders aus, als im Antrag unterstellt. 

Im inhaltlichen Kern spricht der Antrag eine Reihe 
energiepolitischer Punkte an. Ich gehe kurz ein 
auf den Vorwurf der Absprachen zwischen den 
vier großen Stromkonzernen. 

Wenn sie zutreffen, ist es ein Skandal. Der Präsi-
dent des Bundeskartellamts, Heitzer, ist bei der 
Anhörung im Ausschuss für Wirtschaft und Tech-

nologie des Deutschen Bundestages zur Novellie-
rung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen am 5. November auf diese Vorwürfe an-
gesprochen worden. Er hat gesagt – ich zitiere –: 

„Wir haben auch noch nicht alle Asservate, ins-
besondere die elektronischen, ausgewertet. Ich 
würde mal so sagen: Es sind zum Teil starke 
Indizien. Aber Beweise im strengen juristischen 
Sinne, soweit würde ich jetzt noch nicht gehen.“ 

Ich denke, wir sollten hier nicht über Mutmaßun-
gen und Indizien diskutieren, solange die Fakten 
nicht geklärt sind. Ich vertraue voll darauf, dass 
das Bundeskartellamt und die EU-Kommission 
den vorliegenden Anhaltspunkten nachgehen und 
die Sache weiter verfolgen. Sobald hier handfeste 
Ergebnisse vorliegen, will ich die gerne auch hier 
im Hause und in den Ausschüssen diskutieren. 

Sinnvoller und jetzt wichtiger ist die Diskussion, 
wie wir die wirtschaftlichen und rechtlichen Vor-
aussetzungen für einen funktionierenden Wettbe-
werb bei Strom und Gas in Deutschland verbes-
sern können.  

Mein Kollege, der hessische Wirtschaftsminister 
Rhiel, hat am Montag der Öffentlichkeit einen 
Vorschlag in Form des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Verbesserung der Marktstruktur bei Wettbe-
werbsversagen vorgestellt. Der Gesetzentwurf soll 
Anfang 2008 in den Bundesrat eingebracht wer-
den. Kernpunkt ist die Möglichkeit des Bundeskar-
tellamts, gegenüber marktbeherrschenden Unter-
nehmen bei Missbrauch der Marktstellung und 
fehlender Aussicht auf Verbesserung der Wettbe-
werbssituation den Verkauf von Vermögensteilen 
anzuordnen. 

Letzte Woche hat die Monopolkommission ihr 
Sondergutachten vorgelegt. Sie gelangt zu deut-
lich anderen Rezepten als Minister Rhiel. Zur För-
derung eines strukturell gesicherten Wettbewerbs 
hat sie ein detailliertes Maßnahmenbündel zu-
sammengestellt. Das Hauptaugenmerk legt sie 
auf die Senkung struktureller Marktzutrittschancen 
sowie auf die Stabilität und Verlässlichkeit des 
Wettbewerbs- und Regulierungsrahmens.  

In den Vorschlägen zur eigentumsrechtlichen Ent-
flechtung sieht sie einerseits die Möglichkeit der 
Verbesserung der Wettbewerbsstruktur, anderer-
seits spricht sie von nicht unerheblichen ökonomi-
schen Risiken und rechtlichen Problemen. Die 
Rede ist auch von der Möglichkeit, Investitionsan-
reize zu reduzieren. – Beim Letzteren legen wir, 
glaube ich, gemeinsam erheblichen Wert darauf, 
dass dies nicht passiert. 
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Im Ergebnis empfiehlt die Monopolkommission 
auf jeden Fall, die Wirkungen der erst 2005 in 
Kraft getretenen energierechtlichen Regelungen 
abzuwarten und zu beobachten.  

Sie sehen: Die Debatte ist von Unübersichtlichkei-
ten geprägt. Gerade deshalb gilt, dass Politik mit 
Augenmaß handeln muss. In der Energiepolitik 
werden Strukturentscheidungen getroffen, deren 
strategische Wirkung oder langjährige Folgen 
nicht mit einem Federstrich, ähnlich dem Abbruch 
eines Experiments, rückgängig gemacht werden 
können. 

Dies vorausgeschickt stelle ich fest: Die Landes-
regierung hüllt sich nicht in Schweigen, sie ist im 
Gegenteil sehr aktiv gewesen. Anfang dieses Jah-
res – Herr Römer, das mögen Sie für lächerlich 
halten – haben wir im Bundesrat einen Antrag auf 
Verlängerung der Preisgenehmigung für Haus-
haltskunden nach der Bundestarifordnung Elektri-
zität gestellt, und zwar vor dem Hintergrund, dass 
man die Aufhebung dieser Verordnung terminlich 
mit dem Inkrafttreten stärkerer kartellrechtlicher 
Durchgriffsmöglichkeiten hätte verknüpfen kön-
nen. Diese Verknüpfung wäre wenigstens ein 
kleiner Beitrag gewesen. Ich habe dafür leider 
keine Mehrheit gefunden. 

Die Landesregierung begrüßt und unterstützt 
ausdrücklich die Pläne des Bundes zur Verschär-
fung der kartellrechtlichen Missbrauchsaufsicht 
mit einem neuen § 29. Der Entwurf knüpft an die 
Erzielung unangemessener Gewinne an und sieht 
eine weitgehende Beweislastumkehr hinsichtlich 
preisrelevanter struktureller Gegebenheiten zulas-
ten des marktbeherrschenden Energieversorgers 
vor. Das bisher im Kartellrecht angewandte Ver-
gleichsmarktprinzip kann letztlich einen flächen-
deckenden Missbrauch zum Beispiel durch Preis-
erhöhungen im Gleichtakt nur eingeschränkt er-
fassen. Bei den leitungsgebundenen Energien ist 
nämlich nur ein Vergleich zwischen marktbeherr-
schenden Unternehmen möglich. Der Bundestag 
hat den Gesetzentwurf gestern mit kleinen Ände-
rungen beschlossen. 

Der Schlüssel zur tatsächlichen Verbesserung 
des Wettbewerbs – das ist unsere Überzeugung – 
liegt in der Erleichterung der Genehmigungsver-
fahren für neue Kraftwerke und im Ausbau der 
Grenzkuppelstellen zur Verbesserung des euro-
päischen Energieaustauschs. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Mit diesen Maßnahmen wird langfristig das Kapa-
zitätsangebot erhöht, das die Marktposition der 
Energieabnehmer verbessert. Es gibt durchaus 
Hinweise, dass die gegenwärtigen Preisbewe-

gungen auf dem Strommarkt mit einem Mangel an 
Erzeugungskapazitäten zu tun haben können. Der 
Ausbau der energiewirtschaftlichen Kapazitäten 
setzt am Kern des Problems an. Diese Lösungs-
option ist allen wie auch immer gearteten Ent-
flechtungskonzepten eindeutig überlegen. 

Der von der Monopolkommission ins Spiel ge-
brachte Gedanke eines Moratoriums für die Er-
weiterung von Erzeugungskapazitäten der markt-
beherrschenden Energieversorger geht in die an-
dere Richtung und wird deshalb abgelehnt. Wie 
soll ich mir erweiterte Kapazitäten wünschen, da-
mit der Markt eine weitere Chance hat, und es 
gleichzeitig denen, die investieren können, verbie-
ten? 

(Beifall von CDU und FDP) 

Meine Damen und Herren, die Landesregierung 
wird natürlich die eigentumsrechtlichen Entflech-
tungsvorschläge prüfen. Insbesondere die tat-
sächlichen Konsequenzen für Investitionen in die 
Netzinfrastruktur sowie in den Kraftwerkspark und 
die daraus folgenden mutmaßlichen Wettbe-
werbswirkungen müssen aber doch bedacht wer-
den, bevor man sich für einen solchen Weg stark 
macht. 

(Uwe Leuchtenberg [SPD]: Sagen Sie das 
mal Herrn Rhiel!) 

– Das tue ich, und zwar auch öffentlich. Es stimmt 
auch nicht, wie Herr Römer gesagt hat, dass ich 
mich nicht gemeldet hätte. Ich halte von dem Vor-
schlag von Herrn Rhiel nicht viel, weil ich mir im-
mer vorstelle: Wo sind die Käufer? Wer ist das? 

(Beifall von der FDP) 

Freue ich mich etwa am Ende, wenn Gazprom 
und EDF die Kraftwerke hier aufkaufen? Was ha-
be ich dann an Wettbewerb gewonnen? Ich möch-
te lieber die Frage besprechen, ob das geeignete 
Schritte zu mehr Wettbewerb sind. Deshalb wer-
den wir am Montag in der Wirtschaftsministerkon-
ferenz sicherlich noch einmal über dieses Thema 
reden. 

Auch bei der vertikalen Trennung der Produkti-
onsstufe muss bedacht werden: Welche Folgen 
sind daraus zu erwarten? Ist die Einschätzung der 
Monopolkommission wenigstens in Ansätzen rea-
listisch, dass das keinen Einfluss auf den Netz-
ausbau hat, den wir in den kommenden Jahren 
dringend brauchen werden? Darf ich dann solche 
Schritte tun? – Ich habe Zweifel. Wir werden uns 
auf jeden Fall mit sehr vielen Sachargumenten an 
der Debatte beteiligen. 



Landtag  16.11.2007 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/75 
 

 

 

8677

Für die Landesregierung sind Entflechtungsrege-
lungen unter anderem, aber nicht nur aus verfas-
sungsrechtlichen Gründen nur die Ultima Ratio 
nach Ausschöpfung aller anderen Möglichkeiten. 
Das werden wir auch zum dritten Binnenmarktpa-
ket der EU-Kommission demnächst im Bundesrat 
so vortragen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Frau Ministe-
rin, Ihre Redezeit ist zu Ende. Sie können sich 
gleich noch einmal melden. Das wäre kein Prob-
lem. 

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Gut, dann antworte ich spä-
ter noch einmal auf Herrn Römer. 

Präsidentin Regina van Dinther: Ja, danke 
schön. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Dann bitte ich jetzt Herrn Leuchtenberg von der 
SPD-Fraktion, das Wort zu ergreifen. 

Uwe Leuchtenberg (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Wir haben gerade er-
fahren: Grüne manipulieren, und die SPD hat die 
Macht, Versorger in Angst und Schrecken zu ver-
setzen. Ich glaube, das will keiner der Angespro-
chenen, weder wollen die Grünen manipulieren 
noch wollen wir jemanden in Angst und Schre-
cken versetzen. Wir wollen Klarheit im Energie-
sektor. 

Norbert Römer hat eben sehr deutlich dargestellt, 
dass die Landesregierung den Wettbewerb aus 
unserer Sicht eher behindert als stärkt. Der hessi-
sche Wirtschaftsminister, über den Frau Thoben 
gerade bereits gesprochen hat – immerhin Ihr 
Parteifreund, Frau Thoben – hat im Gegensatz zu 
Ihnen wenigstens schon einen Vorschlag für mehr 
Wettbewerb gemacht; einen sehr weitgehenden 
Vorschlag, über den man sicherlich geteilter Mei-
nung sein darf. Ich hoffe, dass Sie das, was Sie 
vorhin gesagt haben, nicht nur im verborgenen 
Kämmerlein an ihn weitergeben, sondern sehr 
deutlich sagen werden. 

(Ministerin Christa Thoben: Hätten Sie in Zei-
tungen schon nachlesen können, lieber Herr 
Leuchtenberg!) 

– Das kommt dann wahrscheinlich nicht so an. Ich 
weiß nicht, wem Sie das alles erzählen. 

Die NRW-Landesregierung hat dann am vergan-
genen Dienstag – daran können Sie sehen, was 

wir wahrnehmen – durch Frau Thoben in einer 
Pressemeldung … 

(Ministerin Christa Thoben: Schrecklich! 
Wenn Sie das nicht lesen!) 

– Doch, ich habe zum Beispiel Ihre Pressemittei-
lung gelesen. – … hierzu nochmals ihre Konzept-
losigkeit dokumentiert. Denn jetzt redet die Lan-
desregierung plötzlich von der Entschlackung von 
Genehmigungsverfahren. Dies hat man wohl als 
neue Spielwiese entdeckt. Lassen Sie mich dazu 
zwei Anmerkungen machen: 

Wenn es an der Dauer von Genehmigungsverfah-
ren etwas zu kritisieren gibt, sagen Sie es doch 
einfach Ihrem dafür zuständigen Kabinettskolle-
gen, dem Umweltminister. Dem reden Sie sonst 
auch immer rein. Sie reden ihm die Biomassenut-
zung schlecht, und Sie behindern das Repowering 
auf den Bauernhöfen.  

Wenn Sie nicht mit dem Umweltminister sprechen 
wollen, hören Sie einfach auf den guten Rat der 
Wirtschaft – ich zitiere –: „Dieser gebündelte Sach-
verstand“ – der Bezirksregierungen – „war in der 
Vergangenheit gerade der Garant dafür, dass 
komplexe Genehmigungsverfahren in der Regel 
schnell und effizient durchgeführt werden konn-
ten …“ Die Verlagerung von Genehmigungsverfah-
ren auf die Kreise und kreisfreien Städte dürfte „für 
die Mehrzahl der Unternehmen zusätzliche Belas-
tungen durch längere Verfahrenslaufzeiten … er-
geben.“ 

Dieses Zitat entstammt einer aktuellen Stellung-
nahme der Industrie- und Handelskammern zur 
vorgesehen Kommunalisierung von Zuständigkei-
ten. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich gehe davon aus, dass auch Frau Thoben dem 
Gesetzentwurf, der Genehmigungsverfahren nicht 
verkürzt, sondern verlängert, im Kabinett zuge-
stimmt hat.  

Frau Thoben, die Pressemitteilung ist wie Ihre 
Rede von Ende Oktober ein weiterer Beleg dafür, 
dass Sie keinerlei Konzept haben. 

Vor drei Wochen hat E.ON erneut Strompreiser-
höhungen von bis zu 10 % angekündigt. Anfang 
dieser Woche kamen die neuen Zahlen von E.ON. 
Gewinn in den ersten neun Monaten: 7 Milliar-
den €. 

Die Debatte und die Lösungsvorschläge aus an-
deren Bundesländern machen eines deutlich: E-
nergiewirtschaft ist ein hochpolitisches Feld. Wir 
müssen die richtigen Lösungen politisch erzielen. 
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Dies gilt gleichermaßen für die Begrenzung der 
Strompreise, die Wettbewerbsfähigkeit der nord-
rhein-westfälischen Industrie, die Erneuerung des 
Kraftwerksparks und den engagierten Klima-
schutz. 

Norbert Römer hat klar herausgearbeitet: Die 
schwarz-gelbe Landesregierung hat kein energie-
politisches Konzept. Dies zeigt auch ihr Verhalten 
bei der Drohung erneuter Strompreiserhöhungen. 
Frau Thoben fordert die Verbraucher mit großen 
Worten auf, konsequent den Anbieter zu wech-
seln. Offensichtlich hat die für Energiewirtschaft in 
Nordrhein-Westfalen zuständige Ministerin über-
haupt noch nicht bemerkt, dass die Möglichkeiten 
der Verbraucher hier sehr, sehr begrenzt sind. 

(Holger Ellerbrock [FDP]: Haben Sie denn 
schon gewechselt?) 

Dies liegt an der Anbieterstruktur. Die meisten 
Anbieter – insbesondere die Stadtwerke – sind 
nicht in der Lage, ihren Strom selber herzustellen. 
Sie sind darauf angewiesen, bei einem der vier 
Großen Strom zu erwerben und weiterzuverkau-
fen. Echte Alternativen für den Verbraucher sind 
also derzeit noch rar. 

Wir haben vor drei Wochen die entscheidenden 
Punkte dargestellt. Klar ist: Die Strompreiserhö-
hungen der Energiekonzerne sind ungerechtfer-
tigt. Sie sind nicht durch gestiegene Stromherstel-
lungskosten begründet. Auch der Verweis von 
E.ON auf gestiegene Strombeschaffungskosten 
ist leicht zu durchschauen. E.ON kauft Strom bei 
E.ON. Die Herstellung des Stroms bei E.ON hat 
sich nicht in dem Maße verteuert. Weder die Löh-
ne der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter noch die 
Kapitalkosten sind um 10 % gestiegen.  

Lassen Sie mich an dieser Stelle noch eine An-
merkung zu den Löhnen der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in den Betrieben bei den Stadtwerken 
machen. Die Kolleginnen und Kollegen werden in 
ihrer Freizeit am Stammtisch für die hohen 
Strompreise verantwortlich gemacht. Sie sind die 
Buhmänner, die beschimpft werden, nicht die 
Konzerne, nicht die Aktionäre.  

Es ist unerträglich, wenn ihnen dann gleichzeitig 
am nächsten Morgen in ihren Unternehmen etwas 
von Restrukturierungsnotwendigkeiten, Effizienz-
reserven, Portfoliooptimierungen und Anreizregu-
lierungen erzählt wird, hinter denen sich nur eines 
verbirgt: Stellenabbau, Lohnkürzungen und Ge-
winnmaximierung. Deshalb ist es nur gerecht, 
dass die Belegschaften auch einen Anteil der 
Gewinne in ihrer Lohntüte sehen wollen. Dieser 
Anteil ist nicht die Ursache für überhöhte Strom-
preise.  

Es gibt nur einen Bestandteil der Strompreise, der 
kontinuierlich steigt: die Gewinne der vier großen 
Energieversorger. Offensichtlich funktioniert der 
Markt noch nicht. Wir haben keinen echten Wett-
bewerb auf dem Strommarkt. Politisches Ziel 
muss es sein, einen echten und fairen Wettbe-
werb zu ermöglichen. Deshalb bleiben wir Sozial-
demokraten bei den gleichen Schlussfolgerungen 
wie vor zwei Wochen: 

Erstens. „Privat vor Staat“ ist kein Lösungskon-
zept, mit dem wir einen echten Wettbewerb für ei-
ne preisgerechte Stromversorgung erreichen. 
Auch wenn dies mit Ihrem Dogma „Privat vor 
Staat“ nicht zur Deckung zu bringen ist: Fairer 
Wettbewerb entsteht nicht dadurch, dass man den 
Markt unreguliert sich selbst überlässt. Fairer 
Wettbewerb braucht staatliche Leitplanken. Sonst 
sind die Verbraucherinnen und Verbraucher sowie 
die auf Energiebezug angewiesene Wirtschaft die 
Leidtragenden. 

Zweitens. Nur neue, starke Wettbewerber können 
für echten Wettbewerb auf dem Strommarkt sor-
gen. Wirksamstes Mittel auf dem Weg zu mehr 
Wettbewerb ist es, neuen Wettbewerbern echte 
Marktchancen einzuräumen und ihnen möglichst 
gute Startchancen zu bieten. Ich sehe keinen an-
deren als starke Stadtwerke, die in der Lage wä-
ren, dem Oligopol der vier großen Stromerzeuger 
Paroli zu bieten. 

(Beifall von der SPD) 

Auch deshalb müssen wir die Position der Stadt-
werke stärken und nicht § 107 verschärfen. 

Wir brauchen einen echten Wettbewerb bei der 
Erzeugung. Neue hoch effiziente Kraftwerke müs-
sen die Chance haben, mit abgeschriebenen CO2-
Schleudern zu konkurrieren. Auch dazu brauchen 
wir den Emissionshandel, der dem CO2 einen 
Preis gibt. Sonst wird der Strom zwar billig, aber 
klimaschädlich hergestellt und teuer verkauft. Da-
bei führt kein Weg an leistungsstarken Stadtwer-
ken und hoch effizienten neuen Kraftwerken – 
auch und gerade mit fossilen Energieträgern und 
Kraft-Wärme-Kopplung – vorbei. – Vielen Dank. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Leuchtenberg. – Für die CDU spricht Herr 
Weisbrich. 

Christian Weisbrich (CDU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! In jeder 
Plenarrunde das gleiche Thema auf Antrag der 
Grünen, immer nur in anderer Verpackung. Die 
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Grünen bemühen sich wenigstens um Originalität, 
Sozialdemokraten sind da nur Trittbrettfahrer. 
Deswegen will ich mich mit den Argumenten von 
Herrn Römer und dem Kollegen Leuchtenberg 
nicht weiter auseinandersetzen. Kollege Leuch-
tenberg, mir fällt hier gerade zu dem, was Sie e-
ben gesagt haben, der lateinische Spruch „Si ta-
cuisses, philosophus mansisses“. ein: Hättest du 
geschwiegen, wärst du klüger geblieben. Aber ich 
möchte mich mit dem befassen, was Herr Priggen 
beantragt hat.  

Sie wissen, lieber Kollege Priggen, ich schätze 
Ihre Geistesblitze in der Regel sehr. Aber was Sie 
sich mit der Begründung zu dieser Aktuellen 
Stunde geleistet haben, ist wirklich gequirlter Un-
sinn. Sie klagen über die Situation, weil – nach 
Aussage des Bundeskartellamtes – starke Hin-
weise auf Preismanipulationen der vier großen 
Stromkonzerne vorliegen. – Gut, dieses Gefühl 
haben wir auch.  

Aber, was soll die Landesregierung tun? Was 
kann sie tun? An der Preisfront sind doch der 
Landesregierung weitgehend die Hände gebun-
den. Warum?  

Der Grund ist: Rot-Grün hat mit dem Zweiten Ge-
setz zur Neuregelung des Energiewirtschafts-
rechts vom 12. Juli 2005 die Preisaufsicht der 
Bundesländer abgeschafft.  

(Ministerin Christa Thoben: Ja!) 

Die Preisgenehmigungspflicht nach der Bundesta-
rifverordnung Elektrizität ist zum 30. Juni 2007 
ausgelaufen – gegen die ausdrücklichen Warnun-
gen von Christa Thoben. Hilfestellung von Ihnen 
in dieser Situation: Fehlanzeige. 

Liebe Freunde von den Grünen, hätten Sie die 
Strompreisaufsicht der Länder nicht abgeschafft, 
ohne zuvor das Kartellrecht des Bundes ausrei-
chend zu schärfen, bräuchten Sie jetzt keine Kro-
kodilstränen zu vergießen und scheinheilig zu fra-
gen: Was tut die Landesregierung? 

In dieser ausgesprochen bescheidenen Lage, die 
Sie mit herbeigeführt haben, hat die Ministerin je-
den, aber auch wirklich jeden Spielraum genutzt, 
der ihr noch verblieben ist.  

(Beifall von Helmut Stahl [CDU]) 

Von Anfang an hat sie kartellrechtliche Überprü-
fungen öffentlich angemahnt. Sie hat die Verbrau-
cherinnen und Verbraucher aufgefordert, teure 
Stromanbieter konsequent zu wechseln. Den da-
zu benötigten Tarifrechner hat sie über das Inter-
net frei Haus geliefert.  

All das sind Maßnahmen, die Sie zu Ihrer Regie-
rungszeit – ich kann es nicht anders sehen – un-
terlassen oder verpennt haben. Ich weiß es nicht. 
Sie haben es auf jeden Fall nicht gemacht.  

(Beifall von der FDP)  

Sie klagen des Weiteren mit einem vorwurfsvollen 
Unterton: Der hessische Wirtschaftsminister for-
dert ein Gesetz, das die großen Stromkonzerne 
zum Verkauf von Kraftwerken zwingen soll. 

Als ob das die Lösung wäre, Herr Kollege Priggen – 
bei Ihrem Wissensstand und Ihrem Intelligenzquo-
tienten! Wer soll denn diese Kraftwerke kaufen? 
Wer soll, bitte schön, die benötigten Milliarden auf-
bringen? Die Franzosen über die staatliche EdF? 
Die Russen mit Unterstützung von Herrn Schröder 
über Gazprom? Shell oder BP? Selbstfindungs-
gruppen von Greenpeace oder Attac? Oder sollen 
gar Bund und Länder einspringen und neue volksei-
gene Betriebe schaffen? 

(Demonstrativer Beifall von Rüdiger Sagel 
[fraktionslos]) 

Liebe Freunde, denjenigen, die solche Vorschläge 
unterbreiten, kann ich nur zurufen: Lasst diesen 
Unsinn! Forciert lieber den Ausbau der Grenzkup-
pelstellen und öffnet den deutschen Strommarkt 
für zusätzliche Anbieter. 

Eine weitere Strophe Ihres Klagegesangs lautet: 
EU-Wettbewerbskommissarin Nelly Kroes besteht 
auf der Trennung von Produktion und Netzen. 

Na fein; machen wir das. Wer übernimmt die Net-
ze – 36.000 km Höchstspannung, 75.000 km 
Hochspannung, 500.000 km Mittelspannung und 
1 Millionen km Niederspannung? Ich gehe einmal 
davon aus, dass das gewiss keine Heuschrecken 
sein sollen, sondern nach Ihrer Philosophie „Alle 
Infrastruktur zum Staat“ der Staat. Straßen, 
Schienen, Leitungsnetze, Telefonnetze – alles 
zum Staat. 

(Demonstrativer Beifall von Rüdiger Sagel 
[fraktionslos]) 

Wir haben gerade mit Erfolg die Telefonnetze pri-
vatisiert. Das werden wir also wieder rückgängig 
machen. 

Dann bleibt natürlich die Frage: Wer macht das? 
Machen das der Bund oder die Länder? – Weitere 
Fragen sind: Von welchem Geld? Und wer küm-
mert sich künftig um Sicherheit und Leistungsfä-
higkeit der Netze? – Wir haben die Diskussion 
über die im Winter umgefallenen Strommasten 
noch gut im Hinterkopf. Im Übrigen möchte ich 
einmal den dazu benötigten Behördenmoloch se-
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hen, seine kundenfreundliche Tarifgestaltung e-
benfalls. 

Abschließend behaupten Sie noch, die Landesre-
gierung drangsaliere die Stadtwerke und sei damit 
ein Hilfsorgan der Stromkonzerne. Die Kollegen 
von der SPD sind ja auch nicht weit davon weg. 

Meine Damen und Herren, das Gegenteil ist doch 
richtig. Das neu gefasste Gemeindewirtschafts-
recht fordert die Stadtwerke geradezu auf, sich 
auf ihr Kerngeschäft und damit auf die Energie-
versorgung zu konzentrieren. 

(Beifall von Holger Ellerbrock [FDP] – La-
chen von der SPD – Rüdiger Sagel [frakti-
onslos]: Das glauben Sie doch selber nicht!) 

Doch was machen die Unternehmen? Anstatt sich 
auf Energielieferung und dezentrale Erzeugung zu 
konzentrieren, suchen sie mit Unterstützung von 
Rot-Grün nach neuen, lukrativen Betätigungsfel-
dern außerhalb des Energiesektors. 

(Beifall von Holger Ellerbrock [FDP]) 

Im Strategiepapier „Stadtwerk der Zukunft“ heißt 
es – ich darf zitieren –: 

„Wettbewerbsaktivitäten im Energiemarkt wer-
den reduziert.“ 

Und weiter: 

„Das EVU reduziert seine Investitionen ins Netz 
auf ein Minimum und baut mit dem gewonne-
nen Kapital die Handels- und Vertriebsaktivitä-
ten aus.“ 

(Minister Andreas Krautscheid: Hört, hört!) 

Als Alternativstrategie wird Folgendes angeboten – 
ich zitiere –: 

„Um die Anforderungen des eigentumsrechtli-
chen Unbundling zu erfüllen, trennt sich das 
EVU von den risikobehafteten Wettbewerbsbe-
reichen Erzeugung, Handel und Vertrieb und 
konzentriert sich als Netzbetreiber auf den Mo-
nopolbereich, das Sparbuch Netze.“ 

Meine Damen und Herren, das muss man sich 
einmal vergegenwärtigen! Vor diesem Hintergrund 
müssen Sie über das reden, was in diesem Sektor 
passiert. Schimpfen Sie also nicht auf die Landes-
regierung, sondern setzen Sie sich für Stadtwer-
ke-Strategien ein, die über den Aufbau dezentra-
ler Erzeugungskapazitäten zu günstigen Verbrau-
cherpreisen führen. 

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Eine letzte Anmerkung, meine Damen und Her-
ren: Wir als CDU sind der Ministerin ausgespro-

chen dankbar dafür, dass sie in der Energiepolitik 
auf seriöse, durchdachte Lösungen setzt und sich 
nicht an dem Sport beteiligt, jeden Tag eine neue 
Sau durchs Dorf zu jagen. Das, was Sie und Ma-
cho Gabriel betreiben, ist politische Kraftmeierei, 
die außer dem eigenen Ego niemandem nützt. – 
Schönen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke, Herr 
Weisbrich. – Für die FDP spricht nun Herr Kollege 
Ellerbrock. 

Holger Ellerbrock (FDP): Frau Präsidentin! Mei-
ne Damen und Herren! Eine Aktuelle Stunde gibt 
dem Kollegen Römer die Gelegenheit, nicht zum 
Antrag zu reden, sondern seine Textbausteine 
„Was ich schon immer gegen die Landesregie-
rung vorbringen wollte“ herauszusuchen. Ich habe 
auch nicht unbedingt eine Relation zwischen sei-
nem Beitrag und der Rede des Kollegen Priggen 
feststellen können. 

Frau Ministerin, Sie haben eben sehr deutlich ge-
sagt, eine Strompreisabsprache sei unerträglich. 
Dafür danke ich Ihnen ebenso wie dafür, dass Sie 
ein klares Wort zu dem Vorschlag Ihres hessi-
schen Kollegen zur Enteignung von Kraftwerken 
gefunden haben. 

Dass Sie die Strompreisaufsicht der Länder ein-
gefordert haben, musste Herr Kollege Weisbrich 
hier noch einmal deutlich machen, weil das an-
scheinend nicht allen Kollegen im Landtag so be-
kannt war. Schönen Dank dafür, Herr Kollege. 

Herr Kollege Priggen, auf die Drangsalierung der 
Stadtwerke, die Sie in Ihrem Antrag thematisieren, 
möchte ich gar nicht näher eingehen. Da unter-
schreibe ich genau das, was mein Kollege 
Weisbrich eben dazu ausgeführt hat. 

Herr Leuchtenberg, Sie haben unter Bezugnahme 
auf die Energiepolitik gesagt, die Ministerin rede 
dem Umweltminister immer rein. Ist Ihnen der 
Gedanke, dass in der Landesregierung zwischen 
unterschiedlichen Ministerien eine eng verzahnte 
Kooperation erfolgt, eventuell vollends fremd? Es 
ist eigentlich eine Selbstverständlichkeit, dass hier 
so gehandelt wird. 

Herr Leuchtenberg, Sie haben kritisiert, die In-
dustrie habe sich hinsichtlich der Gewerbeaufsicht 
und der Genehmigungsverfahren beklagt. Ist Ih-
nen denn entgangen – das ist übrigens bereits un-
ter Ihrer Regierungsverantwortung eingeleitet 
worden –, dass bei Großprojekten und komplizier-
ten Genehmigungsverfahren völlig zu Recht nach 
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wie vor die langjährig qualifizierten und gut arbei-
tenden Bezirksplanungsregierungen zuständig 
sind? Was Sie da eben erzählt haben, kann doch 
nicht wahr sein. 

Daran und an der Tatsache, dass Sie, indem Sie 
die Gehaltsstruktur in Verbindung mit den Gewin-
nen von Energiekonzernen ansprechen, praktisch 
offiziell Tarifverhandlungen im Landtag einführen 
wollen, kann ich nur erkennen, dass Sie hier pro 
domo sprechen. Das ist auch eine interessante 
Art. 

Außerdem haben Sie etwas gesagt, was ich aus-
gesprochen spannend finde und sehr begrüße, 
wenn es denn so ist. Sie haben nämlich neue 
Wettbewerber gefordert. Daraus habe ich ent-
nommen, dass die SPD-Fraktion im Regionalrat 
Düsseldorf nunmehr Ende November dafür eintre-
ten wird, dass die Errichtung von Kraftwerken re-
gionalplanerisch nicht mehr durch Einzelinteres-
sen behindert werden soll, sondern in jedem Ge-
werbe- und Industriegebiet möglich sein soll. 

(Beifall von Christian Weisbrich [CDU]) 

Ich muss sagen: Aufgrund der Entwicklung im 
Regierungsbezirk Düsseldorf kann ich diese regi-
onalplanerische Konzeption von Ihnen zwischen-
zeitlich nur noch unterstützen. Ich finde das aus-
gesprochen gut. Das hätten Sie allerdings deutli-
cher sagen sollen. Trotzdem finde ich es gut. 

(Beifall von der FDP) 

Meine Damen und Herren, zwischen der Rede 
des Kollegen Priggen, dessen energiepolitische 
Fachkompetenz ich sehr schätze, und dem vorlie-
genden Antrag habe ich – lassen Sie mich das 
ganz deutlich sagen – erhebliche Unterschiede 
feststellen müssen.  

Bei dem Antrag habe ich immer gedacht: Was soll 
das eigentlich? Mehr Wettbewerb Ja, aber bitte 
keine Kondensationskraftwerke und schon gar 
keine Kernkraftwerke. Zerschlagung und Enteig-
nung – aus dem Antrag ablesbar – Ja, aber 
gleichzeitig Investitionen und Ausbau der Netze 
oder erneuerbare Energien. Das ist dann der VEB 
Energie des Staates. Das kann der Kollege Prig-
gen ja eigentlich gar nicht meinen. Höhere Preise: 
Ja, aber dann höhere Preise bei hohem Staatsan-
teil, Regulierung auf allen Ebenen. Dann kommt 
wieder die Argumentation des Liberalismus. Kraft-
Wärme-Kopplung: Ja, aber Grüne vor Ort: Nein 
zur Kraft-Wärme-Auskopplung in Krefeld. Dann 
sagt man auf der anderen Seite: Um Gottes Wil-
len die Strombörse, da werden ja Preise manipu-
liert und in die Höhe getrieben. – Das verkennt 
aber, dass selbst die Bundesregierung mit CO2-

Emission-Trading, Kraft-Wärme-Kopplung, EEG, 
Ökosteuer und Erhöhung der Mehrwertsteuer ei-
ner der größten Preistreiber der letzten zehn Jah-
re war. Und zusätzlich – ich erinnere an die Dis-
kussion vorige Tage – die Forderung nach erhöh-
tem Ausbau der Kraft-Wärme-Nutzung im Ruhr-
gebiet und einem Ausbau eines Wärme-EEG! – 
Das passt doch alles nicht zusammen.  

(Beifall von FDP und Christian Weisbrich 
[CDU]) 

Meine Damen und Herren, meine Redezeit ist zu 
Ende. Das passt alles nicht zusammen, was da 
kommt. Schade! Ich hätte mich gerne anders mit 
dem Kollegen Priggen auseinandergesetzt. Aber 
dann kamen die Äußerungen vom Kollegen Römer 
und von Herrn Leuchtenberg. Abgesehen von der 
Meinung von Herrn Leuchtenberg, Kraftwerke seien 
in jedem GIB genehmigungsfähig – das Übrige wird 
dann durch das Bundes-Immissionsschutzgesetz 
geregelt werden, das ist in Ordnung. – Danke 
schön.  

(Beifall von FDP und Christian Weisbrich 
[CDU] – Thomas Eiskirch [SPD]: Begeiste-
rung, Herr Weisbrich!) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Ellerbrock. – Es hat nun Herr Priggen von 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen das Wort.  

Reiner Priggen (GRÜNE): Lieber Herr Ellerbrock, 
lieber Herr Brockes, das ganze Wortgeschwurbel 
kann doch nicht darüber hinwegtäuschen: Es ist 
eigentlich eine sehr klare und einfache Kernfrage. 
Um die haben Sie sich in weiten Teilen herumge-
drückt. Das waren keine zusammenhanglosen Zi-
tate, sondern sie stammten alle aus der Anhörung 
zum Bundesgesetz in dieser Woche. Wir haben 
ein Versagen des Marktes im Energiebereich.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wir haben vier große Konzerne, die den Markt 
dominieren. Das wissen wir alle. Die Kernfrage ist: 
Wie können wir tatsächlich einen Markt schaffen? 
Auf diese Frage muss man Antworten geben.  

Herr Kollege Weisbrich, der Gesetzentwurf 
stammt vom CDU-Wirtschaftsminister aus Hes-
sen. Den haben nicht die Grünen gemacht, nicht 
ich. Den hat er gemacht. Jetzt ist der Mann im 
Wahlkampf. Aber ich habe schon den Anspruch, 
dass er einen Vorschlag macht, der zwar nicht 
richtig sein muss, aber von dem er meint, dass er 
seriös ist, und mit dem man sich als Mechanismus 
auseinandersetzen muss.  
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Es geht darum, ob man, wenn eine Firma einen 
Markt so dominiert wie zum Beispiel E.ON im E-
nergiebereich, im Gasbereich und auch im Strom-
bereich, sagt: Ihr müsst bestimmte Anlagen an 
andere verkaufen. – Mit der Frage, ob das ein 
Mechanismus ist, kann man sich sachlich ausei-
nandersetzen.  

(Christian Weisbrich [CDU]: Grenzen auf!) 

Das ist nicht der Belzebub. Das ist ein Vorschlag, 
Herr Weisbrich. 

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

– Herr Brockes, hören Sie lieber zu! Sie haben 
eben so viel Unkenntnis gezeigt, als Sie geredet 
haben. Jetzt hören Sie lieber einen Moment zu!  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Auf die Kernfrage, wie Sie den Markt herstellen 
wollen, haben Sie keine Antwort gegeben. 

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

– Herr Brockes, ich kann Sie nicht verstehen und 
Sie dürfen leider auch keine Frage stellen. Ich 
würde Sie ja gerne fragen lassen, aber das dürfen 
Sie in der Aktuellen Stunde nicht.  

(Dietmar Brockes [FDP]: Was ist denn mit 
Stromsteuern senken? – Carina Gödecke 
[SPD]: Dann tun Sie es auch!) 

– Sind Sie jetzt ruhig, wenn ich die Frage beant-
worte, damit ich dann weiter reden kann?  

(Beifall von der SPD) 

Ich antworte auf die Frage ja gerne, aber wir müs-
sen hier doch irgendwie zu einer Verständigung 
kommen. – Der Präsident ist damit einverstanden.  

Herr Brockes, ich teile nicht alle Auffassungen von 
Herrn Rhiel, um das ganz klar zu sagen. Wir sind 
auch nicht in einer Partei. Darum geht es auch gar 
nicht. Es geht um die Kernfrage, wie wir Markt im 
Energiebereich herstellen. Dazu hat Herr Rhiel 
einen Vorschlag gemacht.  

Was die Frage nach den Steuern angeht, will ich 
Ihnen auch eine klare Antwort geben: Der Staat 
braucht Steuern, um seine Aufgaben zu erledigen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Tun Sie nicht so, als ob Sie als FDP keine Steu-
ern brauchen würden! Man kann immer über die 
Höhe streiten. Aber dass der Staat nicht auf E-
nergiesteuern verzichten kann, das wissen Sie 
ganz genau. Solange Sie in der Bundesregierung 
waren, haben Sie mit Ihren Wirtschaftsministern 

Bangemann, Möllemann und wie sie alle hießen, 
auch die Steuern erhöht.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Aber jetzt kommen wir auf die Kernfrage zurück, 
damit Sie mir nicht ausbüchsen. Auf die Frage, wie 
wir den Markt herstellen, gibt es bei Ihnen nur eine 
Antwort – das hat die Ministerin auch gesagt –: 
Das ist die Preisaufsicht. Das ist das einzige In-
strument aus dem ganzen Katalog der Maßnah-
men, das Sie an der Stelle akzeptieren. Weder ist 
Frau Kroes, die die Trennung von Netz und Betrieb 
vorschlägt, eine Grüne noch ist Rhiel ein Grüner 
noch ist die Monopolkommission, die „neue Kraft-
werke durch neue Marktteilnehmer“ sagt, eine grü-
ne Vereinigung. Sie haben nur der Stromaufsicht 
zugestimmt. Sie wissen aber ganz genau: Die 
Strompreisaufsicht … 

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

– Ja, jetzt beim Bund soll sie wieder kommen, a-
ber Sie haben nur diesem Instrument zugestimmt. 
Alle anderen haben Sie abgelehnt. Dieses Instru-
ment taugt nicht – das wissen Sie ganz genau –, 
weil es nur bei Missbrauch greift, wenn die Preis-
erhöhung über 10 % liegt. Wenn sich die Konzer-
ne – abgesprochen oder nicht abgesprochen – 
symmetrisch bewegen, dann – das wissen Sie 
ganz genau – greift es nicht.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Insofern haben solche Debatten ja auch immer 
einen Sinn.  

Der VIK, der Verband der Industriellen Energie- 
und Kraftwirtschaft, ist ja auch keine grüne Verei-
nigung. Dieser Verband hat jetzt in der Anhörung 
des Bundestages gesagt, 2005 sind industriellen 
und privaten Verbrauchern durch die Konzerne 
über 9 Milliarden € ungerechtfertigt aus der Ta-
sche gezogen worden. Dass die Preistreiberei der 
Konzerne auf einen Mangel an Erzeugungskapa-
zitäten zurückzuführen sei, wie Frau Thoben aus-
geführt hat, habe ich noch nie gehört, noch in kei-
ner Stellungnahme, in keiner Anhörung.  

Ganz im Gegenteil: Wir sind zunehmend Strom-
exportland. Ich gucke mir das immer wieder an. 
Denn es kommt ja immer der Vorwurf, die Bun-
desrepublik importiere Atomstrom aus Frankreich, 
und die Grünen seien daran schuld. Wir waren 
über Jahre plus/minus null, die Bundesrepublik 
Deutschland war bei bestimmten Austauschen im 
Stromimport/-export immer null. Und seit einigen 
Jahren sind wir mit ganz deutlich zunehmender 
Tendenz Stromexportland.  

(Beifall von den GRÜNEN) 
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Es ist eine Kapazität von mindestens 4.000 oder 
5.000 Megawatt.  

Bundesminister Gabriel hat kürzlich in Krefeld in 
einer Diskussion um das neue Kraftwerk dort ge-
sagt: Wir wollen Exportland werden, um Frank-
reich und Spanien, die Defizite haben, zu versor-
gen. Da gibt es eine ganz klare Tendenz. – Ich 
weiß auch, dass in diesem Jahr zeitweilig sieben 
Atomreaktoren stillgestanden haben, weil die Din-
ger nicht so zuverlässig sind, wie Sie immer mei-
nen.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Aber dass wir eine Mangelsituation hätten, ist bis-
her nirgendwo Teil der Debatte gewesen. Und ich 
habe mir alle Beiträge zur Anhörung in dieser 
Woche zum Bundesgesetz, zum Preismissbrauch 
sorgfältig durchgelesen. Die Argumente waren 
sehr, sehr interessant. Das müssten wir noch ver-
tiefen. Deswegen ist es für mich ganz neu, dass 
das jetzt angeführt wird.  

(Vorsitz: Vizepräsident Edgar Moron) 

Mein Fazit ist: Ich sage heute gar nicht, dass wir 
den einen entscheidenden Baustein haben. Denn 
die Trennung der Netze und des Betriebes ist 
auch in der konkreten Umsetzung nicht einfach; 
das ist mir auch klar. Man muss den EU-
Vorschlag gründlich diskutieren. Aber der Vor-
schlag der Monopolkommission, zeitlich befristet 
Neuen eine stärkere Chance zu geben, ist aus 
meiner Sicht am einfachsten umsetzbar. Auch 
den Vorschlag von Herrn Kollegen Rhiel muss 
man im Detail diskutieren. Man muss sich aller-
dings auf die Debatte einlassen. Und das ist es, 
was ich beklage, 

(Beifall von den GRÜNEN) 

dass Sie trotz all der konkreten Vorschläge keinen 
aus Nordrhein-Westfalen liefern, sondern sich 
praktisch hinter der untauglichen Regelung in § 29 
bei Herrn Glos verstecken, von dem alle Experten 
in der Anhörung gesagt haben, er werde Markt-
neuzutritte verhindern, er werde sie nicht fördern, 
er werde neue Anbieter verhindern. 

Vizepräsident Edgar Moron: So, Kollege Prig-
gen, jetzt müssen Sie doch langsam Schluss ma-
chen. Ich habe Ihnen etwas mehr Zeit gelassen, 
weil Sie einen privaten Disput mit dem Kollegen 
Brockes hatten, was in der Aktuellen Stunde ei-
gentlich nicht zulässig ist. Aber jetzt müssen wir 
langsam Schluss machen. 

Reiner Priggen (GRÜNE): Ich bedanke mich für 
die Aufmerksamkeit und freue mich auf die weite-
re Debatte. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Priggen. – Jetzt hat Herr Abgeordneter 
Sagel das Wort. Bitte schön. 

(Dietmar Brockes [FDP]: Jetzt kommt der 
andere Teil der Fraktion!) 

Rüdiger Sagel*) (fraktionslos): Herr Präsident! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Zunächst möch-
te ich mich bei den Grünen für die Aktuelle Stunde 
bedanken. Ich habe als fraktionsloser Abgeordne-
ter der Linken ja kein Antragsrecht für eine Aktuel-
le Stunde. Insofern finde ich es gut, dass Sie es 
hier gemacht haben. 

(Dietmar Brockes [FDP]: Echt?) 

Jetzt hat auch das Bundeskartellamt Alarm ge-
schlagen. Was Verbraucherschützer, Umwelt-
schützer, die Linke und auch Grüne hier immer 
wieder kritisiert haben, ist jetzt eingetreten. Es ist 
in der Tat nicht so, wie es hier dargestellt worden 
ist, dass nämlich Angst und Schrecken verbreitet 
werden, sondern das ist die Realität.  

Herr Weisbrich, es geht hier auch nicht um Gefüh-
le. Man muss vielmehr fragen: Was haben uns die 
neoliberalen Weltverbesserer gebracht? Abzocke 
an der Steckdose, Preisabsprachen, Manipulati-
on! Das ist es, was wir hier erlebt haben. 

Wir erleben genau das Gegenteil von Wettbe-
werb. Wir haben keine Kontrolle durch die öffentli-
che Hand. Wir haben hier in der BRD vier Besat-
zer: Das sind die vier großen Energiekonzerne. 
Sie haben ein Oligopol; man könnte auch sagen, 
dass sie regionale Monopole haben. Sie machen 
Milliardengewinne auf Kosten der Verbraucherin-
nen und Verbraucher. 

Und was macht die NRW-Landesregierung? Die 
NRW-Landesregierung unterstützt dies massiv, 
indem sie jetzt auch noch den § 107 Gemeinde-
ordnung ändert. Sie will, dass diese Marktmacht 
noch verstärkt wird und dass die Stadtwerke in 
ihren Möglichkeiten beschnitten werden. 

(Minister Andreas Krautscheid: Wo denn?) 

Das ist die Konsequenz ihrer Politik. 

Es braucht nicht nur strukturelle Änderungen, 
sondern es braucht Entflechtung. Die Energiekon-
zerne müssen entflechtet werden, sie müssen 
zerlegt werden. Wir brauchen Dezentralisierung, 
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die Förderung regenerativer Energien und Ener-
gieeinsparungen auf den Energiemärkten. Wir 
brauchen vor allem ein ökologisches Energiekon-
zept für Nordrhein-Westfalen. Das gibt es bisher 
nicht. 

Ihre Kohlepolitik ist völlig kontraproduktiv. Sie set-
zen auf der einen Seite zwar auf das Ende der 
deutschen Steinkohle, aber auf der anderen Seite 
wollen Sie hier neue Kraftwerke bauen. Groß-
kraftwerke insbesondere im Bereich der Braun-
kohle sind die größten Emissionsschleudern in 
Europa. Rund 90 Millionen t CO2 werden hier e-
mittiert – ein Drittel der Gesamtbelastung. 

Ich muss an einer entscheidenden Stelle SPD und 
Grünen widersprechen, und zwar wenn sie sagen, 
die neoliberale Koalition aus CDU und FDP habe 
kein Konzept. Sie haben ein Konzept. Ihr Konzept 
heißt: Alle Macht der Wirtschaft und den Konzer-
nen! – Das ist Politik gegen Verbraucherinnen und 
Verbraucher. Das ist das Konzept der neolibera-
len Koalition hier in Nordrhein-Westfalen.  

Frau Thoben steht dabei mit der Energiepolitik, 
die sie hier macht, bezeichnenderweise an der 
Spitze. Sie überlässt der Wirtschaft, sie überlässt 
den Konzernen, sie überlässt auch anderen – das 
sieht man sehr deutlich bei der IHK – die Wirt-
schaftspolitik in Nordrhein-Westfalen. Sie läuft ih-
nen hinterher. 

Genau dies hat die katastrophalen Auswirkungen 
zur Folge, die wir jetzt in Nordrhein-Westfalen er-
leben: Die Verbraucherinnen und Verbraucher 
werden abgezockt, und zwar ganz konkret an der 
Steckdose. Es passiert das, was vom Kartellamt, 
von verschiedensten Initiativen und Verbänden 
angemahnt wird: Hier werden Strompreise völlig 
unzulässig erhöht. 

Das Ganze hat nur ein einziges Ziel im Blick: Die 
Energiekonzerne, die sowieso schon Milliarden-
gewinne machen, sollen ihre Gewinne weiter stei-
gern können. Alle haben dieses Jahr wieder Milli-
ardengewinne gemacht. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Kollege. 

Rüdiger Sagel*) (fraktionslos): Das ist die Konse-
quenz dieser Politik. Ich kann nur sagen: Nicht mit 
uns! Wir werden dagegen weiterhin ganz knallhart 
vorgehen und weiter gegen diese Politik antreten. – 
Danke schön. 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Sagel. – Für die Landesregierung hat jetzt 
Frau Ministerin Thoben das Wort. 

(Zuruf von der SPD: Wo ist die Landesregie-
rung überhaupt? Die Bänke sind leer!) 

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Es scheint schwie-
rig zu sein, Sachverhalte zur Kenntnis zu nehmen. 
Die Landesregierung schöpft jedes Mittel, das sie 
tatsächlich hat, aus, um zugunsten der Verbrau-
cher auf die Preisgestaltung der Stromkonzerne 
und Stadtwerke Einfluss zu nehmen. 

Diese Preistransparenz für den Verbraucher hat 
es früher nicht gegeben, Herr Römer. Wenn Sie 
jetzt mit E.ON und RWE reden – ich gebe zu, 
dass das alles noch unvollkommen ist –, werden 
Sie hören, dass ihnen schon Zigtausende wegge-
laufen sind. Das heißt, ein bisschen von dem ist 
gelungen. So! Damit kann man noch nicht zufrie-
den sein, aber es ist ein erster Schritt. 

Bei dem Zweiten und Dritten gehen die Vorstel-
lungen über geeignete Maßnahmen offensichtlich 
auseinander. Herr Priggen, Sie sagen, es finde 
laufend der Aufkauf von Stadtwerken durch die 
Großen statt. Wie Sie wissen, geht das gar nicht. 
Davor steht nämlich die Fusionskontrolle. Und 
wenn es in Einzelfällen überhaupt eine Erlaubnis 
gegeben hat, dann war diese mit Auflagen ver-
bunden. Dann musste sich der Konzern von ande-
ren Beteiligungen trennen. 

Nun kann man sagen, dass auch die Fusionskon-
trolle noch nicht ausreichend ist; darüber können 
wir reden. Dann nehmen wir die nächste Runde: 
eigentumsrechtliche Entflechtung. Die Monopol-
kommission sagt, dass der Große zeitlich befristet 
nicht mehr zubauen darf. Wie will man dann kon-
trollieren, ob es Ersatz ist oder der Kapazitätser-
weiterung dient? Schöne Frage! 

Und der Nächste sagt: Ich möchte, dass die 
Stromkonzerne Kraftwerke verkaufen. – Sie sa-
gen, Sie beobachten derzeit die Tendenz, dass 
die Großkonzerne Stadtwerke aufkaufen. Können 
Sie mir bitte den Kunden nennen, dem E.ON oder 
RWE ein Kraftwerk anbietet? Können Sie mir 
auch noch sagen, wie viel Vermögen dabei ver-
nichtet wird, wenn das unter rechtlichem Druck 
getan werden muss? So etwas macht sich am 
Markt hinsichtlich des Verkaufserlöses nämlich 
immer besonders gut! Insofern finde ich, dass wir 
über ein bisschen mehr reden müssen. 

Herr Römer schaut mich mit Kulleraugen an und 
meint, wir hätten etwas gegen die Windenergie. 
Er unterschlägt dabei, dass sich der Zuwachs der 
Windenergienutzung im Inland an die Küste ver-
lagert. Angesichts dessen, dass der Wind da re-
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gelmäßiger bläst als hier, müssen Sie mir sagen, 
ob Sie das für richtig oder falsch halten.  

Sie können doch hier nicht immer etwas anführen, 
als ob wir hier ein CO2-freies Dorf oder eine CO2-
freie Stadt sein könnten, und daraus irgendwelche 
schönen Sachen kaprizieren. Das Schlimmste, 
was mir dabei aktuell untergekommen ist – das 
sage ich heute Morgen nachdrücklich; ich werde 
dafür sorgen, dass das in den Ausschüssen bera-
ten wird –, das ist dieses Pamphlet, das „GEO“ 
herausgegeben hat.  

(Beifall von der FDP) 

Es ist unglaublich, mit welchen Indikatoren das 
Magazin die Standorte beschreibt, die ihre Ener-
gieversorgung unterschiedlich organisieren. Wo 
ich mehr Wasserfälle habe, gibt es nun einmal 
mehr Wasserenergie als im flachen Land. Und wo 
mehr Wind bläst, kann ich auch besser aus Wind 
Strom erzeugen.  

(Michael Groschek [SPD]: Hier bläst er auch 
sehr stark, der Wind!) 

– Bitte? 

(Michael Groschek [SPD]: Hier bläst der 
Wind im Moment auch sehr stark!) 

– Ja, Herr Groschek, Sie kommen ja auch gerade 
herein. 

(Allgemeine Heiterkeit) 

Ich möchte wirklich gerne eine Debatte darüber 
führen, ob wir mit Verkaufsauflagen tatsächlich 
etwas bewirken können: Wer sind die potenziellen 
Käufer?  

Ein zweiter sehr wichtiger Punkt ist – wir ver-
schließen uns solchen Debatten nicht –: Ich habe 
große Zweifel, ob wir den massiven Ausbau, die 
Modernisierung der Netze – unabhängig davon, 
von wem das denn bezahlt und durchgeführt wird 
– erreichen, wenn wir mit Entflechtungsregelun-
gen so weit gehen, dass sich niemand mehr – das 
ist meine Sorge – dafür interessiert.  

Das spricht übrigens auch gegen die Vorstellung, 
die die Europäische Kommission hat. Gehen Sie 
davon aus: Wir kneifen vor solchen Debatten nicht – 
aber bitte an Sachverhalten orientiert und nicht an 
Glaubensbekenntnissen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Ministerin Thoben. – Für die CDU-Fraktion bittet 
der Kollege Weisbrich noch einmal um das Wort. 

Christian Weisbrich (CDU): Herr Präsident! Lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Kollege Priggen, Ihr 
Redebeitrag eben war wesentlich intelligenter als 
der Antrag. Das reizt in der Tat, darüber zu disku-
tieren, wie man die Preise für Verbraucher senken 
kann. 

Fragen wir uns zunächst einmal: Was sind die 
Stellschrauben?  

Da haben wir zum einen die Marktmacht der Kon-
zerne. Ganz sicher entstehen da Windfallprofits, 
die wir nicht gutheißen können. Da sind wir uns 
sicher schnell einig. Versäumnis war, dass man 
die Aufsicht der Länder kastriert hat, ohne zuvor 
die Kartellaufsicht auf Bundesebene scharfzustel-
len.  

(Beifall von Ministerin Christa Thoben) 

Das war ein Fehler. Das wird jetzt korrigiert. Das 
müssen wir gemeinsam korrigieren. Dass also die 
missbräuchliche Ausübung der Marktmacht der 
Konzerne beschnitten werden muss, das ist für 
uns alle völlig unstrittig.  

Wichtiger noch als die Missbrauchsaufsicht ist 
aber auf Dauer eine Stärkung des Wettbewerbs. 
Wir brauchen zusätzliche Wettbewerber. Wie be-
kommen wir zusätzliche Wettbewerber? Wir be-
kommen sie am schnellsten, wenn wir – das ist 
schon mehrfach angeklungen – die Grenzkuppel-
stellen öffnen, wenn wir wirklich freien Strom-
transport über Landesgrenzen hinweg zulassen 
und wenn wir es beispielsweise schaffen, dass wir 
aus anderen Ländern günstigeren Strom geliefert 
bekommen, auch wenn das aus Ihrer Sicht – in 
Anführungszeichen – „unerträglicher Atomstrom“ 
sein sollte. Wir müssen Strom von dort nehmen, 
wo er billig ist, wo er preiswert ist, und müssen ihn 
in unseren Markt hineinlassen. Dann müssen sich 
auch die Monopolisten überlegen, was sie mit ih-
ren Preisen machen. 

Wir brauchen sicherlich noch zusätzliche Kraft-
werke in Deutschland. Da gibt es Initiativen auf 
der kommunalen Seite. Sie haben von einem Mo-
ratorium für die Errichtung von Kraftwerkskapazi-
täten durch die etablierten Anbieter gesprochen; 
das halte ich für ein bisschen problematisch. Aber 
dass andere hier Kraftwerke bauen können, dass 
der Netzzugang von den Kraftwerken so neutral 
gestaltet werden muss, dass jede neue Kapazität 
auch wirklich in das Netz eingespeist werden 
kann, das ist ebenfalls völlig unstrittig. Das müs-
sen wir machen.  

Die dritte Stellschraube ist – ob es Ihnen nun 
passt oder nicht – sicherlich der Staatsanteil. Wir 
sind mittlerweile so weit, dass für Erzeugung, Ver-
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trieb, Kundenbindung usw. nur noch genauso viel 
Geld in die Kasse kommt wie für den Staatsanteil. 
Wir haben ja schon über 40 % Staatsanteil. Das 
kann man auch nicht ganz geringreden. Bei allem 
Verständnis dafür, dass der Staat Geld braucht, 
um seine Aufgaben zu erfüllen, ist zu fragen, ob 
er ausgerechnet an dieser Stelle die Einnahmen 
erzielen muss. Und dann fällt auch noch die ver-
einigte – so sage ich mal – politische Mannschaft 
über die Unternehmen her und beschimpft sie. In 
Wirklichkeit ist aber der Staatsanteil relativ hoch.  

An dieser Ecke wäre mein kreativer Vorschlag, 
Steuern und Abgaben auf Energie zumindest 
einmal zu deckeln. Wir sollten es nicht zulassen, 
dass der Bundesfinanzminister permanent über 
Mehrwertsteuer und anderes am Unglück der 
Verbraucher verdient. Dazu sagen Sie nichts. Das 
muss natürlich auch in Ordnung gebracht werden.  

Wenn wir den Wettbewerb verschärfen wollen, 
müssen wir uns um die Optimierung der Wert-
schöpfungskette bemühen, und zwar von der Er-
zeugung an. Sie haben immer mal eine gewisse 
Präferenz für das skandinavische Modell gezeigt. 
Was machen denn die Skandinavier? Die haben 
Netz und Produktion weitgehend getrennt. Das ist 
durchaus ein Weg, den man gehen kann, wenn 
auch nicht so, wie Herr Rhiel es gesagt hat, aber 
man kann diesen Weg gehen.  

Nur: Was machen die dort? Die haben einen gna-
denlosen Wettbewerb um die günstigsten Erzeu-
gungspreise. Da wird jede Woche ins Netz ge-
stellt, wer der günstigste Stromanbieter ist. Die 
Kunden können kostenfrei und ohne Fisimatenten 
wechseln. Dann werden nur die Kapazitäten ins 
Netz eingespeist, die die günstigsten Herstel-
lungskosten aufweisen. Haben Sie sich einmal 
überlegt, was das beispielsweise für das Erneuer-
bare-Energien-Gesetz in Deutschland bedeuten 
würde? Das würde bedeuten, dass bestimmte 
Anwendungen, die Sie immer forcieren, überhaupt 
keine Chance mehr hätten, im Wettbewerb zu be-
stehen, wenn uns wirklich daran gelegen wäre, 
den Verbrauchern günstige Konditionen anzubie-
ten. 

Also, lieber Kollege Priggen, Sie sollten aufhören, 
jedes Mal in den Plenarrunden emotionsgeladene 
Anträge zu stellen. Wir sollten uns darauf ver-
ständigen, eine sachliche Diskussion zu führen. 
Dann kommen wir sicherlich weiter. Wie ich das 
einschätze, werden wir auch manche gemeinsa-
men Wege finden. Wir müssen dann nur wirklich 
wollen, dass es für den Verbraucher unter dem 
Strich preiswerter wird. Dazu sind wir bereit. – 
Schönen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Weisbrich. – Meine Damen und Herren 
ich sehe keine weiteren Wortmeldungen mehr. 
Dann schließe ich hiermit die Aussprache zur Ak-
tuellen Stunde. 

Ich rufe auf: 

2 Feinstaub: Keine Verzögerung der „Um-
weltzone Ruhrgebiet“ um ein Jahr zulas-
sen 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN   
Drucksache 14/5346 

Ich eröffne die Beratung und erteile dem Kollegen 
Remmel für die antragstellende grüne Fraktion 
das Wort. Bitte schön.  

Johannes Remmel (GRÜNE): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Mit dem heutigen Tag wurden die 35 Über-
schreitungstage bereits an sieben Messstationen 
in Nordrhein-Westfalen überschritten. Traurige 
Spitzenreiter sind Dortmund mit 68 Überschrei-
tungstagen, Bottrop mit 53 Überschreitungstagen 
und Essen mit 51 Überschreitungstagen. Weitere 
vier Messstationen haben heute schon über 
35 Überschreitungstage. Acht der elf Belastungs-
standorte liegen im Ruhrgebiet. 

Während bundesweit in Großstädten wie Köln, 
München, Berlin und Stuttgart Anfang 2008 Um-
weltzonen eingerichtet werden, lässt Umweltmi-
nister Uhlenberg es zu, dass das Ruhrgebiet, das 
in der gestrigen Debatte als die Metropole mit ü-
ber fünf Millionen Menschen beschrieben wurde, 
keine zusammenhängende, übergreifende Um-
weltzone bekommt. 

Minister Uhlenberg hatte im Frühjahr noch laut ge-
tönt und sich gemeinsam mit den Oberbürger-
meistern und Landräten des Ruhrgebiets auf die 
Notwendigkeit einer regionalen, übergreifenden 
Umweltzone als eine zentrale Maßnahme gegen 
den gesundheitsgefährdenden Feinstaub verstän-
digt. Es war als Ergebnis aus einer von ihm selbst 
in Auftrag gegebenen Studie hervorgegangen, 
dass eine solche übergreifende Umweltzone eine 
von vielen Maßnahmen ist, die entscheidend dazu 
beiträgt, die Feinstaubbelastung tatsächlich zu 
senken.  

Jetzt lässt der Minister die Kommunen im Regen 
stehen. Das ist deshalb besonders interessant, 
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weil es viele kommunale Beschlüsse im Ruhrge-
biet gibt, eine solche übergreifende Umweltzone 
tatsächlich einzurichten. Er handelt also gegen 
den dezidiert erklärten Willen der Kommunen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das macht er, weil er von seinem Regierungsprä-
sidenten in Arnsberg am Nasenring durch die A-
rena gezogen wird, der Verkehrsminister sich ge-
gen ihn aufgestellt hat und die FDP bereits öffent-
lich erklärt hat, sie wolle diese Umweltzonen nicht. 

Dann müssen Ausreden herhalten. Die Öffentlich-
keit wird in die Irre geführt, wenn argumentiert 
wird, man könne sowieso keine zusammenhän-
gende Zone installieren, weil die Autobahnen in 
so etwas nicht zu integrieren seien. Das war von 
Anfang an klar; das ist keine Neuigkeit. Das sind 
Scheinargumente, die nicht zu Wahrheit und Klar-
heit beitragen. 

Einen neuen Auftrieb hat die Debatte auch des-
halb bekommen, weil ein Gerichtsurteil des Bun-
desverwaltungsgerichtes jedem einzelnen Bürger, 
jeder einzelnen Bürgerin das Recht auf Schutz vor 
Feinstaub, auf Schutz der eigenen Gesundheit 
zuspricht. Deshalb haben die Kommunen ein ex-
plizites Interesse daran, dass tatsächlich ein solch 
umfassender Plan umgesetzt wird: die Einrichtung 
einer großräumigen Umweltzone statt Umweltzo-
nenflickenteppiche. Das ist – im Übrigen auch 
durch Gutachten vom Bundesumweltamt bestätigt 
– die Maßnahme, die den höchsten Erfolg zur 
Senkung des Feinstaubs verspricht. Das hat übri-
gens auch die Anhörung ergeben, die wir dazu im 
Landtag durchgeführt haben. 

Kleine Umweltzonen sind deutlich weniger effek-
tiv. Vor allen Dingen sind sie mit viel mehr büro-
kratischem Aufwand behaftet. Deshalb können wir 
nicht nachvollziehen, dass nach der Ankündigung 
im Frühjahr jetzt nicht gehandelt wird. 

Großräumige Umweltzonen haben deutlich mehr 
Reduzierungen zur Folge. Großräumige Umwelt-
zonen schützen die Menschen wesentlich besser. 
Eine zusammenhängende Umweltzone verhindert 
Verkehrsverlagerungen und Umwegfahrten. Eine 
große Zone verhindert auch die Nachteile für be-
stimmte Teile der Wirtschaft, weil sie einheitliche 
Standards setzt. Als Nebeneffekt wird ein Schil-
derwald vermieden, den man aufstellen müsste, 
wenn man sich in der Kleinteiligkeit verliert. Nur 
so kann der Anreiz zur flotten Modernisierung tat-
sächlich dokumentiert werden. Und nur so ver-
meidet man unnötige Konkurrenz zwischen den 
Städten. 

Die Ampelkarten, die in diesem Zusammenhang 
von dem Landesamt für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz erstellt wurden, dokumentie-
ren sehr eindringlich – schauen Sie sich das bitte 
einmal im Netz an; das kann jeder einsehen –, 
dass wir keine Flickenteppiche der Gefährdung, 
sondern eine breite Belastung haben, und dass 
nur mit einer großräumigen Zone dieser breiten 
Belastung begegnet werden kann. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Doch statt den obengenannten regionalen Kon-
sens im Ruhrgebiet tatsächlich aufzugreifen und 
konsequent umzusetzen, lässt sich der Umwelt-
minister seit Monaten vorführen. Was hätte er ei-
gentlich machen müssen? Er hätte die Kompe-
tenz für die Erstellung eines solchen Luftreinhal-
teplanes an sich ziehen müssen. Das ist Verwal-
tungshandeln, Regierungshandeln. Er hat aber 
nicht gehandelt, er hat nicht regiert, sondern er 
hat die Regierungspräsidenten machen lassen. 
Wir haben mehrfach gefordert, die lange Leine an 
dieser Stelle kürzer zu nehmen. Er hat sich aber 
insbesondere vom Regierungspräsidenten Diegel 
in Dortmund exemplarisch vorführen lassen. Das 
spricht nicht für eine starke Position eines Um-
weltministers, wie er sie eigentlich haben müsste 
und wie er sie angekündigt hat. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Lassen Sie mich an dieser Stelle aber auch klar-
machen: Die Umweltzone ist ein Instrument, das 
akut hilft. Es wird aber nicht den dauerhaften 
Wechsel zu mehr Umweltqualität, zu mehr Ge-
sundheitsschutz in unseren Städten bewirken, 
wenn nicht gleichzeitig flankierende und beglei-
tende Maßnahmen getroffen werden, um den 
Umstieg auf öffentliche, auf gesundheitsfreundli-
chere Verkehrsträger zu fördern. 

Wir brauchen also eine Parallelität von Maßnah-
men. Als ersten großen Schritt brauchen wir aber 
eine solche große Zone, um akuten Schutz zu 
betreiben. Daneben brauchen wir Initiativen, und 
zwar nicht Klein-Klein, sondern eine große Initiati-
ve zum Umstieg auf den ÖPNV gerade in unserer 
Kernmetropole Ruhrgebiet. Das muss flankierend 
passieren. 

Statt einen großen Sprung zu wagen, werden hier 
Regionalisierungsmittel gekürzt. Jetzt soll auch 
noch das Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 
zurückgeführt werden. Wie soll denn das gelingen 
– das muss die Landesregierung an dieser Stelle 
erklären –, wenn man nicht zusätzlich in diesen 
Bereich investiert? 
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Lassen Sie mich zusammenfassend sagen: Wir 
brauchen jetzt eine Umweltzone. Weil der Minister 
nicht agiert, muss der Landtag hieri entscheiden, 
die Dinge an sich ziehen und den Auftrag erteilen. 
Es ist den Menschen im Ruhrgebiet nicht zuzumu-
ten, noch ein Jahr zu warten. Denn diese Zeitper-
spektive liegt vor uns. Während die Menschen in 
Köln bereits einen solchen Plan „genießen“ dür-
fen, muss es unser Wille sein, das auch im Ruhr-
gebiet, so schnell es geht, durchzusetzen. Dazu 
wären politische Entscheidungen notwendig. Die-
se Landesregierung ist entscheidungsunfähig. 
Deshalb muss der Landtag diese Entscheidung 
auf den Weg bringen. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Remmel. – Für die CDU-Fraktion hat der 
Abgeordnete Kress das Wort. 

Karl Kress (CDU): Herr Präsident! Meine verehr-
ten Kolleginnen und Kollegen! Alle Monate wie-
der, lieber Johannes Remmel, kommt Bündnis 
90/Die Grünen mit einem politisch motivierten 
Feinstaubantrag. Und wieder einmal soll politi-
scher Staub zulasten unseres Umweltministers 
aufgewirbelt werden. Ich stelle fest, dass die Wie-
dervorlagefristen offensichtlich immer kürzer wer-
den. 

(Thomas Eiskirch [SPD]: Ab und zu eine 
Antwort, dann würde das aufhören!) 

Offensichtlich muss mit solchen Schauanträgen 
die eigene Klientel bedient werden. Dabei wissen 
doch gerade Sie, Herr Remmel, dass sich kein 
anderer Umweltminister, keine andere Landesre-
gierung so intensiv mit diesem Thema beschäftigt 
wie Eckhard Uhlenberg mit seinem Haus in erfolg-
reicher Kooperation mit Frau Ministerin Christa 
Thoben. 

Eckhard Uhlenberg hat die Feinstaubproblematik 
zur Chefsache gemacht und in der Tat – das ist 
doch unstreitig – auch viel erreicht. Die Luftquali-
tät in Nordrhein-Westfalen hat sich in den letzten 
Jahren deutlich verbessert. Industrie und Gewer-
be haben sehr große Anstrengungen zur Minde-
rung von Luftschadstoffen unternommen, An-
strengungen, die von der Landesregierung aktiv 
begleitet werden, damit landesweit die an-
spruchsvollen europäischen Immissionsgrenzwer-
te für Feinstaub und Stickstoffdioxid eingehalten 
werden.  

Wichtig ist in diesem Zusammenhang, dass die 
Europäische Union zurzeit die bestehende Rah-
menrichtlinie und fünf weitere Rechtsinstrumente, 

darunter vier Tochterrichtlinien, zusammenfasst. 
Die zweite Lesung wird Mitte Dezember diesen 
Jahres erfolgen. 

Der Tagesgrenzwert bleibt bei 50µg/m3, darf aber 
ab 2010 an 55 Tagen – bisher waren es 35 Tage – 
überschritten werden. Der Jahresmittelwert für die 
PM10-Partikel sinkt jedoch ab 2010 von 40µg/m3 
auf 30µg/m3. Das ist gut so und wird gemeinsam 
von Rat und Parlament vertreten. Die Abstimmun-
gen in den Ausschüssen haben bereits stattgefun-
den.  

Aber was für uns noch wichtiger ist: Die Kommis-
sion hat für die zweite Lesung im nächsten Monat 
gemeinsame Änderungsanträge von den Fraktio-
nen EVP-ED, SPE und ALDE angenommen, An-
träge, die aktiv von unserer Landesregierung be-
gleitet und von den Koalitionsfraktionen hier ins 
Plenum eingebracht und beschlossen wurden. So 
hat die Kommission unseren NRW-Antrag für 
Gemeinschaftsmaßnahmen zur chemischen und 
physikalischen Charakterisierung von Feinstäu-
ben an Entstehungsquellen – das steht jetzt im 
Anhang XVI a – in den Beschlusstext aufgenom-
men. Dies gilt vorrangig für Gebiete mit besonders 
schwierigen Bedingungen wie das Ruhrgebiet und 
die Beneluxstaaten. Genau das entspricht inhalt-
lich dem hier im Plenum beschlossenen Initiativ-
antrag von CDU und FDP mit dem Titel „Fein-
staubprobleme effizient lösen – NRW als Modell-
region für Umweltkompetenz entwickeln“. 

(Beifall von der FDP) 

Ich danke ganz herzlich unserem Umweltminister 
Eckhard Uhlenberg, Frau Ministerin Christa Tho-
ben, der Landesregierung, dass sie diese sich ab-
zeichnende Erweiterung der EU-Vorgaben in sehr 
vielen Gesprächen erreicht haben. Dank gilt in 
dem Zusammenhang auch den Europaabgeord-
neten Holger Krahmer von ALDE und Karl-Heinz 
Florenz von der EVP, die nach vielen Diskussio-
nen hier im Landtag unser Anliegen aktiv begleitet 
haben. Gerne danke ich auch – das sage ich von 
Herzen – meinem Kollegen Holger Ellerbrock für 
viele zielgerichtete interne Gesprächsrunden mit 
unseren Europaabgeordneten hier im Hause. 

Wichtig ist doch, dass das Verursacherprinzip 
stärker berücksichtigt wird, denn, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, Feinstaub kennt keine 
Grenzen und kann nur da vermieden werden, wo 
er entsteht. Darum ist es gut, dass die EU uns 
zwei Handlungsebenen vorgibt, nämlich erstens 
lokale, räumlich begrenzte Strategien – das kön-
nen lokale Verkehrsbeschränkungen, Umweltzo-
nen sein – und zweitens Strategien zur allgemei-
nen Absenkung der Feinstaubhintergrundbelas-
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tung – das haben Sie gerade angesprochen –, un-
ter anderem die Umweltanalytik, die wir fordern.  

Beide Handlungsebenen müssen in einem integ-
rierten Konzept zusammenwirken. Lösungsstrate-
gien müssen lokal, regional und überregional an-
gelegt sein. In der Tat gibt es im Ruhrgebiet eine 
Vielzahl von Flächen mit Grenzwertüberschrei-
tungen. Dort müssen Umweltzonen eingerichtet 
werden. Daneben gibt es aber auch weniger be-
lastete Areale, in denen eine Umweltzone nicht zu 
begründen ist. Wir wissen doch alle, dass lokale 
Lösungsstrategien Wirkung zeigen, aber alleine 
nicht ausreichen. Darum müssen wir die Zusam-
mensetzung der bisher gemessenen Feinstäube 
und ihre Quellen bewerten und dann zügig und 
nachhaltig auf die Probleme reagieren. 

(Zuruf von Johannes Remmel [GRÜNE]) 

Das wurde uns ja auch im Rahmen der Sachver-
ständigenanhörung zum CDU/FDP-Antrag am 13. 
August 2007 sehr eindrucksvoll bestätigt. Unsere 
Forderung nach einem langfristigen Ansatz bei 
Emissionsquellen wurde von allen Experten be-
grüßt und unterstützt. Das Gleiche gilt für unseren 
Ansatz Modellregion NRW und damit eingehend 
die von Minister Uhlenberg eingeleitete Initiative 
Luftreinhalteplan NRW.  

Dass die bereits bestehenden lokalen Planungen 
zu berücksichtigen und zu integrieren sind, ist 
doch selbstverständlich. Dabei sind die Zustän-
digkeiten für die Erstellung der anstehenden Plä-
ne klar geregelt. Die Behörden wissen, was sie zu 
tun haben, und sind gemeinsam mit dem Minister 
dabei, den erfolgreichen Weg für eine weitere 
Verbesserung der Luftqualität im Ruhrgebiet und 
damit für die Gesundheit der Bürgerinnen und 
Bürger unseres Landes weiterzugehen. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Das ist doch 
alles heiße Luft! Ich habe leider keinen Luft-
ballon dabei!) 

Die Bezirksregierungen sind verpflichtet, in Gebie-
ten, in denen Überschreitungen festgestellt wer-
den, Luftreinhaltepläne aufzustellen und die erfor-
derlichen Maßnahmen zur Verbesserung der 
Luftqualität in den Plänen festzuschreiben. 

Dabei darf die Diskussion natürlich nicht zu sehr 
auf den Individualverkehr verengt werden. Lokale 
Maßnahmen, die bisher im Ruhrgebiet durchge-
führt wurden, wie beispielsweise die zeitweilige 
Sperrung einer Autobahnauffahrt oder das tägli-
che Nassreinigen betroffener Straßenzüge, kön-
nen nur in der Vernetzung mit angrenzenden 
Maßnahmen Minderungsbeiträge leisten. Insellö-
sungen sind aber notwendig und sinnvoll und grei-

fen ja auch an besonders gefährdeten Stellen, an 
denen die Feinstaubbelastung besonders hoch 
ist. Sie müssen aber zusammengeführt werden.  

Dabei sind Verlagerungseffekte zu beachten. Es 
macht ja keinen Sinn, wenn durch verkehrslen-
kende Maßnahmen die Belastungsverteilung ver-
größert und die Gesamtbelastung erhöht wird.  

Aus der Machbarkeitsstudie „Regionale Luftrein-
halteplanung Ruhrgebiet“ hat das MUNLV Maß-
nahmenvorschläge entwickelt, die zu einem Luft-
reinhalteplan für das gesamte Ruhrgebiet führen 
können. Dieser Maßnahmenkatalog enthält eine 
Vielzahl intelligenter Vorschläge, wie zum Beispiel 
das „Schwerlastleitkonzept Ruhrpilot“, und muss 
mit den aufgestellten Luftreinhalte- und Aktions-
plänen zusammengeführt werden. 

Neben der Feinstaubproblematik müssen wir bei 
der Luftreinhalteplanung auch die Immissions-
grenzwerte für Schwefeldioxid, Blei, Benzol und 
Kohlendioxid innerhalb bestimmter Fristen – 
2020/2030 – einhalten. Es macht auch keinen 
Sinn, wenn wir durch lokale Maßnahmen Fein-
staub reduzieren und durch die gleichen Maß-
nahmen den NOx-Austausch erhöhen. Da müssen 
wir genau hinsehen. Genauer hingesehen habe 
ich auch bei dem vorliegenden Antragstext. 

Lieber Johannes Remmel, ich bin schon froh dar-
über, dass Sie dieses Mal nicht wieder wie bei Ih-
rem Antrag in der Vorwoche zur 17. BImSchV ein 
absolut überhöhtes Gutachten von 1974 zur 
Grundlage Ihres Antrages gemacht haben. Wenn 
Sie aber in Ihrem heutigen Feinstaubantrag auf 
die Städte Köln, Berlin und München verweisen, 
dann gestatten Sie mir folgende Hinweise: 

Erstens: Köln. Der Luftreinhalteplan Köln wurde 
aufgrund der zu hohen Immissionswerte für Stick-
stoffdioxid auf den Weg gebracht – nicht, wie von 
Ihnen suggeriert, für Feinstaub. Ob die Grenzwer-
te für Feinstaub überschritten werden, wird zurzeit 
noch überprüft und steht noch gar nicht fest. 

Zweitens: Umweltzone Berlin. Eine lokal sehr be-
grenzte, nicht mit dem Großvorhaben Luftreinhal-
teplan Ruhrgebiet zu vergleichende Zone inner-
halb des Berliner S-Bahn-Ringes mit diversen 
Ausnahmegenehmigungen. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Die Struktu-
ren von Berlin sind ja auch anders!) 

Drittens: Umweltzone München, die Sie beispiel-
haft und als vorzeigbar herausstellen. Hier spre-
chen in der Tat die Münchner Ratsmitglieder der 
grünen und rosa Liste von dem „umweltpolitischen 
Münchner Flickenteppich“, da eben nur kleine Tei-
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le von München in die Umweltzone einbezogen 
wurden. 

Sehr tolle Vergleiche, Herr Remmel. Da sind wir, 
da ist unsere Landesregierung, unser Umweltmi-
nister Eckhard Uhlenberg doch wesentlich weiter. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Wenn null 
weiter ist!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Di-
rektor der InWEnt-Agentur in Bonn – das ist die 
Gesellschaft für Internationale Weiterbildung und 
Entwicklung, hervorgegangen aus der Fusion der 
Carl-Duisberg-Gesellschaft und der Deutschen 
Stiftung für internationale Entwicklung, eine Ge-
sellschaft, die mit ihren Programmen jährlich 
55.000 Entscheidungsträger aus Wirtschaft und 
Politik erreicht – hat hier im Hause berichtet, im-
mer dann, wenn Studierende und internationale 
Gäste befragt werden, was sie in unserem Land 
am meisten fasziniert, dann kommt die Antwort: 
die saubere Luft. Eine durchaus subjektive Fest-
stellung, die aber durch Messungen, Beobachtun-
gen und Studien im europäischen Vergleich bes-
tätigt wird. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Alles in Ord-
nung!) 

In der Tat: Wir haben in Nordrhein-Westfalen im 
Bereich der Luftreinhaltung viel erreicht, aber es 
gibt lokal, national und international noch viel zu 
tun; das ist unstreitig. Wir sollten konstruktiv damit 
umgehen und es anpacken.  

Wir werden den Antrag, wie er vorgelegt worden 
ist, ablehnen, stimmen aber der Überweisung in 
den Ausschuss natürlich zu. Wir sollten nach 
Möglichkeit das Ministerium arbeiten lassen und 
seine Arbeit nicht mit überflüssigen Anträgen blo-
ckieren. – Recht schönen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Kress. – Für die SPD-Fraktion hat Frau 
Abgeordnete Schulze das Wort. 

Svenja Schulze (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die SPD-Fraktion will nicht 
nur, dass der Himmel über der Ruhr wieder blau 
wird, sondern auch, dass die Menschen dort sau-
bere Luft atmen können. Deshalb muss man sich 
anschauen, welche Maßnahmen es gibt, um den 
Feintaubausstoß zu reduzieren, und welche Lö-
sungen man braucht. Herr Kress, da reicht es 
nicht, dass Sie uns ewig lange etwas vorlesen. 
Man braucht politische Lösungen. Wir müssen po-
litisch darüber diskutieren. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Ich möchte Ihnen zwei Gründe nennen, warum wir 
glauben, dass man etwas gegen Feinstaub ihm 
Ruhrgebiet tun muss. Wir brauchen als Erstes ei-
ne Lösung für die Menschen im Ruhrgebiet. Das 
ist heute noch gar nicht thematisiert worden. 
Feinstaub implementiert schwere gesundheitliche 
Folgen. Sie wissen doch alle, dass Feinstaub eine 
der Ursachen für Bronchialerkrankungen ist, dass 
er Lungenkrebs auslösen kann, dass es Herz-
kreislaufprobleme geben kann. Die Menschen im 
Ruhrgebiet haben ebenso wie die Menschen im 
restlichen Land Nordrhein-Westfalen ein Recht 
darauf, dass wir politisch etwas dagegen tun, 
dass sie mit Feinstäuben belastet werden. 

Axel Welge vom Deutschen Städtetag hat uns in 
der Anhörung, die wir durchgeführt haben, gesagt, 
dass sie ein Recht darauf haben. Er hat uns deut-
lich gesagt, dass das Bundesverwaltungsgericht 
der Politik ins Stammbuch geschrieben hat, dass 
wir handeln müssen, wenn es Gefahren für die 
Gesundheit der Menschen gibt. Und es gibt tat-
sächlich Gefahren für die Menschen im Ruhrge-
biet.  

Jeder vernünftige Mensch würde erwarten, dass 
eine politische Lösung für das Ruhrgebiet erarbei-
tet wird, dass man mit den Kommunen vor Ort ei-
ne gemeinsame Lösung findet. Aber was tut unse-
re Landesregierung? – Herr Wittke und Herr Uh-
lenberg, man könnte den Eindruck gewinnen, Sie 
zögen an einem Strang, aber in völlig unterschied-
lichen Richtungen. Der Verkehrsminister – das 
weiß man – will keine Umweltzone Ruhrgebiet. 
Darüber ist er sich mit dem Arnsberger Regie-
rungspräsidenten Diegel einig. Er möchte lieber 
einzelne Straßen sperren. Und was Frau Thoben 
will, das weiß man nicht so genau. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Das ist immer 
so!) 

Der Umweltminister sagt uns, er möchte eine ge-
meinsame Umweltzone im Ruhrgebiet. Er hat uns 
am 30. April in der Vorlage 14/1063 Folgendes 
schriftlich mitgeteilt, was ich zitieren möchte, weil 
es so schön ist: 

„Die Zuständigkeiten für die Erstellung der an-
stehenden Pläne sind klar geregelt. Die zu-
ständigen Behörden wissen, was sie zu tun ha-
ben, und sind gemeinsam mit meinem Haus 
dabei, alles Erforderliche für eine Verbesserung 
der Luftqualität … im Ruhrgebiet zu tun.“ 

(Holger Ellerbrock [FDP]: Richtig!) 
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Meine Damen und Herren, wenn das das Ergeb-
nis ist, das wir hier präsentiert bekommen, dann 
vielen Dank. So kann das nicht laufen. 

(Beifall von der SPD) 

Wir haben im Ruhrgebiet jetzt mehr Verwirrung 
als Klarheit. Ihrer Koordinationsleistung ist es zu 
verdanken, dass wir bis heute keine Einigung auf 
dem Tisch haben. Das, was Sie da betreiben, 
meine Damen und Herren, sind, wenn man einmal 
nett ist, Sandkastenspiele. Da sitzen mehrere 
Jungs mit ihren Schüppchen und streiten sich 
darum, wer jetzt etwas sagen darf und wer wo et-
was bauen darf. 

(Beifall von der SPD) 

Als Opposition könnte man Spaß an solchen par-
teiinternen Streitigkeiten haben. Aber diese partei-
internen Streitigkeiten, die Sie austragen, verhin-
dern eine sinnvolle Lösung für das Ruhrgebiet. So 
kann man mit diesem Thema nicht umgehen. Wir 
brauchen eine Einigung für die Menschen vor Ort. 
Wir brauchen eine Lösung. Wir brauchen kein 
Hickhack dieser Landesregierung. 

Ich will Ihnen aber auch einen zweiten Punkt nen-
nen, warum wir in diesem Thema endlich einmal 
Klarheit brauchen. Sie verwirren mit Ihrer Strate-
gie die Verbraucherinnen und Verbraucher im 
Ruhrgebiet.  

Versetzen Sie sich doch einmal in die Lage einer 
Auszubildenden zur Floristin. Das ist ja ein Ge-
werbe, das Sie im Moment sowieso sehr stark 
beuteln. Diese Floristin möchte mit ihrem älteren 
Kleinwagen von Bochum in einen Vorort von Es-
sen, weil sie dort eine Ausbildungsstelle hat. Sie 
hat eine Ausbildungsvergütung in Höhe von 300 € 
zur Verfügung.  

Wie soll die denn mit dieser Diskussion um Fein-
staub umgehen? Soll sie schon einmal damit an-
fangen, etwas an die Seite zu legen, weil sie 
wahrscheinlich ein neues Auto braucht? Soll sie 
etwa umziehen? Wie soll eine solche junge Aus-
zubildende reagieren? Sie haben darauf keine 
Antworten. Sie sagen ihr, Sie hätten alles geklärt, 
wir wissen nur noch nicht genau, was. So kann 
man mit den Menschen im Ruhrgebiet nicht um-
gehen. Wir brauchen Planungssicherheit. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Rainer 
Schmeltzer [SPD])  

Es bleibt festzuhalten: Wir müssen etwas gegen 
die Feinstaubbelastung tun. Wir brauchen klare 
Orientierung für die Menschen im Ruhrgebiet. Wir 
brauchen eine klare Orientierung für die Verbrau-
cherinnen und Verbraucher, damit sie sich darauf 

einstellen können, was denn da jetzt kommt und 
wie sie darauf reagieren sollen. Was Sie hierzu 
als Landesregierung vorlegen und dieses Pos-
senspiel, das wir seit über einem Jahr beobach-
ten, kann es nicht sein; das wird der Verantwor-
tung für Nordrhein-Westfalen nicht gerecht. 

Ich fordere Sie deshalb noch einmal auf: Legen 
Sie endlich Ihre parteiinternen Streitereien bei! 
Schaffen Sie klare Regelungen! Helfen Sie den 
Kommunen im Ruhrgebiet, bei diesem Thema zu 
einer gemeinsamen Lösung zu kommen, und 
chaotisieren Sie nicht weiter herum. Wir brauchen 
eine Lösung für die Menschen im Ruhrgebiet. 
Auch diese Menschen haben einen Anspruch auf 
saubere Luft, damit der Himmel über der Ruhr 
nicht nur blau ist, sondern auch sauber. – Herzli-
chen Dank. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Schulze. – Für die FDP-Fraktion erhält 
der Abgeordnete Ellerbrock das Wort. 

Holger Ellerbrock (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Mit sich selbst überzeugen-
der Betroffenheitslyrik haben die Kollegen Rem-
mel und Schulze eine Situation geschildert, die 
wohl an der Realität vorbeigeht. Ich gehe jetzt erst 
einmal auf den Antrag ein. 

Zu I: Bundesweit werden aktuell Umweltzonen 
eingerichtet: Dazu hat der Kollege Kress das 
Notwendige gesagt.  

Unter II heißt es, Uhlenberg habe großräumige 
„Umweltzone Ruhrgebiet“ für 2008 angekündigt. – 
Natürlich, das ist nämlich der Untersuchungs-
raum, um den es geht. 

Drittens. Frau Kollegin Schulze mahnt eine Ko-
operation der Regierungspräsidien untereinander 
an. Hier wird unter III gesagt, die bürokratische 
Dreiteilung blockiere die Luftreinhaltung im Ruhr-
gebiet. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich empfehle ein-
fach eine Rücksprache mit dem ehemaligen Re-
gierungspräsidenten Kuschke, mit dem Regie-
rungspräsidenten Büssow, und Sie können auch 
den Kollegen Dr. Twenhöven ansprechen, Sie 
können auch andere Regierungspräsidenten an-
sprechen. Sie werden Ihnen parteiübergreifend 
bestätigen, dass diese Dreiteilung des Ruhrge-
biets noch nie zu einer wesentlichen Verzögerung 
oder gar Verhinderung von irgendwelchen Pla-
nungs- oder Untersuchungsmaßnahmen geführt 
hat. 
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(Thomas Eiskirch [SPD]: Ja, das nehmen wir 
einmal zu Protokoll!) 

– Das habe ich schon mehrfach gesagt. Das zeigt 
nur, wenn Sie hier durch die Gegend brüllen, dass 
Sie damals nicht zugehört oder es nicht verstan-
den haben. So ist die Situation.  

Der Kollege Uhlenberg hat am 8. November auch 
deutlich gemacht, dass es eine regional übergrei-
fende Umweltzone in besonders belasteten Ge-
bieten geben wird. Aber selbstverständlich. Denn 
Umweltzonen sind nur dort zu rechtfertigen, wo 
tatsächlich nachweisbar besondere Belastungen 
bestehen. 

Die Argumentation der Grünen wird eigentlich 
deutlich. Das System der selbstverursachenden 
Retter in der Not soll einmal aufgeführt werden. 
„Selbstverursachende Retter in der Not“ kann ich 
am Beispiel der Corneliusstraße in Düsseldorf 
deutlich machen.  

Schritt 1 ist: Die Ideologie verfestigt sich. 1. Das 
Auto ist der universelle Problemverursacher Num-
mer eins. 

Zweitens. Das Allheilmittel ist der ÖPNV.  

Drittens. Der Bürger muss zu seinem Glück ge-
zwungen werden. 

Viertens. Angstmache ist ein zulässiges politi-
sches Mittel, selbst unter Inkaufnahme von psy-
chosomatischen Krankheiten aufgrund nicht aus-
räumbarer Urängste. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Kollege El-
lerbrock, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Remmel? 

Holger Ellerbrock (FDP): Nachdem ich das ges-
tern beim Kollegen Kuschke immer zugelassen 
habe, möchte ich das bei dem Kollegen Remmel 
heute wiederholen, und zwar immer, von wenigen 
Ausnahmen abgesehen. 

Vizepräsident Edgar Moron: Also, Sie wollen die 
Zwischenfrage zulassen. Das kann man auch 
kürzer ausdrücken. 

(Allgemeine Heiterkeit) 

Bitte schön, Herr Remmel. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Sehr geehrter Herr 
Kollege Ellerbrock, ich fühle mich also wieder in 
den Kreis der Erlauchten aufgenommen. Herzli-
chen Dank. 

Wie bewerten Sie denn die Tatsache, dass die 
Landesregierung die Einrichtung einer solchen 
Umweltzone für den 1. Januar 2008 angekündigt 
hat, aber es jetzt wahrscheinlich ist, dass sie erst 
ein Jahr später kommt? Das müssen Sie den 
Menschen doch auch erklären. 

Holger Ellerbrock (FDP): Das wird den Men-
schen deswegen gut zu erklären sein, weil hierbei 
Qualität vor Schnelligkeit geht. Das muss man 
eindeutig sagen.  

Der zweite Schritt der selbstverursachenden 
Selbstrettung liegt darin, dass der ÖPNV in Düs-
seldorf eine Beschleunigung erfährt. Dass der 
ÖPNV eine Beschleunigung erfährt, finden wir 
ausgesprochen gut. Aber wodurch wird das er-
reicht? Vor allen Dingen durch eine Maßnahme, 
dass die Zahl der Fahrspuren von drei auf zwei 
verringert wird. Die Ampelschaltung wird in Düs-
seldorf ganz bewusst auf Stop-and-Go geschaltet, 
um deutlich zu machen, dass man hier mit dem 
ÖPNV schneller ist als mit dem Auto. Daraus fol-
gen natürlich ein höherer Zeitaufwand, ein höhe-
rer Benzinverbrauch und höhere Kosten. Das 
stimmt ja auch mit dem Ziel der Grünen überein, 
wonach ein Benzinpreis von 5 DM gerechtfertigt 
ist. Außerdem haben wir natürlich mehr Auspuff-
gase.  

Wenn man mehr Auspuffgase hat – jetzt greift 
Schritt 3 – dann führt das natürlich dazu, dass 
man Verkehrsbeschränkungen rechtfertigen kann. 

Schritt 4: Aufgrund dieser nur beschränkten Wir-
kung der Verkehrsbeschränkungen fordert man im 
nächsten Schritt die Totalsperrung. 

Meine Damen und Herren, Letzteres ist sicherlich 
etwas überzeichnet. Auf der anderen Seite macht 
es aber das Ziel der Grünen deutlich, dass nur der 
graswurzelsuchende Ökoaktivist, von öffentlicher 
Hand alimentiert, in Sandalen auf Flechtenkartie-
rung in den Rinnsteinen das Ziel ist. 

Meine Damen und Herren, das ist keine Politik für 
Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall von der FDP) 

Wir haben einen Antrag eingebracht „Feinstaub: 
NRW als Modellregion in Europa“. Diese Überle-
gung wollen wir inhaltlich weiter forcieren. Wir 
verkennen nämlich nicht, dass Feinstaub, weil 
lungengängig, problematisch ist. Wir haben eine 
über 90%ige Reduzierung des Staubs seit 1970 
erreicht. In Gesamtdeutschland waren es ehemals 
3 Millionen t Emissionen, derzeit sind es 
209.000 t. Das ist eine Reduktion um mehr als 
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93 %. Die Verursacher sind Hausbrand, Verkehr 
und Industrie.  

Bei Feinstaub stochern wir allerdings im Dunkeln. 
Wir messen ausschließlich die Masse, nicht Ober-
fläche und Inhaltsstoffe. Wir betreiben aufgrund 
der begrenzten Auswirkungen gerade beim Kraft-
fahrzeug eine Symbolpolitik. Beispiel ist der Die-
sel-Rußpartikelfilter. Das kann alles so nicht rich-
tig sein.  

Dem haben die Koalitionsfraktionen den Antrag 
„Feinstaubprobleme effizient lösen – NRW als 
Modellregion für Umweltkompetenz entwickeln“ 
entgegengesetzt. 

(Svenja Schulze [SPD]: Tolles Beispiel! – 
Thomas Eiskirch [SPD]: Die Flucht in die 
weite Welt!) 

Meine Damen und Herren, die Luftreinhaltepla-
nung ist erfolgreich. Die Luftreinhalteplanung 
muss fortgeführt werden. Sie wird fortgeführt. 
Damit steht uns ein intelligentes Steuerungsmittel 
zur Verfügung. Planungssicherheit wollen wir bei-
behalten. Das gilt auch für die Euronorm. Wir sol-
len den Verbraucher auch nicht durch alle mögli-
chen Normen drangsalieren. 

(Beifall von Ralf Witzel [FDP]) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 
Abschluss – ich muss für meinen Kollegen Witzel 
aus Essen noch zeitlichen Raum lassen –  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Das müssen Sie 
nicht! – Thomas Eiskirch [SPD]: Wir wollen 
nicht übertreiben!) 

einen Hinweis von Herrn Prof. Schreckenberg aus 
der Anhörung zitieren: Verkehr macht in seiner 
Wirkung am Ende aber nur einen kleinen Pro-
zentsatz aus. Das muss man sich immer vor Au-
gen halten. Die Hintergrundbelastung – hier kur-
sieren einige Zahlen – ist immer noch das größte 
Problem. Wir werden niemals ohne Feinstaub le-
ben. Die Natur hat immer Feinstaub hervorge-
bracht, ob Sie Vulkanismus oder andere natürli-
che Dinge betrachten. Wir fahren an die Nordsee, 
um Feinstaub einzuatmen. Es kommt darauf an, 
ob er tatsächlich schädlich ist. Deswegen geht es 
um die qualitative Oberflächengestalt von Fein-
staub. 

Meine Damen und Herren, das alles sind Dinge, 
zu denen wir überhaupt nichts sagen können, die 
aber entscheidungsrelevant sind. – Ich danke für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Kolle-
ge Ellerbrock. – Für die Landesregierung hat jetzt 
in Vertretung von Herrn Minister Uhlenberg Frau 
Ministerin Thoben das Wort. 

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Das Thema Luft-
reinhaltung gehört zu den Schwerpunkten der 
Umweltpolitik der Landesregierung. 

(Zuruf von Johannes Remmel [GRÜNE]) 

Nun ist das Thema wieder stärker im Blickfeld der 
Öffentlichkeit, auch weil die Einführung der ersten 
Umweltzonen in Köln und in Berlin ab 1. Januar 
2008 unmittelbar bevorsteht. 

Die Grünen fordern für das Ruhrgebiet nun eine 
großräumige zusammenhängende Umweltzone 
bis spätestens April 2008. Ein „Umweltzonen-
Flickenteppich“ sei den Menschen nicht zuzumu-
ten. Und die Grünen meinen Minister Uhlenberg 
auffordern zu müssen, das Bearbeitungsverfahren 
an sich zu ziehen. 

Lassen Sie mich dazu vorab feststellen: Den Ü-
berlegungen für eine übergreifende und zusam-
mengefasste „Umweltzone Ruhrgebiet“ erteilt die 
Landesregierung eine klare Absage. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Aha!) 

Die Landesregierung steht für ein ökonomisch 
und ökologisch vitales Ruhrgebiet mit starker 
Wirtschaft und hoher Lebens- und Umweltqualität. 
Eine intakte Umwelt ist ein wichtiger Standortfak-
tor. Unsere Politik zum Schutz von Leben und 
Umwelt nimmt aber zugleich Rücksicht auf die 
positive Entwicklung der Metropolregion Ruhr 
durch Gewährleistung von Mobilität und wirt-
schaftlicher Prosperität. 

Vizepräsident Edgar Moron: Frau Ministerin, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage von Herrn 
Remmel? 

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Nein. – Bürger und Wirt-
schaft dürfen daher nicht durch unverhältnismäßi-
ge Umweltschutzauflagen in ihrer Wettbewerbsfä-
higkeit behindert werden. 

Umweltzonen sind als zusätzliches Mittel zum 
Schutz der Bürger dann, aber auch nur dann ge-
boten, wo die Überschreitung von Grenzwerten 
gegeben ist und mit weniger einschneidenden 
Maßnahmen nicht verhindert werden kann. Dazu 
sind wir dann aber auch europarechtlich verpflich-
tet. Es wird immer ein Bündel von Maßnahmen 
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angewandt. Daher verbietet sich eine undifferen-
zierte Ausweisung einer Umweltzone für das ge-
samte Ruhrgebiet. 

Wie ist die Lage im Ruhrgebiet tatsächlich? Wo 
stehen wir dort mit der Luftreinhalteplanung? – Mit 
dem Vollzug der EU-Luftqualitätsrichtlinien wur-
den seit 2004 für die Ruhrgebietsstädte Duisburg, 
Essen, Dortmund, Hagen, später dann Mülheim, 
Oberhausen und Bochum Luftreinhaltepläne we-
gen Feinstaubüberschreitungen aufgestellt, zu-
meist – das muss in diesem Zusammenhang klar 
gesagt werden – zusätzlich auch wegen Stick-
stoffdioxidüberschreitungen. 

(Thomas Eiskirch [SPD]: Alles Diegel-Land!) 

Mittlerweile ist hinlänglich bekannt, dass beide 
Luftschadstoffe überwiegend aus dem Verkehr 
kommen und sich schädlich auf die Gesundheit 
auswirken. 

Mit den ersten Luftreinhalteplänen wurden zu-
nächst lokale Maßnahmen umgesetzt wie Ver-
kehrslenkung, Verstetigung des Verkehrsflusses, 
Durchfahrverbote für den Schwerlastverkehr. Dies 
hat erste Erfolge gebracht, aber das reicht nicht 
aus. 

Dass im Ruhrgebiet, wo die Städte fließend inein-
ander übergehen und wo die Bevölkerungsdichte 
und die Wirtschaftskraft hoch sind, regionale Kon-
zepte vonnöten sind, liegt auf der Hand, ist Kon-
sens zwischen allen Beteiligten. 

Eine Machbarkeitsstudie des Regionalverbandes 
Ruhr und des Umwelt- und Verkehrsministeriums, 
die Anfang des Jahres vorgestellt wurde, kommt 
zu dem Vorschlag, dass es auf regionaler Ebene 
im Großen und Ganzen im Verkehr vier Hand-
lungsfelder gibt: Güterlogistik, Verkehrsleittechnik, 
ÖPNV und eben auch Umweltzonen. 

Die Studie ist aber nicht etwa ein Planentwurf, 
dessen Ergebnisse durch uns 1:1 umgesetzt wer-
den. Der Umweltminister hat vielmehr die Bezirks-
regierungen Düsseldorf, Münster und Arnsberg 
am 29. März dieses Jahres angewiesen, einen 
regionalen Luftreinhalteplan Ruhrgebiet aufzustel-
len. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Er hat aber 
keine Federführung!) 

Er hat sich die Koordination dieses anspruchsvol-
len Vorhabens – wir betreten immerhin Neuland – 
in der Luftreinhaltung vorbehalten. 

(Zuruf von Johannes Remmel [GRÜNE]) 

Das Umweltministerium führt dafür die Koordinie-
rungsgruppe „Luftreinhalteplan Ruhrgebiet“ mit 

straffem Zeitplan und konkreten Vorgaben, damit 
der Luftreinhalteplan bis Ende des Jahres im Ent-
wurf vorliegt. Die für die Aufstellung der Pläne zu-
ständigen Bezirksregierungen beteiligen dabei, 
wie bei allen anderen Plänen bisher auch schon, 
die Kommunen, die lokale Wirtschaft, die IHK, die 
Handwerkskammer, den Einzelhandel, Verkehrs-
unternehmen und weitere Interessengruppen. Der 
Planentwurf wird anschließend der Öffentlichkeit 
vorgestellt, die dann innerhalb von sechs Wochen 
Anregungen und Einsprüche vortragen kann. Die 
Behörden prüfen diese und nehmen sie gegebe-
nenfalls mit in den Plan auf. 

Meine Damen und Herren, mit Blick auf den An-
trag der Grünen halte ich fest: 

Erstens. Niemand anderer als der Umweltminister 
koordiniert das Großvorhaben „Luftreinhalteplan 
Ruhrgebiet“. 

(Thomas Eiskirch [SPD]: Das ist aber ein 
Armutszeugnis, wenn das Koordination ist! – 
Zuruf von Svenja Schulze [SPD]) 

Zweitens. Der Zeitrahmen ist eng gesteckt. Mit 
der Landesregierung und im Dialog Wirtschaft und 
Umwelt wurden viele Gespräche mit den beteilig-
ten Kreisen und den Betroffenen geführt mit dem 
Ziel, Alternativen zur Umweltzone zu finden. 

Mittlerweile hat sich Ernüchterung breitgemacht. 
Grundlegende Verbesserungen sind in der Güter-
logistik in absehbarer Zeit nicht zu erwarten. Te-
lematik und Verkehrsleittechnik werden erst in 
Jahren ihre Wirksamkeit entfalten. Im ÖPNV sind 
kurzfristig keine signifikanten Verbesserungen zu 
erwarten.  

Aus dem Bundesimmissionsschutzgesetz ist ab-
zuleiten, dass Umweltzonen nur in Gebieten aus-
gewiesen werden dürfen, in denen Grenzwerte 
überschritten sind, sowie in Gebieten, die einen 
relevanten kausalen Beitrag zur Grenzwertüber-
schreitung leisten. Als fachliche Grundlage zur 
Ermittlung der Belastungssituationen werden 
Messungen und Berechnungen herangezogen.  

Das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbrau-
cherschutz betreibt im Ruhrgebiet insgesamt über 
50 Messstellen. Ferner wurden auf Basis von 
Verkehrszahlen und Bebauungsdaten Luftschad-
stoffbelastungen im Ruhrgebiet straßenfein be-
rechnet. Die Ergebnisse wurden in sogenannten 
Ampelkarten zusammengestellt, die wir im Inter-
net veröffentlicht haben.  

(Thomas Eiskirch [SPD]: Seit 2004 keine 
neue Daten, alles die alten Daten!) 
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In der Gesamtschau ergibt sich daraus folgendes 
Bild: Im Ruhrgebiet gibt es eine Reihe von Gebie-
ten, in denen Umweltzonen eingerichtet werden 
müssen. Daneben gibt es aber auch Areale, für 
die eine Umweltzone nicht zu begründen ist. In-
folgedessen wird es im Ruhrgebiet mehrere, teils 
städteübergreifende Umweltzonen geben. Sie 
werden aber nicht automatisch ein Stadtgebiet in 
seinen Grenzen umfassen, wenn die fachlichen 
Kriterien dies nicht erfordern. Wir bezeichnen das 
als Wabenlösung.  

Das Umweltministerium hat frühzeitig einen Orien-
tierungsrahmen aufgestellt, in dem klar geregelt 
ist, welche Fristen für die Umsetzung gelten, wel-
che Plaketten zulässig sind, welche Übergangs-
regelungen bestehen und welche Ausnahmen zu-
lässig sind. Das gilt natürlich nicht nur für das 
Ruhrgebiet, sondern landesweit. Es sind für alle 
Umweltzonen verbindliche, klare und einheitliche 
Vorgaben, kein Flickenteppich.  

Die Voraussetzungen der Umweltzonen, insbe-
sondere auch Vorgaben zu Übergangsregelungen 
und Ausnahmen, sollen möglichst unbürokratisch 
und kostengünstig für die Betroffenen sein. Die 
Interessen der kleinen und mittleren Unternehmen 
sowie der Anwohner werden wir besonders be-
achten, ohne das Ziel des Gesundheitsschutzes 
in Frage zu stellen.  

Wenn eine Umweltzone im Ergebnis unumgäng-
lich notwendig ist, gilt: Je frühzeitiger Maßnahmen 
kommen, um so eher wird etwas für den Gesund-
heitsschutz getan. Die Bürger und die Wirtschaft 
brauchen hier schnell Klarheit. Insofern bin ich 
sehr daran interessiert, dass in diesen Fällen 
Umweltzonen so schnell wie möglich qualifiziert, 
wirkungsvoll und unbürokratisch in Kraft gesetzt 
und vollzogen werden. Der regionale Luftreinhal-
teplan Ruhrgebiet ist ein völlig neuer Ansatz, und 
Umweltzonen sind ein neues Instrument.  

Damit wir die Akzeptanz gewinnen, führt die Lan-
desregierung im Vorfeld viele Gespräche. Wir 
müssen die Öffentlichkeit angemessen beteiligen. 
Im Ruhrgebiet müssen sich Millionen Menschen 
und eine Vielzahl von Unternehmen auf die neuen 
Regelungen einstellen. Zwischen Bekanntgabe 
und Inkrafttreten der Maßnahme liegen sechs 
Monate Frist. Nach realistischer Planung wird 
deshalb der Einführungstermin im zweiten Halb-
jahr 2008 liegen.  

Herr Eiskirch, wenn Sie noch ein paar Mal dazwi-
schen rufen wollen: Sie sollten sich vielleicht ein-
mal mit Schaustellern über das Problem unterhal-
ten! Dann würden Sie ein bisschen lustiger aus 
der Wäsche gucken.  

(Beifall von CDU und FDP – Thomas 
Eiskirch [SPD]: Nein, das Problem kennen 
wir!) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Für die FDP-Fraktion hat jetzt der 
Kollege Eiskirch das Wort.  

Thomas Eiskirch*) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Zwei Dinge vorab: Erstens, Frau Thoben, wie 
meistens: In den Themen sind wir drin. Mit den 
Schaustellern haben wir gesprochen. Wir wissen, 
dass es gerade, was diese schweren Zugmaschi-
nen angeht, viele Fälle gibt, in denen eine Nach-
rüstung so gar nicht möglich ist, und bestimmte 
Motoren und LKWs auch gar nicht auf dem Markt 
sind, um die Anforderungen, die an eine Umwelt-
zone gestellt werden, überhaupt erfüllen zu kön-
nen. Insofern ist es richtig – das haben wir auch 
immer gefordert –, dass man dafür Einzelfalllö-
sungen finden muss.  

(Vorsitz: Vizepräsident Oliver Keymis) 

Das ist aber ein Nebenkriegsschauplatz, den Sie 
aufmachen. Der Hauptschauplatz ist das Chaos in 
dieser Landesregierung beim Thema Umweltzone 
Ruhrgebiet, Kolleginnen und Kollegen.  

(Beifall von der SPD) 

Fürs Protokoll noch ein Satz vorweg zu Herrn El-
lerbrock. Er hat vorhin unabhängig vom Thema 
Umweltzone Ruhrgebiet gesagt, dass die Dreitei-
lung des Ruhrgebiets in verschiedene Regie-
rungsbezirke – da könnten wir die verschiedenen 
Regierungspräsidenten befragen – noch nie eine 
positive Entscheidung für das gesamte Ruhrge-
biet behindert hätte. Ich möchte das festhalten, 
weil es gut zur Beerdigung der Verwaltungsstruk-
turreform passt, die die Landesregierung eigent-
lich vorhatte. Herzlichen Dank, Herr Kollege El-
lerbrock!  

(Beifall von der SPD) 

Zurück zu dem, was Frau Ministerin Thoben ge-
sagt hat. Genau aus dem Dialog „Wirtschaft und 
Umwelt“ gibt es ein Schreiben an die IHKs, in dem 
steht, dass der Umweltminister des Landes, Herr 
Uhlenberg, das Thema Umweltzone Ruhrgebiet 
koordiniert. Von Koordination kann keine Rede 
sein, wenn zwei Regierungspräsidenten das eine 
machen und der dritte etwas völlig anderes 
macht, meine Kolleginnen und Kollegen!  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 
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Das ist Chaos in Laos und nichts anderes, was in 
dieser Landesregierung vorherrscht.  

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Kollege, ges-
tatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Ellerbrock?  

Thomas Eiskirch*) (SPD): Liebend gern, aber 
dann würde ich doch … 

Vizepräsident Oliver Keymis: Liebend gern ja 
oder nein? 

Thomas Eiskirch*) (SPD): Ja. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Ja, gut, wunder-
bar. Herr Ellerbrock, bitte schön.  

Holger Ellerbrock (FDP): Schönen Dank, Herr 
Eiskirch. Würden Sie bitte zur Kenntnis nehmen, 
dass ich die Aussage, die ich eben getroffen ha-
be, in der letzten Legislaturperiode mehrfach un-
ter Zustimmung des damaligen Innenministers 
Behrens, der in diesem Punkt gegen die eigene 
Fraktion positioniert war, und des Herrn Kuschke 
und der anderen hier bekannten Regierungsprä-
sidenten mehrfach genau so getroffen habe, wie 
ich es heute gesagt habe?  

Die Dreiteilung des Ruhrgebiets durch die Regie-
rungspräsidenten hat noch nie ein Planungsvor-
haben im Ruhrgebiet wesentlich behindert oder 
gar verhindert. – Das habe ich immer intern und 
auch nach draußen vertreten.  

(Heike Gebhard [SPD]: Wo ist die Frage?) 

Würden Sie das zur Kenntnis nehmen?  

Thomas Eiskirch*) (SPD): Erstens bin ich Ihnen 
dankbar, dass Sie das selbst noch einmal zu Pro-
tokoll gegeben haben. Zum Zweiten bin ich auf 
alle weiteren Äußerungen, die stetig von Ihnen 
kommen, gespannt, die auch Ihrem Koalitionsver-
trag widersprechen.  

(Beifall von der SPD) 

Kommen wir zu etwas völlig anderem. Der Minis-
terpräsident dieses Landes hat vorgestern auf 
dem Unternehmertag gesagt: Das Wichtigste in 
der Politik sind Verlässlichkeit und Planungssi-
cherheit. Völlig richtig. Die Umweltzone Ruhrge-
biet ist ein Paradebeispiel dafür, wie diese Lan-
desregierung Planungschaos und das absolute In-
die-Büsche-Schlagen praktiziert und vormacht.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Bei diesem Thema hätten Planungssicherheit und 
Verlässlichkeit drei Dimensionen, eine 3-D-
Wahrnehmung quasi. Die erste Dimension ist die 
räumliche, bei der zweiten geht es um die Ein-
griffstiefe, und die dritte ist die zeitliche Dimensi-
on.  

Lassen Sie mich einen Satz zur räumlichen Di-
mension sagen. Eine klare Beschreibung einer 
oder mehrerer Zonen und nicht von Einzelstraßen 
ist gefordert, wenn man über Umweltzonen redet. 
Frau Ministerin Thoben, natürlich wissen wir, dass 
Sie über das Thema, eine Umweltzone für den 
ganzen RVR-Raum oder für große Teile des 
Ruhrgebiets zu schaffen, hinweg sind. Damit kön-
nen wir leben. Wir sind schon dabei, zu gucken: 
Welche Gebiete müssen ausgewiesen werden, 
um zum Beispiel eine Wabenlösung hinzube-
kommen? Es gibt Gespräche.  

Das Schlimme ist nur, dass das zwei Regierungs-
präsidenten mitverfolgen, und der Dritte sagt: Bei 
mir ist eine Wabe auch eine Straße von 150 m. – 
Das ist nicht fair gegenüber den Menschen, nicht 
verlässlich und nicht planbar, Kolleginnen und 
Kollegen! 

(Beifall von Svenja Schulze [SPD]) 

Wenn man solche Einzelstraßen hat, wird man 
nicht nur einen Schilderwald bekommen, sondern 
auch durch eine Stadt fahren und sich die ganze 
Zeit mit Boris Becker fragen: Bin ich schon drin? 
So wird das aussehen. Niemand wird sich wirklich 
zurechtfinden. 

Nehmen Sie zum Beispiel einen Malerbetrieb aus 
Oberhausen: In Oberhausen kann er mit einem 
älteren Kleintransporter vielleicht noch fahren, 
wenn er nach Duisburg muss, aber möglicherwei-
se nicht mehr oder vielleicht auch nur in einzelnen 
Straßen nicht. Braucht er ein neues Auto oder 
nicht? Das ist doch keine Planungssicherheit für 
die Menschen, für das Handwerk und die Wirt-
schaft im Ruhrgebiet. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Zweiter Punkt: die Eingriffstiefe. Noch einmal: Es 
geht nicht um das ganze Revier, sondern um be-
stimmte Zonen oder einzelne Straßen. Das ist die 
Frage, die Sie in der CDU nicht geklärt bekom-
men. Je größer die Umweltzonen gezogen wer-
den, desto weniger Eingriffstiefe brauche ich, des-
to weniger Fahrverbote in einer strengen Hierar-
chie muss ich für PKWs und LKWs aussprechen. 
Das schont die Bürger und die Wirtschaft auf ei-
ner verlässlichen Planungsgrundlage. Sie be-
kommen Herrn Diegel und seinen Einzelstraßen-
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fetischismus nicht in den Griff. Das führt immer 
weiter zu Streit im Kabinett. 

Kolleginnen und Kollegen, das Dritte ist die zeitli-
che Dimension. Hier stimme ich nicht mit dem ü-
berein, was die Grünen in ihrem Antrag schreiben. 
Bürger und Wirtschaft müssen planen können. Sie 
brauchen Anpassungszeiten. Man muss sich auf 
das einstellen können, was einen erwartet. Die 
Zeitabläufe kann man erst definieren und mach-
bar machen, wenn man die räumliche Dimension 
und die Eingriffstiefe geklärt hat. Man muss wis-
sen, was man tut, um zu entscheiden, wann man 
es tut. Wie viele Menschen wo betroffen sind, 
muss man wissen, um sinnvolle Übergänge zu 
organisieren. 

Die Landesregierung hinterlässt Chaos und ist 
unzuverlässig. Kolleginnen und Kollegen, diese 
Landesregierung lässt erneut die Menschen und 
die Wirtschaft im Ruhrgebiet im Stich. – Vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Eiskirch. – Für die FDP-Fraktion ist noch 
der Kollege Witzel auf der Liste. 

Ralf Witzel (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Das, was der Kol-
lege Remmel zu Beginn der Debatte gesagt hat, 
ist schon bezeichnend. Er hat sich für die Grünen 
positioniert und gesagt, sie wollten eine möglichst 
großflächige Umweltzone. Dazu haben Sie ausge-
führt, das sei der beste Anreiz zur Flottenmoder-
nisierung. Ich frage Sie, Herr Kollege Remmel: 
Wollen Sie ernsthaft kleinen und mittleren Betrie-
ben, dem kleinen Handwerker, der ein oder zwei 
Fahrzeuge hat, sagen, das sei der beste Anreiz 
zur Flottenmodernisierung? 

(Svenja Schulze [SPD]: Da verwirrt doch Ihre 
Politik noch viel mehr! Unverschämt!) 

Sagen Sie sozial schwachen Bewohnern des 
Ruhrgebiets, der beste Anreiz zur Flottenmoder-
nisierung sei eine möglichst großflächige Lösung? 

(Zuruf von Johannes Remmel [GRÜNE]) 

Die FDP-Landtagsfraktion will sachgerechte Lö-
sungen, die in ihren Konsequenzen verhältnismä-
ßig sind, und Maßnahmen, die wissenschaftlich 
erwiesen erfolgsträchtig sind. Wir wollen keine 
Symbolpolitik oder enorm unverhältnismäßige 
Eingriffe, die insbesondere einen Standortnachteil 
für das Revier darstellen und zu hohen Folgekos-
ten führen. Das Ruhrgebiet ist nun mal kein Kur-
ort, sondern ein Industriestandort und soll es auch 

weiterhin bleiben. Wir wollen Arbeitsplätze in der 
Region erhalten. 

(Zuruf von Johannes Remmel [GRÜNE]) 

Zur Versorgung der Bevölkerung und für den Wa-
renaustausch der Unternehmen sind LKW-
Lieferungen auch zukünftig unverzichtbar. Die 
teilweise Stilllegung ganzer Fahrzeuggruppen 
würde insbesondere Kleinbetriebe in schwieriger 
wirtschaftlicher Lage gefährden und sich für sozial 
schwache Familien negativ auswirken, die nicht 
permanent ihren Fahrzeugbestand erneuern kön-
nen. Bei einem baldigen Verbot der Nutzung älte-
rer Autos würde zudem der gesamte Gebraucht-
wagenmarkt im Revier zusammenbrechen und 
dadurch eine millionenschwere Vermögensver-
nichtung betrieben. 

Deshalb sagt die FDP-Landtagsfraktion: Wir brau-
chen keine flächendeckenden Fahrverbote, so-
lange nicht auch wissenschaftlich die Fakten dafür 
sprechen. Wir brauchen intelligente Maßnahmen 
zur Bekämpfung der Feinstaubproblematik. Dazu 
muss man an ein facettenreiches Instrumenten-
bündel denken.  

Mein Kollege Ellerbrock hat schon vorgetragen, 
dass man vielseitig denken muss; denn in nicht 
wenigen Fällen kann es sehr wohl auch einmal 
eine Maßnahme zur Verkehrsbeschleunigung 
sein, die Stau auflöst und damit einer unnötigen 
Feinstaubkonzentration entgegenwirkt. Dauerstau 
und möglichst viel Gängelung für Verkehrsteil-
nehmer sind nichts, was sich per se positiv auf die 
Feinstaubbelastung im Ruhrgebiet auswirkt, son-
dern sachgerechte Konzepte, die die Akzeptanz 
der Bevölkerung haben, die für die Betriebe öko-
nomisch vertretbar und in ein insgesamt vertretba-
res Konzept eingebunden sind. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Kollege Wit-
zel, gestatten Sie am Ende Ihrer Redezeit noch 
eine Zwischenfrage des Abgeordneten Remmel? 

Ralf Witzel (FDP): Das mache ich sehr gerne. 

Ich möchte noch einmal für die Verhältnismäßig-
keit der Maßnahmen werben, für die wir stehen. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Bitte schön, Herr 
Remmel, die Zwischenfrage. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Vielen Dank. – 
Herr Witzel, ist Ihnen die Studie, die Untersu-
chung des Umweltbundesamtes bekannt, die ein-
deutig ergeben hat, dass die großflächige Um-
weltzone die Maßnahme ist, die das größte Po-
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tenzial hat, tatsächlich den Feinstaub aus der 
Quelle Verkehr zu senken? 

(Zuruf von der CDU: Ganz Europa!) 

Ralf Witzel (FDP): Herr Kollege Remmel, mir sind 
unterschiedliche Studien bekannt, auch die von 
Ihnen genannte. Ich möchte aber ausdrücklich 
darauf hinweisen und Sie daran erinnern, was 
auch Ihnen bekannt sein wird, dass wir nicht zwei 
Sachen verwechseln dürfen. Wenn wir über Pla-
nungssicherheit reden, dann kann es für die 
Durchsetzung von Maßnahmen nicht ausreichen, 
zu sagen: Wenn pauschal alles verboten ist, dann 
ist zumindest klar, dass nichts mehr geht. 

Zum Zweiten wissen Sie, dass es in ganz be-
stimmten, auch lokal eingrenzbaren Bereichen 
Messwerte, Problemkonstellationen gibt, die dort 
spezifisch auftreten, sodass nicht damit gedient 
ist, wenn 10 km weiter bestimmte andere Maß-
nahmen unterbleiben. Deshalb werben wir aus-
drücklich für eine differenzierte Sicht der Dinge 
und für eine Feinsteuerung im Vorgehen gegen 
Feinstaub. – Vielen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Witzel. – Frau Ministerin Thoben hat sich 
noch einmal für die Landesregierung zu Wort ge-
meldet. Bitte schön, Frau Ministerin.  

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich wollte mich nur 
noch einmal zu Wort melden, weil der Eindruck 
entstanden ist, in der Landesregierung würden 
Abwägungsprozesse unzulänglich vorgenommen. 
Allen könnte doch bekannt sein, dass Umweltzo-
nen ein neues Instrument sind. Der Abwägungs-
prozess läuft. Gehen Sie davon aus, dass wir am 
Ende einheitliche Kriterien zur Definition der Zo-
nen haben werden! Wir brauchen Sie nicht, und 
Herr Uhlenberg braucht Sie schon gar nicht, um 
erklärt zu bekommen, wie er seine Aufgaben zu 
erledigen hat.  

(Thomas Eiskirch [SPD]: Wann ist „am En-
de“?) 

Letzte Anmerkung: Man kann natürlich abwägen, 
wie Herr Remmel das tut: Wie groß oder wie klein 
muss eine solche Zone zweckmäßigerweise sein? 
Aber genau diese Abwägung nehmen wir vor. 
Herr Remmel tut so, als ob man nur zu seinem 
Ergebnis kommen könnte. Das scheint nicht zu 
stimmen. – Danke schön. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Ministerin Thoben. – Ich sehe keine weiteren 
Wortmeldungen mehr. Wir sind am Ende der Be-
ratung. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Antrags Druck-
sache 14/5346 an den Ausschuss für Umwelt 
und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz – federführend –, den Ausschuss 
für Wirtschaft, Mittelstand und Energie sowie 
den Ausschuss für Bauen und Verkehr. Die ab-
schließende Beratung und Abstimmung soll im fe-
derführenden Ausschuss in öffentlicher Sitzung 
erfolgen. Wer ist für diese Überweisung? – Wer ist 
dagegen? – Wer enthält sich? – Damit ist die Ü-
berweisung einstimmig beschlossen. 

Ich rufe auf: 

3 Gesetz zur Regelung des Jugendstrafvollzugs 
in Nordrhein-Westfalen (Jugendstrafvollzugs-
gesetz Nordrhein-Westfalen – JStVollzG NRW) 

Gesetzentwurf  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 14/4236 

Änderungsantrag  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN   
Drucksache 14/5450 

Beschlussempfehlung und Bericht  
des Rechtsausschusses  
Drucksache 14/5368 

zweite Lesung 

In Verbindung mit: 

Gesetz zur Regelung des Jugendstrafvollzugs 
in Nordrhein-Westfalen (Jugendstrafvollzugs-
gesetz Nordrhein-Westfalen – JStVollzG NRW) 

Gesetzentwurf  
der Landesregierung  
Drucksache 14/4412 

Änderungsantrag  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 14/5445 

Änderungsantrag  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 14/5447 

Änderungsantrag  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 14/5448 
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Beschlussempfehlung und Bericht  
des Rechtsausschusses  
Drucksache 14/5369 

Entschließungsantrag  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 14/5446 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die CDU-
Fraktion Herrn Abgeordneten Giebels das Wort. 

Harald Giebels (CDU): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Das Jugendstrafvollzugs-
gesetz ist ein Novum für Nordrhein-Westfalen. 
Durch die jüngst durchgeführte Föderalismusre-
form ist die Gesetzgebungskompetenz für den 
Justizvollzug auf die Länder übertragen worden, 
sodass diese nunmehr zur Schaffung von Ju-
gendstrafvollzugsgesetzen zuständig sind. Wir be-
treten daher mit der Verabschiedung des Geset-
zes neuen Boden und erfüllen hiermit den Auftrag 
des Bundesverfassungsgerichts, dem Jugend-
strafvollzug eine eigene gesetzliche Grundlage zu 
geben. 

Wir haben zwei Gesetzentwürfe beraten: den Ge-
setzentwurf der Landesregierung und den der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.  

Der Gesetzentwurf der Landesregierung bietet ein 
solides Fundament für einen modernen, verant-
wortungsvollen und konsequenten Jugendstraf-
vollzug. Es stellt eines der zentralen Gesetzge-
bungsvorhaben dieser Legislaturperiode dar und 
ist Teil eines neuen Gesamtkonzepts zur Be-
kämpfung der Jugendkriminalität, dessen wich-
tigstes Element die Prävention ist. 

Ministerpräsident Dr. Jürgen Rüttgers hat in sei-
ner Halbzeitbilanz vor zwei Tagen hier im Landtag 
zutreffend ausgeführt – ich zitiere aus dem vorläu-
figen Plenarprotokoll –:  

„Besonders wichtig, meine Damen und Herren, 
ist die Reform des Jugendstrafvollzugs, die wir 
auf den Weg gebracht haben. Das neue Ju-
gendstrafvollzugsgesetz wird am 1. Januar 
2008 in Kraft treten. Damit stärken wir sowohl 
die öffentliche Sicherheit als auch die Chancen 
auf Resozialisierung der Täter. …  

Wir fordern konsequent die Mitarbeit der Ju-
gendlichen ein. Aber wir geben ihnen auch 
neue schulische und berufliche Chancen.“ 

Der Jugendstrafvollzug kommt zur Anwendung, 
wenn alle primären Präventionsstrategien durch 
Bildung und Erziehung, durch Maßnahmen der 

Jugendhilfe und des Familienrechts gescheitert 
sind und wenn ambulante erzieherische Maß-
nahmen, die nach dem Jugendgerichtsgesetz zur 
Verfügung stehen, keinen Erfolg gezeigt haben.  

Nach § 2 des Gesetzentwurfs der Landesregie-
rung soll der Jugendstrafvollzug dem Ziel dienen, 
die Gefangenen zu befähigen, künftig in sozialer 
Verantwortung ein Leben ohne Straftaten zu füh-
ren. Junge Menschen sollen sich durch den Straf-
vollzug also zu mündigen und sozial integrierten 
Erwachsenen entwickeln. Gleichzeitig bietet das 
Jugendstrafvollzugsgesetz Schutz und Sicherheit 
für die Allgemeinheit. 

Die Ausgestaltung des Regierungsentwurfs bietet 
hierfür eine gute Basis. Er berücksichtigt alle Vor-
gaben, die das Bundesverfassungsgericht in sei-
nem Urteil vom 31. Mai 2006 aufgestellt hat. Dar-
über hinaus setzt der Gesetzentwurf der Landes-
regierung aber auch deutliche eigene Akzente, die 
für andere Bundesländer ebenfalls wegweisend 
sind.  

Auf einige zentrale Schwerpunkte des Gesetz-
entwurfs möchte ich eingehen:  

Zum Ersten nenne ich Bildung und gezielte Ent-
lassungsvorbereitung. Der Förderung der Erzie-
hung im Vollzug wird ein hoher Stellenwert bei-
gemessen. Eine frühe und klare Planung der so-
zialen und persönlichen Bildung sowie der schuli-
schen und beruflichen Aus- und Weiterbildung soll 
den jungen Menschen realistische Perspektiven 
für ein Leben nach der Entlassung aufzeigen. 
Dies umfasst auch eine intensive Entlassungsvor-
bereitung einschließlich etwa notwendiger Hilfe 
zur Schuldenregulierung und Nachbetreuung. 

Der Vorsitzende des Bundes der Strafvollzugsbe-
diensteten Nordrhein-Westfalen, Herr Jäkel, hat 
den im Regierungsentwurf verankerten Erzie-
hungsgedanken begrüßt und in der Anhörung im 
Landtag hierzu festgestellt:  

„Die Ministerin hat sich nicht davon leiten las-
sen, einen härteren Vollzug in den Vordergrund 
ihrer Überlegungen zu stellen, sondern von 
dem Grundsatz ‚Sicherheit durch Erziehung’. 
Das befürworten wir sehr.“  

Weitere wichtige Aspekte sind Gewaltprävention 
und sinnvolle Freizeitgestaltung. Die Gewaltprä-
vention und damit die Sicherheit der Gefangenen 
sowie der Bediensteten ist ein ganz wesentlicher 
Punkt im Jugendstrafvollzug. Herr Friedrich 
Waldmann, der Leiter der Justizvollzugsanstalt 
Herford, hat hierzu in der Anhörung festgestellt: 

„Für die Praxis enthält der Entwurf der Landes-
regierung klarere und eindeutigere Regelungen 
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im Bereich der Durchsuchung und besonderen 
Sicherungsmaßnahmen, bei der Anordnung der 
Einzelhaft und bei der Regelung des unmittel-
baren Zwangs, mithin Bereiche, wo es sich um 
besondere Einschränkungen bei den Gefange-
nen handelt.“  

Eine Freizeitbeschäftigung mit einem festen 
Sportangebot auch an den Wochenenden und 
Feiertagen ist neben verbesserten Besuchsmög-
lichkeiten eine weitere wichtige Maßnahme zu 
Gewaltprävention im Strafvollzug, die sich im Ge-
setzentwurf der Landesregierung wiederfindet. 

Prof. Dr. Walkenhorst von der Universität zu Köln 
hat sich hierzu in der Anhörung wie folgt geäu-
ßert: 

„Ich finde auch den Regierungsentwurf im Ver-
hältnis zum Entwurf der Grünen wesentlich 
besser gelungen, was die Freizeitgestaltung 
angeht. Das ist ein Highlight, wie man es selten 
in Deutschland findet.“ 

(Monika Düker [GRÜNE]: Vielleicht sollte ich 
gleich auch 20 Dinge vorlesen, die unsere 
Auffassung stützen!) 

Die Einzelunterbringung oder Unterbringung in 
Wohngruppen ist ebenfalls ein wichtiger Punkt im 
Jugendstrafvollzugsgesetz. Die angemessene Un-
terbringung der jungen Straftäter ist nun einmal 
ein weiteres wichtiges Element. Der Gesetzent-
wurf sieht inzwischen die zwingende Einzelunter-
bringung während der Ruhezeiten im geschlosse-
nen Vollzug vor. Ausnahmen davon sind nur in 
den wenigen, gesetzlich abschließend genannten 
Fällen und nach einer verschärften vorhergehen-
den Verträglichkeitsprüfung möglich. Auch die Un-
terbringung in Wohngruppen sieht der Gesetz-
entwurf bei entsprechender Eignung – das ist 
Voraussetzung – des jungen Menschen vor. 

Die hinreichende Qualifikation der Vollzugsbe-
diensteten ist ein weiterer Eckpfeiler des neuen 
Jugendstrafvollzugsgesetzes. Jugendstrafvollzug 
kann nur dann erfolgreich sein, wenn die Voll-
zugsbediensteten über die notwendigen speziel-
len pädagogischen Kenntnisse für die Arbeit im 
Jugendstrafvollzug verfügen. Unerlässlich ist zu-
dem eine stetige gezielte Fortbildung. 

Positiv hervorzuheben ist außerdem das im Ju-
gendstrafvollzugsgesetz verankerte Ziel eines 
konsequenten Vorgehens gegen Drogen bei um-
fassender Beratung und Behandlung von Abhän-
gigen. Auch die im Gesetz vorgesehene Nachsor-
ge wurde in der Anhörung als ausgezeichnet be-
wertet – so Prof. Dr. Walkenhorst. 

Der Gesetzentwurf der Fraktion von Bündnis 90/-
Die Grünen bleibt dagegen in entscheidenden 
Punkten deutlich hinter dem Regierungsentwurf 
zurück. Wie in der Anhörung ausgeführt wurde, ist 
dieser Entwurf zudem an mehreren Stellen recht-
lich zweifelhaft. 

Der Gesetzentwurf der Landesregierung ist von 
seiner Konzeption, aber auch von der handwerkli-
chen Ausgestaltung her überzeugender. Er ist 
Hand in Hand mit den von der Landesregierung 
bereits getroffenen Maßnahmen zur wirksamen 
Bekämpfung der Jugendkriminalität zu sehen. 

Mit dem Erhalt von 124 von unter Rot-Grün be-
reits gestrichenen Stellen sowie der Schaffung 
von 330 zusätzlichen Stellen erreichen wir eine 
deutliche Verbesserung der personellen Situation 
in den Justizvollzugsanstalten. 

(Beifall von der CDU) 

Bis zum Jahre 2010 werden zudem 740 neue 
Haftplätze im Jugendstrafvollzug entstehen. Noch 
vor der Landtagswahl 2005 wollte die ehemalige 
rot-grüne Landesregierung hingegen 300 Stellen 
im Jugendstrafvollzug kürzen. 

Die Überlegungen zum neuen Jugendstrafvoll-
zugsgesetz Nordrhein-Westfalen finden bundes-
weit Anerkennung. Beispielsweise heißt es in ei-
ner Pressemeldung des Bundes der Strafvoll-
zugsbediensteten Deutschlands vom 10. Novem-
ber 2007 anlässlich einer Bundeshauptvorstands-
sitzung dieses Verbandes in Thüringen – ich zitie-
re –: 

„Die derzeitigen vollzugspolitischen Aktivitäten 
in NRW, einhergehend mit einem konsequen-
ten, auf Resozialisierung bezogenen eigenen 
Jugendstrafvollzugsgesetz, … wurden von allen 
Teilnehmern gewürdigt und als Wegweiser 
auch für andere Landesregierungen gesehen.“ 

Anstaltsleiter, Justizvollzugsbedienstete und Ver-
treter der Wissenschaft haben den Regierungs-
entwurf positiv bewertet. 

Zusammenfassend und abschließend kann fest-
gehalten werden: Anstaltsleiter, Justizvollzugsbe-
dienstete und Vertreter der Wissenschaft loben 
den Gesetzentwurf der Landesregierung. Das Vo-
tum der Praktiker des Jugendvollzuges ist damit 
eindeutig: Der Gesetzentwurf der Landesregie-
rung ist gut – und zugleich besser als andere. 

Daher stimmen wir ihm heute zu. Mit dem neuen 
Gesetz schaffen wir die Grundlagen für einen mo-
dernen, verantwortungsvollen und konsequenten 
Jugendvollzug in Nordrhein-Westfalen. – Vielen 
Dank. 
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(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Giebels. – Für die SPD-Fraktion hat jetzt 
Frau Kollegin Ruff-Händelkes das Wort. 

Monika Ruff-Händelkes (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Mit dem vorliegenden 
Gesetzentwurf der Landesregierung wird, wie 
Herr Giebels gerade ausgeführt hat, das Urteil 
des Bundesverfassungsgerichtes umgesetzt. Das 
wird von der SPD-Fraktion ganz ausdrücklich be-
grüßt. 

Die Anforderungen an ein solches Gesetz werden 
hier aber nicht vollständig umgesetzt. Nach unse-
rer Auffassung fehlt es in wesentlichen Punkten 
an Konkretisierungen. So macht das Gesetz keine 
Angaben zur Größe einer Justizvollzugsanstalt 
und zur Größe von Wohngruppen. Aus diesem 
Grund bringen wir heute einen Entschließungsan-
trag ein. 

Wenn der Gesetzgeber einen wegweisenden, 
vorbildlichen Jugendstrafvollzug gestalten will, 
muss er doch den Mut haben, konkret und konse-
quent Vorgaben und Richtlinien festzuschreiben, 
Frau Ministerin. Uns treibt die Sorge bezüglich der 
Unklarheiten in Ihrem Gesetzentwurf um. Damit 
sind wir nicht alleine, wie die Anhörung am 
12. September 2007 bewiesen hat. Im Gesetz-
entwurf von Bündnis 90/Die Grünen und auch un-
serem Eckpunktepapier haben Sie Konkreteres 
gefunden. 

Bedauerlicherweise haben Sie die bei der soeben 
genannten Anhörung unterbreiteten Anregungen 
bis heute nicht aufgenommen. Das ist sehr scha-
de. Daher werde ich die Gelegenheit nutzen, heu-
te über vier Themenbereiche – die entsprechen-
den Änderungsanträge liegen Ihnen vor – zu 
sprechen. 

Erstens: das Überbrückungsgeld. Wir wollen er-
reichen, dass das Geld, das die Gefangenen in 
der Justizvollzugsanstalt erarbeitet haben, nicht 
gepfändet werden kann. Dieses sogenannte Ü-
berbrückungsgeld soll nach unserem Willen den 
Lebensunterhalt des Gefangenen und seiner An-
gehörigen nach der Entlassung sichern. Das kann 
natürlich nur funktionieren, wenn es vor der Pfän-
dung geschützt ist. Wir wissen alle, dass dieses 
Geld die Wiedereingliederung, die uns allen wich-
tig ist, erleichtert. Wir hoffen, dadurch auch die 
Rückfallquoten reduzieren zu können. 

(Beifall von der SPD) 

Dazu ein praktisches Beispiel: Der Gefangene hat 
es dann nicht nötig, in der ersten oder zweiten 
Woche einen Diebstahl auszuüben, um wieder an 
schnelles Geld zu kommen. – Meine Damen und 
Herren, wir sollten jede Chance nutzen, um so 
etwas zu verhindern. 

Zweitens: die Größe von Wohngruppen und Jus-
tizvollzugsanstalten. Meine Damen und Herren, 
drei Sachverständige haben sich sehr eindeutig 
zu den Formulierungen der Landesregierung ge-
äußert. Dr. Pollähne formulierte beispielsweise: 

„Die Aussagen … zum Wohngruppenvollzug 
sind unzureichend, bleiben vage und stark rela-
tivierend.“ 

Auch Dr. Putzke bewertet den Entwurf zu diesem 
Thema als zu vage. Prof. Walter hält die getätig-
ten Aussagen für unverbindlich. 

Im Gesetzentwurf steht in § 25 – Unterbringung 
der Gefangenen – in Abs. 4: 

„Geeignete Gefangene werden regelmäßig in 
Wohngruppen untergebracht.“ 

Konkret ist anders. Selbstverständlich wissen wir, 
dass vieles in der Wohngruppenkonzeption von 
der jeweiligen JVA abhängt, aber eine Obergren-
ze, meine Damen und Herren, liebe Ministerin, 
muss es doch schon geben. 

Frau Schiewe von ver.di empfahl Wohngruppen-
vollzug mit maximal 16 Plätzen als Regelform. 
Prof. Dr. Walkenhorst – Herr Giebels, den haben 
Sie gerade auch zitiert, deswegen freut es mich, 
dass ich das auch tun kann – hält acht bis zwölf 
Jugendliche bei zwei Betreuern für optimal. Für 
uns liegt die Obergrenze bei 20 Plätzen, also, ich 
denke einmal, im mittleren Bereich. 

Mit Ihrem ungenauen Gesetzentwurf drohen uns 
aber vielleicht wirklich Gruppen mit 30 und 40 
Plätzen. Das kann einfach nicht gewollt sein. Prof. 
Dr. Walkenhorst – ich muss ihn noch einmal er-
wähnen – bezeichnete diese Größenordnung ei-
ner Wohngruppe als „lebensgefährlichen Etiket-
tenschwindel“. 

Nun, meine Damen und Herren, zur Größe der 
Justizvollzugsanstalten: Der erzieherische Rah-
men im Jugendstrafvollzug wird maßgeblich von 
der Gesamtgröße der Einrichtung bestimmt. Die 
Anstalt sollte doch so groß sein, dass der Leiter 
einer Einrichtung die Möglichkeit hat, seine 
Schützlinge zu kennen. Dr. Pollähne weist auf ei-
ne Empfehlung der Fachwelt hin. Er sagt: 250 
maximal, aber am besten 200 bis 250 Personen in 
einer Einrichtung.  
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Da wir aber um die schwierige Situation wissen, 
empfehlen wir mit unserem Entschließungsantrag 
eine Obergrenze von 300 Plätzen. 

Drittens. § 105 – Auskunft an Betroffene, Akten-
einsicht –: Das Bundesverfassungsgericht hat in 
seinem Urteil ausdrücklich verlangt, dass der 
Rechtsschutz für die jugendlichen Gefangenen 
gegen interne Maßnahmen verbessert wird. In Ih-
rer Formulierung hat der Gefangene keinen klar 
geregelten Anspruch. In der Praxis wird es daher 
schwierig für die Jugendlichen, die Einsicht in die 
Unterlagen zu erlangen. 

Aber ich denke, grundsätzlich wollen Sie als Lan-
desregierung den Jugendlichen doch als Rechts-
subjekt sehen, das verantwortlich handelt und 
weiß, was Recht und Unrecht in einer Demokratie 
ist. Das ist auch gut so. Dann aber muss der 
Rechtsschutz so gestaltet sein, dass der Gefan-
gene Kenntnis davon besitzt, was in seiner Akte 
steht. Herr Kröner vom Amtsgericht Herford hat es 
in der Anhörung folgendermaßen formuliert – ich 
zitiere aus dem Ausschussprotokoll –: 

„Mein Wunsch … wäre es, dass der Gefangene 
mehr schriftliche Unterlagen erhält, damit er 
weiß, worum es geht.“ 

Bedenkenträgern entgegnete er: 

„Deswegen sollte man … den Gefangenen, im 
Interesse eines sauberen Systems stärken. 
Man sollte keine Angst davor haben. Der Voll-
zug ist gut und kann sich das leisten.“ 

Viertens. Schusswaffengebrauch: Meine Damen 
und Herren der Regierungsfraktionen, Sie regeln 
ihn in zwei Paragraphen, obwohl er laut Regel 
Nummer 65 der Vereinten Nationen verboten ist.  

Wir als SPD-Fraktion freuen uns ganz besonders, 
dass ein Änderungsantrag der Grünen-Fraktion 
vorliegt, in dem der Verzicht auf das Tragen einer 
Schusswaffe noch einmal ganz klar begründet ist. 
Ich weiß, dass Frau Düker dies schon vor einiger 
Zeit angekündigt hat. Das ist jetzt wirklich in einen 
Änderungsantrag eingeflossen. Darüber freuen 
wir uns. Das muss noch einmal gesagt werden. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Aber bei den Regierungsfraktionen oder bei der 
Regierung ist es eben nicht so. Ich habe das in 
meiner ersten Rede zum Gesetzentwurf der Lan-
desregierung schon ausgeführt. 

Wenn es um die Möglichkeit des Schusswaffen-
gebrauchs geht, da zeigt sich doch, ob der erzie-
herische Auftrag wirklich ernst genommen wird. 
Das ist so etwas wie eine Gretchenfrage. Wenn 

ich den Jugendstrafvollzug mit dem Erwachse-
nenstrafvollzug gleichsetze – und das tun Sie mit 
der Möglichkeit des Schusswaffengebrauchs –, 
dann ist die Zielsetzung des Jugendstrafvollzugs 
nicht verstanden. Dann arbeiten Sie Ihrer eigenen 
Zielsetzung zuwider. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

In der bereits zitierten Anhörung gab es auch 
hierzu eindeutige Stellungnahmen. Die Regelung 
wurde als geradezu erschreckend, als abzulehnen 
und als völlig inakzeptabel bezeichnet. Dies sind 
eindeutige Rückmeldungen. 

Frau Ministerin Müller-Piepenkötter, selbst Herr 
Jäkel vom Bund der Strafvollzugsbediensteten 
Deutschlands, ein Unterstützer des Regierungs-
entwurfs, sagte in der Anhörung: 

„Eine Waffe in der Anstalt zu tragen wäre eine 
Sicherheitsgefährdung für uns alle. Das wollen 
wir nicht, das wird nicht kommen.“ 

(Beifall von der SPD) 

Meine Damen und Herren der Landesregierung, 
warum hören Sie denn nicht wenigstens auf den 
Vorsitzenden des Bundes der Strafvollzugsbe-
diensteten Deutschlands in NRW? Der ist doch 
ansonsten auf Ihrer Seite. Da brennt doch nichts 
an. 

Sie können verstehen, meine Damen und Herren, 
dass wir dem Gesetzentwurf der Landesregierung 
nicht zustimmen können. Wir stimmen dem Ge-
setzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
zu und danken Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Ruff-Händelkes. – Wir kommen zum 
nächsten Redner. Für die FDP-Fraktion hat der 
Kollege Dr. Orth das Wort. 

Dr. Robert Orth (FDP): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Frau Ruff-Händelkes, klar: 
Sie stimmen dem Gesetzentwurf der Grünen zu. 
Das liegt einfach daran, dass Sie keinen eigenen 
Gesetzentwurf auf die Reihe gekriegt haben. Das 
tun Sie, glaube ich, weniger aus Überzeugung. 

Sie haben sich auch gerade in Größen, in Men-
gen und über die Frage, auf die Unterbringung 
wie vieler Inhaftierter eine Anstalt ausgelegt sein 
darf, und dergleichen ausgelassen. Ich hätte mir 
eigentlich gewünscht, dass Sie sich wie wir in der 
Regierung und in den regierungtragenden Frakti-
onen mehr über die Ziele des Strafvollzugs Ge-
danken machen. Denn da hat es in der Vergan-
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genheit gehapert. Wir hatten einen Verwahrvoll-
zug. Nun wollen wir einen Vollzug, der sich auch 
Ziele setzt. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Eines der Oberziele ist dabei der Schutz der All-
gemeinheit vor Straftaten junger Menschen. Dann 
wollen wir die Persönlichkeitsentwicklung junger 
Menschen so fördern, dass sie künftig auch ein 
Leben ohne Straftaten führen können. Und wir 
wollen, dass die jungen Menschen für ihr Leben 
nach der Haft lernen, soziale Verantwortung zu 
übernehmen. 

Zum Beispiel setzen wir sehr stark auf das Prinzip 
„Fördern und Fordern“; dieses ist die tragende 
Säule. Denn nur so kann der Schutz der Allge-
meinheit auch wirksam gewährleistet werden. 

Wir haben uns vorgenommen, ein Recht auf Bil-
dung zu verankern. Wir wollen den Erziehungs-
gedanken des Jugendstrafrechts insbesondere 
durch eine zielgerichtete, qualifizierende und wei-
terqualifizierende Beschäftigung der jungen Ge-
fangenen verwirklichen. 

(Beifall von Ralf Witzel [FDP]) 

Daher soll den jungen Gefangenen ein gesetzli-
ches Recht auf Bildung und Ausbildung einge-
räumt werden. 

Wir wollen allerdings auch eine Mitwirkungspflicht 
bei der Ausbildung. Denn nur Beschallung bringt 
in der Regel nichts. 

Wir wollen einen offenen Vollzug. Ich glaube, 
dass wir hier in der Vergangenheit eher über Se-
mantik als über die Realität gestritten haben. Die 
Realität ist doch folgende: Derjenige, der für den 
offenen Vollzug geeignet ist, kommt auch in den 
offenen Vollzug. Genauso klar muss die Botschaft 
des Gesetzgebers sein, dass derjenige, der für 
den offenen Vollzug nicht geeignet ist, zum 
Schutze der Allgemeinheit eben auch nicht in den 
offenen Vollzug kommt, sondern hinter den Mau-
ern verweilen muss, meine Damen und Herren. 

(Beifall von Ralf Witzel [FDP]) 

Wir wollen mit unserem Gesetzentwurf die Eltern-
arbeit mit einbeziehen. Denn wir glauben, dass 
viele der Probleme, die zu Straftaten geführt ha-
ben, dadurch entstehen, dass der Jugendliche in 
der Familie nicht aufgefangen wird, weil sie nicht 
intakt ist. 

Wir wollen Drogentherapie und Sozialtherapie als 
wichtige Elemente des Strafvollzuges, und wir 
wollen dabei nicht nur Therapeuten aus der An-

stalt einsetzen, sondern ganz bewusst externen 
Sachverstand hinzuziehen. 

Meine Damen und Herren, das sind alles Ziele. 
Den Weg müssen wir noch beschreiten. Wir wer-
den sicherlich in einiger Zeit – nach ein, zwei, drei 
oder fünf Jahren – wissen, welche der Ziele sich 
mit den Maßnahmen positiv erreichen lassen. Ei-
nes ist jedoch klar: Im Gegensatz zu Ihnen haben 
wir uns etwas vorgenommen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Dr. Orth. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen hat jetzt Frau Kollegin Düker 
das Wort. 

Monika Düker (GRÜNE): Herr Präsident! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Wir Grüne glauben, 
dass mit dem Gesetzentwurf der Regierung die 
Chancen für einen wirklichen Neubeginn, für ei-
nen dringend erforderlichen Perspektivwechsel 
beim Jugendstrafvollzug nicht genutzt worden 
sind. 

(Beifall von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Die Chancen sind nicht genutzt worden. Sie sind 
vertan worden. Das zentrale Ziel, das uns allen 
am Herzen liegt, besteht darin, mit einem refor-
mierten Jugendstrafvollzug die jungen Menschen 
zu befähigen, zukünftig ein Leben ohne Straftaten 
zu führen. Es hätte jedoch mehr kommen müs-
sen, um diesem Ziel näher zu kommen. 

Nicht nur der furchtbare Foltermord in Siegburg, 
sondern auch die Berichte der Werthebach-
Kommission haben uns auf schockierende Weise 
deutlich gemacht, dass es in unserem Jugend-
strafvollzug große Defizite gibt. Ich sage hier aus-
drücklich für meine Fraktion: Da haben alle jahre-
lang weggeguckt, und das bezieht sich nicht nur 
auf eine Partei. Auf den Jugendstrafvollzug – auf 
den Strafvollzug insgesamt – hat man nicht genug 
geschaut. 

Was sagt uns die Werthebach-Kommission? – Im 
Grunde sagt sie uns, dass Siegburg überall hätte 
passieren können. Denn es gibt strukturelle Defi-
zite. Welche sind das? – Überbelegung, Perso-
nalmangel und zu wenig Wohngruppenvollzug, in 
dem wirklich erzieherisch gearbeitet werden kann 
und eben nicht nur verwahrt wird, werden ge-
nannt. Es mangelt an einer therapeutisch-
erzieherischen Ausrichtung. Es fehlt die Aufsicht 
über die Anstalten; man hat sie machen lassen. 
Weiterhin wird die Drogenproblematik genannt. 
Ein Drittel der Insassen ist abhängig; 50 % gelten 
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als gefährdet. Es fehlen Angebote zur Beschäfti-
gung insbesondere an Wochenenden. 

Werthebach bilanziert wirklich sehr schonungslos, 
und deswegen möchte ich es aus seinem Bericht 
zitieren: 

„Konzeptionell auf Behandlung oder Erziehung 
ausgerichtete offene Anstalten wie die Justiz-
vollzugsanstalten Bochum-Langendreer und 
Moers-Kapellen oder die Jugendstrafanstalt 
Hövelhof sind zu ‚Vollzugsoasen’ geworden. … 
Auch bei genereller Personalverstärkung und 
der Reduzierung der Überbelegung durch 
Schaffung neuer Haftplätze wird es im Erzie-
hungs- und Behandlungsbereich bei ‚Insellö-
sungen’ bleiben, solange die Ausstattung der 
Anstalten mit besonderen Fachkräften … nicht 
bedarfsgerecht erfolgt, sondern als Folge von 
AGIP II noch weiter verringert wird.“ 

Dies sollte uns zu denken geben, meine Damen 
und Herren. 

Die Antwort der Landesregierung mit diesem Ge-
setzentwurf reicht aus unserer Sicht bei Weitem 
nicht aus, um substanzielle Änderungen konkret 
zu erreichen. 

Was fehlt im Gesetz? – Es fehlt eine ganz klare 
Standardsetzung insbesondere im Bereich der 
Wohngruppen. Denn selbst die beste Wohngrup-
pe kann diese erzieherische Wirkung nicht entfal-
ten, wenn sie 30 oder 40 Personen umfasst. 

Herr Giebels, Sie haben so schön aus den Anhö-
rungen zitiert. Demnach sei unser Gesetz so 
furchtbar schlecht. Sie haben allerdings sehr se-
lektiv gelesen. Ich habe gerade noch einmal grob 
durchgeblättert und möchte nur ein paar Gegenzi-
tate insbesondere zum Thema Standards bringen. 

So sagt Dr. Holm Putzke von der Ruhr-Universität 
Bochum – ich zitiere aus dem Ausschussprotokoll –: 

„Erstens. Der Regierungsentwurf ist an man-
chen Stellen zu vage. Es wäre wünschenswert, 
wenn Festlegungen und konkrete Angaben 
gemacht würden, etwa zu der Größe von 
Wohngruppen oder auch zu der Anstaltsgröße. 

Zweitens. Genau wie mein Kollege Pollähne 
halte ich die Mitwirkungspflicht für recht be-
denklich. … 

Drittens: Disziplinarmaßnahmen. Ich halte die 
Formulierung im Entwurf der Grünen für recht 
gelungen.“ 

Und so weiter, und so fort. 

(Beifall von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Das war eine vier minus, Herr Giebels, die Sie 
aus der Richtung bekommen haben. Da können 
Sie doch nicht sagen, dass Ihr Gesetzentwurf ge-
lobt worden ist. 

(Zurufe von der CDU) 

Es geht mit Prof. Walkenhorst weiter: 

„Nach dem, was mir an Untersuchungen vor-
liegt, sind acht bis zwölf junge Menschen für ei-
ne Wohngruppe mehr als ausreichend, wenn 
zwei Betreuer dabei sind.“ 

– So weit sind wir noch lange nicht. 

„20, 30, 40 zu verwahren und das als Wohn-
gruppe zu verkaufen, ist lebensgefährlicher Eti-
kettenschwindel.“ 

(Beifall von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Und genau diese Standardsetzungen fehlen in Ih-
rem Gesetzentwurf. 

Ich zitiere einen letzten Sachverständigen. Dann 
höre ich auf, obwohl sich die Liste beliebig fortset-
zen ließe, aber meine Redezeit reicht nicht aus. 
Prof. Walter sagt: 

„Alles in allem liegt ein umfangreiches Geset-
zeswerk vor,“ 

– er meint das der Regierung – 

„das umsichtig die relevanten Fragestellungen 
erfasst, jedoch häufig halbherzig im unverbind-
lichen Schlingerkurs verbleibt und zu keinen 
befriedigenden Regelungen vorstößt. Irgend-
welche Reformimpulse werden von einem der-
artigen Ansatz kaum ausgehen.“  

Das sind Kommentare aus der Anhörung, die bes-
tätigen: Ihr Gesetzentwurf reicht nicht aus, um 
wirklich weiterzukommen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wohngruppenstandards fehlen, Quantität und 
Qualität des Personals fehlen. Ein klarer Vorrang 
für den offenen Vollzug fehlt. Auch hier sagt Wer-
tebach: Der offene Vollzug bietet mehr Chancen 
der Resozialisierung. Deswegen brauchen wir ei-
nen klaren Vorrang. Dieser klare Vorrang, Herr 
Orth, ist in diesem Gesetz nicht enthalten.  

Zu den Anstaltsgrößen! Fast alle Sachverständi-
ge, die sich dazu geäußert haben, haben gesagt: 
Der neue Bau in Wuppertal ist mit 500 Gefange-
nen überdimensioniert. Das kann nicht funktionie-
ren. Wir brauchen überschaubare Anstaltsgrößen.  

Und was in der Debatte auch außerhalb der Dis-
kussion um das Gesetz zum Stichwort Überbele-
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gung seitens der Regierung und auch bei Ihnen 
überhaupt nicht vorkommt – das Wort ist in Ihrem 
Wortschatz wahrscheinlich nicht enthalten –, ist 
das Thema Haftvermeidung. Hierzu haben in der 
Anhörung die Vertreter der Wohlfahrtsverbände 
die klare Aussage getroffen, dass wir bei der 
Problematik der Überbelegung nicht immer nur 
daran denken sollten, neue Knäste zu bauen, 
sondern zu überlegen, welche Alternativen es zur 
Haft gibt; 

(Beifall von den GRÜNEN) 

denn wir wissen doch genau, dass die Rückfall-
quoten sehr hoch sind. – Auch da Fehlanzeige!  

Sie werden das Gesetz gleichwohl so, wie es die 
Landesregierung vorgelegt hat, also – bis auf den 
Nichtraucherschutz – ohne Veränderungen nach 
der Anhörung, verabschieden.  

Zudem halte ich die Zielvorgaben des Gesetzes, 
legt man den Haushaltsentwurf 2008 daneben, für 
nicht umsetzbar. Denn wenn wir von einem Ver-
wahrvollzug wirklich zu einem Behandlungsvoll-
zug kommen wollen, und das nicht nur in Form 
der von Werthebach beschriebenen Insellösun-
gen, wie wir sie im Land in engagierten Anstalten 
finden, sondern flächendeckend, dann kann das 
mit dem Personal, Frau Ministerin, das Sie im 
Haushalt vorgesehen haben, nicht funktionieren. 
In Siegburg betrug der Personalschlüssel von 
Fachdiensten zu Gefangenen 1:70. Daran hat 
sich substanziell nichts geändert. In der Anhörung 
haben die Sachverständigen auf meine Frage ei-
nen Schlüssel von 1:30 bis 1:40 als notwendig 
bezeichnet. Den haben wir in Nordrhein-Westfa-
len in den Jugendstrafanstalten nicht, und den 
werden wir mit diesem Haushalt auch nicht annä-
hernd erreichen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Es kann nicht sein, dass in einer Wohngruppe, in 
der vielleicht 20 Gefangene sitzen, eine viertel 
Sozialarbeiterstelle für Resozialisierung zu sorgen 
hat. So geht es nicht!  

Genau das Gleiche stellen wir beim Verbot der 
Überbelegung fest. § 115 regelt – was ich richtig 
finde –, die Überbelegung in den Hafträumen; üb-
rigens ohne Übergangsfrist bis 2010 wie bei der 
Einzelunterbringung. Das heißt – im Ausschuss 
wurde die Zahl genannt –: Wir werden in ein paar 
Wochen 160 bis 180 Gefangene in überbelegten 
Zellen haben.  

(Widerspruch bei der CDU) 

Ich erwarte von der Regierung, dass sie im Aus-
schuss etwas dazu sagt, wie Sie denn die Gefan-

genen unterbringen will. Bisher kommt als Antwort 
einfach das Argument: Belegungsausgleich!  

Das ist die Kulissenschieberei,  

(Beifall von den GRÜNEN) 

die schon über Jahre erfolgt ist. Ich rede den Be-
legungsausgleich zwischen den Anstalten gar 
nicht schön. Wenn nämlich beispielsweise die 
Vollzugskommission oder der PUA einmal etwa in 
Siegburg tagen, dann werden 30 Gefangene nach 
Iserlohn geschickt, damit die Zahlen stimmen. In-
sofern reicht das Stichwort „Belegungsausgleich“ 
eben nicht aus. Wir haben überbelegte Haftanstal-
ten. Haftvermeidung wird überhaupt nicht thema-
tisiert.  

Wir werden dieses Gesetz in dieser Form nicht 
umsetzen können, wenn Sie nicht im Haushalt 
sehr viel konsequenter nachbessern und insbe-
sondere die Fachdienste sehr viel konsequenter 
stärken; denn nur so können wir dem Vollzugsziel 
wirklich ein Stück näherkommen. Mit den warmen 
Worten, die Sie im Gesetz geschrieben haben, 
wird das nicht gelingen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Abgeordnete Düker. – Für die Landesregierung 
spricht jetzt Frau Ministerin Müller-Piepenkötter. 

Roswitha Müller-Piepenkötter, Justizministerin: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Als im letzten Jahr die Föderalismusre-
form den Ländern die Gesetzgebungskompetenz 
für den Bereich des Justizvollzuges übertragen 
hat, haben wir das ausdrücklich begrüßt. Wir ha-
ben es deshalb begrüßt, weil uns durch die Über-
tragung der Gesetzgebungskompetenz Gestal-
tungsmöglichkeiten eröffnet wurden, die wir für 
eine Weiterentwicklung des modernen Justizvoll-
zuges in Nordrhein-Westfalen für notwendig er-
achten.  

Mit dieser Übertragung der Kompetenz ist uns na-
türlich zugleich eine große Verantwortung er-
wachsen. Dieser gesetzgeberischen Verantwor-
tung werden wir jetzt in einem ersten und sehr 
wichtigen Schritt gerecht. Die Landesregierung 
hat den Entwurf eines Landesjugendstrafvoll-
zugsgesetzes eingebracht, den das Hohe Haus in 
zweiter Lesung beraten will.  

Auch die Fraktion der Grünen hat einen Gesetz-
entwurf eingebracht, der nun zur abschließenden 
Beratung ansteht. Ich will gerne zugeben, dass 
der Gesetzentwurf der Grünen in Teilbereichen 
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gut ist, nämlich in den Teilbereichen, in denen er 
dem Regierungsentwurf entspricht.  

(Lachen von Monika Düker [GRÜNE] – Ralf 
Jäger [SPD]: Das ist klar!) 

Im Übrigen versteht er sich offenbar als Gegen-
entwurf mit dem Anspruch, besser zu sein als der 
Regierungsentwurf.  

Meine Damen und Herren, das Gegenteil ist der 
Fall! Ihr Entwurf, Frau Düker, weist zahlreiche 
Schwachstellen, handwerkliche Unzulänglichkei-
ten und nicht zuletzt gravierende rechtliche Fehler 
auf. Ich habe das schon bei früheren Gelegenhei-
ten anhand einiger Beispiele dargelegt und will 
das an dieser Stelle nicht wiederholen. Ich greife 
nur ein Beispiel heraus, weil es deutlich macht, 
welche justizpolitische Herausforderung die 
Schaffung eines solchen Gesetzes, wie wichtig 
ein zugrundeliegendes vollzugliches Gesamtkon-
zept und wie wichtig handwerklich sauberes Ar-
beiten und Formulieren ist. 

In Ihrem Entwurf, meine Damen und Herren von 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, gibt es einen 
ganz zentralen Aspekt, der dort zu Recht ange-
sprochen worden ist, nämlich die Gesundheitsfür-
sorge. Aber die besondere Gefährdung junger 
Menschen durch HIV und Drogen wird nicht ein-
mal erwähnt, geschweige denn, dass speziell 
hierauf zugeschnittene Beratungs-, Behandlungs- 
und Betreuungsangebote verpflichtend vorgese-
hen wären.  

Nicht zu verschweigen ist auch, dass Ihnen, mei-
ne Damen und Herren Abgeordneten von der 
Fraktion der Grünen, offenbar entgangen ist, dass 
Ihr Entwurf und damit natürlich auch der entspre-
chende Änderungsantrag der SPD Regelungen 
enthält, die vom Landesgesetzgeber gar nicht ge-
troffen werden können.  

(Frank Sichau [SPD]: Das ist falsch, was Sie 
sagen, Frau Ministerin!) 

Ich meine die Bestimmungen zum Pfändungs-
schutz und zum Kostenverzicht im gerichtlichen 
Verfahren.  

(Monika Düker [GRÜNE]: Kriegsschauplät-
ze!) 

Beides sind Bereiche, die nach einhelliger Auffas-
sung der Länder und des Bundes nach wie vor 
von der Gesetzgebungskompetenz des Bundes 
erfasst werden. Ihrem Entwurf könnte damit schon 
allein aus verfassungsrechtlichen Gründen insge-
samt nicht zugestimmt werden.  

Nun aber zum Regierungsentwurf. Ich gehe nur 
auf einige für das Vollzugsziel zentrale und maß-
gebende Punkte ein. 

Meine Damen und Herren Abgeordnete, der Ge-
setzentwurf der Landesregierung, auf den wir auch 
nach Auffassung maßgeblicher Fachleute stolz 
sein können – daran ändern auch Ihre ausgewähl-
ten Zitate nichts, Frau Abgeordnete Düker –, be-
rücksichtigt nicht nur alle Vorgaben des Bundes-
verfassungsgerichts, was selbstverständlich ist. 
Der Entwurf geht in wichtigen Teilen deutlich dar-
über hinaus. Auch dazu will ich nur einige Beispiele 
erwähnen. 

Ich nenne zunächst einmal die bereits genannte 
Regelung, wonach die im Regierungsentwurf oh-
nehin großzügig bemessenen und qualitativ am 
Vollzugsziel orientierten Freizeitangebote – dazu 
gehört auch und gerade der Sport –, ausdrücklich 
auch an den Wochenenden und Feiertagen vor-
zuhalten sind. 

Wer aus dem schrecklichen Ereignis von Sieg-
burg Lehren ziehen will, muss der Gewaltpräven-
tion gerade im Jugendvollzug höchste Priorität 
einräumen. Das geht nicht allein mit Mitteln des 
Gesetzgebers. Der Gesetzgeber kann aber Rah-
menbedingungen vorgeben, die gewaltpräventiv 
wirken.  

Einen Faktor habe ich gerade angeführt. Ein aus-
reichendes Freizeitangebot kann der Entstehung 
von Gewalt entgegenwirken. 

Ein zweiter und mindestens ebenso wichtiger ge-
waltpräventiver Faktor ist eine angemessene Un-
terbringung. Im Regelfall ist das eine Einzelunter-
bringung in den Ruhezeiten. Wir haben den 
Grundsatz der strikten Einzelunterbringung fest-
geschrieben, der nur noch in wenigen, abschlie-
ßend aufgezählten Ausnahmefällen eine Durch-
brechung erfahren darf. Die dafür erforderlichen 
und von uns bereits in Angriff genommenen bauli-
chen Maßnahmen werden bis zum Ablauf der Ü-
bergangsfrist, also bis spätestens Ende 2010, ab-
geschlossen sein. 

Bis der Erweiterungsbau in Heinsberg und die 
neue Anstalt in Wuppertal-Ronsdorf ans Netz ge-
gangen sein werden, müssen wir leider noch 
Kompromisse eingehen. In Jahrzehnten Versäum-
tes lässt sich nicht von heute auf morgen nachho-
len. Ein solcher Kompromiss ist die Belegung von 
dafür geeigneten Hafträumen mit maximal zwei 
Gefangenen. Auch das ist bereits ein riesiger 
Fortschritt gegenüber den früher üblichen Dreier- 
und Viererbelegungen im Jugendvollzug, denen 
ich im vergangenen November einen Riegel vor-
geschoben habe. 
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In einem Punkt aber darf und wird es bereits jetzt 
keinen Kompromiss mehr geben. Ab dem 
1. Januar 2008, pünktlich zum Inkrafttreten des 
Gesetzes, wird es im nordrhein-westfälischen Ju-
gendstrafvollzug keine sogenannten Notgemein-
schaften mehr geben. Ab diesem Zeitpunkt darf 
ein Haftraum im Jugendvollzug grundsätzlich – 
von unvorhersehbaren Notfällen abgesehen – nur 
dann noch mit mehr als einem, höchstens zwei 
Gefangenen belegt werden, wenn er aufgrund 
seiner Größe und Ausstattung ausdrücklich als 
Gemeinschaftshaftraum ausgewiesen ist. Auch 
das gilt selbstverständlich nur längstens bis zum 
Ablauf der genannten Übergangsfrist. 

Gleichzeitig werden wir bis zum Frühjahr 2008 die 
unselige Mischbelegung in der JVA Siegburg be-
enden und die Anstalt bis zur Inbetriebnahme der 
neuen Anstalt in Wuppertal-Ronsdorf und des Er-
weiterungsbaus in Heinsberg ausschließlich für 
den Jugendstrafvollzug nutzen. Rechentricks mit 
Belegungszahlen werden dann nicht mehr mög-
lich sein. 

Doch lassen Sie mich noch einige Schlaglichter 
auf den Regierungsentwurf richten. Als innovativ 
hervorzuheben ist, dass er für Gefangene eine 
besondere Art von Starthilfe vorsieht. Die Erfah-
rung lehrt, dass sich gerade mittellose Gefangene 
zu Beginn des Vollzugs von anderen Gefangenen 
Geld leihen und so in die Abhängigkeit von Mitge-
fangenen geraten können. Hier eröffnet der Ent-
wurf die Möglichkeit, dieser Gefahr mit all ihren 
daraus resultierenden negativen Folgen durch die 
vorschussweise Gewährung eines Taschengeldes 
wirksam zu begegnen. 

Mir ist nicht bekannt, dass auch nur ein einziges 
anderes Land eine solche in ihrer Wichtigkeit gar 
nicht hoch genug einzuschätzende Regelung vor-
gesehen hätte.  

Neben den von Herrn Giebels und Herrn Dr. Orth 
genannten Punkten nenne ich als weitere Beispie-
le das Erstgespräch, die Drogenprophylaxe und 
die Nachsorge. 

Ich will darauf nicht weiter eingehen, obwohl ge-
rade diese Regelungen maßgeblich dazu beige-
tragen haben, dass der Gesetzentwurf der Lan-
desregierung in Fachkreisen als gelungen be-
zeichnet und gelobt wird.  

Diese Zustimmung gilt nicht zuletzt einer Maxime, 
die den Gesetzentwurf insgesamt prägt: Ent-
schiedenheit und Konsequenz in jedweder Hin-
sicht als tragende Grundpfeiler einer Vollzugsges-
taltung, die ausschließlich am Erziehungs- und 
Resozialisierungsgedanken ausgerichtet ist. – Ge-
rade junge Menschen brauchen klare Ansagen, 

konsequentes Vorgehen und dann Hilfe bei der 
Umsetzung. 

Ich möchte es noch einmal ausdrücklich betonen: 
Unser Gesetzentwurf schreibt als alleiniges Voll-
zugsziel, an dem sich die ganze Ausgestaltung 
des Jugendstrafvollzuges auszurichten hat, das 
Ziel vor, die straffällig gewordenen jungen Men-
schen dazu zu befähigen, künftig in sozialer Ver-
antwortung ein Leben ohne Straftaten zu führen.  

Das setzt voraus, dass mit diesen jungen Men-
schen nicht nur eine äußere Verhaltensänderung 
eingeübt wird. Es muss auch darauf hingewirkt 
werden, dass eine positive innere Einstellung zu 
einer sozialverträglichen Lebensführung geweckt 
und gefestigt wird. Genau das wird durch unsere 
Förderangebote nachdrücklich unterstützt.  

Die Annahme dieser Förderangebote darf freilich 
nicht in das Belieben der jungen Menschen ge-
stellt werden. Begreift man die Jugendstrafe als 
Ultima Ratio – das versteht sich aus ihrer Ausges-
taltung durch das Jugendgerichtsgesetz ebenso 
wie aus unserer Gesamtkonzeption zur Bekämp-
fung der Jugendkriminalität –, so darf diese letzte 
Chance nicht deshalb vertan werden, weil den 
jungen Menschen häufig noch die Einsicht fehlt, 
die Bedeutung dieser Strafe richtig einzuordnen. 
Deshalb werden wir die jungen Gefangenen künf-
tig zur Mitwirkung an solchen Maßnahmen ver-
pflichten, die der Erreichung des alleinigen Voll-
zugszieles dienen.  

Neben diesem alleinigen Vollzugsziel steht – es 
ist mir wichtig, das zu betonen – die Aufgabe des 
Vollzugs, den Schutz der Allgemeinheit sicherzu-
stellen – nicht mehr, aber auch nicht weniger, 
meine Damen und Herren.  

Meine Damen und Herren, ein Gesetz darf nicht 
nur auf dem Papier stehen. Es muss mit Leben 
erfüllt werden. Ein Jugendstrafvollzugsgesetz 
muss vollzugspraktische Realität werden.  

Ich bin mir sicher, dass wir das schaffen werden, 
auch hinsichtlich Wohngruppen. Ich bin sicher, 
dass die Umsetzung des anspruchsvollen voll-
zuglichen Konzepts, das sich im Entwurf der Lan-
desregierung widerspiegelt, nicht an unzulängli-
chen Rahmenbedingungen scheitern wird. Die 
Voraussetzungen haben wir durch die Bauinvesti-
tionen und personellen Maßnahmen geschaffen.  

Ich sage auch: Sie, meine Damen und Herren 
Abgeordneten, werden es sich gefallen lassen 
müssen, dass ich Sie erforderlichenfalls an die 
Verantwortung erinnern werde, die der Gesetzge-
ber, der ja zugleich Haushaltsgesetzgeber ist, da-
für trägt, dass die Rahmenbedingungen für den 
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Justizvollzug erträglich werden und erträglich 
bleiben. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich ab-
schließend in zwei Kernaussagen das Wichtigste 
zusammenfassen: Der Gesetzentwurf der Lan-
desregierung bahnt den Weg für einen klaren und 
konsequenten Jugendstrafvollzug. Für die Gesell-
schaft bringt er Schutz und Sicherheit. Für die 
jungen Gefangenen bringt er Förderung, Erzie-
hung und klare Perspektiven. Ich bitte Sie des-
halb, dem Gesetzentwurf zuzustimmen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Für die SPD-Fraktion hat jetzt der 
Kollege Sichau das Wort. 

Frank Sichau (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Frau Ministerin, so sicher, was 
die finanziellen Mittel für die Umsetzung der Ziele 
betrifft, bin ich mir nicht. Wenn Sie an das Parla-
ment appellieren, dann darf ich Sie daran erin-
nern, dass die Vorlagepflicht für den Haushalt bei 
der Regierung liegt. Wir werden sehen, wie Sie 
sich im Kabinett positionieren, was die erforderli-
chen Mittel für den Jugendstrafvollzug betrifft, und 
wie Sie dort die Entscheidungen herbeiführen. 

Nun zum Bundesverfassungsgericht und zu Herrn 
Dr. Orth! Herr Dr. Orth hat im Rechtsausschuss 
gesagt: Wir machen jetzt als Erstes solch ein Ge-
setz. – Gott sei Dank haben Sie das gerade relati-
viert, denn wir haben einen Auftrag des Bundes-
verfassungsgerichts. Ich füge an dieser Stelle hin-
zu: Wir als SPD-Fraktion sind wie die Fachleute 
nicht glücklich darüber, dass das föderal organi-
siert ist. Aber das war ein Kompromiss, und die-
sen tragen wir natürlich mit. Aber dass da ein 
Rest geblieben ist, haben Sie gerade gehört. 

Herr Dr. Orth, es gab Vorläufergesetzentwürfe, 
die allerdings an den Ländern gescheitert sind. 
Das sollten Sie gleich dazusagen, wenn Sie sich 
so versuchen herauszustellen, denn das ist so 
nicht zutreffend gewesen. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Dr. Robert 
Orth [FDP]) 

Sie haben von einem „guten Gesetzentwurf“ ge-
sprochen. Es ist ein solider Gesetzentwurf. Das 
haben wir Ihnen auch bescheinigt. Das ist über-
haupt keine Frage. Aber dadurch, dass wir einen 
Entschließungsantrag eingebracht haben, haben 
wir deutlich gemacht, dass etwas fehlt, nämlich 
die Konkretisierung. Das muss man nicht im Ge-
setz machen, das kann man untergesetzlich ma-

chen. Aber bisher, Frau Ministerin, haben Sie da-
zu nichts gesagt. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Frau Ruff-Händelkes hat auf die Einzelpunkte 
aufmerksam gemacht. Ich will diese nicht wieder-
holen. Aber das muss man ändern, und da muss 
man sich auch zum Betreuungsschlüssel äußern. 
Wir haben das in der Anhörung gehört. Es muss 
klar sein, wie viele Sozialarbeiter – um eine Be-
rufsgruppe herauszunehmen – für wie viele Ju-
gendgefangene zuständig sind. Dieser Schlüssel 
darf nach unserer Auffassung den Schlüssel für 
die Erwachsenensozialtherapie nicht unterschrei-
ten. 

Sie haben den Grünen gerade vorgeworfen: Sie 
sagen ja nichts über HIV und Drogen! – Gesund-
heitshilfe, Gesundheitsförderung schließt dieses 
mit ein. Das ist in dem Begriff enthalten. Das 
muss man nicht extra ausführen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Man stellt fest, dass Sie zwar von Drogen und 
Zielen reden, aber in der Praxis die Mittel für die 
Drogenhilfe radikal gekürzt haben und nun sagen: 
Wir lassen sie ja aufwachsen. – Das machen Sie 
genauso wie beim Kindergartengesetz: 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

erst einmal richtig rasieren und dann gibt es ein 
paar Euro dazu. Das nennen Sie dann: Wir haben 
ja mehr Geld gegeben. – Dieser kleine Trick ist 
sehr durchschaubar. 

(Ralf Jäger [SPD]: Erwischt!) 

Herr Giebels, Sie haben viele Experten zitiert, a-
ber einen haben Sie vergessen, nämlich 
Prof. Walter. Alle anderen sind genannt worden. 
Prof. Walter hat auch gesagt: Solide! Aber die 
letzte Konsequenz fehlt. Das kann eine Dame oh-
ne Unterleib werden – um einmal dieses Bild zu 
gebrauchen. 

(Beifall von der SPD) 

Zum Thema Schusswaffen hat Herr Jäkel ja et-
was Bezeichnendes gesagt – ich will das, was 
Frau Ruff-Händelkes gesagt hat, hier noch einmal 
unterstreichen –: Auch aus praktischen Gründen 
mehr als entbehrlich! Sie bewegen sich nicht! 

Ich war in den vergangenen Tagen wegen eines 
Petitionsverfahrens in Siegburg. Es ging um Er-
wachsene. Ich habe dort eine Menge Stacheldraht 
gesehen. Nach unserer Auffassung – das muss 
man nicht gesetzlich regeln – gibt es in Jugend-
strafvollzugsanstalten – mit Erziehungsgedanken! 
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– Möglichkeiten, dieses verrohende Material aus-
zutauschen.  

Ich kann hier auch feststellen: Was Stacheldraht 
betrifft, da ist das Justizministerium nicht unbe-
dingt Hort der Wahrheit. 

(Beifall von der SPD) 

Herr Dr. Orth, Ziele und Mittel habe ich jetzt hin-
reichend angesprochen. Es gibt auch im Strafvoll-
zugsgesetz eine Menge Ziele. Aber wir alle hier 
im Saal wissen genau: Sie sind nur teilweise um-
setzbar, weil die Mittel nicht da sind und weil wir 
schwierige Rahmenbedingungen finanzwirtschaft-
licher Art hatten, die sich jetzt Gott sei Dank ge-
ändert haben.  

Es gibt zu diesem Thema noch eine Menge zu 
sagen. Aber noch etwas zu den Mitteln: Jetzt ist 
die Zeit, wo es bessere Mittel gibt. Es war im Üb-
rigen nach dem Beschluss des Bundesverfas-
sungsgerichts Zeit, sofort in seinem Sinne zu 
handeln. Das war auch die Absicht des Bundes-
verfassungsgerichtes. Das haben Sie so aber 
nicht getan. Dass wir das Gesetz bis zum 
31. Dezember dieses Jahres beschließen müs-
sen, das ist der andere Teil der Wahrheit.  

(Das Ende der Redezeit wird signalisiert.) 

Ich stelle abschließend fest: Auf den Weg haben 
Sie sich bis jetzt noch nicht gemacht, obwohl die-
ses Verfassungsgerichtsurteil schon ein paar Mo-
nate in der Welt ist. – Danke schön. 

(Beifall von der SPD)  

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Sichau. – Für die CDU-Fraktion spricht 
jetzt Herr Kollege Biesenbach. 

Peter Biesenbach (CDU): Herr Präsident! Ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Das, was wir 
heute Morgen wieder einmal erleben, ist die alt-
bekannte Mär: Rundumschlag, nur nichts zur Sa-
che! Und wenn zur Sache, dann auch noch grot-
tenfalsch!  

Fangen wir gleich bei Herrn Sichau an. Herr Si-
chau, Sie haben hier so publikumswirksam unzu-
reichende Mittel für die Drogenhilfe beklagt. Neh-
men Sie doch bitte zur Kenntnis, dass wir in 2007 – 
nächstes Jahr sieht es noch anders aus – bereits 
40 % mehr an Haushaltsmitteln zur Verfügung ha-
ben als 2005. 

(Beifall von CDU und FDP) 

2005 waren Sie, 2007 sind wir. 40 %! Wenn Sie 
die überall hätten, prima. 

Zweitens. Frau Ruff-Händelkes, auch Ihnen kann 
ich nur empfehlen: Schauen Sie mal in den Ge-
setzentwurf hinein! Sie beklagen die fehlende Un-
pfändbarkeit. Ich empfehle, den § 127 im Entwurf 
zu lesen. Darin steht der Schutz nämlich. Und wir 
verweisen auf den Schutz, den wir haben, soweit 
er bundesrechtlich möglich ist. – Vielleicht neh-
men Sie das einmal zur Kenntnis. Mehr können 
wir nicht.  

Machen wir ein Stückchen weiter! Frau Düker, Sie 
lassen sich hier ganz lange zur Haftvermeidung 
aus. Nehmen Sie doch einfach zur Kenntnis, dass 
wir über den Teil reden, der als Ultima Ratio grei-
fen muss, wenn Haftvermeidung nicht mehr reicht. 
Darüber reden wir heute: über Jugendstrafvollzug. 
Doch was bringen Sie alles an Themen hinein? 
Wohngruppengrößen: Sie beklagen die seit Lan-
gem. Sie haben aber nicht einmal den Beleg ge-
führt, dass Wohngruppengrößen irgendwo ermit-
telt wurden. Wir schreiben im Gesetz: Wir werden 
ziemlich schnell evaluieren und flott umsetzen. – 
Das ist unser Weg: handeln statt zu debattieren. 

(Beifall von der CDU – Zuruf von der SPD) 

– Ich habe noch eine Minute. Machen wir einfach 
weiter: Größe der Haftanstalten. Sie sagen, es 
gebe keine 500 Plätze. Es geht doch gar nicht um 
500 Plätze. Wichtig ist doch, wie groß die kleinen 
Einheiten sind. 

(Frank Sichau [SPD]: Nein!) 

Sie können ruhig eine größere Anstalt bauen. 
Wichtig ist, wie wir kleine Einheiten betreuen. Dar-
in sind wir hervorragend. Sie müssen das einmal 
nachlesen; die Zahlen sind bekannt. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Biesenbach, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage von Frau Abge-
ordneter Düker? – Nein. 

Peter Biesenbach (CDU): Kommen wir zu dem 
letzten großen Punkt, den Sie hier so dramatisch 
aufbauen: Schusswaffengebrauch. Auch hier 
empfehle ich Ihnen, einmal zu lesen, was die Ex-
perten dazu gesagt haben. Sie führen Herrn Jäkel 
als Zeitzeugen an. 

(Zurufe von der SPD: Nein!) 

Herr Jäkel wünscht, dass während des täglichen 
Dienstes in den Hafthäusern keine Waffen getra-
gen werden. Das ist doch heute schon nicht der 
Fall! 

Es wird auch nicht geändert. Wir haben in unse-
rem Entwurf nur das übernommen, was nach ge-
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genwärtiger Gesetzeslage bereits heute für den 
Bereich des Jugendstrafvollzuges gilt. 

(Frank Sichau [SPD]: Nein!) 

– Herr Sichau, Sie schreien „Nein“. Bitte lesen 
den Text, lesen Sie unseren Entwurf, und lesen 
Sie auch mal das Strafvollzugsgesetz! Da steht 
alles drin. 

Was wollen wir? Wir wollen, dass die Vollzugsbe-
amten im Nachtdienst oder bei der Außensiche-
rung Waffen tragen dürfen. Wenn Sie sagen, dass 
sie das nicht brauchen, dann sage ich: Wir haben 
2005 im Rechtsausschuss eine Situation debat-
tiert, wo gerade das eintrat, wo filmreif ein 21-
jähriger aus dem Vollzug entführt werden sollte. 
Das war nur zu verhindern, weil die Beamten ihre 
Waffen bei sich hatten. 

(Frank Sichau [SPD]: Nein! Das stimmt doch 
gar nicht!) 

Sie stellen noch mehr fehlerhaft und falsch dar. 
Sie reden ständig von jungen Menschen. Nehmen 
Sie bitte zur Kenntnis, dass 90 % der einsitzenden 
Strafgefangenen im Jugendstrafvollzug nicht mehr 
minderjährig sind. 

(Frank Sichau [SPD]: Das ist falsch!) 

50 % sind zwischen 18 und 21 Jahre, und 40 % 
sind noch älter. Wenn Sie deren Gefährlichkeit 
anders beschreiben als bei Erwachsenen, dann 
haben Sie Siegburg nicht verstanden. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Kollege Bie-
senbach, Sie kommen bitte zum Schluss. 

Peter Biesenbach (CDU): Wir legen heute einen 
vernünftigen Gesetzesentwurf vor, mit dem wir im 
Bund, in Deutschland wieder führen werden. Das 
ist unser Ziel, und das werden wir auch erreichen. 

(Lebhafter Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Biesenbach. – Mir liegen keine weiteren 
Wortmeldungen vor.  

Wir kommen zu den Abstimmungen. Ich bitte um 
einen Moment Geduld und Aufmerksamkeit. 

Erstens: Abstimmung über den Änderungsan-
trag Drucksache 14/5450 der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen zu dem Gesetzentwurf der Frakti-
on Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 14/4236. 
Wer ist für diesen Änderungsantrag? – SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen, der fraktionslose Abge-
ordnete Sagel. Wer ist dagegen? – CDU und 

FDP. Wer enthält sich? – Damit ist dieser Ände-
rungsantrag mit der Mehrheit der Koalitionsfrakti-
onsstimmen abgelehnt. 

Wir kommen zweitens zur Abstimmung über die 
Beschlussempfehlung des Rechtsausschusses 
Drucksache 14/5368 zum Gesetzentwurf der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 
14/4236. Der Rechtsausschuss empfiehlt in seiner 
Beschlussempfehlung, den Gesetzentwurf abzu-
lehnen. Wer stimmt dieser Ablehnung zu? – CDU 
und FDP. Wer ist gegen diese Ablehnung? – 
SPD, Bündnis 90/Grüne und Fraktionsloser Sagel. 
Damit ist diese Beschlussempfehlung mit den 
Mehrheitsstimmen der Koalitionsfraktionen ange-
nommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den 
Gesetzentwurf der Landesregierung. 

Erstens: Abstimmung über den Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD Drucksache 14/5445. Wer 
ist für diesen Antrag? – SPD und Grüne. Wer ist 
dagegen? – CDU und FDP. Wer enthält sich? – 
Damit ist dieser Antrag bei Enthaltung des Frakti-
onslosen Sagel mit der Mehrheit der Koalitionsfrak-
tionsstimmen abgelehnt. 

Zweitens kommen wir zur Abstimmung über den 
Änderungsantrag der Fraktion der SPD Druck-
sache 14/5447. Wer ist für diesen Änderungsan-
trag? – Die SPD und die Grünen. Wer ist dage-
gen? – CDU und FDP. Wer enthält sich? – Wie-
derum eine Enthaltung durch den Fraktionslosen 
Sagel. Damit ist auch dieser Änderungsantrag der 
SPD mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
abgelehnt. 

Wir kommen drittens zur Abstimmung über den 
Änderungsantrag der Fraktion der SPD Druck-
sache 14/5448. Wer ist für diesen Änderungsan-
trag? – Die Fraktion der SPD, die Fraktion der 
Grünen. Wer ist dagegen? – CDU und FDP. Wer 
enthält sich? – Es enthält sich der Fraktionslose 
Sagel. Damit ist mit der Mehrheit der Koalitions-
fraktionsstimmen dieser Antrag ebenfalls abge-
lehnt. 

Wir kommen viertens zur Abstimmung über die 
Beschlussempfehlung des Rechtsausschusses 
Drucksache 14/5369 zum Gesetzentwurf der 
Landesregierung Drucksache 14/4412. Der 
Rechtsausschuss empfiehlt in seiner Beschluss-
empfehlung, den Gesetzentwurf in der Fassung 
seiner Beschlüsse anzunehmen. Wer ist für diese 
Annahme? – CDU und FDP. Wer ist dagegen? – 
SPD, Grüne und der Fraktionslose Sagel. Damit 
ist diese Beschlussempfehlung mit der Mehrheit 
der Koalitionsstimmen angenommen und der 
Gesetzentwurf verabschiedet.  
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Fünftens kommen wir zur Abstimmung über den 
Entschließungsantrag der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/5446. Wer ist für diesen Ent-
schließungsantrag? – SPD und Grüne. Wer ist 
dagegen? – CDU und FDP. Wer enthält sich? – 
Kollege Sagel enthält sich. Damit ist mit den 
Stimmen der Koalitionsmehrheit dieser Entschlie-
ßungsantrag der SPD abgelehnt. 

Herzlichen Dank für diese Abstimmungen und das 
konzentrierte Mitmachen. 

Jetzt zu einem Punkt, zu dem wir aufgrund der 
gestrigen Sitzung kommen müssen, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, und zwar zur Rüge der Frau 
Abgeordneten Altenkamp, SPD. Vorher möchte 
ich deutlich machen, dass wir in der gestrigen Sit-
zung um 14:25 Uhr wiederum das Problem hat-
ten, dass ein Zwischenruf getätigt wurde, der de-
nen ähnlich war, die gestern schon in einer Art 
Sammelrüge angesprochen worden sind. Ich wie-
derhole diesen Begriff mit Blick auf unsere Um-
gangsformen nicht, möchte aber darauf hinwei-
sen, dass solche Begriffe, vor allen Dingen die, 
die mit „sch“ anfangen, in diesem Haus, wenn sie 
denn mit einem „ß“ enden, wirklich nicht gehört 
werden wollen. Ich bitte ausdrücklich alle darum, 
solche Zwischenrufe zu unterlassen, wie sie hier 
beim Redebeitrag des Kollegen Ellerbrock durch 
die Kollegin Altenkamp erfolgt sind. Frau Alten-
kamp wird vom Präsidium gerügt, weil der ver-
wendete Begriff nicht der parlamentarischen Ord-
nung entspricht. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Ich bitte, das zur Kenntnis zu nehmen. Das gilt 
aber für alle, auch für die, die jetzt möglicherweise 
in Applaus verfallen. Das ist ein Begriff, der von 
Abgeordneten aller Fraktionen immer wieder be-
nutzt wird, der zwar privat manches Mal benutzt 
werden kann, aber bitte nicht in diesem Hohen 
Haus. – Danke schön. 

Wir kommen zu: 

4 Gesellschaftlicher Wandel verlangt neue 
Strategien und Instrumente in der Verbrau-
cherpolitik 

Große Anfrage 13  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 14/4552 

Antwort  
der Landesregierung  
Drucksache 14/4982 

Entschließungsantrag  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 14/5449 

Ich eröffne die Beratung zu diesem Tagesord-
nungspunkt und erteile für die SPD-Fraktion der 
Frau Abgeordneten Schulze das Wort. Bitte 
schön, Frau Kollegin Schulze. 

Svenja Schulze (SPD): Ich warte besser noch ei-
ne Sekunde, bis alle hinausgegangen sind. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Nein, Sie können 
ruhig sprechen. Solange es so leise ist wie im 
Moment, können Sie wunderbar sprechen. Ich 
merke, dass unsere verschiedenen Appelle an die 
Kollegen wirken. Darüber freue ich mich. Frau 
Kollegin, Sie haben das Wort, und die Kollegen 
verlassen, soweit sie nicht zuhören wollen, leise 
den Saal. – Danke schön. 

Svenja Schulze (SPD): Meine Damen und Her-
ren! Der Titel unserer Anfrage ist gerade schon 
genannt worden: „Gesellschaftlicher Wandel ver-
langt neue Strategien und Instrumente in der 
Verbraucherpolitik“. Wir wollten mit dieser Großen 
Anfrage wissen, wie die Landesregierung in die-
sem Bereich zu handeln gedenkt, und haben un-
sere Position in der Begründung schon deutlich 
gemacht. 

Wir haben in 117 Fragen viele verschiedene Prob-
leme angesprochen und damit wieder etwas 
transparenter gemacht, in wie vielen Feldern der 
Verbraucherpolitik es heute Handlungsbedarf gibt. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Angela Freimuth) 

Meine Damen und Herren, wir gehen in diesem 
Parlament immer wieder von dem mündigen Bür-
ger aus; das tut die Landesregierung in ihrer Ant-
wort auch. Sie müssten sich aber einmal anse-
hen, wie viele Herausforderungen der sogenannte 
mündige Bürger heute hat. Wer vor Kurzem mal 
versucht hat, ein Handy ohne Fotofunktion zu be-
kommen oder seine Krankenkasse zu wechseln 
oder einen Telefontarif zu finden, der zu einem 
passt, der weiß, wie schwierig die Mündigkeit in 
Wirklichkeit ist.  

Deswegen sagen wir: Wir müssen uns als Parla-
ment die Frage stellen, wer überhaupt noch in der 
Lage ist, mündig mit diesen vielen Herausforde-
rungen umzugehen, und was man tun kann, um 
die Mündigkeit der Menschen zu erhöhen.  

Meine Damen und Herren, diesen Handlungsbe-
darf, der eigentlich klar ist und der transparent 
sein sollte, sieht die Landesregierung laut der 
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Antwort eben nicht. Der Landesregierung fehlt 
jegliche Perspektive in der Verbraucherpolitik, ihr 
fehlt jegliche Zukunftsorientierung, es fehlt an der 
eigenen Handschrift, es fehlt an der Sensibilität im 
Umgang mit Problemen in den klassischen Fel-
dern der Verbraucherpolitik und bei den neuen 
Herausforderungen. 

Ich will Ihnen einmal darstellen, wie die Regierung 
die Verbraucherpolitik sieht. Das wird in einem Zi-
tat von der Seite 20 sehr deutlich. 

„Priorität der Verbraucherarbeit der Landesre-
gierung hat die unmittelbare Information und 
Beratung der Verbraucher. Dies gilt insbeson-
dere für den wirtschaftlichen Verbraucher-
schutz.“ 

(Holger Ellerbrock [FDP]: Sehr gut!) 

Meine Damen und Herren, das ist eine Definition 
von vorgestern. Verbraucherpolitik ist heute ganz 
sicher Verbraucherinformation, aber sie ist doch 
auch Verbraucherbildung, sie ist Prävention, sie 
ist Verbraucherschutz. Verbraucherpolitik ist heu-
te auch Rechtsberatung. Und Verbraucherpolitik 
hat eine sehr starke soziale Dimension. Dass Sie 
auf diesem Auge völlig blind sind, das macht die-
se Antwort auch wieder deutlich. 

Verbraucherpolitik ist heute ein zentraler Teil der 
Wirtschaftspolitik. Deswegen ist es ganz gut, dass 
Frau Thoben heute die Antwort übernehmen wird. 
Verbraucherrechte, gleiche Augenhöhe zwischen 
Anbietern und Nachfragern – das ist es, worum es 
heute geht. Wir brauchen dafür auf dem Markt 
mehr Transparenz. 

Nun weiß ich, „Transparenz“ ist für die Regie-
rungsbank eher ein Reizwort. Sie müssen sich 
dem aber auch einmal nähern. Wenn man gleiche 
Augenhöhe will, wenn man will, dass Verbrauche-
rinnen und Verbraucher sich wirklich sachgerecht 
entscheiden können, dann braucht man auch 
Transparenz für diese Entscheidungen. 

Meine Damen und Herren, in den Antworten wird 
das manchmal schemenhaft deutlich. Aber das 
geschieht sehr isoliert, es sind unzusammenhän-
gende Antworten, es sind keine Konsequenzen 
erkennbar, es ist dahinter auch nicht ansatzweise 
ein konsistenter Politikentwurf zu sehen. 

Verbraucherpolitik ist ein klassisches Quer-
schnittsthema. Das macht es für Regierungshan-
deln sicherlich nicht einfach, denn man braucht 
eine Abstimmung der unterschiedlichen Ressorts. 
Die Antwort, die uns die Landesregierung auf die-
se Große Anfrage gegeben hat, ist aber ein wirkli-
cher Offenbarungseid. Es gibt keine Abstimmung 
der Ressorts. Gehandelt wird risikobasiert – wird 

dort gesagt. Das heißt, wenn nichts passiert, dann 
passiert nichts in der Verbraucherpolitik. 

(Holger Ellerbrock [FDP]: Ist doch gut!) 

– Herr Ellerbrock, Sie haben mir versprochen, mal 
nicht dauernd dazwischenzubrüllen. Halten Sie 
sich doch bitte einmal daran! – Mit Verlaub ge-
sagt: Das ist Politik nach dem Prinzip Radio Eri-
wan. Radio Eriwan fragt: Gibt es in Nordrhein-
Westfalen eine zukunftsweisende Verbraucherpo-
litik? – Die Antwort der Landesregierung: Im Prin-
zip Ja, aber nur, wenn was passiert. 

Den steigenden Anforderungen, die sich den 
Verbraucherinnen und Verbrauchern heute stel-
len, wird diese Politik überhaupt nicht gerecht. Sie 
sind zufrieden damit, ausschließlich zu reagieren. 
Wir müssen in der Verbraucherpolitik aber agieren 
und nicht nur reagieren. 

Ich will in der Kürze der Zeit nur zwei Punkte deut-
lich machen, die zeigen, wie rückwärtsgewandt 
der verbraucherpolitische Ansatz dieser Landes-
regierung ist.  

Auf die Frage 21 „Welche Entwicklungen zur 
Stärkung des Verbraucherschutzes hat es 1980 in 
NRW gegeben“ werden verschiedene Handlungs-
felder genannt, die auch ganz hervorragend sind: 
Energieberatung, Umweltberatung, Schuldnerbe-
ratung. Das wird ausgeführt. All das bezieht sich 
aber auf die Jahre vor dem Antritt dieser Regie-
rung. Mit anderen Worten: Schwarz-Gelb hat 
nichts, aber auch gar nichts an eigenen Initiativen 
und Programmen in diesem Bereich vorzuweisen. 

(Beifall von der SPD)  

Auf den Fragenkomplex, auf welche Weise die In-
teressen und Probleme von Verbraucherinnen 
und Verbrauchern in die Formulierung von Lan-
despolitik überhaupt eingebunden werden, kommt 
zusammenfassend die Antwort: eher zufällig, 
meist bei konkreten Anlässen, in der Regel durch 
die Vermittlung der Verbraucherzentrale, aber sel-
ten aus eigenem Antrieb der Landesregierung. – 
Statistische Daten liegen Ihnen nicht vor, interdis-
ziplinäre Verbraucherforschung fördern Sie in 
Nordrhein-Westfalen nicht. Für Sie ist und bleibt 
der Verbraucher ein völlig unbekanntes Wesen. 
Lösungsansätze dazu haben Sie keine. 

Ich sage Ihnen ganz deutlich: Eine derartige Poli-
tik, die keinerlei strategische Ansätze erkennen 
wird, die ist unglaubwürdig, die lässt Glaubwür-
digkeit wirklich vermissen. 

Wenn Verbraucherpolitik für Sie nicht nur ein 
Mäntelchen sein soll, das man sich aus Gründen 
der Political Correctness einfach einmal umhängt, 



Landtag  16.11.2007 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/75 
 

 

 

8713

dann brauchen Sie eigene Konzepte, dann brau-
chen Sie eine Strategie, dann müssen Sie uns 
auch in der Verbraucherpolitik etwas anderes lie-
fern, als in dieser Großen Anfrage deutlich wurde. 

Die SPD hat eigene Konzepte zur Verbraucherpo-
litik. Wir nehmen das, was man in diesem Bereich 
tun muss, sehr ernst. Wir sind davon überzeugt, 
dass Nordrhein-Westfalen ein konsistentes Kon-
zept braucht. Wir brauchen Ressortabstimmung, 
wir brauchen mehr Forschung, wir brauchen Bil-
dung, wir brauchen mehr Rechtssicherheit, und 
wir brauchen auch eine intelligentere Finanzie-
rung als die, die Sie liefern, da Sie Kürzungen 
jetzt über Jahre festschreiben wollen. Das heißt, 
wir brauchen mehr Förderung und Forderung für 
mündige Bürgerinnen und Bürger. 

Sie als Regierung werden diesen Anforderungen 
nicht gerecht. Sie haben keine Strategie, Sie ha-
ben keine neuen Instrumente. Bei den Auswir-
kungen des gesellschaftlichen Wandels in Nord-
rhein-Westfalen halten Sie sich, solange es geht, 
die Augen zu. So aber kann man mit Landespolitik 
nicht umgehen. 

Wir haben Ihnen deshalb heute in der Entschlie-
ßung erste Hinweise gegeben, was Sie tun könn-
ten, um in der Verbraucherpolitik nach vorne zu 
kommen. 

Wir sagen: Wir brauchen einen Aktionsplan zur 
Verbraucherpolitik. Sie müssen auf die Fragen der 
Globalisierung und der Deregulierung auch als 
Land Antworten geben. Das heißt, wir brauchen 
den Aufbau einer stärkeren Verbraucherforschung 
auch in Nordrhein-Westfalen. Wir müssen Basis-
kompetenzen stärken: Finanzführung, Ernäh-
rungswissen, Haushaltsführung bei Kindern und 
Jugendlichen durch Schule und andere Institutio-
nen. Ihr Programm „Kein Kind ohne Mahlzeit“ 
reicht da einfach nicht. Das kann der Anfang sein, 
aber es muss deutlich weitergehen. Wir brauchen 
eine Integration der Probleme des Klimawandels 
in die Verbraucherarbeit. Sie müssen sich mit den 
Auswirkungen des demografischen Wandels für 
die Verbraucherpolitik auseinandersetzen. Und 
wir brauchen eine Stärkung der Schuldnerbera-
tung. 

Das alles sind Aufgaben, denen Sie sich in den 
zweieinhalb Jahren, in denen Sie dran sind, noch 
nicht ein einziges Mal gestellt haben. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Schulze. – Als nächste Rednerin hat 

Frau Kollegin Fasse für die Fraktion der CDU das 
Wort. Bitte schön, Frau Kollegin. 

Marie-Luise Fasse*) (CDU): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Landesregie-
rung ist entsprechend der Koalitionsvereinbarung 
angetreten mit dem Ziel, Nordrhein-Westfalen 
zum Land der neuen Chancen zu machen. 

(Beifall von der FDP) 

Für den Verbraucherschutz ist der informierte und 
mündige Verbraucher Ziel und Leitbild unserer 
Politik. Seine Informationsrechte müssen verbes-
sert werden. Größtmögliche Sicherheit und 
größtmöglicher Schutz des Verbrauchers sind er-
klärte Handlungsziele. 

In diesem Zusammenhang kommt einer unab-
hängigen Verbraucherberatung und den Verbrau-
cherschutzorganisationen eine zentrale Bedeu-
tung zu. Dabei ist der Schutz nicht nur eine natio-
nale, sondern auch eine europäische Aufgabe. 

Vor Ort ist eine effiziente und flächendeckende 
Lebensmittelkontrolle ein wesentliches Element 
für die Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger un-
seres Landes angesichts belasteter oder zum 
Verzehr nicht geeigneter Lebensmittel. Hier sind 
das Wohlergehen und die Gesundheit eines jeden 
Menschen täglich berührt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen der SPD-
Fraktion, ich bin Ihnen für Ihre Große Anfrage 
dankbar. Der Fragenkatalog berührt nicht nur die 
von mir gerade erwähnten Punkte der Verbrau-
cherpolitik, sondern geht weit darüber hinaus. Sie 
haben durch Ihre Anfrage der Landesregierung 
die auch von uns sehr unterstützte Möglichkeit 
gegeben, in einer Zwischenbilanz die Anstren-
gungen und auch Erfolge der Regierung umfas-
send darzustellen. 

Es ist begrüßenswert, dass die Öffentlichkeit auf 
diese Weise davon überzeugt werden konnte, 
dass die in der Koalitionsvereinbarung genannten 
Ziele nunmehr schon weitgehend durch die Lan-
desregierung erreicht wurden bzw. dass erfolg-
versprechende Maßnahmen zur Erreichung der 
Ziele eingeleitet wurden. 

Die heute vorliegende Antwort weist in sämtlichen 
von den Fragen berührten Themenkreisen eine 
positive Bilanz auf. Jeder interessierte Bürger 
kann erkennen, dass niemals die zu seinem Woh-
le aufgestellten Regierungsziele aus den Augen 
verloren wurden. Verbraucherrechte, Maßnah-
men, Instrumente und auch Handlungsfelder wer-
den in den Antworten umfassend dargestellt. 
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Nachhaltiger Konsum in Zeiten des Klimawandels 
wird den Bürgern als notwendige Handlungsweise 
zum Schutz und Erhalt einer gesunden Umwelt für 
die Zukunft nahegebracht. Auch in diesem Zu-
sammenhang berührt die Antwort die wirtschaftli-
che Betätigung der Gemeinden und die Daseins-
vorsorge. Die Landesregierung unternimmt alles, 
um die finanzielle Sicherung der privaten Haus-
halte zu erhalten und gegebenenfalls wiederher-
zustellen. Frau Schulze, Sie sind darauf einge-
gangen: Schuldnerberatung ist hier ein vorrangi-
ges Instrument und wird von den Betroffenen in 
zunehmendem Maße angenommen und von der 
Landesregierung intensiv unterstützt. 

Auch im Gesundheitsbereich – das ist ganz wich-
tig – wird dem Verbraucherschutz der ihm zu-
kommende Stellenwert gegeben.  

Auf den Gebieten des Kauf- und besonders des 
Vertragsrechts sind die Handlungsräume des 
Landes bekannterweise durch das Bürgerliche 
Gesetzbuch eingeschränkt; das wissen Sie auch. 
Die Regierung hat aber dennoch nicht den Blick 
auf entsprechende Problemfelder verloren, zum 
Beispiel bei der Überschuldung von Jugendlichen 
durch Handygebrauch oder bei der Übervorteilung 
von Senioren auf Kaffeefahrten. Sie wird, wenn 
möglich, sicherlich Gesetzesinitiativen auf Bun-
desebene unterstützen, falls eine entsprechende 
Schutzregelung dafür als erforderlich angesehen 
wird. 

Besonders die Kindergesundheit und das Ernäh-
rungsverhalten junger Menschen und von Bürgern 
mit „schmalem“ Portemonnaie war immer schon 
ein wichtiger Aspekt der Verbraucherschutzpolitik. 
Ich darf hier auf die Debatte im Plenum unseres 
Hauses verweisen. 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, im Rahmen der heutigen Debatte kön-
nen die genannten Problemfelder schon aus Zeit-
gründen nicht eingehend diskutiert werden. Abge-
sehen davon, das Einzelthemen schon zum wie-
derholten Male im Plenum behandelt wurden – 
hier sind Gammelfleisch, Tierseuchen, Klimawan-
del als Beispiele zu nennen –, gibt die vorliegende 
Antwort zu allen berührten Problemfeldern eine 
umfassende und auch erschöpfende Auskunft. 

In diesem Zusammenhang kann ich der Regie-
rung für die zügige Umsetzung der Koalitionsver-
einbarungen im Namen meiner Fraktion ausdrück-
lich Danke sagen. – Keiner klatscht. Die hören al-
le nicht richtig zu, glaube ich.  

(Beifall von der CDU) 

Es mag in Zukunft sicherlich noch Handlungsbe-
darf erkennbar werden. Ich bin im Hinblick auf die 
bisherigen erfolgreichen Regierungsinitiativen da-
von überzeugt, dass die Regierung unverzüglich 
handeln wird, wenn dies geboten ist. Die vorge-
legten Antworten stärken mich in der Überzeu-
gung, dass die Regierung den Verbraucherschutz 
vor allem unter dem Aspekt der Sicherung der 
Lebensqualität der Menschen erhalten und auch 
stärken will. Auf diese Weise wird eine faire und 
soziale Marktwirtschaft garantiert. Keineswegs 
soll der Verbraucher bevormundet werden.  

Als mündiger Bürger wird er in seiner Position im 
Wirtschaftssystem gestärkt, nämlich durch eine 
umfassende Information und Aufklärung. Dem 
starken Verbraucherschutz dient auch die Verwal-
tungsstrukturreform mit einer Bündelung der Le-
bensmittelüberwachung. Verbraucherschutz auf 
hohem Niveau garantiert der wiederholt hier im 
Haus diskutierte 15-Punkte-Maßnahmenplan an-
lässlich des Gammelfleisch-Skandals. Auch die-
ser Plan wurde weitgehend umgesetzt.  

Aus den Erfahrungen der Schweinepest im Jah-
re 2006 wurde ein hoch effizientes Frühwarnsys-
tem entwickelt und auch umgesetzt. Für die Erhal-
tung der Tiergesundheit und die Bekämpfung von 
Tierseuchen sind im Etat des kommenden Jahres 
insgesamt 2,89 Millionen € vorgesehen. 

Auch die kommunalen Veterinär- und Lebensmit-
telüberwachungsbehörden werden im Jahre 2008 
weiter in ihrer Qualität durch entsprechende Zerti-
fizierung verbessert. Umfassende Informationen 
und auch Transparenz der Märkte werden als un-
verzichtbare Voraussetzungen für einen präventi-
ven Verbraucherschutz angesehen. Auch hier soll 
die Finanzkompetenz junger Menschen gestärkt 
werden. Der Wettbewerb soll fair werden. Vor un-
seriösen Geschäftsmachern sollen die Verbrau-
cher geschützt werden.  

(Beifall von Friedhelm Ortgies [CDU]) 

Projekte – aha! – zur Information der Verbraucher, 
zu umweltorientiertem und nachhaltigem Konsum 
sowie zur gesunden Ernährung, auch gesunder 
Bewegung dienen dieser Information. Auch spe-
ziell für ältere Mitbürger werden Informationen 
zum Thema „60 plus“ im Dialog mit Seniorenver-
bänden und mit der anbietenden Wirtschaft ange-
boten. Auch das Netzwerk Finanzkompetenz dient 
mit Partnern aus Schuldner- und Verbraucherver-
bänden, Wissenschaft, Verwaltung und anbieten-
der Wirtschaft dem Verbraucherschutz.  

Im Projekt „Alles im Griff – Unterrichtseinheiten 
zum Umgang mit Geld“ führt die Landesregierung 
zusammen mit Schuldner- und Verbraucherbera-
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tern Lehrveranstaltungen an den Schulen durch. 
Es werden 30.000 Schülerinnen und Schüler über 
die Risiken im Umgang mit Handy oder Internet 
informiert. Ein weiterer Schwerpunkt ist die institu-
tionelle Förderung der Verbraucherzentrale durch 
eine verbindliche Finanzierungsvereinbarung bis 
2010.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, insge-
samt liefert die Beantwortung der Großen Anfrage 
der SPD-Fraktion eine erfreuliche Bilanz der Lan-
desregierung auf dem Gebiet des Verbraucher-
schutzes, auf die unsere Regierung stolz sein 
kann.  

(Beifall von der CDU) 

Der Entschließungsantrag der SPD von Dienstag 
dieser Woche ist eine Häufung von verschiedenen 
Aspekten aus den Gebieten des Verbraucher-
schutzes, Klimawandel, des Gesundheitsschutzes 
und des Landeshaushaltes, soweit es um die 
künftige Finanzierung der Verbraucherzentralen 
geht. Zudem werden auch Bereiche der schuli-
schen Erziehung angesprochen. All diese darge-
stellten Zielsetzungen werden bereits in dem 
Konzept zur Verbraucherpolitik der Landesregie-
rung angesprochen, beantwortet und auch zum 
Teil schon umgesetzt.  

Meine Damen und Herren, ich danke Ihnen für Ih-
re Aufmerksamkeit in dieser Mittagsstunde und 
freue mich auf die weiteren Debatten.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Fasse. – Als nächster Redner hat 
der Kollege Ellerbrock für die Fraktion der FDP 
das Wort.  

Holger Ellerbrock (FDP): Frau Präsidentin! Mei-
ne Damen und Herren! Frau Kollegin Schulze, wir 
haben in der Tat gesagt, dass wir uns wechselsei-
tig mit Zwischenrufen beschränken sollten. Da Sie 
allerdings im Bereich Zwischenrufe eine besonde-
re Fähigkeit haben, 

(Svenja Schulze [SPD]: Danke schön!) 

ist mir das eben herausgerutscht.  

Meine Damen und Herren, Kollegin Schulze hat 
eben als Begründung unter anderem herausge-
stellt, dass es schwierig sei, ein Handy ohne Fo-
tografiermöglichkeit zu kaufen und dass das ein 
besonderes Problem für den Verbraucherschutz 
sei. Ich hatte damit keine Probleme. Das war auch 
nicht schlimm. 

Wir unterscheiden uns in der Vorstellung von 
Verbraucherschutz diametral. Sie beklagen, dass 
diese Landesregierung, aus meiner tiefen Über-
zeugung zu Recht, eine risikobasierte Überprü-
fung vornimmt, statt, wie Sie es machen, die Wirt-
schaft von vornherein unter Generalverdacht zu 
stellen. Das ist hinsichtlich der Unschuldsvermu-
tung in unserem Rechtsstaat ein völlig anderes 
Weltbild. Das teilen wir überhaupt nicht. Ja zur ri-
sikobasierten Untersuchung!  

Sie beklagen – das kann ich überhaupt nicht ver-
stehen –, dass die Landesregierung in der Ant-
wort auf die Große Anfrage aufführt, was in den 
letzten Jahren vor der schwarz-gelben Koalition 
an Maßnahmen durchgeführt worden ist. Da hat 
die Landesregierung genau das getan, was unter 
Nr. B 21 als Ihre Frage aufgeschrieben ist: Wel-
che Entwicklungen zur Stärkung des Verbrau-
cherschutzes hat es seit 1980 in NRW gegeben? 
Also ist es vernünftig und entspricht der Aufgabe, 
dass das hier so beantwortet wird. Wenn Sie das 
allerdings missverstehen, dann kann ich dazu nur 
sagen: Lesen und Verstehen ist bei einer PISA-
geschädigten Generation wirklich problematisch.  

Meine Damen und Herren, eine solche Große An-
frage gibt immer Gelegenheit, auch grundsätzli-
che Zielorientierungen darzustellen. Das Erste – 
das habe ich gestern beim Thema Rohstoffbericht 
auch gemacht –: Denjenigen, die diesen Bericht 
erarbeitet haben, sei es vor, hinter oder auf der 
Bühne, gebührt Dank. Das ist eine gute Sache, 
die hier vorgelegt worden ist.  

Die Fragestellungen geben allerdings auch Auf-
schluss darüber, welches Weltbild derjenige hat, 
der solche Fragen stellt. Ich stelle fest, dass hier 
ein hohes Maß an Staatsgläubigkeit, von ausge-
dehnter Vorstellung für Bevormundung des Bür-
gers in seiner Entscheidungsfreiheit und ein 
grundsätzliches Misstrauen vorherrscht.  

Meine Damen und Herren, dieses Vorherrschen 
von Misstrauen, das ich dargestellt habe, ent-
spricht überhaupt nicht liberalen Grundsätzen des 
Verbraucherschutzes, auch nicht dem Leitbild ei-
nes mündigen und informierten Bürgers. Wir sa-
gen Ja zum mündigen und informierten Bürger, 
fordern deswegen unter anderem auch eine je-
dermann verständliche Kennzeichnung von Le-
bensmitteln. Wir wollen den Bürger auf gleiche 
Augenhöhe mit der Industrie bringen, die das An-
gebot an Lebensmitteln, an allen möglichen Pro-
dukten liefert. Ja, der Bürger muss darin gestärkt 
werden. 

Unbeschadet dessen bleibt festzustellen, dass es 
auch einen ordnungspolitischen Rahmen geben 
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muss, in dem die nachteiligen Entwicklungen, die 
vom Verbraucher nicht selbst zu steuern sind, ge-
ahndet und reguliert werden. 

Meine Damen und Herren, unser Staatssystem, 
so wie wir es verstehen, geht von einer verantwor-
tungsbewussten Wirtschaft aus, allein schon im 
Eigeninteresse. Denn im Eigeninteresse der Wirt-
schaft muss es liegen, den Verbraucherschutz als 
Marketinginstrument einzusetzen, um überhaupt 
Marktanteile behaupten zu können. 

Dort, wo es – das ist eine der wesentlichen Auf-
gaben des Verbraucherschutzes; dazu hat Frau 
Ministerin Thoben heute in der Energiedebatte 
hinsichtlich der Preisaufsicht deutliche Worte ge-
funden – Monopol- und Oligopolstrukturen gibt, 
gilt es, den Verbraucher in besonderem Maße zu 
schützen. Das muss man deutlich machen. In ei-
nem Rechtsstaat – das müssen wir auch hier sa-
gen – liegt die Grenze hinsichtlich der vorbeugen-
den Einflussnahme darin, dass wir grundsätzlich 
von einer Rechtstreue der am Wirtschaftsleben 
Beteiligten ausgehen müssen. 

Meine Damen und Herren, Grundlage eines effek-
tiven, funktionierenden Verbraucherschutzes ist 
vor allem die Bildung und Informationen der 
Verbraucher auch durch die betroffenen Unter-
nehmen selbst. Ich hatte eben schon angeführt, 
dass eine verlässliche, allgemeinverständliche 
Kennzeichnung zwingend ist. 

In der Regierungserklärung ist deutlich gemacht 
worden, welcher Stellenwert dem Verbraucher-
schutz zukommt. Das will ich nicht alles zitieren, 
möchte aber noch ein paar Worte – auch wenn 
der Kollege Müller heute oben sitzt und interes-
siert zuhört; herzlich Willkommen in unserem 
Haus! – hinsichtlich einer unabhängigen Verbrau-
cherberatung sprechen.  

Es ist nicht unbekannt, dass auch die FDP einige 
kritische Anmerkungen zu der ehemals in Nord-
rhein-Westfalen installierten, aus unserer Sicht 
oftmals ideologiebehafteten Verbraucherberatung 
gemacht hat. Wir sagen allerdings nach zahlrei-
chen Gesprächen eindeutig Ja zu der Verbrau-
cherberatung, wie sie sich nunmehr ausrichtet. 
Das zeigt sich darin, dass die Verbraucherbera-
tung erstmalig – das betone ich – in ihrer Existenz 
nunmehr eine über drei Jahre hinausgehende ver-
lässliche Kalkulationsgrundlage hinsichtlich der 
finanziellen Mittelausstattung zugewiesen be-
kommen hat.  

In unserer Wahrnehmung ist uns von der 
Verbraucherzentrale ausdrücklich bestätigt wor-
den, dass dies eine gute Kalkulationsgrundlage 
ist, dass man sich darüber ausgesprochen gefreut 

hat. Ich weiß, Kollege Remmel, Sie hatten auf-
grund eines Besuches von Herrn Müller in Ihrer 
Fraktion eine andere Wahrnehmung. Nach unse-
rer Wahrnehmung war die Verbraucherzentrale 
ausgesprochen zufrieden darüber, dass wir dies 
so deutlich gemacht haben. 

Jetzt habe ich noch zwei Minuten. Die möchte ich 
mir gerne aufheben. – Danke schön. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Ellerbrock. – Als nächster Redner 
hat der Kollege Remmel für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen das Wort. Bitte schön, Herr 
Kollege. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Eigentlich freut man sich auf die Antwort 
zu einer solchen Großen Anfrage, denn sie sollte 
normalerweise Gelegenheit dafür bieten, über die 
großen Linien in der Verbraucherpolitik zu reden. 
Ich war ganz gespannt darauf, musste aber fest-
stellen, dass die inhaltliche Substanz, die gerade 
diese Fragen vielleicht hätten beschreiben kön-
nen, an keiner Stelle zu finden ist. Es gibt sehr 
viele Leerstellen. 

(Beifall von Svenja Schulze [SPD]) 

Insofern ist es schwierig, über große Linien in der 
Verbraucherpolitik zu debattieren, wenn man dazu 
keine Vorlage der Landesregierung hat, jedenfalls 
noch nicht einmal die Punkte angesprochen wur-
den, die eine solche Linie gegebenenfalls be-
schreiben könnten. 

Frau Fasse, es tut mir leid: An der Stelle war auch 
Ihr Auftritt eben symbolisch. Die Verbraucherpoli-
tik, die noch um Beifall beim Publikum nachsu-
chen muss, ist in der Substanz vielleicht etwas zu 
anspruchslos für das Land Nordrhein-Westfalen. 
Dieses Land hat einen größeren Rahmen, eine 
größere Weitsicht verdient. Leider findet sich das 
in der Antwort und auch in der Politik der Landes-
regierung nicht.  

Ein Großteil besteht aus fremden Federn, das 
heißt politischen Ansätzen, die Sie selber gar 
nicht zu verantworten haben, sondern auf die Sie 
aufbauen. Das ist auch gut so, aber dann sollte 
man das auch benennen dürfen und können. 

Dann führen Sie immer wieder die finanzielle Ab-
sicherung der Verbraucherzentrale an. Das wird 
groß gefeiert, 

(Holger Ellerbrock [FDP]: Richtig!) 
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und Sie wollen sich durch den Saal tragen lassen. 
Das ist eine finanzielle Absicherung auf niedrigs-
tem Niveau. 

(Beifall von der SPD) 

Das kann man begrüßen, wenn im Raum stand, 
dass auch Verbraucherzentralen geschlossen 
werden sollten. Es ist dann – in Anführungszei-
chen – „eine Nachricht“, wenn sie zumindest kon-
solidiert werden. Aber darüber hinaus wird kein 
Anspruch formuliert. Das ist Pepita-Verbrau-
cherschutz, kleinkariert, auf niedrigstem Niveau 
und keine Perspektive für dieses Land. Dabei wä-
re es an der Zeit und wert, über die Perspektiven 
des Verbraucherschutzes in Nordrhein-Westfalen 
auch mit einem größeren Bogen zu diskutieren. 

Sie machen an keiner Stelle darauf aufmerksam, 
dass wir vielleicht eine größere Fundierung durch 
Forschung, durch tatsächliche Erhebungen, durch 
Abfragen bräuchten, dass wir die Einbindung des 
Verbraucherschutzes in den Bildungsbereich neu 
diskutieren müssten. Dafür wird kein Konzept vor-
gelegt. 

Auch die Frage, wie die Perspektive an der Gren-
ze zur Wirtschaft weiterzuführen ist, wird nicht an-
gesprochen. Das Amt, das in Nordrhein-Westfalen 
von Staats wegen Verbraucherschutz organisie-
ren müsste, wird nur halb eingerichtet und hat, 
was notwendige Kompetenzen angeht, eine Min-
derausstattung. Auch dazu an keiner Stelle ein 
Wort. 

Was die Frage der Transparenz und Information 
angeht, ist es ein leuchtendes Beispiel, dass der 
Umweltminister ein gerade eingebrachtes Gesetz 
sofort wieder zurückgezogen hat, dass sich Nord-
rhein-Westfalen auch an dieser Stelle mit dem 
Wenigen, was über den Bund hinausgegangen 
ist, schon wieder zurückgenommen hat – letztlich 
ein sehr armseliges Bild. 

Dabei geht es doch darum, Verbraucherinnen und 
Verbraucher tatsächlich auf gleiche Augenhöhe 
zu führen. Herr Ellerbrock, das ist nicht nur mit 
freiwilligen Mitteln möglich. Wenn es konkret wird, 
muss man auch in die entsprechenden gesetzli-
chen Rahmenbedingungen eingreifen.  

Wenn es konkret wird, zum Beispiel bei der Siche-
rung der Rechte der Fahrgäste, wenn es konkret 
wird, dass Verbraucherinnen und Verbraucher in 
ihrer großen Mehrheit formulieren, auf Gentechnik 
verzichten zu wollen, wenn es konkret wird, um-
fassende Transparenz und Information zu schaf-
fen, kneifen Sie und wollen diese Zumutungen für 
die Wirtschaft – so empfinden Sie das – nicht für 

die Verbraucherinnen und Verbraucher durchset-
zen.  

Das macht deutlich, wo Ihre Gewichte hängen. 
Sie wollen den mündigen Verbraucher, die mün-
dige Verbraucherin nicht als organisierte Markt-
macht. Das müsste aber doch eigentlich im Inte-
resse einer Partei sein, die sich für die Stärkung 
des Wettbewerbs einsetzt. Wettbewerb kann nur 
dann funktionieren, wenn es einerseits Rahmen-
bedingungen und andererseits Marktteilnehmerin-
nen und -teilnehmer gibt, die den Wettbewerb ge-
gebenenfalls erzwingen.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Aber das muss man organisieren; dafür braucht 
man rechtliche Rahmenbedingungen. An diesem 
Punkt kneifen Sie immer. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Remmel, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Ellerbrock? 

Johannes Remmel (GRÜNE): Bei mir bleibt es 
dabei: immer.  

(Heiterkeit von Svenja Schulze [SPD]) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Bitte schön. 

Holger Ellerbrock (FDP): Schönen Dank, Herr 
Kollege. – Sind Sie doch bitte einfach bereit, das 
zur Kenntnis zu nehmen, was ich eben deutlich 
gesagt habe: Markt, auf gleicher Augenhöhe, 
auch Marktteilnehmer, auch als Marktteil in der 
Wirtschaft. 

Zum Zweiten bitte ich, einfach zur Kenntnis zu 
nehmen, dass ich gesagt habe, auf einen ord-
nungsrechtlichen Rahmen könnten wir nicht ver-
zichten. 

(Svenja Schulze [SPD]: Das will doch kei-
ner!) 

Nur: Das ist bei uns der zweite Schritt. Bitte neh-
men Sie das einmal zur Kenntnis, dann brauchen 
wir die Diskussion vielleicht nicht mehr fortzufüh-
ren. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Das habe ich sehr 
wohl zur Kenntnis genommen. Aber das sind im-
mer wohlfeile Worte, die man mit konkreten Taten 
füllen muss. Das heißt, man muss auch handeln 
und gegebenenfalls Gesetze auf den Weg brin-
gen. Eventuell muss man bestimmte Bereiche mit 
Finanzen ausstatten. Ohne Mittel wird es nicht 
gehen. Worte alleine – das haben wir schon an 
anderer Stelle gemerkt – helfen nicht. Man 
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braucht konkrete Beschlüsse. Ich kann aus der 
Antwort nicht erkennen, dass der Etat des Landes 
beim Verbraucherschutz entsprechend aufge-
wachsen ist oder Verbraucherschutz ressortüber-
greifend gesehen wird. Das Wirtschaftsministeri-
um hat sich offensichtlich an der Beantwortung in 
keiner Weise beteiligt. Das ist kein integrativer 
Ansatz von Verbraucherschutz, jedenfalls nicht 
so, wie wir ihn verstehen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Außerdem gibt es Marktteilnehmerinnen und 
-teilnehmer, die aus sich heraus in manchen Be-
reichen gar keine Möglichkeiten haben, sich zu 
wehren. Die muss man auch entsprechend unter-
stützen. In dieser Frage sehe ich in der Antwort 
auf die Große Anfrage ebenfalls keine Ansatz-
punkte. Ich nenne den immer wichtiger werden-
den Bereich der Pflege, der Heimunterbringung. 
Das sind oft Menschen, die sich selber nicht weh-
ren können, und da muss Verbraucherschutz hel-
fen dürfen, um die Rechte der älteren Menschen, 
die davon betroffen sind, geltend zu machen. 
Auch hier findet sich in der Antwort der Landesre-
gierung kaum ein Ansatz, der weiterzuverfolgen 
wäre.  

Also: Die große Linie fehlt. Dass die tatsächliche 
Ertüchtigung der Verbraucherinnen und Verbrau-
cher – auf gleicher Augenhöhe – in den einzelnen 
Bereichen durchdekliniert wird, findet man nicht. 
Hier ist die kleinste Variante gewählt: Verbrau-
cherschutz nur anlassbezogen, aber nicht als 
dauernde Aufgabe. Das hätten wir eigentlich in 
diesem Landtag diskutieren müssen, und das hät-
te in einer solchen Antwort stehen müssen. Ich 
bedaure das. Das ist eine verpasste Gelegenheit. 
Aber wir werden nicht nachlassen, das in den De-
batten, die vor uns liegen, immer wieder zu the-
matisieren – sei es bei der Gentechnik, den älte-
ren Menschen, den Fahrgastrechten, der Le-
bensmittelsicherheit. Wir bleiben dran. Leider hat 
die Antwort der Landesregierung uns nicht gehol-
fen, ein Stück voranzukommen. – Vielen Dank. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Remmel. – Für die Landesregierung 
redet Frau Ministerin Thoben. Sie vertritt Herrn 
Minister Uhlenberg.  

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Herr Remmel, 
Sie haben Glück gehabt, dass wenigstens zwei 
Damen Ihrer Fraktion Ihre letzten beiden Sätze 

noch gehört haben. So viel dazu, das Thema sei 
für Sie zentral. 

Die Verbraucherpolitik in Nordrhein-Westfalen 
wird den Anforderungen eines wirksamen Ver-
braucherschutzes auch angesichts neuer Heraus-
forderungen im Wirtschaftsleben und in der Ge-
sellschaft gerecht. Sie ist vorausschauend und 
trotz veränderter Rahmenbedingungen berechen-
bar. Sie ist innovativ und hält gleichzeitig an be-
währten Strukturen und Maßnahmen fest. Sie ist 
ausgewogen, indem sie Verbraucher und Wirt-
schaft zusammenführt, anstatt Keile zwischen sie 
zu treiben. Sie ist effektiv und schlagkräftig, indem 
sie die behördliche Überwachung zielgerichtet 
konzentriert und weiterentwickelt. Parallel trägt sie 
mit Augenmaß zur Stärkung der Verbraucherrech-
te bei, ohne zu einem Bremsklotz für eine erfolg-
reiche Wirtschaftsentwicklung zu werden.  

Die SPD-Fraktion hat mit ihrer Großen Anfrage 13 
der Landesregierung eine weitere Gelegenheit er-
öffnet, zur Halbzeit unsere verbraucherpolitischen 
Leistungen auch in dieser Form darzustellen. Die 
Antwort macht deutlich: 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Dazu steht 
kein einziges Wort in der Regierungserklä-
rung!) 

– Dafür haben wir heute so schön viel Zeit, Herr 
Remmel. – Wir tragen den Interessen der Verb-
raucherinnen und Verbraucher überzeugend 
Rechnung. Wir nehmen die Herausforderungen 
veränderter Rahmenbedingungen in Wirtschaft 
und Gesellschaft aktiv an. Dabei setzen wir uns in 
der Verbraucherpolitik Nordrhein-Westfalens mit 
den Chancen und Risiken einer zunehmend von 
Liberalisierung und Privatisierung geprägten Ge-
sellschaft auseinander.  

Die SPD-Fraktion irrt, wenn sie in ihrem Ent-
schließungsantrag vom 13. November 2007 
meint, kein verbraucherpolitisches Konzept der 
Landesregierung finden zu können. Wir haben ei-
ne klare Vorstellung davon, was einen wirksamen 
Verbraucherschutz ausmacht: die Verbraucher 
vor Gesundheitsgefahren zu schützen und in der 
Wahrnehmung ihrer Interessen und Rechte zu un-
terstützen. Wir tun dies, indem wir für die Einhal-
tung von Mindeststandards sorgen. Das gilt für die 
Sicherheit von Produkten und Dienstleistungen 
ebenso wie für die Fairness in den vertraglichen 
Beziehungen von Anbietern und Verbrauchern. 

Im Mittelpunkt unserer Verbraucherpolitik steht 
der eigenverantwortlich handelnde Konsument 
und Marktteilnehmer, dessen Entscheidungsfrei-
heit wir vor allem durch umfassende Verbraucher-
information und verbesserte Markttransparenz 
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stärken wollen. Wir vertrauen darauf, dass die 
Bürgerinnen und Bürger in unserem Land sehr 
wohl in der Lage sind, selbst zu entscheiden, was 
für sie als Verbraucher gut und richtig ist. Aber 
zugleich sehen wir uns auch in der Verantwor-
tung, Rahmenbedingungen zu setzen, die es den 
Menschen in Nordrhein-Westfalen in wichtigen 
Lebensbereichen ermöglichen, als mündige Bür-
ger so souverän zu handeln, wie sie es wün-
schen. Verbraucherinnen und Verbraucher sollen 
der anbietenden Wirtschaft auf Augenhöhe be-
gegnen. 

Was folgt daraus? Die Landesregierung begreift 
Verbraucherschutz als Querschnittsaufgabe, die 
in nahezu alle Ressorts der Landesregierung aus-
strahlt und dort ihren Niederschlag findet. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Die Antwort auf die Große Anfrage 13 stellt dies 
eindrucksvoll unter Beweis. 

(Svenja Schulze [SPD]: Da haben Sie aber 
eine andere Antwort als wir!) 

Ein gutes Beispiel dafür ist das „Infonetz Alters-
vorsorge“. Es wurde vom Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales in Kooperation mit den 
Rentenversicherungsträgern in Nordrhein-Westfa-
len entwickelt. Dieser bundesweit einmalige In-
formationsservice zur zusätzlichen Altersvorsorge 
bietet umfassende Informationen über Vorsorge-
möglichkeiten, die neben der gesetzlichen Rente 
bestehen. 

(Beifall von der CDU) 

Ein anderes Beispiel für mehr Markttransparenz 
ist die Veröffentlichung der Ergebnisse der lan-
desweiten Strom- und Gaspreisabfrage. Auf der 
Internetseite des Wirtschaftsministeriums bieten 
wir den Verbraucherinnen und Verbrauchern eine 
schnelle Übersicht über die Energiepreise nord-
rhein-westfälischer Anbieter. 

Auch wenn Sie es nicht gerne hören: Die 
Verbraucherzentrale kooperiert in dieser Frage 
mit uns und stellt die dortigen Informationen … 

(Svenja Schulze [SPD]: Das will ich auch 
hoffen!) 

– Das brauchen Sie nicht nur zu hoffen. Die 
Verbraucherzentrale bedankt sich bei uns dafür, 
dass wir das so machen – auch wenn es für Sie 
ungewohnt ist. 

(Beifall von der CDU – Svenja Schulze 
[SPD]: Das ist ja ihre Aufgabe!) 

Die Zusammenarbeit der Landesressorts in 
Verbraucherschutzfragen hat sich in dieser Legis-
laturperiode deutlich verbessert. Was die Vorgän-
gerin von Herrn Uhlenberg im Alleingang und oh-
ne Beteiligung der Fachressorts glaubte durchset-
zen zu können, regeln wir heute in der Landesre-
gierung sachlich miteinander. Der Erfolg sind 
deutlich effektivere Ergebnisse – im Interesse der 
Menschen. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Das Gewicht 
am Kabinettstisch ist aber schon klar!) 

– Das wird aber nicht in Kilo gemessen, Herr 
Remmel. 

Eine wichtige Säule der nordrhein-westfälischen 
Verbraucherpolitik ist die partnerschaftliche Zu-
sammenarbeit mit der Verbraucherzentrale Nord-
rhein-Westfalen. Gemeinsam wollen wir in den 
nächsten Jahren darauf hinwirken, dass die Men-
schen in unserem Land als gut informierte Kun-
den selbstbestimmt entscheiden und verantwort-
lich handeln können. Verbraucherinnen und Ver-
braucher in Nordrhein-Westfalen sollen auf mög-
lichst transparente und überschaubare Märkte 
treffen, damit sie die ihnen zugedachte Rolle als 
aktive Marktteilnehmer auch tatsächlich wahr-
nehmen können. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Alice im 
Wunderland!) 

Mit dem Abschluss einer politischen Vereinbarung 
und der verbindlichen Zusage einer verlässlichen 
Finanzierung aus dem Landeshaushalt bis 2010 
haben wir diese Kooperation auf ein solides, ver-
lässliches Fundament gestellt. Rund 27 Millio-
nen € werden dafür bis 2010 insgesamt zur Ver-
fügung stehen – ohne Mittel für weitere Sonder-
programme, die Einzelfragen aufgreifen. Das ist 
einzigartig in Deutschland. 

Der Vorstand der Verbraucherzentrale Nordrhein-
Westfalen lobt unseren Weg ausdrücklich – ich 
zitiere – als stabil genug, die Verbraucherarbeit in 
Nordrhein-Westfalen bis 2010 krisensicher zu 
machen und den Verbraucherschutz kontinuierlich 
auszubauen. 

(Beifall von der CDU – Johannes Remmel 
[GRÜNE]: Unterstes Niveau!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Opposition, 
das ist konzeptionelle Verbraucherschutzpolitik in 
der Praxis. 

(Lachen von der SPD) 
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Diese längerfristige Planungssicherheit für die 
Verbraucherzentrale hat noch keine SPD-geführte 
Landesregierung zuwege gebracht. 

(Beifall von CDU und FDP – Zuruf von Jo-
hannes Remmel [GRÜNE]) 

Auf vielen Ebenen des Verbraucherschutzes han-
delt die Landesregierung. 

(Svenja Schulze [SPD]: Das ist Schmalspur-
politik!) 

Die früher auf fünf Bezirksregierungen sowie das 
Landesamt für Ernährungswirtschaft und Jagd 
verteilten staatlichen Überwachungs- und Kon-
trollaufgaben sind inzwischen im neuen Lan-
desamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz 
gebündelt. Die bisher 20 Lebensmitteluntersu-
chungsämter werden im Rahmen der Neuorgani-
sation der Ämterlandschaft neu strukturiert. Mitt-
lerweile ist es uns gelungen, das unter Rot-Grün 
zerstörte Vertrauen zwischen Land und Kommu-
nen neu aufzubauen. 

(Lachen von der SPD) 

Wir gehen nun einen gemeinsamen Weg zum Zu-
sammenschluss von wenigen – fünf bis sechs – 
integrierten Ämtern. Sie werden spezifische 
Schwerpunkte bilden. So können wir öffentliche 
Mittel zielgenau dort investieren, wo komplexe 
Probleme liegen, um sichere Lebensmittel und 
Produkte zu gewährleisten. 

Wir verstärken die Lebensmittelkontrolle perso-
nell. 

(Beifall von Holger Ellerbrock [FDP]) 

2008 führen wir den neuen Beruf des amtlichen 
Kontrollassistenten ein. Dabei bieten wir zunächst 
vorrangig landeseigenem Personal aus bislang 
anderen Bereichen der Landesverwaltung eine 
interessante, verantwortungsvolle Perspektive. 

Wir haben unseren 15-Punkte-Maßnahmenplan 
für sichere Lebensmittel umgesetzt. Mit dem neu-
en System risikoorientierter Kontrollen konzentrie-
ren wir die Kräfte der behördlichen Überwachung 
an den wirklich kritischen Punkten von Gastrono-
mie, Handel und Herstellung von Lebensmitteln. 

Mit dem freiwilligen Smiley nimmt Nordrhein-
Westfalen bundesweit eine Vorreiterrolle ein. Da-
mit werden zunächst Gastronomiebetriebe ausge-
zeichnet. Der NRW-Smiley zeigt den Kunden das 
überdurchschnittliche Abschneiden des Betriebs 
bei einer freiwilligen Kontrolle der amtlichen Le-
bensmittelüberwachung. 

Es bedarf also keines besonderen Entschlie-
ßungsantrages mehr. Alles, was Sie in Ihrem An-
trag verlangen, liebe Kolleginnen und Kollegen 
der SPD-Fraktion, findet bereits heute in Nord-
rhein-Westfalen statt. 

(Dr. Gero Karthaus [SPD]: Thobens Mär-
chenstunde!) 

Genau das könnten Sie bei intensiver Lektüre un-
serer Antwort übrigens auch entdecken. 

(Svenja Schulze [SPD]: Oh!) 

Ministerpräsident Rüttgers setzt sich für eine füh-
rende Rolle unseres Landes im Verbraucherschutz 
ein. Wir gehen dieses Ziel gemeinsam mit einer 
Vielzahl von Partnern im Verbraucherschutz an. 
Nordrhein-Westfalen setzt Maßstäbe beim vorbeu-
genden Verbraucherschutz durch Bildung und In-
formation. 

Dazu zählt insbesondere die Stärkung der Fi-
nanzkompetenz junger Menschen. Darin sehen 
wir einen wichtigen Beitrag zur Schuldenpräventi-
on in späteren Lebensjahren. 

Die Aktivitäten der Landesregierung im Zusam-
menhang mit dem Netzwerk „Finanzkompetenz 
NRW“ und dem schulischen Förderangebot „Alles 
im Griff?“ finden bundesweit Beachtung. Andere 
Länder fragen unsere Aktivitäten und Maßnahmen 
zur Verbesserung der finanziellen Allgemeinbil-
dung interessiert nach. 

Im Januar 2008 wird hierzu auch eine gemeinsa-
me Veranstaltung mit der Bundesarbeitsgemein-
schaft Schuldnerberatung stattfinden. 

Eine erste Zwischenbilanz über unsere Ansätze 
zur Stärkung der Finanzkompetenz junger Men-
schen hat Herr Uhlenberg Ihnen bereits in dem 
Bericht an den Landtag Vorlage 14/938 unterbrei-
tet, der am 28. Februar dieses Jahres auf der Ta-
gesordnung des Ausschusses für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
stand. 

Mittlerweile haben wir auch die Familienzentren in 
Nordrhein-Westfalen in die Präventionsarbeit ein-
gebunden und werden die dazu entwickelten An-
sätze weiter ausbauen. 

Innovative Maßnahmen prägen unser Profil auf 
dem Feld der gesunden Ernährung. Das ist ein 
ganz wichtiger Bereich der frühen Bildung von 
Verbrauchs- und Lebensgewohnheiten. Deshalb 
setzen wir vor allem in Ganztagsschulen an. Ge-
meinsam mit dem Ministerium für Schule und 
Weiterbildung, dem Ministerium für Generationen, 
Familie, Frauen und Integration, der Verbraucher-
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zentrale NRW und zahlreichen anderen Verbän-
den entwickelt das Ministerium für Umwelt und 
Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz zurzeit ein Qualitätsnetzwerk „Gesunde 
Ernährung im Ganztag“, um sichere Strukturen zu 
schaffen. 

(Beifall von der FDP) 

Startschuss für dieses Qualitätsnetzwerk, das wir 
auch als Beitrag Nordrhein-Westfalens zum „Nati-
onalen Aktionsplan Ernährung“ der Bundesregie-
rung einbringen werden, wird im Frühjahr 2008 
sein.  

Im Rahmen der vom Umweltministerium geförder-
ten Aktion „Schule isst gesund“ der Verbraucher-
zentrale NRW ist die Einbeziehung von Ernäh-
rungsthemen in den Unterricht Teil des Pro-
gramms. Zur Unterstützung von Kindern aus sozi-
al schwachen Familien wurde der Landeshilfs-
fonds „Kein Kind ohne Mahlzeit“ aufgelegt, der 
von den Kommunen sehr gut nachgefragt wird. 

(Beifall von Holger Ellerbrock [FDP]) 

Mit der landesgeförderten Energieberatung unter-
stützen wir Verbraucherinnen und Verbraucher 
darin, ihren Energieverbrauch nachhaltig zu ver-
ringern und dies ins Kalkül ihrer ökonomischen 
Entscheidungen einzubeziehen.  

Besonders wirkungsvoll erweist sich dabei die 
Vor-Ort-Beratung. Hier können auch besonders 
deutliche Erfolge für den Klimaschutz erreicht 
werden. Die Vor-Ort-Beratung steht daher auch 
im Zentrum der energetischen Gebäudesanierung 
im Rahmen der Kampagne „Mein Haus spart“ des 
nordrhein-westfälischen Wirtschaftsministeriums. 
Es gibt keine einzige Institution, die in diesen Fra-
gen kompetent ist, die dabei nicht mitmacht. Sie 
haben alle Wert darauf gelegt, dabei zu sein. 

Wir kümmern uns auch um die berechtigten Inte-
ressen der älteren Verbraucherinnen und Ver-
braucher. Die Landesregierung macht sich für die 
Entwicklung seniorengerechter Produkte und 
Dienstleistungen stark. Durch die Förderung ziel-
gruppengerechter Informations- und Beratungs-
angebote in Zusammenarbeit mit Seniorenvertre-
tungen und Beratungseinrichtungen stärken wir 
außerdem die Handlungskompetenzen älterer 
Verbraucher. Zugleich trägt dies zu Vertrauen in 
neue Marktangebote bei, die gerade älteren Men-
schen zugute kommen sollen. 

Vielleicht macht Ihnen auch Folgendes Freude: Im 
Wirtschaftsministerium sind wir überzeugt, dass in 
einer älter werdenden Generation die Benutzer-
freundlichkeit, vielleicht auch das haptische Er-
lebnis, deutlich mehr Bedeutung haben werden. 

Wenn wir das schaffen, sind zugleich junge Fami-
lien mit Kindern genauso bevorteilt. 

(Svenja Schulze [SPD]: Das ist doch gut! 
Das ist doch eine Erkenntnis!) 

– Ist das nicht schön? Sie loben uns auch inzwi-
schen. Das ist gut. 

Für unsere zielgruppengerechte Projektarbeit zum 
präventiven Verbraucherschutz haben wir im Ent-
wurf des Landeshaushalts 2008 insgesamt 1,65 
Millionen € veranschlagt. Auch mithilfe dieser 
Landesmittel sehen wir uns im Verbraucherschutz 
für das kommende Jahr gut aufgestellt. 

Im Verbraucherschutz geht es heute nicht um 
links oder rechts, sondern um die Wahl zwischen 
Stillstand und Fortschritt. Wir setzen auf Fort-
schritt, mit Investitionen in die Verbraucherarbeit, 
mit Innovationen bei Themen und Situationen, wie 
zum Beispiel der Bekämpfung unerwünschter Te-
lefonwerbung oder beim Klimaschutz durch be-
wusstes Verbraucherverhalten und partnerschaft-
liches Handeln. Wir überwinden alte, überkom-
mene Sichtweisen. Dazu gehört schlicht, Verbrau-
cher gegen Wirtschaft zu sehen. Verbraucher-
schutz und Kundenorientierung fördern die Leis-
tungsfähigkeit unserer Wirtschaft. 

(Vorsitz: Präsidentin Regina van Dinther) 

Auch die Wirtschaft ist gut beraten, wenn sie die-
se Dialogsichtweise mit uns gemeinsam voran-
treibt. Verbraucherschutz ist daher im besten Sin-
ne Wirtschaftspolitik von der Nachfrageseite her. 
Gerade in einem globalen Markt mit dem Entste-
hen neuer Wettbewerbsmärkte gilt dieser alte 
Grundsatz umso mehr. Auch dies belegt die Ant-
wort der Landesregierung auf die Große Anfra-
ge 13. – Danke schön. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Ministerin Thoben. – Meine Damen und Her-
ren, für die FDP spricht der Kollege Ellerbrock. 

(Der Abgeordnete Ellerbrock stolpert auf 
dem Weg zum Rednerpult auf der Treppe 
und geht anschließend langsamer weiter. – 
Zurufe von SPD und GRÜNEN: Oh, oh!) 

Holger Ellerbrock (FDP): Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, es ist besser, hier im Saal auf der Trep-
pe zu stolpern als geistig zu stolpern. Das wollen 
wir doch einmal festhalten. 

(Beifall von der FDP) 
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Frau Ministerin Thoben, schönen Dank, dass Sie 
hier noch einmal eine Zusammenstellung geliefert 
haben, die deutlich macht, was eigentlich hier im 
Verbraucherschutzbereich gelaufen ist, was sich 
ja viele aus der Opposition gar nicht vorstellen 
konnten. 

Meine Damen und Herren, ich bin gerne bereit, 
zuzugestehen, dass ich von dem neuen Leiter der 
Verbraucherzentrale nicht gedacht hatte, dass er 
diesen Weg überhaupt geht. Erst recht hatte ich 
nicht gedacht, dass er ihn so schnell geht. Das 
müssen wir noch einmal deutlich hervorheben.  

Wir unterstützen die Verbraucherzentrale Nord-
rhein-Westfalen ausdrücklich in ihrem Vorhaben, 
zusätzliche Stiftungsmittel zu akquirieren und die 
Finanzierung der Verbraucherzentrale unabhän-
giger zu machen. Wir sagen ausdrücklich Ja. Die 
FDP begrüßt die Möglichkeit einer einflussunab-
hängigen Anbieterfinanzierung und Anbieterko-
operation unter Beachtung der Einhaltung der 
Transparenz usw. ausdrücklich. Das ist ein völlig 
neuer Schritt, den wir hier gehen. Ich fände es 
gut, wenn auch die Kollegen aus der Opposition 
diesen neuen Schritt mitgingen. 

Der Vorwurf, dass ein Gesetz von Nordrhein-
Westfalen zurückgezogen worden ist, weil das 
Gesetz durch ein Bundesgesetz überholt worden 
ist, geht völlig fehl. Denn ohne einen solchen 
NRW-Gesetzentwurf wäre das andere, das Bun-
desgesetz, überhaupt nicht in Gang gekommen. 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Abgeord-
neter Ellerbrock, möchten Sie eine Zwischenfrage 
von Herrn Lindner zulassen? 

(Lachen und Zurufe von der SPD) 

Holger Ellerbrock (FDP): Ja, bitte. 

Präsidentin Regina van Dinther: Bitte schön, 
Herr Lindner. 

(Unruhe) 

Christian Lindner (FDP): Herr Kollege El-
lerbrock, weil Sie auch über neue Finanzierungs-
möglichkeiten für die Verbraucherberatung ge-
sprochen haben, interessiert mich: Inwieweit se-
hen Sie eine Möglichkeit, die Nutzerentgelte bei 
Verbraucherberatungen noch zur Sicherung der 
Finanzierungsbasis heranzuziehen und zu entwi-
ckeln? 

Holger Ellerbrock (FDP): Herr Kollege Lindner, 
ich habe den Anfang Ihrer Frage leider nicht ver-
standen. 

(Lachen von der SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Lindner, 
wiederholen Sie bitte Ihre Frage. 

Christian Lindner (FDP): Herr Ellerbrock, Sie 
hatten ja über Finanzierungsmöglichkeiten der 
Verbraucherberatung gesprochen. In diesem Zu-
sammenhang interessiert mich Ihre Haltung zur 
Möglichkeit, auch die Mitfinanzierung der Nutzer 
durch Entgelte für die Beratung noch stärker in 
der Entwicklung zu berücksichtigen. 

Holger Ellerbrock (FDP): Herr Kollege Lindner, 
ich danke Ihnen ausdrücklich für die Frage, denn 
sie macht ja deutlich: Wir als Schwarz-Gelb sehen 
die Verbraucherzentrale nicht als etwas über dem 
Volk Schwebendes an, sondern es ist unsere 
Verbraucherzentrale. Deswegen ist es auch rich-
tig, dass wir uns auch an der Finanzierung der 
Verbraucherzentrale beteiligen, wenn wir als Bür-
ger qualifizierte Beratung von der Verbraucher-
zentrale einfordern.  

Deshalb begrüße ich es ausdrücklich – auch das 
muss man sagen –, dass sich die Verbraucher-
zentrale in den letzten Jahren diesem Gedanken 
durchaus geöffnet hat und diesen Gedanken auch 
unter Berücksichtigung sozialer Belange der 
Nachfragenden sinnvoll weiterverfolgt. 

Das Gesamtkonzept, das wir dort aufgebaut ge-
sehen haben, begrüßen wir ausdrücklich. Von da-
her können wir die Verbraucherzentrale nur er-
muntern, auf diesem Weg weiterzugehen. Derje-
nige, der Nutznießer ist, soll sich auch finanziell 
beteiligen. 

(Ralf Jäger [SPD]: Jetzt sind alle da, Herr El-
lerbrock!) 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr El-
lerbrock, es liegt noch eine Zwischenfrage der 
Kollegin Beer vor. Bitte schön, Frau Beer. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Herr Ellerbrock, stimmen 
Sie mir zu, dass wir hier gerade Zeuginnen und 
Zeugen eines parlamentarisch unwürdigen Thea-
ters von Zeitschinderei werden? 

(Lebhafter Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Holger Ellerbrock (FDP): Frau Kollegin, dies be-
antworte ich mit einem kurzen Nein. Wenn ich es 
weiter ausführen würde, dann würde ich Ihrer Un-
terstellung entsprechen. 

(Beifall von FDP und CDU) 
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Kann ich jetzt mit meiner Rede fortfahren, Frau 
Präsidentin? 

(Ralf Jäger [SPD]: Jetzt sind alle da, Herr El-
lerbrock! – Helga Gießelmann [SPD]: Wie 
viel Redezeit hat er denn noch?) 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Ellerbrock 
hat das Wort. 

Holger Ellerbrock (FDP): Meine Damen und Her-
ren, hinsichtlich der Beratung muss man sehen, 
dass es in Niedersachsen im Bereich der Ener-
gieberatung auch privatwirtschaftliche Modelle 
gibt. Ich würde es begrüßen, wenn auch wir diese 
Überlegungen in Nordrhein-Westfalen einbezie-
hen würden. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, 

(Gisela Walsken [SPD]: Wie lange denn 
noch?) 

an den Taten lasst uns unsere Arbeit messen. In 
dem Zusammenhang möchte ich nicht nur der 
Fraktion der FDP, sondern auch der Fraktion der 
CDU dafür danken, dass sie unsere wegweisen-
den Anträge 

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Was sagt 
das Präsidium?) 

zur Lebensmittelsicherheit gemeinsam getragen 
hat. – Schönen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU – Zurufe von SPD 
und GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Ellerbrock. – Meine Damen und Herren, das 
Wort hat Frau Fasse. Frau Fasse hat noch Rede-
zeit. 

(Ralf Jäger [SPD]: Sie brauchen doch gar 
nicht mehr, Frau Fasse! – Gisela Walsken 
[SPD]: Es reicht doch!) 

Marie-Luise Fasse*) (CDU): Meine Damen und 
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sie ha-
ben die Ausführungen von Frau Thoben in Stell-
vertretung für unseren Umwelt- und Verbraucher-
schutzminister gehört. Sie hat klar und deutlich 
dargelegt, in welch umfassender Form die Lan-
desregierung ihre Aufgabe wahrnimmt, den 
Verbraucherschutz als oberste Priorität zu behan-
deln. 

(Frank Sichau [SPD]: Dass sie es wahr-
nimmt?) 

– Sie nimmt es auch wahr. Die Konzepte und die 
Zusammenarbeit aller Häuser im umfassenden 
Verbraucherschutz sind Ihnen gerade dargestellt 
worden. Wir bitten Sie, auch in diesem Punkt ge-
meinsam mit uns in einer Linie und an einem Seil 
in die richtige Richtung zu ziehen, damit der um-
fassende Verbraucherschutz für alle Bürgerinnen 
und Bürger des Landes Nordrhein-Westfalen ge-
währleistet werden kann. – Ich danke Ihnen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Meine Damen 
und Herren, Herr Stinka hat sich noch einmal ge-
meldet. Bitte schön. 

André Stinka*) (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr ge-
ehrte Damen und Herren! An die Kollegen die 
CDU: Wir behandeln nun Tagesordnungspunkt 4. 
Im Rahmen dessen geht um einen Entschlie-
ßungsantrag der SPD. Dieser ist abzulehnen. – 
Dies sage ich, damit die Information stimmt. 

(Heiterkeit und Beifall von SPD und GRÜ-
NEN) 

Das ist für uns ein Beispiel dafür, wie man mündi-
ge Bürger darüber informiert, was sie tun sollen. 
Denn sonst säßen sie hier, und dann wäre es ein 
bisschen schwierig. 

Es ist für uns auch eine schöne Sache, weil wir 
durch diese Art des Parlamentarismus den hohen 
Stellenwert des Verbraucherschutzes darstellen 
konnten, damit auch Leute zuhören und die Vor-
sitzende des Verbraucherschutzausschusses im 
Landtag Nordrhein-Westfalen nicht um Applaus 
betteln muss. Das ist nämlich die Wahrheit. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auf das Betteln 
Ihrer Kollegin, die Vorsitzende im Ausschuss ist, 
habe ich hingewiesen. 

Die Antwort der Landesregierung auf die Große 
Anfrage 13 der SPD ist 66 Seiten lang; dies hat 
aber nicht viel mit dem Inhalt zu tun. Die Antwort 
sagt aber viel über den Zustand der Verbraucher-
politik in unserem Land und über den Zustand der 
sie tragenden Regierungsfraktionen aus: Es ist 
eine Verbraucherpolitik zwar ohne Plan, aber mit 
vielen Widersprüchen, und diese Widersprüche 
werden zum Teil nicht einmal innerhalb einer 
Antwort ausgeräumt. 

Dies gilt beispielsweise für die Antwort auf Fra-
ge 33. Da lobt die Landesregierung den Erfolg 
und die Wirkungskraft des Projekts „futureins“ der 
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Verbraucherzentrale NRW zu Recht über den 
grünen Klee, erkennt neue Kommunikationskon-
zepte – hören Sie zu; dabei können Sie alle etwas 
lernen – und bemerkt, dass Kernbotschaften in 
der Bevölkerung ankommen. 

Die Konsequenz der Landesregierung beinhaltet 
ebenso wie das vorhin dargestellte Fernbleiben in 
beeindruckender Logik – ich zitiere –: 

„Eine Anschlussfinanzierung bzw. eine Förde-
rung von inhaltlich ähnlichen Projekten durch 
das Land Nordrhein-Westfalen ist derzeit nicht 
angedacht.“ 

Das sagt viel aus. 

(Wolfram Kuschke [SPD]: Hört, hört!) 

Und in dieser Art, Kolleginnen und Kollegen, geht 
es munter weiter.  

Zwar misst die Landesregierung der Verbraucher-
zentrale Nordrhein-Westfalen auf der Basis der 
Verbraucherkontakte und der Erfahrungen aus 
dem Beratungsalltag Sensor- und Sprachfunktio-
nen nach. Doch wenn es ans Eingemachte geht, 
Kolleginnen und Kollegen: Desinteresse und 
Fehlanzeige. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Die Landesregierung scheint schon fast stolz dar-
auf zu sein, in welchem Umfang sich die Zahl der 
Verbraucherkontakte positiv entwickelt hat: von 
rund 432.000 Kontakten im Jahr 2000 auf 
3,8 Millionen Kontakte im Jahr 2006. Doch jeder 
liegt daneben, wenn er meint, das hätte Konse-
quenzen auf die Haushaltspolitik. Nichts! Die Ant-
wort ist überraschend, weil eine weitere Förde-
rung ausgeschlossen wird. Die Antwortet lautet: 
Nein. 

Das geschieht vor dem Hintergrund eines Partei-
tages, den Sie im letzten Jahr mit großem Tam-
tam zum Thema „Verbraucherschutz und Zu-
kunftschancen in Nordrhein-Westfalen stärken“ 
gefeiert haben. Ein Jahr später sieht die Realität 
sehr trostlos aus. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Doll ist das!) 

Die Intensität der Beratungen hat zugenommen, 
wie die Anzahl der Schuldnerberatungen deutlich 
aufzeigt: 2002 waren es noch 140.000, 2006 wa-
ren es bereits 174.000. Doch ebenso wie beim 
Projekt „futureins“ führt das nicht zu Haushalts-
entscheidungen, die eine Zukunft sichern. Das ist 
unlogisch und bedeutet für die Verbraucherinnen 
und Verbrauchern weniger Beratung und weniger 
Mündigkeit, die dadurch erzeugt würde. 

Sie haben mit Ihrer Verbraucherpolitik den Men-
schen nicht im Blick. Sie stellen zwar dar, dass 
sich viele Menschen beispielsweise über hohe 
Energiepreise beschweren, und räumen auch ein, 
dass der Wettbewerb auf dem Energiemarkt nicht 
funktioniert, kommen aber dann zu der Schluss-
folgerung, dass § 107 der Gemeindeordnung zur 
Stärkung eben dieses Wettbewerbs beiträgt. Kol-
leginnen und Kollegen, „Privat vor Staat“ funktio-
niert in diesem Fall nicht, ist ein Totalausfall und 
dient nicht den Bürgern. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Zum Abschluss zu dem, was hier zum mündigen 
Bürger gesagt wurde und dazu, dass das ja in den 
Alltag übertragen werden müsse. Gerade auf dem 
Sektor der Energiepreise lassen Sie die Men-
schen in unserem Land mehrfach allein. Sie reden 
von wichtigen Basiskompetenzen, und Sie nutzen 
Energieberatungsprogramme der alten Landere-
gierung, um sich hier mit fremden Federn zu 
schmücken. Viel Neues ist vor dem Hintergrund 
steigender Energiepreise nicht dabei.  

Sie zitieren den „mündigen Bürger“. Doch was 
bedeutet das im Alltag? Sie müssen den Men-
schen, gerade den Menschen mit niedrigem Ein-
kommen, erläutern, dass sie sich beispielsweise 
für ein teureres Haushaltsgerät entscheiden, das 
die Wirtschaft hier vor Ort stützen soll, wie hier ja 
wohlfeil ausgedrückt wurde, auch von Frau Fasse, 
die sagte, das sei ja gut für die Wirtschaft. 

Langfristig senken dann solche Elektrogeräte die 
Lebenshaltungskosten, die letztendlich für gesun-
de Ernährung ausgegeben werden können. Das 
sind Alltagserfahrungen, vor denen sich die SPD 
im Landtag nicht drückt und wegduckt. Für uns 
Sozialdemokraten ist die Devise der Landesregie-
rung, die durch die Antwort auf die Große Anfrage 
deutlich wird, klar: „Markt statt Menschen“. Das ist 
in unserem Land nicht zukunftsfähig.  

Wir Sozialdemokraten verstecken uns vor diesen 
Menschen nicht, aber wir malen uns die Realität 
auch nicht schön, sondern wir hören den Men-
schen zu und trauen den Menschen auch etwas 
zu. Wir glauben daran, dass durch mehr Beratung 
die Menschen auch erreicht werden können. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Stinka. – Meine Damen und Herren, es lie-
gen keine weiteren Wortmeldungen vor. Deshalb 
kommen wir zum Schluss der Beratung. 
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Die Große Anfrage 13 der Fraktion der SPD ist 
erledigt.  

Wir kommen zur Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag der Fraktion der SPD Druck-
sache 14/5449. Wer dem zustimmen möchte, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Das sind SPD 
und Grüne. Wer ist dagegen? – Das sind CDU 
und FDP. Wer enthält sich? – Niemand. Dann ist 
dieser Entschließungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zu: 

5 Deutsche Sprache in der Europäischen U-
nion stärken 

Antrag  
der Fraktion der CDU und  
der Fraktion der FDP  
Drucksache 14/5352 

Ich eröffne die Beratung und gebe Herrn Jostmei-
er von der CDU-Fraktion das Wort. 

(Unruhe) 

– Meine Damen und Herren, darf ich um Auf-
merksamkeit für den Redner bitten. 

Werner Jostmeier*) (CDU): Sehr verehrte Frau 
Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe 
Damen und Herren, die extra wegen dieses Ta-
gesordnungspunktes heute ins Plenum gekom-
men sind! Wir debattieren bei diesem Tagesord-
nungspunkt einen Antrag der Koalitionsfraktionen, 
der meiner Fraktion und zugegebenermaßen auch 
mir am Herzen liegt.  

Das Kernanliegen unserer parlamentarischen Ini-
tiative ist es, die deutsche Sprache in der Europä-
ischen Union nicht nur zu stärken, sondern unse-
rer deutschen Sprache schlicht und ergreifend 
den ihr gebührenden Platz zukommen zu lassen. 
Gegenwärtig sprechen in Europa etwa 110 bis 
115 Millionen Menschen deutsch, und in der Eu-
ropäischen Union selber sind es mehr als 
90 Millionen Bürgerinnen und Bürger. Jeder dritte 
EU-Bürger hat Deutsch etwa als Heimatsprache 
oder als Fremdsprache. Bei Französisch, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, ist das nur jeder fünfte 
Bürger. 

Deutsch ist also neben Englisch und Französisch 
eine der drei Arbeitssprachen in der Europäischen 
Union. Ich kann mich bei den Tagungen bzw. 
Konferenzen in Brüssel oder auf europäischer 
Ebene nicht über die Behandlung der deutschen 

Sprache beklagen. Da steht Deutsch zum Beispiel 
im Dolmetschersystem immer ganz oben an.  

Im praktischen Sprachgebrauch der europäischen 
Institutionen spiegelt sich aber die Bedeutung der 
deutschen Sprache aus meiner Sicht nicht ange-
messen wider. Es geht die praktische Politik, um 
das Tagesgeschäft, um die Verwaltung.  

Dazu will ich, meine Damen und Herren, ein Bei-
spiel nennen. Der Europaausschuss des Deut-
schen Bundestages hatte zu Beginn des Oktobers 
dieses Jahres den Text zum neuen Verfassungs-
vertrag, der am 18. und 19. Oktober beim Europä-
ischen Rat entschieden worden ist, noch nicht in 
deutscher Sprache vorliegen. Dem Deutschen 
Bundestag stand also der Text Anfang Oktober 
noch nicht in Deutsch zur Verfügung. 

Der Bundesrat hat im Jahre 2004 und zuletzt am 
21. September dieses Jahres eine Entschließung 
mit dem Titel „Stärkung der deutschen Sprache in 
der EU“ auf den Weg gebracht. Das scheint auch 
nicht viel geholfen zu haben. Die Praxis sieht im-
mer noch anders aus.  

Ein weiteres Beispiel: Der Haushaltsausschuss 
des Deutschen Bundestages hat in den letzten 
Wochen und Monaten 26 EU-Vorlagen mit insge-
samt 2.272 Seiten, die nur auf Englisch und Fran-
zösisch vorlagen, an die Kommission zurückge-
schickt. Die Notwendigkeit einer konsequenteren 
deutschen Sprachpolitik ist also gegeben. 

Als ein weiteres Beispiel will ich nur noch darauf 
hinweisen, dass das auch etwas mit Nähe zum 
Bürger, mit Verständlichkeit, mit Akzeptanz der Eu-
ropäischen Union zu tun hat. Im vergangenen Jahr 
ist Katalanisch zur Amtssprache erhoben worden. 
Ich stelle einmal kritisch die Frage, ob denn nun 
auch Gälisch, das nur von 3 bis 6 % der Iren ge-
sprochen wird – selbst nicht einmal 50 % der 
13 irischen EU-Parlamentarier können Gälisch –, 
zur Amtssprache erhoben werden muss.  

Wir fordern aber in diesem Zusammenhang die 
Landesregierung auf, dass sie sich bei der Bun-
desregierung und auf europäischer Ebene dafür 
stark macht, dass Deutsch als eine der drei wich-
tigsten und meistgesprochenen europäischen 
Sprachen nicht nur in der Theorie, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, sondern auch in der Praxis als 
gleichberechtigte Arbeitssprache neben Englisch 
und Französisch zur Anwendung kommt. Das gilt 
insbesondere für Ausschreibungen, für Datenbut-
tons, für Internetauftritte, für Konsultationen und 
für Handbücher.  

Wichtig ist vor allem, dass die Europäische Kom-
mission eine Übersetzungsanregung anwendet, 
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die der gewachsenen Rolle der deutschen Spra-
che auch gerecht wird, und das nicht nur bei den 
sogenannten Kerndokumenten.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zum Schluss will 
ich aber noch selbstkritisch kurz die folgenden 
Punkte nennen:  

Wir können gerne fordern, dass die Sprachkom-
petenz der Beamten in Sachen Deutsch in Europa 
verstärkt wird. Wir können selbst den gebühren-
den Platz für die deutsche Sprache fordern. Wir 
müssen sie aber auch selbst sprechen.  

Ich will ein Beispiel aus den letzten Wochen brin-
gen. Bei den Open Days – den offenen Tagen – 
im Europaparlament kam es zum Schluss vor 
1.500 Zuhörerinnen und Zuhörern – etwa die Hälf-
te davon deutschsprachig – zu einer Podiumsdis-
kussion mit sieben oder acht Teilnehmern. Jeder 
sprach in seiner Heimatsprache: der Franzose, 
der Italiener, der Flame Luc Van den Brande. Die 
deutsche Vertreterin – ich will den Namen jetzt 
nicht nennen; jeder von Ihnen kennt sie – hat kein 
einziges Wort deutsch gesprochen, sondern 
sprach englisch.  

Dafür gibt es weitere Beispiele. In unserer Lan-
desvertretung wurden Vorträge gehalten. Deut-
sche Professoren haben ihre Vorträge nicht auf 
Deutsch, sondern auf Englisch gehalten, obwohl 
es sich um eine deutsche Zuhörerschaft handelte. 
Als ich zum Schluss unter dem Beifall des Saales 
zur Diskussion stellte, warum Deutsch zu schade 
sei, kamen die Dolmetscher nachher auf mich zu 
und fragten: Warum haben Sie nicht darauf be-
standen, dass die Professoren auf Deutsch spra-
chen? Ihr Englisch war so schlecht, dass es kaum 
zu übersetzen war. 

Meine Damen und Herren, wenn wir an Goethe-
Instituten sparen und Sprachkurse in Europa aus-
fallen, ist das der falsche Weg. 

Lassen Sie mich zum Schluss noch einen Punkt 
nennen. Auch wir müssen uns in gewisser Weise 
immer dann selbst an die Brust klopfen, wenn wir 
in der Werbesprache – in bestimmten Broschüren 
von Telekommunikationsunternehmen usw. – 
manchmal meinen, es sei nur dann alles „hip“ und 
ganz toll, wenn wir möglichst viele fremdsprachige 
Begriffe verwenden. 

(Marc Jan Eumann [SPD]: Erklären Sie doch 
einmal die Clusterstrategie der Landesregie-
rung!) 

Nur wenn wir unsere Sprache als Teil unserer 
Kultur und Identität hochhalten, können wir auf 
europäischer Ebene fordern, dass die deutsche 

Sprache ihren Stellenwert bekommt. – Ich bedan-
ke mich ganz herzlich fürs Zuhören, 

(Marc Jan Eumann [SPD]: Cluster, Herr 
Jostmeier!) 

insbesondere dafür, dass Sie in den letzten Minu-
ten noch zugehört haben, als ich meine Redezeit 
überschritten habe. Frau Präsidentin, danke 
schön. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Jostmeier. – Für die FDP spricht nun Herr 
Brockes. 

Dietmar Brockes (FDP): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Die FDP-Landtagsfraktion 
sieht in der europäischen Integration ein politi-
sches, soziales und wirtschaftliches Erfolgsmo-
dell, zu dem wir uns ausdrücklich bekennen. 

Wir fordern aber seit langer Zeit eine größere 
Bürgernähe von der Europäischen Union. Unsere 
Vision ist ein Europa der Bürger. Wer eine Ent-
scheidung trifft und zu bewerten hat, muss wis-
sen, worüber er entscheidet. Er muss die genau-
en Hintergründe kennen. Er muss sich informieren 
können. Das gilt gleichermaßen für Bürger, Un-
ternehmen, Mitarbeiter von Unternehmen und an-
dere Stellen, für Funktionsträger und Beschäftigte 
in den europäischen Institutionen und nicht zuletzt 
für die Politiker. 

Auch die Pressevertreter haben die wichtige 
Funktion, Europa in die Mitgliedstaaten zu tragen. 
Englisch als alleinige Amtssprache in den EU-
Institutionen wird deshalb völlig zu Recht als un-
vereinbar mit der kulturellen Vielfalt Europas, den 
Geboten der Transparenz und der demokrati-
schen Kontrolle durch Parlament und Gesellschaft 
abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, die Praxis zeigt je-
doch, dass Deutsch als Arbeitssprache neben 
Englisch und Französisch noch nicht ausreichend 
präsent ist. Die Praxis zeigt zudem, dass sich 
dem Bürger das Dickicht aus Paragrafen und 
Verordnungen in den komplexen Vertragswerken 
der EU nicht ausreichend erschließt und oft un-
durchdringlich für ihn zu sein scheint.  

Die Menschen wollen sich ausreichend über eu-
ropäische Themen und Initiativen informieren 
können. Sie wollen von den Entscheidungsträgern 
in der Union ernst genommen werden. Das Ganze 
wird erschwert, wenn eine Vielzahl von EU-
Dokumenten nicht in der Muttersprache zugäng-
lich ist. Oft lässt sich der genaue Inhalt und das 
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konkrete Ausmaß, lassen sich Sinn und Unsinn 
sowie Für und Wider von europäischen Maßnah-
men für interessierte Europäer nur durch die Lek-
türe der zugrunde liegenden EU-Dokumente er-
schließen. 

„Wir haben die Aufgabe, auf die Menschen zu-
zugehen und Europa für sie verständlich zu 
machen. Sprache ist der Schlüssel zum inter-
kulturellen Dialog.“ 

Dieser Satz stammt von der Präsidentin des Goe-
the-Instituts und ehemaligen Verfassungsge-
richtspräsidentin Jutta Limbach. Sie ist Mitglied in 
der Gruppe Intellektueller, die die EU-Kommission 
in Fragen der Mehrsprachigkeit und des interkul-
turellen Dialogs beraten soll. 

Die Stellung der deutschen Sprache in den Institu-
tionen der EU muss ihrer hohen Bedeutung ent-
sprechend berücksichtigt werden. Deutsch ist mit 
90 Millionen Muttersprachlern innerhalb der EU 
die meistgesprochene Muttersprache. Neben 
Englisch, das weltweit und in Europa die wichtigs-
te Verkehrssprache ist, bleibt Deutsch insbeson-
dere nach der Osterweiterung die zweitwichtigste 
Fremdsprache der Europäer. Deutsch nimmt in 
den neuen Mitgliedstaaten der EU zudem eine 
wichtige Brückenfunktion ein.  

Deshalb müssen alle wichtigen EU-Dokumente 
zum Zeitpunkt ihres Erscheinens nicht nur in eng-
lischer und französischer, sondern auch in deut-
scher Sprache zur Verfügung stehen. Dies gebie-
ten auch das Gebot der Transparenz, die kulturel-
le Vielfalt Europas und die demokratische Kontrol-
le von Kommission und Ministerrat durch die Par-
lamente und die Bürger. 

Auch die deutsche Wirtschaft und die Verhand-
lungsführer mit und in den EU-Institutionen er-
leiden Nachteile, wenn sie nicht auf der Basis in 
deutscher Sprache abgefasster oder rechtzeitig 
ins Deutsche übersetzter Dokumente arbeiten 
können, und zwar unabhängig davon, ob sie aus-
reichend der englischen Sprache mächtig sind. Es 
geht oft um fachspezifische Detailformulierungen. 

Als Mitglied des Ausschusses der Regionen kann 
ich anhand eigener Erfahrungen die Aussage un-
termauern, dass strukturelle Probleme bei der Ver-
fügbarkeit von wichtigen Dokumenten bestehen. 
Auch die Bundesregierung sieht ausweislich ihrer 
Ausführungen im Bundestagsdokument 16/2910 
vom November 2006 noch deutliche Defizite und 
Verbesserungsmöglichkeiten. 

Meine Damen und Herren, ich könnte jetzt noch 
einen sehr interessanten Artikel aus der Zeitschrift 
„Das Parlament“ vom 29. Oktober dieses Jahres, 

Ausgabe 44, anführen. Aufgrund der Zeit erspare 
ich uns das. 

Ich komme deshalb zum Schluss. Mit dem Antrag 
machen wir erneut auf die Notwendigkeit eines 
noch konsequenteren Eintretens im Rahmen der 
deutschen Sprachenpolitik aufmerksam. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Brockes. – Frau Apel-Haefs, bitte schön.  

Ulrike Apel-Haefs (SPD): Frau Präsidentin! Mei-
ne Damen und Herren! Liebe Kollegen und Kolle-
ginnen! Letztendlich könnte sich die Reaktion auf 
Ihren Antrag, liebe Kollegen und Kolleginnen von 
CDU und FDP, auf zwei Sätze beschränken: Ja, 
die darin angesprochenen Probleme gibt es. Nein, 
dieser Antrag hat dennoch hier im Landtag nichts 
zu suchen. 

(Beifall von der SPD) 

Worum geht es? – Es geht zum einen um die Tat-
sache, dass Europäisches Parlament, Europäi-
scher Rat und Europäische Kommission zusam-
men Jahr für Jahr mehr als eine halbe Milliarde € – 
man muss sich diese Zahl wirklich auf der Zunge 
zergehen lassen – für Übersetzungsleistungen 
ausgeben. Es geht weiterhin darum, dass aber 
selbst diese Summen anscheinend nicht ausrei-
chen, um eine allseits befriedigende Übersetzungs-
leistung zu gewährleisten.  

Der Europäische Rechnungshof hatte daher in ei-
ner Untersuchung Ende 2006 die Übersetzungs-
leistungen auf EU-Ebene unter den Kriterien Ma-
nagement, Quantität, Qualität und Kosten geprüft 
und in allen Bereichen Handlungsbedarf konsta-
tiert.  

Eine überwiegend kostenorientierte Betrach-
tungsweise von Übersetzungsleistungen hat vor 
allem bei der Europäischen Kommission dazu ge-
führt, eine zunehmend restriktive und formalisti-
sche Übersetzungspraxis zu verfolgen. Anschei-
nend dringend erforderliche Maßnahmen im Be-
reich Management stehen dagegen noch aus. 

Meine Damen und Herren, grundsätzlich ist 
Deutsch eine von 22 gleichberechtigten Amts-
sprachen in der EU. Allerdings wird ihrer beson-
deren Bedeutung schon dadurch Rechnung ge-
tragen, dass sie neben Englisch und Französisch 
zu den drei Arbeitssprachen gehört, in die alle 
Dokumente der Europäischen Kommission über-
setzt werden müssen. 



Landtag  16.11.2007 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/75 
 

 

 

8728

Über die bereits erwähnte restriktive Überset-
zungspraxis der Europäischen Kommission, durch 
die nun aber immer mehr wichtige Dokumente zu 
Arbeitsdokumenten oder zu Anhängen herabge-
stuft werden, für die die vollständige Überset-
zungsverpflichtung dann nicht gilt, gibt es nach-
haltige Verärgerung auf Bundesebene, da viele 
beratungs- und entscheidungsrelevante Doku-
mente nicht mehr auf Deutsch vorgelegt werden. 
Der Deutsche Bundestag sieht dadurch seine 
Mitwirkungsrechte in EU-Angelegenheiten nach-
haltig beeinträchtigt, und die Bundesregierung 
sieht das genauso.  

Diese Verärgerung hat nun im Juni dieses Jahres 
zu einem fraktionsübergreifenden Antrag im Deut-
schen Bundestag geführt, in dem die Bundesre-
gierung dazu aufgefordert wird, ihren Einfluss auf 
europäischer Ebene dahin gehend geltend zu 
machen, dass die Stellung der deutschen Spra-
che in Europa ihrer Bedeutung entsprechend be-
rücksichtigt und – ganz konkret – die Übersetzung 
aller wichtigen Dokumente ins Deutsche sicher-
gestellt wird. Darüber hinaus wird eine Überarbei-
tung des sogenannten Übersetzungsregimes ge-
fordert, in dem die politische Bedeutung von Do-
kumenten in Zukunft stärker berücksichtigt wer-
den soll. Soweit zum sachlichen Hintergrund. 

Für das Tätigwerden der Bundesregierung gibt es 
also ganz konkrete Anlässe und Gründe, die 
durchaus nachvollziehbar sind.  

Die Gründe, die Sie, meine Damen und Herren 
von CDU und FDP, veranlasst haben, heute hier 
im Landtag diesen Antrag vorzulegen, erschließen 
sich einem dagegen überhaupt nicht. Um es noch 
einmal klarzustellen: Wir, das Landesparlament, 
sollen also die Landesregierung auffordern, ihrer-
seits die Bundesregierung aufzufordern, auf ei-
nem Feld tätig zu werden, das die schon aus ur-
eigenstem Interesse heraus längst ausreichend 
und intensiv bestellt. Ihre Parteifreunde in Berlin 
wirken dabei doch mit. Das müssten Sie doch 
wissen. So wirkt der Antrag eigentlich etwas pein-
lich. Aber wer kraftvoll offene Türen einrennt, fällt 
eben auch schnell mal auf die Nase. 

Sich an Anträge und Beschlüsse der Bundesebe-
ne anzuhängen, die darüber hinaus dort über-
haupt nicht strittig sind, ersetzt mit Sicherheit nicht 
eigenes europapolitisches Profil. Und da ist die 
schwarz-gelbe Landesregierung bisher auffallend 
blass geblieben. 

Präsidentin Regina van Dinther: Frau Kollegin, 
erlauben Sie eine Zwischenfrage von Herrn Bro-
ckes? 

Ulrike Apel-Haefs (SPD): Ja, sicher. 

Präsidentin Regina van Dinther: Bitte schön, 
Herr Brockes. 

Dietmar Brockes (FDP): Frau Kollegin, verstehe 
ich Sie richtig, dass Sie damit praktisch aus-
schließen, dass die Landesregierung direkte Ein-
wirkungsmöglichkeiten auf die europäischen Ent-
scheidungsprozesse hat? Habe ich Sie richtig 
verstanden, dass wir ausschließlich über die Bun-
desregierung mit der Europäischen Union kom-
munizieren sollten? 

Ulrike Apel-Haefs (SPD): Das habe ich nicht ge-
sagt. Aber ich halte es für überflüssig, ein Thema, 
das ausführlich von der Bundesebene, die einen 
größeren Einfluss auf die EU-Ebene hat, bearbei-
tet wird, auch hier zu behandeln, ohne dass eine 
eigene Substanz dahintersteht. 

(Beifall von der SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Frau Kollegin, 
jetzt hat Herr Kuschke eine Frage. Sind Sie damit 
einverstanden? 

Ulrike Apel-Haefs (SPD): Gerne. 

Präsidentin Regina van Dinther: Bitte schön, 
Herr Kuschke. 

Wolfram Kuschke*) (SPD): Frau Kollegin, sind 
Sie nicht mit mir der Auffassung, dass es sich hier 
zunächst einmal grundlegend um ein Budgetprob-
lem des Europäischen Parlamentes handelt? Da-
mit hätten wir einen gewichtigen Bereich erfasst.  

In der Praxis ist es so, dass sich Sitzungen des 
EP – das gilt, Herr Kollege Jostmeier, übrigens 
auch für den Ausschuss der Regionen – mittler-
weile nach der Arbeitszeit der Dolmetscherinnen 
und Dolmetscher richten. Das ist genau auskalku-
liert. Dies ist auch ein Indiz dafür, dass wir hier ein 
riesiges Haushaltsproblem haben.  

Frage an Sie, Frau Kollegin: Macht es vor dem 
Hintergrund nicht Sinn, dass insbesondere die 
Bundestagsfraktionen und die Bundesregierung 
die Initiative ergreifen? 

Ulrike Apel-Haefs (SPD): Ich habe dazu bereits 
in meiner Rede ausgeführt und ausdrücklich dar-
auf hingewiesen, dass es nicht um eine willkürli-
che, bösartige Unterdrückung der deutschen 
Sprache geht, sondern dass Grund für diese re-
striktive Übersetzungspraxis gerade bei der Euro-
päischen Kommission ein Finanzproblem ist. 
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Nicht umsonst ist dieser Antrag im Haushaltsaus-
schuss des Deutschen Bundestages bei Stimm-
enthaltung der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
mit den Stimmen aller anderen im Bundestag ver-
tretenen Fraktionen beschlossen worden. 

Ich komme zu meiner Rede zurück. Vielleicht 
möchten Sie auch dem neuen Europaminister mit 
diesem Antrag einen starken Auftakt ermöglichen. 
Ich fürchte aber, mit einem Antrag diesen Niveaus 
erweisen Sie ihm einen Bärendienst.  

Meine Damen und Herren, lassen wir die Vertre-
tung der deutschen Sprache in Berlin. Sie ist da in 
guten Händen. Dennoch stimmen wir natürlich der 
Überweisung des Antrags in den Ausschuss zu. 

Gestatten Sie mir zum Schluss noch eine Bemer-
kung am Rande: Trotz des berechtigten Interes-
ses, die deutsche Sprache angemessen berück-
sichtigt zu sehen – dazu stehen wir natürlich –: 
Realistischerweise, ob es uns gefällt oder nicht, 
werden wir akzeptieren müssen, dass die Welt-
sprache Englisch überall da, wo es um vielfältige 
und konkurrierende Sprachinteressen geht, auch 
in Europa immer eine besondere Rolle spielen 
wird. In Zukunft wird es nicht nur um deutsche, 
sondern auch um englische Sprachkompetenz 
gehen. – Ich danke Ihnen. 

(Beifall von der SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Kollegin. – Der nächste Redner ist Herr 
Keymis von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 

Oliver Keymis (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich fand den Hinweis 
auf das Gälische sehr interessant. Allein vom Gä-
lischen gibt es fünf Abwandlungen wie zum Bei-
spiel das Walisische, Irisch, Bretonisch, Galizisch 
usw., und das wird alles übersetzt.  

Ich habe den Antrag mit Interesse gelesen. Auch 
wir sind natürlich dafür, dass er überwiesen und 
im Hauptausschuss diskutiert wird. Das, was Sie 
feststellen, ist im Grunde in Ordnung. Das teilen, 
meine ich, auch alle im Hause.  

Aber die auf Seite 2 erhobenen Forderungen ge-
hen in eine Dimension hinein, wie es Frau Kolle-
gin Apel-Haefs eben angesprochen hat: Es ist ei-
ne Frage des Geldes, wie viele Übersetzungen 
man sich leisten kann. An diese Grenzen stößt die 
Union im Moment in gewisser Weise. Wenn ich 
die Forderung unter dem dritten Spiegelstrich be-
trachte, so ist klar, dass das natürlich mit entspre-
chend größerem Aufwand verbunden ist.  

Andererseits sind wir natürlich für ein Europa der 
starken Regionen und für ein sehr vielfältiges Eu-
ropa. Ich glaube auch nicht, dass jemand im Hau-
se etwas dagegen hat, dass die Bedeutung der 
jeweiligen Sprache genügend und anständig be-
rücksichtigt werden muss. Das gilt insbesondere 
auch für das Deutsche – das ist keine Frage –; 
denn Deutsch ist eine Arbeitssprache. Das ist ein 
Punkt, bei dem man nachdrücklich fordern kann. 

Es geht mir ein bisschen so, wie es von der Kolle-
gin der SPD-Fraktion beschrieben worden ist: So 
richtig gehört der Antrag nicht hier hin; denn wir 
können wenig ausrichten. Berlin arbeitet schon an 
der Sache. Aber man kann sich vielleicht – wenn 
Sie das in diesem Sinne meinen – dazu durchrin-
gen, so etwas zu unterstützen. Zumindest die 
Mehrheitsfraktionen werden die Sache weiter ver-
folgen.  

Wir müssen dabei jedoch die Grenze einhalten 
zwischen „Jetzt wollen wir aber auch unser 
Deutsch“- Chauvinismus wollen wir nicht; das ist 
klar – und dem Bemühen, den Sprachen insge-
samt die angemessene Bedeutung zukommen zu 
lassen. Unter dem Gesichtspunkt werden wir si-
cherlich weiter diskutieren. 

Mehr Worte will ich nicht machen. Wir haben be-
reits Freitagnachmittag. Es ist sicherlich ein An-
trag, der in der weiteren Debatte keine ganz we-
sentliche Rolle spielen wird, der aber vielleicht im 
Hauptausschuss von den Kolleginnen und Kolle-
gen sehr gründlich diskutiert werden sollte. – Vie-
len Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Keymis. – Für die Landesregierung spricht 
Herr Minister Krautscheid. 

Andreas Krautscheid, Minister für Bundes- und 
Europaangelegenheiten: Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte nicht auf die As-
pekte, die, was die Notwendigkeit dieses Antrages 
angeht, eben genannt wurden, eingehen, sondern 
möchte mich lieber mit einigen Argumenten be-
schäftigen, die gerade vorgetragen worden sind. 

Ich meine, dass wir uns einig darüber sind: Spra-
chenpolitik gehört zu der Interessenvertretung in 
Europa dazu. Darüber können wir Konsens fest-
stellen. Dies gehört zu unserer gemeinsamen A-
genda. 

(Beifall von der FDP) 

Warum beschäftigen wir uns eigentlich damit? 
Lasst das doch den Bundestag und die Bundes-
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regierung machen! – Ich muss darauf hinweisen, 
dass das wahrscheinlich nur in diesem Hause so 
gesehen wird; denn erst vor wenigen Wochen hat 
sich die Europaministerkonferenz mit meinen Kol-
legen aus den anderen Ländern damit beschäftigt. 
Auch die Kollegen der SPD aus den anderen 
Landtagen haben es für nötig gehalten, darüber 
intensiv zu diskutieren und eine gemeinsame Re-
solution abzufassen. Denn die Länder bzw. die 
Landtage haben sehr wohl ein eigenes Interesse 
daran, dem Trend, dass diese Dokumente nicht 
mehr so häufig ins Deutsche übersetzt werden, 
entgegenzuwirken.  

Ein einziges, ganz aktuelles Beispiel dieser Art: 
Auch dieses Haus wird sich demnächst mit euro-
päischen Themen stärker befassen müssen und 
dürfen; denn nach den Vereinbarungen von Lis-
sabon – Stichwort: Subsidiaritätsprüfung – kom-
men auf die Länder neue Befugnisse zu. Es ist 
doch selbstverständlich, dass wir diese Befugnis-
se in diesem Haus nur auf der Basis von ins 
Deutsche übersetzten Dokumenten wahrnehmen 
können. Das heißt, wir haben ein ureigenes Inte-
resse daran, dass die Dokumente für uns über-
setzt vorliegen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Insofern sehen wir das so und sehen das die Kol-
legen in Berlin genau so. Sie wissen, dass Bun-
destagspräsident Norbert Lammert, nachdem die 
Fortschrittsberichte für die Beitrittskandidaten 
Rumänien und Bulgarien nur noch in englischer 
Sprache verfasst worden sind, soweit gegangen 
ist, Herrn Barroso in einem Brief mitzuteilen, dass 
der Deutsche Bundestag sich nur noch mit sol-
chen Dokumenten beschäftigen werde, die in 
deutscher Sprache vorliegen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Das hat nichts mit Chauvinismus zu tun, sondern 
das hat zum einen etwas zu tun mit Respekt vor 
den 90 Millionen Einwohnern, die in Europa 
deutsch sprechen, und zum anderen auch damit 
zu tun, ob wir Respekt vor denjenigen haben, de-
nen Mitwirkungsrechte an der europäischen Poli-
tik eingeräumt sind. 

Was die Kosten angeht, meine Damen und Her-
ren, so stelle ich fest: Es gibt wenig sinnvollere 
Aufgaben der Europäischen Union, als mehr als 
90 Millionen Menschen ihre Politik in ihrer Mutter-
sprache zu erklären und verständlich zu machen. 
Dies ist eine Frage von Mitwirkung, von Teilhabe 
an der Demokratie; und deswegen ist es eine pu-
re Selbstverständlichkeit, dass diese 90 Millionen 
Menschen über die Politik der Europäischen Uni-
on angemessen informiert werden.  

Und das hat übrigens, wenn wir einmal über den 
Aspekt „Bürgerinnen und Bürger als Verbraucher“ 
hinausblicken, auch etwas mit Wirtschaftspolitik 
zu tun. Wie sollen denn Unternehmen, gerade 
kleine und mittelständische Unternehmen, über 
die Rahmenbedingungen für ihre europäischen 
Aktivitäten, zum Beispiel für Ausschreibungen, in-
formiert werden, wenn sie nicht in ihrer Mutter-
sprache vorliegen? – Ich meine, dass das eine 
Wettbewerbsverzerrung ist, die wir auch für die 
deutschen Unternehmen nicht akzeptieren kön-
nen.  

Meine Damen und Herren, schließlich werben wir 
alle bei den Bürgern dieser Europäischen Union 
massiv um eine möglichst steigende und verbes-
serte Akzeptanz der Institutionen Europas. Wie, 
wenn nicht in verständlicher Sprache, sollen wir 
die Bürger für Europa gewinnen? – Wir seitens 
der Landesregierung unterstützen den Antrag. Ich 
meine, wir werden im Hauptausschuss eine ein-
vernehmliche Befassung hinbekommen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Minister, 
es gibt eine Zwischenfrage von Herrn Kuschke. 
Darf er sie stellen? 

Andreas Krautscheid, Minister für Bundes- und 
Europaangelegenheiten: Aber gerne. 

Präsidentin Regina van Dinther: Bitte, Herr 
Kuschke. 

Wolfram Kuschke*) (SPD): Herr Minister, ich bin 
mit allem einverstanden, was dort ausgeführt ist, 
zumal ich meine, dass die Europaministerkonfe-
renz in einer fürsorglichen Art und Weise für die 
Landtage mitgesprochen hat.  

Aber sind Sie nicht auch mit mir der Auffassung, 
dass dieser Antrag noch um „endogene Faktoren“ 
ergänzt werden müsste? Wie viele deutsche Be-
dienstete gibt es in Gremien, in der Kommission 
usw.? – Das alles spielt auch eine Rolle. Ich glau-
be nämlich, dass neben den direkten Verände-
rungen, die Sie fordern, Herr Kollege Jostmeier, 
auch noch ein paar indirekte Faktoren mitent-
scheidend sind. 

Andreas Krautscheid, Minister für Bundes- und 
Europaangelegenheiten: Was die Nutzung und 
Verbreitung der deutschen Sprache bei der Arbeit 
insbesondere der Kommission angeht, stimme ich 
Ihnen zu, dass auch solche Faktoren eine Rolle 
spielen genauso wie auch umgekehrt, wie Frau 
Apel-Haefs es angesprochen hat, die Förderung 
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der Sprachkompetenz in dem Sinne, dass mehr 
Leute in den Institutionen, deren Muttersprache 
nicht Deutsch ist, die deutsche Sprache erlernen. 
Sie wissen, dass das Auswärtige Amt dafür auch 
Gelder gibt. Insofern besteht da kein Widerspruch. 
Wir können uns sicherlich gemeinsam darauf ver-
ständigen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Minister Krautscheid. – Meine Damen und 
Herren, es gibt keine weiteren Wortmeldungen. 
Damit sind wir am Schluss der Beratung dieses 
Tagesordnungspunktes.  

Wir stimmen ab. Der Ältestenrat empfiehlt die Ü-
berweisung des Antrages Drucksache 14/5352 
an den Hauptausschuss. Die abschließende Be-
ratung und Abstimmung soll dort in öffentlicher 
Sitzung erfolgen. Wer dieser Überweisungsemp-
fehlung zustimmen kann, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Wer ist dagegen? – Wer enthält 
sich? – Dann ist das einstimmig so beschlossen.  

Meine Damen und Herren, wir kommen zu: 

6 Keine Zwangsverrentung für Langzeitar-
beitslose 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 14/5343 

Die Fraktionen haben sich entgegen dem Aus-
druck in der Tagesordnung auf direkte Abstim-
mung verständigt.  

Ich eröffne die Beratung und gebe Frau Steffens 
von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen das 
Wort. 

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Es gibt im Moment 
nicht nur viele Artikel in den Zeitungen, sondern 
es finden auch zahlreiche Diskussionen darüber 
statt, was passiert, wenn am 1. Januar 2008 die 
sogenannte 58er-Regelung ausläuft, das heißt die 
Regelung, wonach Menschen, wenn sie über 58 
Jahre alt sind und Arbeitslosengeld I oder Arbeits-
losengeld II beziehen, unter erleichterten Bedin-
gungen ohne Abzüge in die Altersrente eintreten 
bzw. weiterhin dem Arbeitsmarkt zur Verfügung 
stehen können.  

Zum 1. Januar 2008 wird es also so aussehen, 
dass jeder und jede, der/die sich in Arbeitslosen-
geld II befindet, gezwungen werden kann, sich 
wegen des Vorrangprinzips der Leistungen vorzei-

tig zwangsverrenten zu lassen, und das unter 
massiven Abschlägen von ihrem zukünftigen Ren-
tenanspruch. Pro Lebensjahr, das man früher in 
Rente geht, beträgt der Abschlag 0,3 %. Das 
klingt zwar zunächst einmal nicht viel, aber es 
kann addiert bis zu 18 % Renteneinbuße bedeu-
ten. Das halten wir für absolut inakzeptabel. 

Man kann nicht auf der einen Seite sagen, es 
müssten die Arbeislosengeld-I-Bezüge verlängert 
werden und es müsse den Menschen für ein paar 
Monate eine bessere Ausgangssituation ver-
schafft werden, und gleichzeitig hingehen und sa-
gen: Ätschebätsch!, denn alle ab 58 Jahre hätten 
ein massives Problem, weil sie zwar ein paar Mo-
nate mehr Geld bekämen, aber hinterher massive 
Rentenkürzungen in Kauf nehmen müssten. Das 
ist keine Lösung für die Menschen. Wir müssen 
gerade in diesem Bereich eine Änderung vollzie-
hen.  

Der letzte Koalitionsausschuss auf Bundesebene 
hat dazu beraten, aber keine Lösung gefunden. 
Wir halten das für absolut inakzeptabel. Wir glau-
ben, dass sich gerade in dieser Frage Nordrhein-
Westfalen engagieren muss.  

Ich verstehe deswegen überhaupt nicht, dass eine 
solche Diskussion nicht an einem Tag und zu ei-
nem Zeitpunkt stattfindet, wo der Arbeits- und So-
zialminister des Landes Nordrhein-Westfalen an-
wesend sein kann.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Er verpasst nämlich keine Gelegenheit, gegen-
über den Medien zu erklären, man müsse etwas 
für die älteren Menschen tun, es würde Armut im 
Alter drohen. Deswegen müsste gehandelt wer-
den. Gleichzeitig kann er aber nicht anwesend 
sein und sitzt an diesem Wochenende auf der So-
zialministerkonferenz, wo er etwas verändern 
könnte. Die Koalitionsfraktionen setzen sich aller-
dings noch nicht einmal dafür ein, dass wir einen 
solchen Punkt in Anwesenheit des Sozialministers 
beraten.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Das ist ein Armutszeugnis für die Koalitionsfrakti-
onen und für diese Regierung. 

Wir finden, dass man dieses Problem aus zwei 
Gründen sehr intensiv beraten muss. Zum einen 
gibt es das generelle Problem der Altersarmut. 
Das verschärft sich aber noch durch ein frauenpo-
litisches Problem, nämlich dadurch, das Frauen 
sehr viel häufiger deutlich niedrigere Rentenan-
sprüche haben. Wenn bei diesen Frauen mit ihren 
extrem niedrigen Rentenansprüchen noch bis zu 
18 % Abzüge vorgenommen werden, liegen sie 



Landtag  16.11.2007 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/75 
 

 

 

8732

mit ihrem Rentenanspruch für ihre letzte Lebens-
phase in einem Einkommensbereich, von dem 
man nicht leben kann. Das heißt, dann braucht 
man ergänzende und aufstockende Leistungen. – 
Das kann so nicht angehen. 

Auch hier findet wieder eine Verschiebung der 
Leistungspflicht statt, nämlich vom Staat auf Bun-
desebene hin zur kommunalen Ebene, die dann 
über die Grundsicherung im Alter einspringen 
muss. – Das kann nicht sein und ist inakzeptabel. 
Deswegen hoffen wir, dass es hier schnell zu ei-
ner gemeinsamen Entscheidung kommt. Wir ha-
ben uns für eine direkte Abstimmung entschieden, 
weil wir diese Entscheidung ganz schnell und 
dringend brauchen. Es ist ganz dringend, dass 
Nordrhein-Westfalen in der nächsten Bundesrats-
sitzung aktiv wird. Deswegen bitten wir Sie heute 
hierzu um Zustimmung. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Steffens. – Für die CDU-Fraktion spricht nun 
der Abgeordnete Post. 

Norbert Post*) (CDU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Frau Steffens, ich will vor-
ausschicken, dass wir Ihren Antrag nicht werden 
mittragen können, weil er zu weit geht. 

Natürlich müssen Personen, die Anspruch auf ei-
ne Altersrente haben, nicht Arbeitslosengeld II 
bekommen. Das führt dazu, dass Bezieher von 
ALG II von den Arbeitsagenturen beim Erreichen 
der Altersgrenze und bei Erfüllung der jeweiligen 
Voraussetzungen für die Rente zur Beantragung 
einer Altersrente – auch mit Abschlägen – aufge-
fordert werden. Die Rente ist vorrangig in An-
spruch zu nehmen. Das steht so grundsätzlich im 
Gesetz.  

Für eine Übergangszeit gibt es eine bis zum 
31. Dezember geltende Ausnahmeregelung zu 
dieser Vorgehensweise. Danach können die Ar-
beitsagenturen Bezieher von ALG II nur dann da-
zu auffordern, eine Altersrente zu beantragen, 
wenn diese abschlagsfrei zu zahlen ist.  

Die 58er-Regelung birgt die Gefahr, dass Firmen 
diese Regelung missbräuchlich nutzen und früh-
zeitig Menschen in den Ruhestand schicken mit 
der Bemerkung, sie könnten sich ja an anderer 
Stelle bedienen. Das kann nicht sein.  

Ihre Forderung, dass ausgeschlossen werden 
muss, dass Arbeitssuchende vor Erreichen der 
Altersgrenze in Rente geschickt werden, kann 
auch nicht aufgenommen werden, weil diese For-

derung viel zu weit geht. Die Behauptung und 
scheinbare Feststellung in Ihrem Antrag, es sei 
eine schwere Benachteiligung, trifft so nicht zu. 
Die Altersrente, selbst mit Abschlägen, dürfte in 
der Regel höher sein als das Arbeitslosengeld II. 

Der Grundsatz im SGB II, nach dem eigene Mittel – 
dazu gehört die Altersvorsorge – eingesetzt wer-
den müssen, gilt. In diesen Fällen, also in der Re-
gel, dürften die Betroffenen ein großes Interesse 
daran haben, anstelle des ALG II – wenn auch 
durch früheren Renteneintritt reduziert – Rente in 
Anspruch zu nehmen, also selbst zu entscheiden. 
Von Zwangsverrentung kann nur in sehr wenigen 
Fällen ausgegangen werden. Ihre absolute Darstel-
lung ist also so zu revidieren. 

Allerdings: Ich halte viel von der eigenen Entschei-
dung der Betroffenen. Das gilt hier für viele Men-
schen, die es leid sind, ihr ganzes Vermögen – so 
bei Inanspruchnahme von Leistungen nach dem 
SGB II – offenlegen zu müssen. Ich glaube, das ist 
uns klar. 

Dazu kommt, dass es sich im Gesetz noch um ei-
ne Kann-Regelung handelt. Die Arbeitsgemein-
schaften könnten, wenn der Bundesgesetzgeber 
sie mit Handlungsmaximen versehen würde, im 
Ermessen entscheiden. Das sollten wir unterstüt-
zen. 

Der Vorschlag also, dass diese Personen nicht 
gegen ihren Willen von der Agentur für Arbeit in 
Altersrente geschickt werden können, ist erwä-
genswert. Eine Verschiebung, durch Rentenab-
schläge unter die SGB XII-Grenze zu rutschen, 
muss verhindert werden. Das werden uns auch 
die Kommunen sicherlich ins Stammbuch schrei-
ben. Das ist eine eindeutige Sache. 

Wenn also die 58er-Regelung ersatzlos aufgeho-
ben würde, würde der mit 60 Jahren in Rente Ge-
schickte natürlich bis zu 18 % verlieren. Dies wird 
zum Problem, wenn die Rente dadurch in die Nä-
he des SGB XII- bzw. SGB II-Satzes sinken wür-
de. Ein anderes Problem ist es aber auch, von 
SGB II-Sätzen zu leben und damit verbunden 
dauernd die Eigentumsverhältnisse offenlegen zu 
müssen. 

Wichtig wäre das, was ich eben gesagt habe: ein 
richtiges Ermessen der Arbeitsagenturen bzw. der 
Arbeitsgemeinschaften voraussetzend ein Ab-
standsgebot zur Grundsicherung und zu einer 
Feststellung der Nichtvermittelbarkeit. Dann wür-
den wir Altersarmut sicherlich verhindern können. 

Ich hoffe, dass die Koalition in Berlin in diesem 
Sinne entscheiden wird. – Danke schön. 

(Beifall von der CDU) 
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Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Post. – Das Wort hat nun Herr Schmeltzer 
für die SPD-Fraktion. 

(Günter Garbrecht [SPD]: Mit dem, was er 
gesagt hat, müsste er dem Antrag doch ei-
gentlich zustimmen!) 

Rainer Schmeltzer*) (SPD): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Bei der Rede 
des Kollegen Post hatte ich schon das Gefühl, 
dass er an der einen oder anderen Stelle nicht zu 
dem Antrag gesprochen hat, sondern doch eini-
ges vermengt hat. Das zeigt vielleicht, dass das 
seine einzige Begründung dafür war, dass die 
CDU den Antrag ablehnen will. 

Um es gleich vorwegzunehmen: Es bräuchte ei-
gentlich keine Beratung über diesen Antrag am 
heutigen 16. November 2007, wenn sich die Uni-
onsvertreter im Koalitionsausschuss auf Bundes-
ebene diesem Thema nicht gänzlich verschlossen 
hätten. 

Frühverrentung, wie sie droht, wie es Kollegin 
Steffens richtig dargelegt hat, ist für Sozialdemo-
kraten keine Option. Wir brauchen jetzt und nicht 
vor Auslaufen der derzeitigen Regelung zum Jah-
resende verlässliche Regeln für den Übergang 
von Arbeit in Rente bzw. in diesem speziellen Fall 
für den Übergang von Langzeitarbeitslosigkeit in 
Rente. 

Das Thema ist nicht erst seit Vorliegen dieses An-
trags bekannt. Seit geraumer Zeit wird in Berlin 
daran gearbeitet, dass derjenige, der arbeiten 
kann und will, nicht willkürlich und mit erheblichen 
Abschlägen in Rente geschickt werden darf. Es 
darf keinen rechtlich vorgegebenen Rahmen dafür 
geben, dass jemand ab einem bestimmten Alter in 
eine Rente mit Abschlägen gehen muss. Es kann 
und darf nicht wahr sein, dass im vergangenen 
Koalitionsausschuss eine Einigung zu einem vor-
liegenden Vorschlag nicht zustande gekommen 
ist. 

Die SPD hat sich deutlich gegen diese Art der 
Frühverrentung nach Auslaufen der 58er-
Regelung ausgesprochen. Der Bundesarbeitsmi-
nister hat hierzu auch einen guten, einen tragba-
ren Vorschlag unterbreitet. 

(Zuruf von Minister Andreas Krautscheid) 

– Der Bundesarbeitsminister, Herr Minister. Das 
ist Franz Müntefering. Sie als Landesminister soll-
ten eigentlich wissen, wer auf Bundesebene re-
giert. Vielleicht ein bisschen Nachhilfe an dieser 
Stelle. 

Es muss möglich sein, dass Ältere besonders in-
tensiv gefördert werden. Keine Vermittlungsbe-
mühung darf gescheut werden, um ältere Arbeits-
lose wieder in Arbeit zu bringen. Dafür hat der 
Bund die ersten Weichen bereits gestellt. Wir So-
zialdemokraten wollen, dass ältere Arbeitslose 
noch stärker gefördert werden. 

Ich empfehle den Kolleginnen und Kollegen der 
Koalitionsfraktionen insbesondere einen Blick in 
den Beschluss „Gute Arbeit“ von unserem Bun-
desparteitag in Hamburg. 

(Christof Rasche [FDP]: Oh Gott!) 

– Da können Sie etwas lernen, Herr Rasche. 
Wenn ich die Äußerungen des Landesarbeitsmi-
nisters – das ist Herr Laumann, Herr Minister 
Krautscheid – zur Entwicklung der Arbeitslosigkeit 
Älterer in den letzten Wochen richtig interpretiere, 
dann will er den Fokus stärker auf diese Zielgrup-
pe gerichtet wissen. Aber Herr Laumann müsste 
damit langsam in Nordrhein-Westfalen anfangen, 
und er müsste langsam seine Initiative stoppen, 
nämlich die Kürzungsarie bei dem Einsatz von 
ESF-Mitteln zur Bekämpfung der Langzeitarbeits-
losigkeit. 

Aber zurück zur Rente! Wer nur wenige Monate 
vor Auslaufen der ALG-II-Bezüge steht, darf nicht 
Opfer der späteren Geburt werden und mit Ab-
schlägen in Rente geschickt werden. Der Deut-
sche Gewerkschaftsbund und der Sozialverband 
Deutschland erklärten einvernehmlich, dass die 
vorliegenden Signale der SDP für eine umfassen-
de Lösung zur Einigung im Koalitionsausschuss 
zu begrüßen seien. Dies ist ein deutliches Signal, 
dass dem drohenden Prinzip der Frühverrentung 
mit Abschlägen wirksam gegengesteuert werden 
soll. 

Wie gestern in der „Bild“ vom VdK-Präsidenten 
Hirrlinger zu lesen war – ich zitiere –: 

„Diese schreiende Ungerechtigkeit muss ge-
stoppt werden. Vielen unschuldig Langzeitar-
beitslosen droht sonst Rente nahe der Armuts-
grenze.“ 

Herr Post, wenn Sie sagen, es ist erwägenswert, 
über dieses „gegen den Willen von ALG-II-
Empfängern“ zu reden: Das ist nicht nur erwä-
genswert, sondern – und genau das ist der Inhalt 
dieses Antrages – 

(Zuruf von Norbert Post [CDU]) 

Sie müssten auch handeln. 

(Beifall von der SPD) 



Landtag  16.11.2007 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/75 
 

 

 

8734

Aber wo, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist jetzt 
das soziale Gewissen aus der NRW-CDU? – Herr 
Laumann, der Minister, hat hier im Hause mit uns 
den Armuts- und Reichtumsbericht diskutiert. In 
den „Westfälischen Nachrichten“ am 31. August 
war von ihm zu lesen – ich zitiere –: 

Die Sicherung einer guten Rente, die vor Al-
tersarmut schützt, sei ein weiteres Ziel seiner 
Politik, machte der Riesenbecker deutlich.  

Ja, dann muss er auch entsprechend handeln. 
Denn hier geht es genau darum, eine sichere 
Rente einzuführen, die vor Altersarmut schützt.  

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Kollege, 
erlauben Sie eine Zwischenfrage von Herrn Post?  

Rainer Schmeltzer*) (SPD): Nein, jetzt nicht.  

Präsidentin Regina van Dinther: Jetzt nicht.  

Rainer Schmeltzer*) (SPD): Ist es gerade an die-
sem Minister, dieser Ungerechtigkeit, die droht, 
jetzt entgegenzuwirken, indem er seinen Einfluss 
in den CDU-Kreisen in Berlin wahrnimmt? Wenn 
sein Herz wirklich in Berlin sein soll, dann muss er 
es in die Hand nehmen und seinen Sozialpoliti-
kern auf Bundesebene den richtigen Weg weisen.  

Es liegt eindeutig am stellvertretenden Bundes-
vorsitzenden der CDU, an unserem Ministerpräsi-
denten, endlich darauf hinzuwirken, dass die CDU 
nicht mehr sprachlos im Koalitionsausschuss ist. 
Oder ist etwa der SPD-Vorschlag so nah bei den 
Menschen, dass er erahnen kann, keine Über-
schrift mehr zu erhaschen?  

Ich möchte noch einmal darauf aufmerksam ma-
chen, warum es vielleicht auch sein könnte, dass 
man sich diesem Thema der Frühverrentung nicht 
stellt. Heute lesen wir in der Zeitung, wie die nord-
rhein-westfälische Landesregierung mit diesem 
Thema umgeht. Da werden Angebote für Früh-
pensionierungen, Abfindungen oder Teilzeitarbeit 
unterbreitet. Da gibt es Abfindungen für Angestell-
te pro Jahr im Amt von 75 % eines Monatsgehal-
tes. Da erhalten Bedienstete drei Monate volle 
Bezüge, drei Jahre ein Ruhegeld von 72 %. Das 
kann natürlich auch ein Grund sein, warum man 
sich dem verwehrt.  

(Vorsitz: Vizepräsident Edgar Moron) 

Wir wollen ganz klar kein Frühverrentungspro-
gramm dieser Art. Die CDU muss endlich klären, 
welche Lösung sie im Sinne der Menschen bereit 
ist mitzutragen. Dazu haben der Ministerpräsident 
und stellvertretende CDU-Bundesvorsitzende, a-

ber auch der CDA-Bundesvorsitzende die Mög-
lichkeit. Wenn Ihnen das Soziale in all Ihren Re-
den ernst ist, dann müssen Sie jetzt endlich han-
deln. Stimmen Sie dem Antrag zu! 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Kolle-
ge Schmeltzer. – Für die FDP-Fraktion spricht der 
Kollege Dr. Orth.  

Dr. Robert Orth (FDP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! In Vertretung des erkrankten Stefan Rom-
berg erlaube ich mir, für die FDP-Fraktion zu 
sprechen.  

An die Adresse der Grünen gerichtet, möchte ich 
sagen: In der Analyse der Ausgangslage stimmen 
wir weitgehend überein. Das gilt jedoch nicht für 
die Problemlösung, denn die Grünen konzentrie-
ren sich darauf, auf die negativen Folgen des 
Nachrangigkeitsprinzips für SGB-II-Leistungen 
gegenüber den Leistungen anderer Sozialgesetz-
bücher hinzuweisen.  

Nach Auffassung der Liberalen hat die 58er-
Regelung seit ihrer Einführung einer verhängnis-
vollen Frühverrentungspraxis in den Betrieben 
Vorschub geleistet. Die dramatischen Konse-
quenzen angesichts der demografischen Entwick-
lung wurden seinerzeit erfolgreich verdrängt und 
rücken erst jetzt ins Bewusstsein. Man kommt 
nicht um die Feststellung herum, dass der Aus-
schluss von älteren Mitarbeitern durch die Rege-
lung systematisch befördert wurde – mit allen so-
zialen und finanziellen Folgen für die Betroffenen. 
Gesellschaftliche Teilhabe sieht jedenfalls nach 
der Vorstellung der FDP anders aus.  

Das Erfahrungswissen dieser Beschäftigten hielt 
man zudem sträflicherweise für verzichtbar, was 
sicher als eine der zentralen Ursachen für schon 
jetzt spürbare Probleme des Fachkräftemangels 
in einigen Branchen gelten kann. Offenbar war 
man lange Zeit der Auffassung, dass man ältere 
Beschäftigte zurück aufs Altenteil schicken könne, 
weil preiswerte und lernwillige Nachwuchskräfte in 
unbegrenzter Zahl zur Verfügung stünden. All-
mählich setzt sich die Erkenntnis durch, dass 
auch dies ein großer Irrtum war. Die quantitative 
Verfügbarkeit junger und vor allem gut ausgebil-
deter Fachkräfte wurde ebenso überschätzt, wie 
das qualitative Potenzial älterer Mitarbeiter unter-
schätzt wurde.  

Wir fordern daher, den Versicherten in der Ren-
tenversicherung die Möglichkeit zu eröffnen, ab 
dem Ende des 60. Lebensjahres den Zeitpunkt 
ihres Renteneintritts selbst bestimmen zu können, 
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wenn die Summe ihrer gesetzlichen, betrieblichen 
und privaten Altersversorgungsansprüche ab dem 
Zeitpunkt des Renteneintritts über dem Grundsi-
cherungsniveau liegt.  

Des Weiteren fordern wir, die Grenzen für Hinzu-
verdienst neben dem Rentenbezug ab 60 Jahren 
aufzuheben.  

Zudem fordern wir, sicherzustellen, dass nicht gel-
tend gemachte gesetzliche Rentenansprüche bei 
der Ermittlung der Bedürftigkeit nach SGB II be-
rücksichtigt werden und damit keine Zwangsver-
rentung stattfindet.  

Schließlich fordern wir, sicherzustellen, dass bei 
der Ermittlung der Bedürftigkeit für die Grundsi-
cherung im Alter nach SGB XII die gesetzlichen 
Rentenansprüche berücksichtigt werden. – Herzli-
chen Dank, meine Damen und Herren.  

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Dr. Orth. – Meine Damen und Herren, jetzt spricht 
in Vertretung für Herrn Minister Laumann Frau 
Ministerin Müller-Piepenkötter.  

Roswitha Müller-Piepenkötter, Justizministerin: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren Abgeordneten! Die von den Grünen ange-
regten Änderungen sind Gegenstand von bun-
desgesetzlichen Regelungen und liegen im Zu-
ständigkeitsbereich des Bundesministeriums für 
Arbeit und Soziales.  

Die einschlägigen Paragrafen des SGB II und des 
SGB III bestimmen, dass bis zum 31. Dezember 
2007 erwerbsfähige Hilfebedürftige ab dem Alter 
von 58 Jahren Arbeitslosengeld II unter erleichter-
ten Bedingungen beziehen können. Diese Perso-
nen erhalten Leistungen der Grundsicherung für 
Arbeitssuchende, ohne dem Arbeitsmarkt für 
Vermittlungsbemühungen und für Eingliede-
rungsmaßnahmen zur Verfügung stehen zu müs-
sen.  

Am 1. Januar 2008 entfällt diese Regelung, wobei 
ein Bestandsschutz für bisherige Fälle der Inan-
spruchnahme der Regelung gesetzlich gegeben 
ist.  

Durch das Fünfte Gesetz zur Änderung des 
SGB III und anderer Gesetze vom 22. Dezember 
2005 wurde die ursprüngliche Befristung der Re-
gelung bis 31. Dezember 2005 bis zum 31. De-
zember 2007 verlängert. Die Landesregierung 
hatte sich im Rahmen eines Bundesratsantrags 
gegen die Verlängerung der sogenannten 58er-
Regelung ausgesprochen, da mit der Verlänge-

rung bestehende Anreize für eine Frühverrentung 
nicht beseitigt werden.  

Meine Damen und Herren, um es deutlich zu sa-
gen: Mit dem Wegfall der 58er-Regelung wird die 
Rechtslage hergestellt, die ursprünglich mit Zu-
stimmung von Bündnis 90/Die Grünen bei der Zu-
sammenlegung der Arbeitslosen- und Sozialhilfe 
intendiert war. Ich denke, es ist richtig, dass die 
58er-Regelung ersatzlos wegfällt.  

Mit dem Auslaufen der 58er-Regelung werden äl-
tere erwerbsfähige Personen verpflichtet, einen 
Rentenantrag zu stellen, auch wenn der frühzeiti-
ge Ruhestand mit Abschlägen verbunden ist. Das 
entspricht dem Grundsatz, dass Fürsorgeleistun-
gen nach dem SGB II und dem früheren Bundes-
sozialhilfegesetz, dem jetzigen SGB VII, nachran-
gig erbracht werden. Das bedeutet auch, dass 
nach der Systematik der sozialen Sicherung steu-
erfinanzierte Fürsorgeleistungen nachrangig ge-
genüber beitragsfinanzierten Sozialleistungen wie 
zum Beispiel der gesetzlichen Rentenversiche-
rung sind.  

Auch vor dem Hintergrund des demografischen 
Wandels kann Deutschland es sich nicht leisten, 
Anreize dafür zu setzen, dass ältere Arbeitnehmer 
von den Unternehmen ausgesteuert werden, um 
neben einer Abfindung über Leistungen des Ar-
beitslosengeldes nach dem SGB III und dem Ar-
beitslosengeld II bequem in den Ruhestand zu 
wechseln.  

Meine Damen und Herren, der Begriff Zwangsren-
te ist in dem hier zu diskutierenden Zusammen-
hang fehl am Platz. Es geht allein um Fragen der 
Subsidiarität und der Bedürftigkeit. Soweit die 
Voraussetzungen des § 16 SGB III erfüllt sind, 
können sich im Übrigen auch Menschen im Ren-
tenbezug bei der Bundesagentur für Arbeit bera-
ten und vermitteln lassen, wenn sie eine versiche-
rungspflichtige Beschäftigung suchen. 

Meine Damen und Herren, wie Sie sehen, sind die 
wirklichen Umstände des Wegfalls der 58er-
Regelung keinesfalls so, dass sie mit dem Begriff 
Zwangsverrentung betitelt werden könnten. Wir 
erleben hier eine Panikmache gegenüber den 
Bürgerinnen und Bürgern, die sachlich nicht ge-
rechtfertigt ist. – Herzlichen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen möchte Frau Steffens noch einmal reden. 
Aber die Redezeit ist kurz.  
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Barbara Steffens*) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte nur noch 
zwei Sätze zu dem sagen, was gerade vonseiten 
der Ministerin anstelle von Herrn Laumann vorge-
tragen worden ist. Man kann doch nicht die Früh-
verrentung eindämmen und abschaffen wollen 
und gleichzeitig die Menschen, die noch arbeiten 
wollen – 58-, 59-, 60-Jährige –, vom Arbeitsmarkt 
nehmen und ihnen sagen, dass sie keine Vermitt-
lungsoptionen mehr haben. Sie dürfen nicht mehr 
vermittelt, sie müssen frühverrentet werden. Das 
heißt, sie müssen die Rente in Anspruch nehmen 
und dürfen nicht mehr in den Arbeitsmarkt integ-
riert werden. Das ist Ihre Politik! 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das beantragt Nordrhein-Westfalen auch noch im 
Bundesrat, während sich der Minister hier gleich-
zeitig so aufführt, als wäre er der Retter der älte-
ren Menschen am Arbeitsmarkt! Das finde ich so 
was von unglaublich! 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Sie werden diesen Antrag zwar ablehnen, wie wir 
gerade gehört haben, aber das Thema ist damit 
nicht vom Tisch. Gerade wegen der Begründung, 
die von Ihnen vorgetragen wurde, muss es ein 
weiteres Antragsverfahren geben, werden wir uns 
weiterhin damit beschäftigen müssen, denn das 
ist unglaublich. 

(Lebhafter Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Steffens. – Die Beratung ist beendet. 

Meine Damen und Herren, die Fraktionen haben 
sich entgegen dem Ausdruck in der Tagesord-
nung darauf verständigt, den Antrag direkt abzu-
stimmen. Wir kommen also zur Abstimmung über 
den Inhalt des Antrages Drucksache 14/5343. 
Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind die antragstellende 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und die SPD-
Fraktion. Wer ist dagegen? – Das sind die Koaliti-
onsfraktionen von CDU und FDP. Gibt es Enthal-
tungen? – Das ist nicht der Fall. Dann ist dieser 
Antrag mit der Mehrheit der Stimmen des Hauses 
abgelehnt. 

Wir kommen zu: 

7 Aus den Sturmschäden lernen – Nutzung 
des Niederwaldes ökonomisch und ökolo-
gisch stärken 

Antrag 
der Fraktion der SPD  
Drucksache 14/4345 

Beschlussempfehlung und Bericht  
des Ausschusses  
für Umwelt und Naturschutz,  
Landwirtschaft und Verbraucherschutz  
Drucksache 14/5371 

In Verbindung mit: 

Naturnahe Wälder statt Holzplantagen – 
Chancen für Natur und Klimaschutz nutzen  

Antrag  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/5342 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die SPD-
Fraktion dem Kollegen Karthaus das Wort. 

Dr. Gero Karthaus (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Die durch den Orkan „Kyrill“ verursachten ka-
tastrophalen Waldschäden kennen wir alle. Wir 
haben deshalb zur Kenntnis zu nehmen: Der bis-
herige sogenannte forstwirtschaftliche Wald hat 
ausgedient. 

(Zuruf von der CDU: Ach nee!) 

– Ja, er hat kaum noch Chancen, da wegen des 
Klimawandels zukünftig verstärkt von Sturmereig-
nissen auszugehen ist. Das ist sicherlich kein Ge-
heimnis. Klar ist ebenso, dass flachwurzelnde, 
hochwachsende Fichten auf Dauer keine Chance 
mehr haben, aber auch, dass zunehmend altholz-
reiche Laubwaldbestände von Sturmereignissen 
betroffen sind. Daher ist es zwingend notwendig, 
meine Damen und Herren, über alternative Wald-
formen nachzudenken, zu überlegen, wie wir auf 
Dauer neben ökologischen Gesichtspunkten auch 
ökonomisch von unseren Wäldern profitieren kön-
nen. 

Ganz kurz möchte ich den Antrag „Naturnahe 
Wälder statt Holzplantagen“ der Grünen streifen. 
Aus unserer Sicht sind nicht die Douglasien das 
Hauptproblem, da die Förderung an den Laub-
wald gekoppelt ist. Aus unserer Sicht ist die 
schwer getroffene Forstverwaltung das Problem, 
die mit immer weniger Mitarbeitern nach „Kyrill“ 
das alles leisten soll. Hier liegen die hausgemach-
ten Probleme des Ministeriums, die Verantwort-
lichkeit. Das muss man dabei berücksichtigen. Es 
geht nicht nur um Inhalte, sondern auch um die 
Struktur. 
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Aber zurück zum Niederwald. Sie wissen, dass 
dieser aus bäuerlicher Nutzung entstanden ist 
nach dem Motto: viel Holz in kurzer Zeit. Wir 
brauchen dazu leistungsfähige, ausschlagsfähige 
Baumarten wie die Hainbuche oder die Eiche. Alle 
15 bis 25 Jahre wurde hier genutzt. So ist die 
Nutzung über Jahrhunderte gewesen, früher nicht 
immer unter nachhaltigen Gesichtspunkten. Wenn 
man das auf heute überträgt, erkennt man ver-
schiedene Eigenschaften, die sehr wertvoll sind: 
Dieser Wald ist sturmfest, dieser Wald ist kultur-
historisch interessant, er hat einen hohen Natur-
schutzwert, und er erlangt ökonomisch inzwischen 
eine vollkommen neue Bedeutung. 

Die „Allgemeine Forstzeitschrift“ – die wirklich 
nicht verdächtig ist, ein reines Umweltblättchen zu 
sein – führt aus, dass im Holz eines Niederwald-
bestandes von 1 ha Größe 61.000 l Heizöl als 
Energieäquivalent stehen. Meine Damen und Her-
ren, das sind zwei volle Tanklastzüge, die 
25 Einfamilienhäuser ein Jahr lang mit Heizöl ver-
sorgen könnten. Ich führe weiter aus, was die 
„Allgemeine Forstzeitschrift“ hierzu schreibt: 

„Durch den Niederwald lässt sich eine gute 
Wertschöpfung in optimaler Weise mit land-
schaftsgestalterischen und naturschützerischen 
Aspekten verbinden.“ 

Auch die Landesregierung führt in ihren Empfeh-
lungen für die Wiederbewaldung der Orkanflächen 
NRW – im Juni 2007 erst vorgelegt – aus und 
bestätigt, dass eine erhöhte wirtschaftliche Attrak-
tivität für die Ernte von Forstbiomasse gilt, wenn 
Baumarten gewählt werden, die durch genügende 
Substanzproduktion in den ersten beiden Lebens-
jahrzehnten gekennzeichnet sind. 

Meine Damen und Herren, dafür steht der Nie-
derwald. Er ist eine Chance für zahlreiche Klein-
waldbesitzer – allein in meinem Heimatkreis, im 
Oberbergischen Kreis, sind es 19.000 – und ge-
rade für schwierige Lagen, wo keine Weichholz-
plantagen möglich sind, die maschinell beerntbar 
sind. Niederwald ist eben eine Form des Energie-
holzanbaus. 

Bei der Diskussion im Umweltausschuss hat man 
gemerkt, wie händeringend nach Argumenten ge-
sucht wurde, die diesem Antrag fachlich entge-
genzusetzen seien. Daher noch mal zwei, drei 
Aspekte:  

Das LANUV selbst hat ausgeführt: Die Nährstoff-
bilanzverhältnisse sind überraschend gut im Nie-
derwald.  

Im Unterschied zur Standardaufforstung geht es 
nicht nur darum, einfach Bäume einzusetzen wie 

bei einer normalen Laubholzaufforstung, sondern 
auch darum, die Ausschlagsfähigkeit der Gehölze 
zu berücksichtigen.  

Selbstverständlich soll es den Waldbesitzern ü-
berlassen bleiben, wie sie sich entscheiden. Wir 
möchten ihnen nur eine zusätzliche Alternative 
bieten. 

Und, meine Damen und Herren von der Regie-
rungskoalition, es ist kein neues Förderprogramm 
notwendig. Wir brauchen eigentlich nur wenige 
textliche Ergänzungen. Förderung heißt bei-
spielsweise auch Beratungen für Flächen, die sich 
wirklich dafür eignen. 

Dieser Antrag stellt fachliche Gesichtspunkte, 
Chancen und Vorteile für Wald, Waldbesitzer und 
Natur gleichermaßen in den Vordergrund – weitab 
jeglicher Ideologie. Dieser Antrag wird von Förs-
tern, Waldbesitzern und aus dem Naturschutz 
sehr positiv begleitet.  

(Das Ende der Redezeit wird signalisiert.) 

Sie brauchen gar nicht über Ihren Schatten zu 
springen. Sie brauchen nur zu zeigen, meine Da-
men und Herren von der Regierungskoalition, 
dass Sie gute, fachlich fundierte Initiativen, die ei-
ne Chance darstellen, … 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Kollege, Ihre 
Redezeit ist beendet. 

Dr. Gero Karthaus (SPD): … auch wenn sie von 
der SPD kommen, im Interesse unseres Landes 
unterstützen. – Danke schön. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Karthaus. – Meine Damen und Herren, 
damit sich niemand wundert, ich werde etwas 
stärker auf die Einhaltung der Redezeiten achten; 
denn der Tag ist lang genug. – Herr Remmel, Sie 
haben das Wort für die Grünen. Bitte schön. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich wer-
de versuchen, die präsidialen Anforderungen ü-
berzuerfüllen. 

Vizepräsident Edgar Moron: Sonst werde ich 
Ihnen helfen. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Darauf freue ich 
mich immer. – Wir beraten heute zwei Anträge un-
ter einem Tagesordnungspunkt. Ein Antrag ist 
schon im Ausschuss beraten worden: die Forde-
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rung der SPD-Fraktion, die Niederwaldwirtschaft 
zu fördern. Ich habe dazu schon im Ausschuss 
gesprochen und will es heute gerne noch einmal 
tun.  

Ich komme aus einer Region, einem Kreis, in der 
die sogenannte Haubergswirtschaft schon jahr-
hundertelang Tradition ist. Deshalb unterstütze ich 
diesen Antrag selbstverständlich. Ich möchte aber 
noch einmal darauf hinweisen, dass ich als das 
Hauptproblem nicht Niederwaldwirtschaft als sol-
che und deren Förderung sehe, sondern die Fra-
ge der Logistik bei der anschließend notwendigen 
Platzierung des Niederwaldes bei den Kundinnen 
und Kunden. Denn dafür wird man andere techni-
sche Geräte brauchen und Logistik neu entwi-
ckeln müssen, wenn man das in größerem Stil 
betreiben will. Aufgrund der Erfahrungen aus vor-
handenen Modellprojekten glaube ich, dass das 
nicht ohne staatliche Unterstützung gehen wird. 
Aber es ist ein Aspekt, der im Gesamttableau der 
Biomasseförderung sicherlich eine Rolle spielen 
kann. 

Nun zu dem von meiner Fraktion vorgelegten An-
trag zum Thema „Naturnahe Wälder statt Holz-
plantagen“. Dieser Antrag ist deshalb notwendig, 
weil wir in den Bemühungen der Landeregierung 
und in den vorgelegten Konzepten eine Tendenz 
zur Fehlentwicklung sehen. In einigen Bereichen, 
in denen wiederaufgeforstet wird, werden die Feh-
ler wiederholt, die dazu geführt haben, dass be-
stimmte Gebiete und Bereiche besonders vom 
Sturm „Kyrill“ betroffen worden sind. Statt in das 
Waldkonzept 2000 zu investieren, dies fortzuset-
zen und auszubauen, werden an vielen Stellen 
doch wieder Monokulturen aufgeforstet, diesmal 
nicht mit der Fichte – teilweise sogar wieder mit 
der Fichte! –, sondern ein neuer „Brotbaum“ hält 
Einzug: die Douglasie.  

Grundsätzlich ist nichts gegen diesen Baum zu 
sagen. Nicht das Argument, dass diese Baumart 
aus Nordamerika kommt, ist schlagend, sondern 
das Argument, dass man den Fehler „Monokultur“ 
nicht durch den neuen Fehler „Monokultur Doug-
lasie“ ersetzen soll. Denn jede Monokultur – das 
haben wir bei der Fichte kennengelernt – zieht 
bestimmte Schädlinge nach sich. Bei der Fichte 
ist es der Borkenkäfer. Bei der Douglasie werden 
es andere Schädlinge sein, wenn dieser Baum 
denn in Monokultur angepflanzt wird. 

Leider – deshalb müssen wir es hier diskutieren – 
geben die Förderprogramme der Landesregierung 
und die entsprechende Erlasslage den Raum für 
solche Aufforstungen. Herr Karthaus, die Förder-
bestimmungen enthalten keine Bindung, die Emp-
fehlungen der Landesregierung tatsächlich zu be-

achten. Man kann sich auch für einen anderen 
Weg entscheiden. Wir möchten, dass es eine 
Bindung gibt. 

Zum Zweiten sehen wir einen Punkt unseres An-
trags als Möglichkeit und Chance, nach „Kyrill“ ei-
nen anderen Weg zu gehen und zu sagen: Da 
uns der Sturm gezeigt hat, dass bestimmte Flä-
chen nicht für Waldwirtschaft geeignet sind, über-
lassen wir diese Flächen der natürlichen Sukzes-
sion. Die konkrete Forderung lautet, 10 % der von 
„Kyrill“ betroffenen Flächen sich selbst zu über-
lassen. Einige Kommunen gehen den Weg schon. 
Das Land sollte dem nachfolgen. Das könnte ein 
Baustein in einem Biodiversitätskonzept Nord-
rhein-Westfalen sein, wie wir es von der Landes-
regierung ja einfordern. Das sind Waldflächen, die 
dazu geeignet sind, in dem Konzept als Trittstufen 
für Arten, die vielleicht bedroht sind, zu dienen 
und Räume für sie zu schaffen. 

Herr Präsident, da der Antrag im Ausschuss noch 
ausführlich fachlich beraten wird, bin ich noch un-
ter meiner verfügbaren Redezeit geblieben. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Sehr lobenswert! 
Herzlichen Dank, verehrter Kollege. So ein Lob 
bekommt nicht jeder, sondern nur der, der diesen 
Rahmen einhält. – Herr Pick, Sie haben jetzt eine 
Chance. Bitte nutzen Sie sie. Sie sprechen für die 
CDU-Fraktion. 

Clemens Pick*) (CDU): Herr Präsident! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Über den Antrag der 
SPD-Fraktion zur Nutzung des Niederwaldes ha-
ben wir im Ausschuss ausführlich diskutiert. Das 
Ergebnis war, dass Niederwälder Tradition haben. 
Es hat sie aus unterschiedlichen Gründen immer 
gegeben: in Form von Hauwäldern, Hutewäldern, 
Lohwäldern – bekannte Begriffe –, die sich heute 
zu Energiewäldern entwickelt haben. Die ur-
sprüngliche Nutzung war eine andere.  

Zum Antrag insgesamt – ich mache es kurz, Herr 
Präsident –: Die erste Seite Ihres Antrages ist Ly-
rik. Das, was Sie hier vorgetragen haben, Herr 
Dr. Karthaus, waren weitgehend Worthülsen. Das 
Ganze ist nämlich relativ substanzlos. Die Forde-
rungen, die Sie hier vorgetragen haben, sind 
forstpolitisch selbstverständlich; denn Hauwälder 
sind heute überall vorhanden und werden dort, wo 
sie wirtschaftlich sind, auch in Zukunft weiter be-
trieben werden. 

Die konkreten Forderungen, die Sie in Ihrem An-
trag an die Landesregierung richten, sind absolut 
substanzlos. 
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Erstens. Der Landtag muss nicht beschließen, 
dass in Mittelgebirgslagen die Chance zur Anle-
gung von Hauwäldern erkannt wird. Das kann 
man den Betroffenen sagen. Wenn sie es als rich-
tig erkennen, dann tun sie es – auch ohne einen 
Beschluss des Landtags. 

Zweitens. Wir sind dagegen, das Ganze in För-
derprogramme aufzunehmen. Es gibt auch ande-
re Möglichkeiten, Energieholz anzubauen, die wir 
nicht fördern und die wesentlich intensiver sind. 

Drittens. Sie fordern die Zusammenarbeit mit 
Forstämtern und Biologischen Stationen zur Wei-
tergabe von Informationen an die Waldbesitzer. 
Diese Informationen geben die Forstämter und 
Biologischen Stationen den Waldbesitzern ohne-
hin, ob wir das hier im Landtag beschließen oder 
nicht. 

Insofern ist dieser Antrag für eine Presseerklärung 
geeignet – mehr nicht. Er ist absolut substanzlos 
und daher abzulehnen. 

Was den Antrag von Bündnis 90/Die Grünen an-
geht, ist Folgendes festzustellen: Hier ist noch 
einmal die große Tüte bunte Forst- und Waldwirt-
schaft aufgenommen worden. In diesem Antrag 
wird zu allem noch einmal etwas gesagt. 

Es geht schon damit los – das kann natürlich auch 
gewollt sein –, dass man eine ganz andere Forst- 
und Waldpolitik machen will. Herr Remmel, in der 
Überschrift schreiben Sie: „Naturnahe Wälder 
statt Holzplantagen“. – Wollen Sie nun Wälder, 
oder wollen Sie Forst? Bei Forst handelt es sich 
um von Menschen unnatürlich angelegte und be-
wirtschaftete Flächen. Wälder sind natürlich ge-
wachsene Flächen. Wenn Sie natürlich gewach-
sene Flächen haben wollen, dann sagen Sie das. 
Denn dann machen wir aus Nordrhein-Westfalen 
einen Nationalpark. Dort überlassen wir der Natur 
die Entwicklung und greifen als Menschen nicht 
ein. 

Insofern ist auch das, was Sie als Wiederbewal-
dung in Rede stellen, relativ kurz gesprungen – 
auch im Zusammenhang mit den Flächen, die 
nicht bewaldet werden sollen. Denn nach Bun-
deswaldgesetz und Landesforstgesetz müssen 
Waldflächen mindestens im Zeitraum von zwei 
Jahren neu aufgeforstet werden. Sukzessionsflä-
chen dürfen nur in Ausnahmefällen zugelassen 
werden. Daher ist die von Ihnen aufgestellte For-
derung gesetzwidrig und insofern gar nicht um-
setzbar. 

Ihre Aussage, die Fichte sei nicht mehr der „Brot-
baum“, ist ebenfalls Blödsinn; denn nach wie vor 
lebt die deutsche Holzwirtschaft – das sieht man 

auch – und ebenso die europäische von der Fich-
te und wird davon auch in Zukunft leben. Wo nach 
den Sturmschäden durch „Wiebke“ Anfang der 
90er-Jahre aufgrund der Empfehlungen Nadel-
holzwälder aufgeforstet worden sind, findet heute 
inzwischen wieder eine Nutzung statt, was bei 
den Laubwäldern nicht der Fall ist – wobei man 
immer berücksichtigen muss, in welchen Höhen-
lagen sich die Bestände befinden. Wie Sie viel-
leicht wissen, ist in Höhenlagen über 600 m mit 
entsprechenden Niederschlägen ein Laubholzbe-
stand überhaupt nicht in der Fläche hochzubrin-
gen. Insofern ist das, was Sie hier vorschlagen, 
fortwirtschaftlich überhaupt nicht möglich. 

Außerdem versuchen Sie auf der einen Seite, die 
Douglasie zu verdammen. Auf der anderen Seite 
tolerieren Sie sie aber – nur nicht in Monokultu-
ren. Davon ist auch gar nicht die Rede; denn wir 
wollen natürlich stabile Mischwälder. Wir wissen 
aber, dass die Douglasie als Tiefwurzler ganz an-
dere Möglichkeiten hat, der Witterung zu trotzen, 
und auch auf nassen Böden Bestand hat. Daran 
sehen Sie zum einen, dass sich dieses Holz sehr 
gut eignet, was es in der Vergangenheit auch 
schon bewiesen hat, und dass wir zum anderen 
hohe Preise dafür erzielen können. 

Zu dem Punkt „Der Natur die Entscheidung über-
lassen“ habe ich eben schon etwas ausgeführt. 

In einem weiteren Punkt greifen Sie die Staats-
waldveräußerung auf. Sie sind mündlich nicht 
darauf eingegangen. Also akzeptieren Sie auch, 
dass da, wo es um Arrondierungen geht, in Zu-
kunft Wald zu veräußern ist und ansonsten der 
Haushalt über andere Bereiche zu konsolidieren 
ist. 

Insgesamt ist Ihr Antrag relativ substanzlos. Das, 
was Sie darin fordern, ist weitgehend nicht um-
setzbar. Vor allen Dingen ist es auch ökonomisch 
nicht möglich, den Wald so zu bewirtschaften. 
Von daher wird Ihr Antrag nach der Beratung im 
Ausschuss sicherlich von uns abgelehnt werden. 
Wie gesagt: eine große Tüte Buntes. Gut, dass 
wir noch einmal darüber geredet haben! – Ich 
danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege. – Jetzt hat für die FDP Herr Ellerbrock 
das Wort. Bitte gehen Sie vorsichtig! Reden Sie 
lieber etwas schneller. 

Holger Ellerbrock (FDP): In Ordnung, Herr Prä-
sident. Ich danke für die freundliche Einladung, 
langsamer zu laufen. Sie haben mir den Hinweis 
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gegeben, dass ich bitte schneller reden möge. 
Dies werde ich gerne tun. Mehr oder weniger ver-
klausuliert zielen beide Anträge … 

(Allgemeine Heiterkeit) 

Ich glaube, ich spreche doch lieber in normaler 
Geschwindigkeit. – Mehr oder weniger verklausu-
liert zielen beide Anträge darauf ab, dirigistisch 
die Artenzusammensetzung der nordrhein-
westfälischen Wälder zu steuern. Kolle-
ge Karthaus möchte gerne die Ausweitung des 
Niederwaldes, und Kollege Remmel macht es sich 
einfach und sagt: Wir wollen eine Quotierung für 
Sukzessionsflächen. 

Liebe Kollegen, über nichts lässt sich so schnell, 
einfach und locker reden wie über Geld und 
Grund und Boden anderer Leute. Zwei Drittel un-
serer Wälder sind Privatwald. Das muss man 
noch einmal deutlich sagen. Hier wird jetzt auf die 
Vorbildfunktion der öffentlichen Hand verwiesen. 
Da bin ich ja sofort dabei. Dann müssen wir aber 
auch sagen, wie denn die Einnahmeausfälle beim 
Landesbetrieb Wald und Holz NRW gedeckt wer-
den sollen. Darüber müssen wir doch einmal 
nachdenken. 

Der Antrag des Kollegen Karthaus hat für mich 
noch einen gewissen Informationsgehalt; das se-
he ich anders als der Kollege Clemens Pick. Der 
Kollege Remmel macht es uns inzwischen aber 
einfach. Wenn ihm nichts einfällt, dann schreibt 
er: „Privat vor Staat“ ist des Teufels. – Und wenn 
ihm gar nichts mehr einfällt, dann schreibt er: „Pri-
vat vor Staat“ ist des Teufels. – Aber in Fettdruck! 
Genau das hat er hier gemacht. In diesem Antrag 
steht ja gar nichts drin – bis auf die Tatsache, 
dass er gerne 10 % Sukzessionsflächen hätte. 

Herr Kollege Remmel, stellen Sie sich einmal fol-
gende Situation vor: Der Sturm deckt Ihr schilfge-
decktes Haus im Siegerland ab. Wir als Staat sa-
gen: 10 % der abgedeckten Fläche verbleiben als 
Fledermaus-Refugium und dürfen nicht mehr neu 
gedeckt werden. – Das ist die Art und Weise, in 
der man hier vorgehen will. Man greift ganz locker 
in Bewirtschaftungsformen und anderer Leute Gut 
und Boden ein. Das kann einfach nicht sein. 

Richtig ist, Herr Dr. Karthaus, dass der Förster vor 
Ort natürlich auch eine Beratungspflicht für die 
Aufforstung usw. hat. Das tun die ja auch. Das ist 
auch im Sinne der Betroffenen. Ich glaube, unsere 
Förster vor Ort erfahren Anerkennung dahin ge-
hend, dass die Privatwaldbesitzer akzeptieren, 
dass die Förster ihnen eine qualitativ gute fachli-
che – auch in Richtung Artenvielfalt orientierte – 
Beratung angedeihen lassen.  

Jetzt möchte ich dem Votum des Präsidenten fol-
gen. Ich möchte auch einmal gelobt werden. 
Deswegen höre ich jetzt auf und mache dann im 
Ausschuss weiter. – Schönen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank. Sie 
haben sich ein besonderes Lob verdient. Sie ha-
ben von allen Rednern am kürzesten gesprochen. 

(Beifall von FDP und CDU) 

In Vertretung für Herrn Minister Uhlenberg spricht 
Frau Ministerin Thoben. 

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen fordert in ihrem Antrag zum 
wiederholten Male den konsequenten Aufbau na-
turnaher Wälder in allen Waldbesitzarten zur Er-
höhung der Biodiversität im Wald und das Über-
lassen der Flächen für eine natürliche Sukzession 
auf mindestens 10 % der Kyrill-Schadflächen. 

Die Landesregierung hat mit Empfehlungen zur 
Wiederbewaldung der Orkanflächen ein Instru-
ment auf den Weg gebracht, das die Entwicklung 
einer zukunftsfähigen Bestockung mit standortge-
rechten, stabilen, strukturreichen und produktiven 
Wäldern zum Ziel hat. Es sollen Mischwälder aus 
standortgerechten Baumarten auch unter Einbe-
ziehung von natürlich verjüngten Pionierbaumar-
ten und bewährten fremdländischen Baumarten 
entstehen. Durch die damit gegebene Risikover-
teilung können sich diese Mischwälder besser an 
sich ändernde Umweltbedingungen – Stichwort 
Klimawandel – anpassen als die früher üblichen 
Reinbestände. Die geplante Baumartenvielfalt und 
Mischwälder lassen für die Zukunft vitale Wälder 
erwarten. 

Ich weise jedoch darauf hin, dass letztendlich – 
und das ist möglicherweise der Konflikt – der 
Waldbesitzer unter Beachtung der gesetzlichen 
Bestimmungen selbst entscheidet, welche Baum-
arten er in seinem Betrieb künftig anbauen will. 
Hier kann und wird das Wiederbewaldungskon-
zept als Beratungsinstrument in Verbindung mit 
der forstlichen Förderung einen wichtigen Beitrag 
leisten. 

(Beifall von der CDU) 

Die SPD-Fraktion fordert in ihrem Antrag, dass die 
Landesregierung die Förderung des Waldtyps 
Niederwald aus energetischen, klimatischen und 
biologischen Aspekten kurzfristig aufnimmt. Im 
Siegerland stehen heute noch auf etwa 5.800 ha 
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stockausschlagfähige Niederwälder. Sie stellen 
sowohl kultur- und forsthistorisch als auch aus 
Naturschutzgründen einen besonders wertvollen 
Lebensraum dar. 

Das Charakteristikum der Niederwaldwirtschaft ist 
ein flächiger Abtrieb in kurzen zeitlichen Abstän-
den. Die nächste Waldgeneration entsteht 
schließlich natürlich durch Samenfall oder wird 
künstlich durch Saat oder Bepflanzung einge-
bracht. 

Die Landesregierung weiß um die besondere Be-
deutung der Niederwälder für die Region und un-
terstützt die örtlichen Waldbesitzer. 

Dem SPD-Antrag kann aus Sicht der Landesre-
gierung dennoch nicht in vollem Umfang entspro-
chen werden. Ziel der forstlichen Förderung in 
Nordrhein-Westfalen ist die Begründung von 
standortgerechten und naturnahen Hochwäldern. 
Dieser Grundsatz steht im Einklang mit den För-
derbestimmungen des Bundes. Eine Förderung 
von reinen Niederwäldern als einer Betriebsart 
des Wirtschaftswaldes ist in NRW nicht vorgese-
hen. 

Meine Damen und Herren, grundsätzlich sind sta-
bile Hochwälder aus ökonomischer Sicht als Roh-
stoffquelle für die Holzwirtschaft, für die Erholung 
und aus Naturschutzgründen als Lebensraum für 
Pflanzen und Tiere in ihrem Gesamtnutzen der 
Niederwaldwirtschaft deutlich überlegen. Eine 
kombinierte stoffliche und anschließend energeti-
sche Verwertung sollte Vorrang haben vor einer 
rein energetischen Verwertung. Nicht zuletzt profi-
tierte davon auch unsere starke Möbelindustrie in 
Ostwestfalen und im westlichen Münsterland, wo 
allein 30 % der bundesdeutschen Möbelindustrie 
angesiedelt sind. 

Vizepräsident Edgar Moron: Frau Ministerin, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage von Herrn Kar-
thaus? 

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Bitte. 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte schön. 

Dr. Gero Karthaus (SPD): Frau Ministerin, wie 
bewerten Sie die Darstellung, die Sie zu den Nie-
derwäldern hier vorgetragen haben, die ja weitge-
hend den Beschreibungen unseres Antrags ent-
spricht, im Zusammenhang mit der Darstellung 
von Herrn Pick, dass dies völlig substanzlos sei? 

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Ich versuche ja verzweifelt, 
mich bei meinen Einlassungen im Parlament nicht 
in der Kritik an anderen zu üben, sondern meine 
Sachverhalte inhaltlich zu präsentieren. Das wer-
de ich auch in diesem Fall machen. 

Trotz seiner wichtigen Bedeutung als Energieholz-
lieferant gibt es im Vergleich zum Niederwald er-
tragreichere Möglichkeiten der Energieholzerzeu-
gung. Dies sind zum Beispiel Kurzumtriebsplanta-
gen auf land- und forstwirtschaftlichen Flächen 
oder auch auf Industriebrachen. Zur Intensivie-
rung der energetischen Nutzung hat die Landes-
regierung einen Vertrag mit der Firma RWE Ener-
gy AG unterzeichnet, der den Einsatz sogenann-
ter Forstbiomasse bis 2020 in bis zu zehn Bio-
masseheizkraftwerken vorsieht. Wir sind offen 
gegenüber Projekten, die in diese Richtung ange-
legt sind. Wir haben generell ein großes Interesse 
daran, die Energieerzeugung aus Biomasse, also 
auch aus holzigen Pflanzen, zu steigern. 

Aber wir bleiben dabei realistisch. Die Bäume 
wachsen im wahrsten Sinne des Wortes nicht in 
den Himmel. Gerade der Beitrag der Biomasse zu 
einer regenerativen Energieversorgung wird gerne 
überschätzt. Das liegt vielleicht daran, dass Bio-
masse für alles gut ist. Man kann sie einfach 
verbrennen und damit heizen. Man kann sie in 
KWK-Anlagen sehr viel effizienter einsetzen. Man 
kann sie vergasen, und man kann Treibstoff dar-
aus herstellen. 

Dies alles geht aber nicht gleichzeitig, sondern 
entweder-oder, denn die land- und forstwirtschaft-
lichen Flächen lassen sich nicht beliebig vermeh-
ren. Sollte unser Bedarf an Biomasse zu einem 
großen Importgeschäft vielleicht aus Sibirien wer-
den, wären Zweifel an der Nachhaltigkeit ange-
bracht. – Danke schön. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Meine Damen und Herren, ich sehe 
keine weiteren Wortmeldungen. Ich komme zum 
Schluss der Beratung. 

Wir stimmen jetzt ab über die Beschlussempfeh-
lung des Umweltausschusses mit der Drucksa-
che 14/5371. Der Umweltausschuss empfiehlt in 
dieser Drucksache, den Antrag der SPD-Fraktion 
Drucksache 14/4345 abzulehnen. Wer der Emp-
fehlung abzulehnen zustimmen will, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Das sind die Koalitions-
fraktionen von CDU und FDP. Wer ist dagegen? – 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen. Gibt es eine 
Enthaltung? – Das ist nicht der Fall. Damit ist die 
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Beschlussempfehlung angenommen und der An-
trag der SPD entsprechend der Empfehlung des 
Fachausschusses abgelehnt. 

Wir stimmen zweitens ab über die Überweisung 
des Antrags der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Drucksache 14/5342. Der Ältestenrat empfiehlt 
die Überweisung des Antrags an den Ausschuss 
für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz – federführend – sowie 
an den Ausschuss für Wirtschaft, Mittelstand 
und Energie mitberatend. Die abschließende Be-
ratung und Abstimmung soll im federführenden 
Ausschuss in öffentlicher Sitzung erfolgen. Wer 
stimmt der Überweisung dieses Antrags der Grü-
nen zu? – Ist jemand dagegen? – Gibt es Enthal-
tungen? – Dann ist die Überweisung des Antrags 
einstimmig beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir kommen zu: 

8 Impfen statt Töten: Verbreitung der Blau-
zungenkrankheit eindämmen 

Antrag 
der Fraktion der CDU und  
der Fraktion der FDP 
Drucksache 14/5349  

Es handelt sich um ein interessantes Thema.  

Ich eröffne die Beratung und erteile dem Kollegen 
Deppe von der CDU-Fraktion das Wort.  

Rainer Deppe (CDU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! In der Tat: Es ist ein interessan-
tes Thema. 

Als wir im August des vergangenen Jahres die ers-
ten Meldungen über die neue Tiersseuche, die 
Blauzungenkrankheit, bekamen, hatten viele Fach-
leute gehofft, mit dem Einbruch der kalten Jahres-
zeit werde die Krankheit wieder aus unseren Brei-
ten verschwinden. Inzwischen wissen wir, dass die 
Blauzungenkrankheit bei uns heimisch geworden 
ist und sich nach wie vor ausbreitet. Seit einer Wo-
che umfasst die sogenannte 150-km-Zone prak-
tisch ganz Deutschland. 

Mehr als 18.000 Fälle – und „Fälle“ heißt hier 
landwirtschaftliche Betriebe – sind bundesweit re-
gistriert. Der Schwerpunkt mit 9.226 Betrieben am 
gestrigen Tag ist ganz eindeutig Nordrhein-
Westfalen. Dieses Thema ist zwar nicht jeden Tag 
in den Medien, aber dies bedeutet einen Anstieg 
von 2 % im Vergleich zur Woche davor. 

Alle Landesteile Nordrhein-Westfalens, in denen 
in nennenswertem Umfang Rinder, Schafe und 

Ziegen gehalten werden, sind betroffen. Mit Aus-
nahme der reinen Ackerbaugebiete und der 
Großstädte ist es de facto das ganze Land. 

Die Landwirte hängen an ihren Tieren, und mit je-
dem toten Tier erleiden sie nicht nur einen wirt-
schaftlichen Verlust, sondern sie verlieren viel 
mehr. Sie verlieren ein Lebewesen, um das sie 
sich gekümmert und gesorgt haben und dem sie 
trotz allen Engagements nicht helfen konnten. Ich 
sage es ausdrücklich von dieser Stelle aus in 
Richtung der Tausenden von betroffenen Landwir-
ten in Nordrhein-Westfalen: Sie haben unsere So-
lidarität und unser Mitgefühl, und wir lassen Sie 
als Betroffene einer Naturkatastrophe nicht im 
Stich. 

(Beifall von der CDU) 

Was wir überhaupt noch nicht wissen, geschwei-
ge denn wirtschaftlich beziffern können, sind die 
Folgeschäden. Wir beobachten bei den Tieren, 
die die Krankheit überleben, deutliche Leistungs-
einbußen: weniger Milch, geringere Tageszunah-
men, vorzeitiges Absetzen der noch nicht lebens-
fähigen Kälber und Lämmer, erhebliche Probleme 
bei der Fruchtbarkeit. 

Dazu kommen noch die ganz aktuellen Verluste. 
Allein in diesem Jahr werden die Mitglieder der 
größten Rindviehzuchtorganisation unseres Lan-
des, der Rinder-Union West, Erlöse von ca. 5 Mil-
lionen € verlieren. 

Die einzige nachhaltige Lösung ist die Impfung. 
Aus der Industrie kommen ermutigende Signale 
dahin gehend, dass im kommenden Frühjahr ein 
wirksamer Impfstoff zur Verfügung stehen wird, 
sofern alles gut geht. Dabei war es übrigens ganz 
wichtig, dass von Minister Uhlenberg von Anfang 
an eindeutige Absichtserklärungen pro Impfung 
kamen. Die Arzneimittelhersteller haben dies zu 
Recht als Hinweis darauf aufgefasst, dass ihre 
Entwicklungsaufwendungen nicht vergebens sein 
würden. 

Mit unserem Antrag geben wir das eindeutige 
Signal an die Regierung, alle organisatorischen 
Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass Nord-
rhein-Westfalen die benötigten 5 Millionen Dosen 
Impfstoff im kommenden Jahr rechtzeitig zur Ver-
fügung stehen und eine flächendeckende Impfung 
möglich sein wird. 

Ganz wichtig war und ist, dass es gelungen ist, 
die zunächst zögerliche Haltung des Bundes und 
der EU zur Zulassung von Impfungen aufzuwei-
chen. Wir bedanken uns nicht nur beim Minister, 
sondern auch bei den Landwirtschaftsverbänden, 
bei den Tierzuchtverbänden, bei den Veterinären 
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und beim Deutschen Verband für Landschafts-
pflege. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Kollege Dep-
pe, gestatten Sie eine Zwischenfrage von Frau 
Watermann-Krass? 

Rainer Deppe (CDU): Gerne. 

Annette Watermann-Krass*) (SPD): Herr Deppe, 
Sie haben gerade ausgeführt, dass der Impfstoff 
nur noch bereitgestellt werden muss. Können Sie 
uns auch erklären, welche rechtlichen Vorschrif-
ten auf Bundes- und EU-Ebene erfüllt werden 
müssen, damit die Zulassung des Impfstoffes im 
Frühjahr sichergestellt ist? 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte, Herr Kollege. 

Rainer Deppe (CDU): Wir müssen auf Bundes- 
und EU-Ebene vor allem klären, ob es eine 
Pflichtimpfung geben wird, die zwar von der vete-
rinärmedizinischen Seite her sicherlich die richtige 
Lösung wäre, allerdings eine Menge Geld kosten 
würde. Denn eine Pflichtimpfung muss aus öffent-
lichen Kassen bezahlt werden. Der Minister befin-
det sich im Moment in Diskussionen darüber, und 
wir sind optimistisch, dass es wohl klappen wird. 

(Annette Watermann-Krass [SPD]: Das war 
nicht meine Frage!) 

Wir bedanken uns bei dem Minister – das hatte 
ich eben erwähnt – und bei allen, die sich beteiligt 
haben. Insofern gehen wir davon aus, dass auch 
im kommenden Jahr geimpft werden kann. 

Diese Impfpolitik reicht übrigens weit über die 
Blauzungenkrankheit hinaus. Wir befinden uns auf 
dem richtigen Weg der Tierseuchenbekämpfung, 
die wir Schritt für Schritt verändern. Nicht nur aus 
wirtschaftlichen Gründen, sondern auch aus der 
ethischen Verantwortung heraus, die die Tiere als 
Geschöpf Gottes anerkennt, setzen wir uns für 
den Vorrang von Impfungen vor Tötungen ein. 
Von daher hat die Überschrift unseres Antrags 
„Impfen statt Töten“ eine programmatische Be-
deutung, die über die Bekämpfung der Blauzun-
genkrankheit hinausgeht. – Ich bedanke mich bei 
Ihnen. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Deppe. – Für die FDP-Fraktion spricht 
Herr Ellerbrock. 

Holger Ellerbrock (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Kollege Deppe hat eben 
schon darauf hingewiesen: Für Tierhaltende gibt 
es kaum etwas Schlimmeres als den Fall, dass ihr 
Betrieb von einem Seuchenzug heimgesucht wird; 
sei es nun Schweinepest, die Vogelgrippe, Maul- 
und Klauenseuche oder – wie in diesem Fall – die 
Blauzungenkrankheit. Das ist nicht nur aus wirt-
schaftlichen, sondern auch aus ethischen Grün-
den eine Katastrophe für die Betroffenen. Auch 
darauf hat der Kollege Deppe eben hingewiesen, 
und das kann man nur unterstreichen. 

Die Blauzungenkrankheit, über die wir heute hier 
reden, hat zum Glück weniger verheerende Aus-
wirkungen als andere Seuchen. Sie tritt jedoch 
inzwischen leider in immer mehr europäischen 
Ländern auf. Deswegen müssen wir uns Gedan-
ken darüber machen, wie wir hier ein gemeinsa-
mes, auf Europa bezogenes Vorgehen gestalten 
können. 

Diesbezüglich sind noch viel Fragen zu klären. 
Insbesondere der Infektionsweg über Gnitzen ist 
für die Entwicklung einer Bekämpfungsstrategie 
ausgesprochen problematisch. Leider haben wir 
kein Patentrezept, aber der Weg „Impfen statt Tö-
ten“ ist – wie ich finde – der richtige Weg. Wenn 
wir diesen hier weiter beschreiten, ist das in Ord-
nung. 

Aspekte wie Handelsrestriktionen und Marker-
impfstoffe werden wir in die Diskussion einbinden 
müssen. Wir befinden uns auf einem guten Weg. 
Der Kollege Deppe hat all diese Punkte sehr ziel-
gerichtet und umfassend dargestellt. Auch für die 
Initiative zu diesem Antrag und die darüber ge-
führten Diskussionen möchte ich mich, Herr Kol-
lege Deppe, herzlich bedanken. Das ist ein guter 
Antrag, und wir werden ihn sicherlich konstruktiv 
beraten können. – Danke schön. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank. – Nun 
spricht Herr Kollege Unruhe für die SPD-Fraktion. 

Jürgen Unruhe*) (SPD): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Werte Kolleginnen und Kollegen! Die Bri-
sanz der gesamten Thematik macht es dringend 
erforderlich, dass wir uns umgehend ziel- und 
sachorientiert mit ihr auseinandersetzen. Denn 
alleine in der zweiten Jahreshälfte 2007 liegen 
nun laut der letzten Erhebung 9.011 bestätigte 
Fälle in Nordrhein-Westfalen vor.  

Der Verlauf der Ausschusssitzung zum Stand der 
Bekämpfung der Blauzungenkrankheit vom 7. 
dieses Monats, der vorliegende Antrag und die 
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heutigen Debattenbeiträge der beiden Kollegen 
haben deutlich gemacht, dass die Einschätzung 
des Gefahrenpotenzials dieser für Schafe, Ziegen 
und Rinder gefährlichen, oft tödlich verlaufenden 
Krankheit endlich fraktionsübergreifend weitge-
hend gleichlautend erfolgt.  

Hingegen sehen wir noch große Unterschiede zu 
den beiden regierungstragenden Fraktionen, ins-
besondere aber noch auf dem Gebiet der Beurtei-
lung von möglichen Gegenmaßnahmen. In Anbet-
racht der heute zur Verfügung stehenden Zeit 
kann ich nur holzschnittartig darauf eingehen.  

Reizthemen: Klimawandel und Tiertransporte. – 
Durch Mücken, Zecken und Nagetiere aus ande-
ren Regionen können weitere gefährliche Krank-
heiten nach Nordrhein-Westfalen gelangen. Wenn 
solche Verschleppungen hier auf passende klima-
tische Bedingungen treffen, steigt das Ausbrei-
tungsrisiko von Erregern immens. 

Damit das Gefahrenpotenzial auch in Zukunft kal-
kulierbar bleibt, wären flächendeckende Überwa-
chungsprogramme von Mücken, Zecken und an-
deren Insekten hilfreich, wie sie in einzelnen eu-
ropäischen Ländern bereits Standard sind. 

Bei der Blauzungenkrankheit hatten wir Glück im 
Unglück, weil Menschen gesundheitlich nicht da-
von betroffen waren. Wir dürfen aber nicht ver-
drängen, dass die ursprünglich im Mittelmeer be-
heimatete Leishmaniose nachweislich bei einem 
Kind auftrat. Da auch Hunde daran erkranken, ist 
der weiteren Verbreitung auf den Menschen wei-
terhin Tür und Tor geöffnet. 

Hochsensibler Punkt: Impfungen. – Ob die Blau-
zungenkrankheit wirksam mittels eines Impfstoffes 
zu bezwingen ist, bleibt bislang offen. Es ist aus 
tiermedizinischer Sicht zurzeit unklar – das hat 
Herr Kollege Deppe gerade bestätigt –, ob sowohl 
rechtzeitig als auch im ausreichenden Umfang bis 
zum Frühjahr 2008 ein geeignetes Präparat für 
die Betroffenen vorliegt.  

Große Fragezeichen auch in rechtlicher Hinsicht! 
Es ist nicht zweifelsfrei gesichert, ob vor dem Hin-
tergrund geltenden EU-Rechts und europäischer 
Gemeinschaftspraxis eine solche Impfung über-
haupt möglich ist, geschweige denn eine Kofinan-
zierung in Aussicht steht. 

Reicht es aus, Zuchtverbände und Erzeugerge-
meinschaften einzubeziehen? Verdient das Jagd-
wesen in unserem Land mit Hege und Pflege we-
gen des möglichen Befalls von Wildwiederkäuern 
nicht ebenso unsere Aufmerksamkeit? Also: Bei 
der Tiergesundheit, bei dem Rahmen der rechtli-
chen Möglichkeiten und bei der Logistik für eine 

wirksame Bekämpfung besteht im weiteren Pro-
zess der Zielfindung noch ein erheblicher Klä-
rungsbedarf. 

Bei einem Punkt springen Sie mit Ihrem Antrag 
deutlich zu kurz: Es erschließt sich für uns nicht, 
warum die Landesregierung lediglich gebeten 
werden soll, Maßnahmen zu ergreifen und diese 
durchzuführen. Diesen Bückling machen wir ganz 
sicher nicht mit. Denn es ist das gute Recht einer 
jeden Volksvertretung, dass die jeweilige Regie-
rung dazu aufgefordert wird. Auch wenn Sie aus 
nachvollziehbaren Motiven Ihre Landesregierung 
stützen, braucht hier niemand gleich im vorausei-
lenden Gehorsam freiwillig mit Samtpantoffeln 
daherkommen und dem zuständigen Minister 
weiße Salbe verabreichen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen der FDP, eines 
müsste Ihnen doch jetzt auch dämmern: Wo die 
Blauzungenkrankheit grassiert, reicht es nicht, 
von jedem Maulwurfshügel aus Ihre Heilslehre 
von „Privat vor Staat“ zu verkünden und dabei na-
iv zu hoffen, der Markt würde das schon regeln. 
Zur wirksamen Bekämpfung eines Super-GAU bei 
Tierseuchen bedarf es eines Partners, nämlich 
des Staates.  

In diesem Sinne werden wir uns im Interesse von 
Züchtern, Erzeugern, Jägern, Verbrauchern und 
nicht zuletzt der Tiere selbst weiter in die anste-
henden notwendigen landespolitischen Entschei-
dungsprozesse einbringen. 

Wir stimmen deshalb dem Antrag auf Überwei-
sung in den Ausschuss zu. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Unruhe. – Jetzt ist für die Grünen Herr 
Remmel dran. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es gibt 
so manche Anträge – ich kenne das aus eigenem 
Erleben als Regierungsabgeordneter –, die 
schreibt man auf, weil man noch etwas konfirmie-
ren will, aber eigentlich ist das, was da aufge-
schrieben worden ist, eine Selbstverständlichkeit: 
dass nämlich die Blauzungenkrankheit von der 
Landesregierung auch bekämpft wird.  

Insofern kann man an der Stelle nur sagen: Ma-
chen, tun und vielleicht auch dafür sorgen – das 
an dieser Stelle als Hinweis –, dass die einzelnen 
Untergliederungen der Ministerien und der Behör-
den diese Linie dann auch vertreten. Wir haben 
im Ausschuss schon darauf hingewiesen, dass in 
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verschiedenen Veranstaltungen die Linie „Impfen 
statt Töten“ noch ganz anders gesehen wurde. 
Wir sind uns in dieser Frage grundsätzlich auch 
aufgrund der Diskussionen in der letzten Legisla-
tur und anderen Zusammenhängen einig. Aus den 
verschiedensten Gründen ist die Strategie „Impfen 
statt Töten“ richtig.  

Etwas irritiert bin ich allerdings bei der Formulie-
rung des Beschlussvorschlages, wo geschrieben 
steht, dass es noch einer umfangreichen Abstim-
mung mit der Bundes- und EU-Ebene bedarf. Ist 
das der Pferdefuß? Wollen Sie nur die Impfstrate-
gie eingehen, wenn es diese Orientierung quer 
durch Europa und die nationale Ebene gibt? Oder 
geht Nordrhein-Westfalen wie in anderen Fällen 
andere Länder ein Stück voran? Das wird aus 
dem Antrag nicht deutlich. Ich bin davon über-
zeugt, dass die betroffenen Schafhalterinnen und 
Schafhalter mächtig Druck machen, und das zu 
Recht. Deshalb ist es notwendig, so schnell wie 
möglich zu der Impfmöglichkeit zu kommen. Inso-
fern gilt hier schnelle Beratung, schnelles Auf-
den-Weg-Bringen und Druckmachen an der Stel-
le. Das kann ich nur unterstützen. Wir werden uns 
im Ausschuss noch darüber unterhalten. Insofern 
stimme ich auch der Überweisung zu. 

Letzte Bemerkung: In dem Antrag wird nicht er-
wähnt – darauf hat Herr Unruhe schon hingewie-
sen –, dass wir aufgrund des Klimawandels zu-
künftig noch mit ganz anderen Fragestellungen 
konfrontiert sein werden. Wir müssen da unser 
Beobachtungssystem ausbauen, um frühzeitig 
eingreifen zu können. 

Bereits im letzten Jahr hat es eine Diskussion ü-
ber die Infektion Blauzungenkrankheit gegeben. 
Man hat gehofft, noch einmal glimpflich davonzu-
kommen. Aber das ist nicht eingetreten, sondern 
die Krankheit hat sich ausgebreitet. Solche Fälle 
werden sich wiederholen. Deshalb muss man ein 
Frühwarnsystem entwickeln, das nicht nur auf Tie-
re und Insekten bezogen ist, sondern auch auf 
Pflanzen, Stichwort Ambrosia als das bekanntere 
Beispiel in diesem Zusammenhang. 

Wenn das in dem Antrag noch ergänzt werden 
könnte, könnte ich mir vorstellen, dass wir viel-
leicht zu einem gemeinsamen Antrag kommen. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Herzlichen Dank, 
Herr Kollege Remmel. – Jetzt spricht für die Lan-
desregierung Frau Ministerin Müller-Piepenkötter 
in Vertretung von Frau Thoben.  

Roswitha Müller-Piepenkötter, Justizministerin: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Seit dem Spätsommer letzten Jahres 
müssen wir uns intensiv mit der Blauzungen-
krankheit auseinandersetzen. Bis dahin galt diese 
Tierseuche in Mitteleuropa als exotisch. Der Kli-
mawandel trägt aber auch in diesem Bereich dazu 
bei, dass wir uns in Zukunft auf neue Herausfor-
derungen und Krankheitsbilder einstellen müssen. 

Von daher begrüße ich den Antrag der Koalitions-
fraktionen. Er rückt in den politischen Fokus, vor 
welchen Aufgaben wir stehen. Es geht um wirk-
samen Tierschutz. Es geht um veterinärmedizini-
sche Innovationen. Es geht vor allem um Hilfen 
und Perspektiven für die betroffenen Schafhalter. 
Der Umweltminister weiß aus eigener Anschau-
ung, wie schwer die Lage für diese ist. 

Allein in diesem Jahr haben wir in etwa 9.000 Be-
trieben Blauzungenfälle zu verzeichnen. Die Seu-
che geht insbesondere bei Schafen mit erhebli-
chen Tierverlusten einher. Aber auch bei Rinder-
haltern sind deutliche Leistungseinbußen bei der 
Milchmenge und der Fruchtbarkeit zu verzeich-
nen. 

Der in Mitteleuropa bisher unbekannte Virustyp 8 
ist wissenschaftlich noch weitgehend unerforscht. 
Wir haben aber bereits feststellen müssen, dass 
nicht nur exotische Mückenarten diese Tierseuche 
übertragen können. Auch unsere heimischen Mü-
ckenarten sind dazu in der Lage. Umso mehr 
müssen wir die Impfung forcieren. Bisher gibt es 
noch keinen geeigneten Impfstoff gegen den bei 
uns vorkommenden Virustyp 8. Allerdings arbei-
ten zwei Impfstoffhersteller mit Hochdruck daran, 
einen solchen Impfstoff zu entwickeln. 

Wenn der Impfstoff zur Verfügung steht, wollen 
wir natürlich sofort handlungsfähig sein. Deshalb 
stimmt der Umweltminister derzeit mit Bund und 
Ländern, aber auch mit den anderen betroffenen 
Mitgliedstaaten eine gemeinsame Impfstrategie 
ab. Noch am Mittwoch hat dazu eine Telefonkon-
ferenz zwischen Bund und Ländern stattgefunden. 
Danach wird die Impfung freiwillig sein. Von be-
sonderer Bedeutung ist, dass es voraussichtlich 
keine Engpässe bei der Bereitstellung des Impf-
stoffes geben wird. Das bedeutet, dass dann alle 
betroffenen Tierarten geimpft werden können. 

Der Umweltminister rechnet damit, dass im nächs-
ten Frühjahr mit der Impfung begonnen werden 
kann. Einer der beiden Impfstoffhersteller wird den 
Impfstoff in Nordrhein-Westfalen produzieren. Dazu 
sind verschiedene Genehmigungen erforderlich. 
Die zuständigen Behörden im Geschäftsbereich 
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des Umweltministers werden die erforderlichen 
Abnahmen unverzüglich in Angriff nehmen. 

Selbstverständlich wird die Impfung von einem 
umfangreichen Monitoring-Programm und einer 
intensiven Auswertung begleitet sein, wie sie der 
Antrag der Regierungsfraktionen fordert. Es müs-
sen Erkenntnisse darüber gesammelt werden, wie 
die Impfung auf die unterschiedlichen empfängli-
chen Tierarten wirkt. Vor allen Dingen soll rasch 
ermittelt werden, ob es realistisch ist, eine Elimi-
nierung des Erregers zu erreichen. 

Lassen Sie mich noch einige Missverständnisse 
ausräumen. Es gibt keine Heilmittel gegen die 
Blauzungenkrankheit. Es gibt allenfalls Mittel, die 
geeignet sind, die Symptome zu lindern. Aller-
dings ist auch deren Wirksamkeit umstritten. 

Es gibt Impfstoffe gegen den Virustyp 8. Aller-
dings handelt es sich um Lebendimpfstoffe. Diese 
sind nicht ungefährlich. Es besteht daher keine 
Aussicht, eine Impfung mit Lebendimpfstoffen 
durch die EU genehmigt zu bekommen. Das ist 
auch richtig so. Unter der Impfdecke würde das 
Virus unerkannt zirkulieren können. Eine Ver-
drängung des Erregers wäre unter Einsatz von 
Lebendimpfstoffen kaum denkbar. 

Deshalb setzen wir auf die Entwicklung eines gut 
verträglichen und hoch wirksamen Totimpfstoffes. 
Zukünftig geimpfte Tiere sind voll lebensmittel-
tauglich. Für die menschliche Gesundheit beste-
hen keinerlei Gefahren. 

Bis wir impfen können, haben wir keine wirksa-
men Instrumente, um der Seuche Herr zu werden. 
Deshalb hat der Umweltminister ein Paket ge-
schnürt, um die wirtschaftlichen Grenzen in Schä-
den zu halten:  

Erstens. Betroffene Betriebe können von der 
landwirtschaftlichen Rentenbank zinsgünstige 
Kredite bekommen. 

Zweitens. Es ist gewährleistet, dass den Betrie-
ben keine Nachteile bei den von der EU gewähr-
ten Prämien entstehen. 

Drittens. Die mit den Schafhaltern abgeschlosse-
nen Landschaftspflegeverträge werden von unse-
rer Seite auch dann umfassend erfüllt, wenn die 
vertraglich vereinbarte Beweidung von Flächen 
aufgrund der Seuche nicht erbracht werden kann. 

Viertens. Um die Entschädigungsanträge für ver-
endete und getötete Tiere zügig abarbeiten zu 
können, wurde das Personal bei der Tierseuchen-
kasse kurzfristig und vorübergehend aufgestockt. 
Die schnelle Abwicklung der Zahlungen ist nötig, 
um die Kofinanzierung der EU zu sichern. 

In diesem Zusammenhang ist zu erwähnen, dass 
es in der Vergangenheit noch nie eine solche An-
tragsflut bei der Tierseuchenkasse gegeben hat.  

Und schließlich: Es ist gelungen, die Auflagen für 
den Handel mit Tieren auf ein Mindestmaß zu re-
duzieren. 

Vizepräsident Edgar Moron: Frau Ministerin. 

Roswitha Müller-Piepenkötter, Justizministerin: 
Ich komme gleich zum Schluss. 

Vizepräsident Edgar Moron: Ja, bitte. 

Roswitha Müller-Piepenkötter, Justizministerin: 
Ich möchte allerdings auch betonen, dass nicht 
nur wirtschaftliche Erwägungen ein schnelles Imp-
fen fordern. Die Krankheit verursacht bei den be-
troffenen Tieren erhebliche Leiden. Schon des-
halb wird der Umweltminister alles unternehmen, 
um diese Qualen von den Tieren fernzuhalten. 

Ferner ist noch ein anderer Aspekt wichtig. Zum 
ersten Mal werden bei einem flächendeckenden 
Seuchenschutz umfassende Impfungen einge-
setzt. Das ist auch ein deutliches Signal auch zur 
Bekämpfung anderer Tierseuchen. Die von Herrn 
Kollegen Uhlenberg immer geforderte Abkehr von 
Massentötungen hin zu intelligenten Bekämp-
fungsinstrumenten ist damit vollzogen. Sie wird 
sich nach unserer Einschätzung auch nicht mehr 
umkehren lassen. 

Der vorliegende Antrag unterstützt die Tierge-
sundheitspolitik der Landesregierung. 

Wir werden absehbar ausreichend Impfstoff ha-
ben, um im Frühjahr impfen zu können und die 
vorgeschlagenen Ziele mit Erfolgsaussicht ange-
hen zu können. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Meine Damen und Herren, wir sind 
am Ende der Beratung.  

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des 
Antrags Drucksache 14/5349 an den Ausschuss 
für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz. Die abschließende Bera-
tung und Abstimmung soll dort in öffentlicher Sit-
zung erfolgen. Wer dafür ist, den bitte ich um ein 
Handzeichen! – Wer ist dagegen? – Stimmenthal-
tungen? – Das ist einstimmig beschlossen. 

Ich rufe auf: 
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9 Für eine nachhaltige Entwicklung des 
Sports in Nordrhein-Westfalen 

Große Anfrage 9  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/3858 

Antwort  
der Landesregierung  
Drucksache 14/4413 

Wir haben hierfür den Redeblock II vorgesehen. 
Auch hier sind die Redner nicht verpflichtet, die 
Redezeit voll auszuschöpfen. Es gibt auch die 
Möglichkeit, sich kürzer zu fassen. 

Ich eröffne die Beratung und erteile Herrn Kolle-
gen Groth das Wort für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen, die die Große Anfrage einge-
bracht hat.  

Ewald Groth (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich bin schon auf das Rede-
pult zugeeilt, damit ich die Zeit nicht unnötig in 
Anspruch nehme.  

Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Eine Große Anfrage hat es in sich: viele 
Fragen, viele, so sollte man meinen, gehaltvolle 
Antworten. Aber die Antworten auf diese Große 
Anfrage enttäuschen mich persönlich und sicher-
lich viele Menschen im Lande, die sich für eine 
nachhaltige Sportentwicklung interessieren, die 
sich tagtäglich hauptberuflich, nebenamtlich, aber 
insbesondere auch ehrenamtlich mit dem Sport in 
Nordrhein-Westfalen beschäftigen.  

Diese Menschen tun dies gerne. Sie beschäftigen 
sich gerne mit dem Sport, weil ihnen die Bedeu-
tung des Sports für die Menschen in Nordrhein-
Westfalen bewusst ist. Dagegen hat aber die 
Landesregierung kein Interesse an einer nachhal-
tigen Sportentwicklung. Sie vernachlässigt den 
Sport, zeigt Desinteresse und Konzeptionslosig-
keit. Das lässt sich belegen.  

Die Antwort auf unsere Große Anfrage ist ein Beleg 
für die Konzeptionslosigkeit im Sport. Es reicht e-
ben nicht, Herr Minister Wolf, Großveranstaltungen 
zu administrieren und dafür eine Projektgruppe 
einzurichten, deren Leitung ja jetzt gerade ausge-
schrieben ist. Es steht ja zu vermuten, dass dort 
ein handausgesuchter Spezi auf den Posten ge-
setzt werden sollte. Eine hausinterne Ausschrei-
bung ist jedenfalls unterblieben. Darüber hinaus 
haben Sie wegen der landesweiten Bedeutung nur 
in der „Rheinischen Post“ ausgeschrieben. Wir 
werden uns das genau ansehen. Es darf vermutet 
werden, dass ein gewisses Geschmäckle hätte 

dran sein können. Wir werden das jedenfalls weiter 
beobachten. 

Die Antworten auf unsere Anfrage machen eines 
deutlich: Die Landesregierung betrachtet sich für 
weite Teile der Sportentwicklung in unserem Land 
als nicht zuständig. Sie hat keine klaren Vorstel-
lungen über Ziele und Perspektiven.  

(Vorsitz: Vizepräsident Oliver Keymis) 

Aber das ist Ihre Aufgabe, Herr Dr. Wolf. Sie 
müssen sich darüber Gedanken machen. Statt-
dessen beobachtet die Regierung die Sportent-
wicklung eher oberflächlich. Sie weiß wenig dar-
über – das sieht man an den Antworten –, was in 
Sachen Sport im Lande läuft. Wenn man ihr böse 
will, dann stellt man fest, dass vorrangig darauf 
geachtet wird, dass der Minister regelmäßig öf-
fentlich präsent ist. Das ist im Sport ja auch gar 
nicht so schwierig, denn dort gibt es öfters mal 
Blitzlichter.  

Wir Grünen wollen allerdings, dass sich die Lan-
despolitik, also auch die Landesregierung, als ak-
tiver und gestaltender Partner einer Sportentwick-
lung in unserem Lande versteht und in einem brei-
ten Bündnis für den Sport mit eigenem Profil auf-
tritt und handelt.  

Meine Damen und Herren, liest man zum Beispiel 
die Antworten zu den Sportstätten, eine Schlüs-
selfrage der Sportentwicklung, kann ich nur zu ei-
nem Schluss kommen, nämlich dass sich die Re-
gierung jeglicher Verantwortung für die Sportstät-
ten mit Ausnahme einiger landesweit bedeutsa-
mer Sportstätten und einer zeitlich befristeten 
Förderung der IAKS-Beratungsstelle völlig entle-
digt hat.  

Auch wenn die Mittel mit der Sportpauschale aus 
gutem Grund kommunalisiert worden sind, so 
wurde doch die Verantwortung für die Sportstätten 
und für die Sportstättenentwicklung in unserem 
Land keineswegs kommunalisiert. Wenn Sie so 
weitermachen, dann haben wir die Kommunen mit 
der Sportpauschale nicht gestärkt, sondern alleine 
gelassen, und zwar auch mit den vielen kompli-
zierten Fragen, die es gilt, im Rahmen einer 
nachhaltigen Entwicklung der Sportstätten zu be-
antworten, die weit mehr bedeutet als die reine 
Sanierung von Sportanlagen und -hallen. 

Meine Damen und Herren, auch wenn man 
grundsätzlich der Auffassung folgt, dass das Land 
nicht alles wissen und steuern muss, so muss ü-
ber die Frage, was das Land wissen und steuern 
sollte, neu nachgedacht werden. Mit dem Regie-
rungswechsel 2005 hat das Land seine Aufgaben-
felder in der Sportförderung nicht nur finanziell 
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eingedampft – ich nenne nur die Übungsleiter-
pauschale –, sondern insgesamt. Es muss die 
Frage geklärt werden, ob mit dieser faktischen 
Positionierung der Auftrag der Landesverfassung 
dem Sinne nach überhaupt noch erfüllt wird. An-
ders formuliert: Wir brauchen eine politische Dis-
kussion über Ziele, Aufgaben und Leistungen ei-
ner Sportpolitik auf Landesebene, und das nicht 
im Nebel diffuser Tatbestände und Behauptun-
gen, sondern auf der Grundlage solider, belastba-
rer Fakten. Die haben Sie uns mit der Antwort auf 
die Große Anfrage nicht liefern können. 

Dieser Aufgabe und ihrer Realisierung wird sich 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in den kom-
menden Jahren widmen. Die Antwort der Landes-
regierung auf unsere Anfrage liefert uns jede 
Menge Gründe und Anknüpfungspunkte. In die-
sem Sinne haben wir der Landesregierung für ihre 
Bemühungen bei der Erarbeitung der Großen An-
frage zu danken. – Vielen Dank. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Groth. – Für die CDU-Fraktion spricht der 
Kollege Clauser.  

Hans-Dieter Clauser (CDU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe 
sportliche Kolleginnen und Kollegen! Mit der Gro-
ßen Anfrage 9 der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen haben Sie die Grundlage für eine ausführliche 
Darlegung der Sportentwicklung in NRW gelegt 
und der Landesregierung und der sie tragenden 
Fraktionen eine wunderbare Gelegenheit zur Prä-
sentation einer hervorragenden Zwischenbilanz 
geboten. Dies war sicherlich nicht Ihre Absicht, 
Herr Groth. Trotzdem herzlichen Dank für diese 
Steilvorlage.  

Die umfassende Antwort der Landesregierung 
haben sicherlich alle Kollegen aufmerksam gele-
sen. Deshalb möchte ich nur wenige Aspekte an-
sprechen.  

Die Bedeutung des Sports, seine wichtige Rolle in 
der Gesellschaft, ist in zahlreichen Publikationen, 
Veröffentlichungen und Reden dargelegt worden. 
Treffend hat der französische Pädagoge und His-
toriker Pierre de Coubertin formuliert: 

„Der Sport ist das Erbe aller Menschen und 
nichts kann sein Fehlen ersetzen“. 

Sport vermittelt wichtige Werte wie Teamgeist, 
Solidarität, Toleranz und trägt zur Persönlich-
keitsentwicklung bei. Sport bringt Menschen jegli-

chen Alters und jeglicher sozialer Herkunft zu-
sammen.  

Wie wird die Sportentwicklung der nächsten Jahre 
aussehen? – Das Werkstattgespräch der CDU-
Landtagsfraktion über den Einfluss demografi-
scher Veränderungen auf den Sport und auf die 
Sportvereine gab einen guten Überblick über die 
Trends im Sport: Wir werden weniger, wir werden 
älter, wir werden bunter und wir werden weibli-
cher. Das sind die Aussagen der Experten. 
Sportmotive werden sich ändern. Zukunftsthemen 
sind Fitness, Wellness und Ausdauer. Sport ge-
winnt eine stärkere Beachtung im Zusammenhang 
mit Gesundheit, Schule oder auch Integration. 

Unsere Vereine – das haben wir vor Ort festge-
stellt – stehen vor überschaubaren Herausforde-
rungen. Sie sind sich der Veränderungen bewusst 
und werden sich rechtzeitig darauf einstellen. Die 
Vereine werden auf eine nachlassende Vereins-
bindung reagieren und sich dem Wettbewerb mit 
anderen Sportanbietern stellen müssen. Ebenso 
werden sie natürlich veränderte Kundenwünsche 
zu berücksichtigen haben.  

In zahlreichen Programmen, oft gemeinsam mit 
dem Landessportbund, wird zu Sport und Bewe-
gung aufgerufen. Kinder und Jugendliche haben 
ein intensives Bedürfnis nach Bewegung. Die 
Landesregierung stellt hier unter Federführung 
der beiden zuständigen Minister, Barbara Som-
mer und Ingo Wolf, landesweit vielfältige Angebo-
te zur Verfügung, und das jeweils in Zusammen-
arbeit mit unterschiedlichsten Trägern.  

Als Beispiel nenne ich die Initiative „QuietschFidel – 
Ab jetzt für immer: Schwimmer“, die dem besorgnis-
erregenden Rückgang der Schwimmfähigkeit bei 
Kindern und Jugendlichen entgegenwirkt.  

Im Schulsport liegt der Focus auf Bewegungs-, 
Spiel- und Sporterziehung als wichtige Grundlage 
für die Entwicklung der jungen Menschen. Die Zu-
sammenarbeit im offenen Ganztag mit den örtli-
chen Sportvereinen verbindet die schulische Aus-
bildung mit dem Sport im Verein. Auch die Ein-
richtung von insgesamt fünf NRW-Sportschulen – 
die ersten beiden sind schon benannt – auf Initia-
tive der Landesregierung begrüße ich in diesem 
Zusammenhang ausdrücklich. Die Freude am 
Sport sollte Kindern frühestmöglich aufgezeigt 
werden, damit der steigenden Anzahl an überge-
wichtigen Kindern entgegengewirkt werden kann 
und dadurch auch langfristige gesundheitliche 
Beschwerden verhindert werden können. 

Gemeinsam mit dem Landessportbund macht die 
Initiative „Schwer mobil“ schwergewichtige Kinder 
und Jugendliche zu kleinen Sportlern. Ganz be-
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sondere freue ich mich über die Initiative eines 
Sportvereins in meinem Wahlkreis. Die SG Lan-
genfeld ist ein vorbildlicher Verein und betreibt ei-
nen vorbildlichen Sportkindergarten. Dort werden 
die Kinder früh und zweisprachig an den Sport 
herangeführt. Motorische Defizite werden erkannt 
und schnellstens behoben. Ich wünsche mir, dass 
in jedem Kindergarten oder in jeder Grundschule 
frühzeitig motorische Tests durchgeführt werden. 

Gesundheit ist ein teures Gut. Die wachsende 
Bedeutung von Gesundheit und Bewegung ist uns 
allen bewusst. Folglich ist NRW auch in diesem 
Bereich sehr gut aufgestellt. Der Mangel an Be-
wegung führt zu verstärktem Auftreten von Über-
gewicht, chronischen Erkrankungen, mindert die 
Lebensqualität und belastet das Gesundheitsbud-
get wie auch die Wirtschaft. Gesundheit ist aber 
beeinflussbar. Der Landessportbund berichtet von 
ca. 12.000 Angeboten in NRW. Alle Angebote 
dienen der Stärkung der Funktionsfähigkeit, der 
Leistungsfähigkeit und der Prävention. Sport för-
dert das Gefühl der Zugehörigkeit und kann dann 
daher einen wichtigen Beitrag zur Integration der 
Zuwanderer leisten.  

Mein Fazit: Sport ist mehr als Bewegung. Sport ist 
keine Nebensache, sondern gewinnt zunehmend 
an Bedeutung. Im Kern geht es nun um die Frage, 
wie sich Sport in seinem Wandel bestimmen und 
beeinflussen lässt. Ich habe eine enge Zusam-
menarbeit zwischen den Ministerien für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales, für Generationen, Fami-
lie und Integration sowie für Schule und Weiterbil-
dung und den Sportverbänden im Auge. 

Kann das Netzwerk Sport noch enger geknüpft 
werden? – Alle am Sport Beteiligten müssen die 
Menschen in Bewegung setzen. Die WHO emp-
fiehlt als Minimum für Sport und Bewegung für 
Erwachsene 30 Minuten und für Kinder 
60 Minuten am Tag. Das haben wir hier die letz-
ten drei Tage garantiert nicht geschafft. Wir müs-
sen untersuchen, ob die aktuelle Sportförderung 
der veränderten Sportentwicklung Rechnung trägt 
und ob auch diejenigen Menschen, die Sport trei-
ben, angemessene räumliche Angebote vorfin-
den.  

Wie kann der zukünftige Bedarf mit attraktiven 
und funktionalen Sportstätten gedeckt werden? 
Brauchen wir neue Konzepte für den Ansatz zu 
kostenbewusstem Bauen? Brauchen wir ein Pro-
gramm zur Umnutzung bzw. zur Schaffung von 
multifunktionalen Sportstätten? Lässt sich der Sa-
nierungsstau der bestehenden Sportstätten mit 
dem durch die NRW.BANK aufgelegten Pro-
gramm beheben und kann damit die bisherige gu-
te Grundversorgung gesichert werden? 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
Große Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen gab der Koalition der Erneuerung die pas-
sende Gelegenheit zur Präsentation einer hervor-
ragenden Zwischenbilanz. 

(Beifall von der FDP) 

Der Sport in NRW hat eine Zukunft, und zwar eine 
gute Zukunft. An meinen Fragen erkennen Sie 
aber auch, dass trotzdem noch ein wenig Diskus-
sionsbedarf bleibt. Insofern können wir dies an 
der richtigen Stelle, im Sportausschuss, fortset-
zen. Solange es in einer sachlichen Atmosphäre 
geschieht, Herr Groth, wird das Ganze sicherlich 
zu einer interessanten Auseinandersetzung füh-
ren und zum Wohle des Sportes in NRW sein. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Clauser. – Für die SPD-Fraktion hat nun 
Kollege Peschkes das Wort. 

Hans-Theodor Peschkes (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Eigentlich hatte ich 
vor, mich 14 Minuten lang zu echauffieren. 

(Zuruf von der FDP) 

Aber der vorher amtierende Präsident hatte dar-
um gebeten, sich kürzer zu fassen. Der Bitte 
möchte ich gerne nachkommen, wobei ich aller-
dings sage: Anlass zum Echauffieren gäbe es tat-
sächlich, wenn man sich die Qualität der Antwort 
auf die Große Anfrage ansieht. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Herr Kollege Clauser, in der Bewertung stimme 
ich mit Ihnen nur in einem einzigen Punkt überein: 
dass Sport mehr ist als schneller, höher, weiter. 
Die Bewertung Ihrer Antwort steht ansonsten aber 
meiner Meinung nach diametral entgegen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Denn wer erwartet hat, dass die Landesregierung 
diese Große Anfrage dazu nutzen würde, endlich 
einmal klar zu sagen, wie man die Zukunft des 
Sports in Nordrhein-Westfalen als Sportland 
Nummer eins positionieren will, 

(Horst Becker [GRÜNE]: Der hat keine Vor-
stellung davon!) 

der muss feststellen: Da ist nichts. Da gibt es kei-
ne klare Linie und keine Konzeption über den Tag 
hinaus. Natürlich, Herr Minister Wolf, begrüßen 
wir es, dass im Haushaltsplan für das nächste 
Jahr 1,3 Millionen € zusätzlich für die Ehrenamts-
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förderung vorgesehen werden. Wir erfahren aller-
dings herzlich wenig Konkretes darüber, wofür 
dieses Geld verwendet werden soll. Wahrschein-
lich wird das wieder eine dieser zahllosen Image-
kampagnen werden, die ja mittlerweile Marken-
zeichen dieser Regierung geworden sind. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Nirgends ist erkennbar, wohin die Reise der zu-
künftigen Ehrenamtsförderung gehen soll. Hier 
wäre Gelegenheit gewesen, den zigtausenden eh-
renamtlich Tätigen in den Vereinen klare Signale 
und Botschaften zu übermitteln – das besonders 
vor dem Hintergrund, dass die Ehrenamtler im 
Land von dieser Regierung mehr als einmal ent-
täuscht worden sind. 

Herr Minister Wolf, ich rate Ihnen: Gehen Sie in 
die Veranstaltungen mit den ehrenamtlich tätigen 
Leuten an der Basis im Sport! Ich mache das re-
gelmäßig und hole mir zu allem Unglück stellver-
tretend für die Landesregierung die verbalen Prü-
gel ab, die Sie als sogenannter Sportminister ver-
dient haben. Die Leute können die Sonntagsreden 
zum Ehrenamt nicht mehr hören. Die wollen Kon-
kretes. Die haben vom Gesülze die Nase voll. Die 
wollen einfach wirklich nur mehr Geld für ihre Ar-
beit und tatsächliche Anerkennung. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Ein weiteres Thema sind die Sportschulen. Auch 
hierzu wird nicht erkennbar, warum es eigentlich 
dieses neuen Schultyps bedarf. Dieser Schultyp 
sollte das Vorzeigeobjekt dieser Landesregierung 
werden. Das ist in der Koalitionsvereinbarung an-
gekündigt worden. Bis jetzt zeigt sich aber, dass 
nur heiße Luft produziert wurde. 

Hätte es den jungen Talenten in unserem Lande 
denn nicht viel mehr gedient, wenn man das be-
stehende bewährte und erfolgreiche Verbundsys-
tem Schule-Leistungssport weiter ausgebaut und 
optimiert hätte, statt ein zusätzliches Schulsystem 
zu etablieren? Wenn wir wirklich Talente fördern 
wollen, dann sind die bereits bestehenden Elite-
schulen des Sports ein sehr gutes Instrument, 
dieses Ziel zu erreichen. Die sollten wir ausbauen, 
statt Parallelstrukturen zu schaffen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Ein wesentlicher Baustein einer erfolgreichen 
Sportpolitik ist die Förderung des Leistungssports 
und die Sportstättenförderung. Auch hierzu sind 
Ihre Aussagen zaghaft und nur wenig belastbar, 
um es ganz freundlich zu sagen. Das gilt etwa da-
für, wenn die Landesregierung nun offenbar als 
Problem anerkennt, dass eine wesentliche Vor-
aussetzung für die Gewährleistung von Spitzen-

sportlerkarrieren die Sicherstellung beruflicher 
Begleit- und Anschlussperspektiven ist. Ich frage 
mich allerdings, warum die Koalition unseren ent-
sprechenden Antrag zur Förderung dualer Karrie-
ren abgelehnt hat. Das soll jemand verstehen. 
Auch hier gilt: Es wird anders gehandelt als gere-
det. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Ein ganz wichtiges Thema ist die Sportstiftung. 
Unvergessen sind die Hilferufe, die der ehemalige 
CDU-Staatssekretär Manfred Speck regelmäßig 
aussendet. Denn bei der Sportstiftung geht es nur 
noch um das nackte Überleben. Wenn sich die 
Lage nicht grundlegend ändert, dann steht die 
Stiftung vor dem Exitus, dann ist 2012 das ge-
samte Stiftungskapital aufgezehrt. Das wäre ver-
heerend für den Nachwuchssport. 

Für die Förderung des Nachwuchsleistungssports 
ist die Sportstiftung unverzichtbar. Dazu stelle ich 
fest, dass dies im Übrigen fraktionsübergreifender 
Konsens ist. Wenn wir diese Stiftung aber erhal-
ten wollen, dann helfen angesichts der desaströ-
sen finanziellen Situation keine kurzfristigen Fi-
nanzspritzen, dann muss eine grundsätzliche und 
strukturelle Lösung angestrebt werden, die die 
Arbeitsfähigkeit und Existenz der Stiftung auf 
Dauer sicherstellt. Auch hierzu hat es die Landes-
regierung versäumt, die Große Anfrage als Gele-
genheit für Klarstellungen zu nutzen. 

Klarheit hätte ich mir auch beim Thema Doping 
gewünscht. Doping ist zur Geißel des Spitzenleis-
tungssports geworden. Umso mehr verwundert es 
mich, dass wir im Rahmen der Großen Anfrage 
eine lapidare Antwort erhalten, wie diese Landes-
regierung perspektivisch mit diesem Problem um-
zugehen gedenkt. Der Verweis in diesem Zu-
sammenhang auf die Sportorganisationen und 
Fachverbände als Träger der Durchsetzung des 
dopingfreien Sports zeigt, dass sich da wohl je-
mand aus der Verantwortung stehlen will. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Die Kampagne „Falscher Einwurf“, die Sie nen-
nen, haben Sie einschlafen lassen, indem Sie 
keine neuen Gelder bewilligt haben! So stelle ich 
mir einen tatkräftigen und wirksamen Kampf ge-
gen diesen organisierten Dopingsumpf eben nicht 
vor. 

Herr Minister Dr. Wolf, Sie und die Landesregie-
rung sollten eine echte Initiative ergreifen. Sie hät-
ten nicht nur die Unterstützung von uns. Selbst 
die Bundeskanzlerin ist seit gestern eine promi-
nente Kronzeugin. Sie hat in einem Interview mit 
dem „Tagesspiegel“ einen strikten Kampf gegen 
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Doping eingefordert. Es wäre schön, wenn die 
Koalitionsfraktionen in diesem Hause sich daran 
orientieren würden. Verbale Zusagen haben wir ja 
schon viele, Herr Müller, aber wenn es dann ans 
Handeln geht, sieht es anders aus. Sehen Sie es 
mir nach. Ich musste Sie einfach erwähnen, weil 
ich Sie immer als Speerspitze im Kampf gegen 
das Doping kennengelernt habe. 

Meine Fraktion hat seit dem Vorjahr mehrfach Ini-
tiativen zur Dopingbekämpfung ergriffen, zuletzt 
noch am vergangenen Dienstag im Sportaus-
schuss, als wir die Landesregierung aufgefordert 
haben, Schwerpunkt-Staatsanwaltschaften zur 
Dopingbekämpfung einzurichten, um größtmögli-
che Erfolge zu erzielen. Aber auch hierzu hat sich 
die Koalition wider besseres Wissen verweigert. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Kurzfristig haben Sie einen Abstimmungssieg er-
rungen. Dem Kampf gegen das Doping haben Sie 
einen Bärendienst erwiesen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, ich habe versprochen, 
ich werde die Redezeit von 14 Minuten nicht aus-
schöpfen. Ich könnte hier noch grundlegende 
Aussagen zur Bedeutung des Sports machen. 
Aber ich habe mich angesichts der fortgeschritte-
nen Zeit nur auf einige Aspekte beschränkt. Deut-
lich wird aber, dass die Antwort der Landesregie-
rung alles andere als zufriedenstellend und beru-
higend für den Sport in diesem Lande ist. – Ich 
danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Peschkes. Ich bin sicher, mein Kollege 
Moron hätte für die Kürze der Rede ein Lob aus-
gesprochen. Ich kann das auch tun. Vielen Dank. 

Wir kommen zum nächsten Redner. Das ist der 
Kollege Rasche von der FDP-Fraktion. 

Christof Rasche (FDP): Herr Präsident! Sehr ge-
ehrte Damen und Herren! In der Erwartung, dass 
der Präsident gleich noch ein Lob erteilt, habe ich 
meine Rede auch kurz gefasst. Vor dem Hinter-
grund, dass das auch Herr Groth getan hat und er 
sich unglaublich viel Redezeit aufbewahrt hat, 
werde ich das lieber auch tun, lieber Herr Groth. 

(Ewald Groth [GRÜNE]: Angst und Schre-
cken habe ich verbreitet, Herr Rasche!) 

Wie für viele Bürgerinnen und Bürger ist der Sport 
in Nordrhein-Westfalen ein ganz zentrales Thema. 

Genauso ist es auch für die Koalition und die 
FDP. 

Die Bürgerinnen und Bürger und die vielen ehren-
amtlich Tätigen, die Herr Peschkes eben genannt 
hat, wünschen sich eines in der Sportpolitik vom 
Land: dass man sich wirklich um den Sport küm-
mert, den Sport unterstützt und den Sport eben 
nicht zu einem strategischen Streitthema macht. 
Herr Groth, bei Ihnen – wenn auch nicht heute – 
hat man den Eindruck, dass das manchmal ge-
genteilig läuft. Auch bei Herrn Peschkes sieht es 
manchmal so aus, dass beim Sport die Parteipoli-
tik im Vordergrund steht und leider nicht die 
Sportpolitik. 

Personalveränderungen in Ministerien wird es 
immer wieder geben. Der Innenminister und 
Sportminister Ingo Wolf hat in der Fragestunde 
des Plenums deutlich gemacht, dass wir hier ein 
ganz sauberes Verfahren haben. Es besteht ü-
berhaupt kein Grund, lieber Herr Groth, um hier 
ein Streitthema aufzubauen. 

Herr Groth, Sie haben das Thema Übungsleiter-
pauschale angesprochen. Wir sind da ein verläss-
licher Partner. Ich erinnere an den früheren 
Sportminister, den ja die Grünen gestellt haben. 
Der hat in der vergangenen Legislaturperiode ei-
nen Haushaltsentwurf im Plenum eingebracht, in 
dem die Übungsleiterpauschale auf null gestellt 
war. Solche Spielereien machen wir nicht mit. So 
etwas ist für Schwarz-Gelb tabu. 

Ich bin mir sicher, wir sollten im Sportbereich kei-
ne Konflikte aufbauen, wo es eigentlich keine gibt. 
Die Landesregierung und die Koalitionsfraktionen 
sind den Kommunen, den Vereinen, den Verbän-
den und den Menschen in Nordrhein-Westfalen 
ein verlässlicher Partner. Die Antwort auf die Gro-
ße Anfrage hat das bewiesen. 

Meine Damen und Herren, Nordrhein-Westfalen 
ist und bleibt das Sportland Nummer eins. – Vie-
len Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Rasche. Ein Sonderlob für diese kurze 
Rede! Aber wir wollen natürlich nicht nur die Kür-
ze einer Rede loben. Insofern freue ich mich jetzt 
auf den Beitrag des Sportministers Dr. Wolf.  

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Herr Präsident! Mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren! Der vorlie-
gende Antrag gibt mir die Gelegenheit, en passant 
eine Erfolgsbilanz der Landesregierung vorlegen 
zu können. 
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146 Millionen € beabsichtigt die Landesregierung 
in 2008 für die Sportförderung bereitzustellen. 
Das, meine Damen und Herren, ist der höchste 
jemals in Nordrhein-Westfalen zur Förderung des 
Sports zur Verfügung stehende Betrag. Ich glau-
be, das kann sich sehen lassen. 50 Millionen € 
gehen jährlich an die Kommunen für den Neu-, 
Um- und Erweiterungsbau, die Sanierung, die 
Modernisierung und den Erwerb von Sportstätten. 
Die Kommunen schätzen diese Planungssicher-
heit. Ich kann nicht erkennen, was daran schlecht 
sein soll. 

Nordrhein-Westfalen verfügt über die dichteste 
Sportstätteninfrastruktur an großen Zuschauer-
sportstätten. Allein 18 Stadien haben Kapazitäten 
von mehr als 20.000 Zuschauern. Das größte 
Reitstadion Deutschlands steht in Aachen, das 
größte Fußballstadion in Dortmund, die größte 
Sporthalle in Köln und das größte Hockeystadion 
in Mönchengladbach. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Das alles haben Sie 
gebaut in zweieinhalb Jahren!) 

Man muss sich fragen, was es da zu kritisieren 
gibt. Wir haben 2006 vier große Weltmeisterschaf-
ten in Nordrhein-Westfalen gehabt, drei weitere 
fanden in diesem Jahr bei uns statt. Die Handball-
WM war schon eine großartige Veranstaltung. 

(Beifall von der FDP – Zuruf von Britta Alten-
kamp [SPD]) 

Und die in allen Belangen erfolgreiche Weltmeis-
terschaft im Kanurennsport sowie die Tennismann-
schaftsmeisterschaft des ARAG-World Team Cup 
haben diese Kette von herausragenden Sporter-
eignissen in Nordrhein-Westfalen fortgesetzt. 

Die Fußball-WM der Frauen wird 2011 in Deutsch-
land stattfinden. Zwölf Städte in Deutschland ha-
ben sich als Austragungsorte für die WM bewor-
ben, davon allein fünf Städte aus NRW. Ich bin mir 
schon jetzt sicher, dass diese WM deutliche Paral-
lelen zur erfolgreichen WM der Männer aufweisen 
wird. Darüber hinaus erwarten wir 2010 die Eisho-
ckey-WM in Köln. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Sie sind bestens in-
formiert!) 

Sie sehen, meine Damen und Herren, die Reihe 
von herausragenden internationalen Sportveran-
staltungen in Nordrhein-Westfalen wird fortge-
setzt. Dafür brauchen wir natürlich eine qualifizier-
te und engagierte Vorbereitung. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Betonung auf „en-
gagiert“!) 

Die erste neue Sportschule, die den Spitzensport-
lerinnen und -sportlern von morgen eine duale Kar-
riere ermöglichen soll, wurde bereits geschaffen. 
Das Lessing-Gymnasium in Düsseldorf hat seine 
Arbeit aufgenommen. Das Bessel-Gymnasium in 
Minden sowie die Friedrich-Albert-Lange-Schule in 
Solingen werden mit Schuljahresbeginn 2008/2009 
folgen. 

Sie sehen, meine Damen und Herren, wir entwi-
ckeln genau weiter und behalten nicht nur das, 
was Sie in irgendeiner Zeit einmal eingeführt ha-
ben. Daran sieht man, dass wir in die Zukunft 
denken und nicht nur an dem hängenbleiben, was 
Sie uns hinterlassen haben. 

(Frank Sichau [SPD]: Das werden keine 30 
Jahre!) 

An 108 Gymnasien und Gesamtschulen werden 
Leistungskurse im Fach Sport angeboten. 54 
Gymnasien und Gesamtschulen nehmen am Er-
probungsvorhaben „Sport als viertes Fach der A-
biturprüfung“ teil. Meine Damen und Herren, all 
das sind Beispiele für die sportliche Orientierung 
dieses Landes. 

Ganz wichtig – darauf ist schon hingewiesen wor-
den – ist unsere Schwimminitiative, die übrigens 
auch in anderen Ländern derart gut ankommt, 
dass sie das gerne übernehmen wollen. 

Meine Damen und Herren, Sie wollen natürlich die 
Landesregierung nicht nur gut aussehen lassen. 
Deswegen versuchen Sie es mit Vorwürfen. Wir 
haben das eben gehört. Die Vorwürfe des 
Versagens und der Konzeptlosigkeit entbehren 
natürlich jeder Grundlage. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Ah ja! – Zuruf von 
Ewald Groth [GRÜNE]) 

– Sie, Herr Groth, wissen doch durch Ihre Zuge-
hörigkeit zum Sportausschuss, dass die Unter-
stützung der Landesregierung durch die enge Ko-
operation mit den Organisationen des Sports sehr 
wohl bei den Vereinen, den Athleten und den vie-
len Sportgruppen im Lande ankommt. Möglicher-
weise hatten Sie auch gedacht, dass allein die 
große Anzahl der Fragen Ihre Anfrage zu einer 
Großen Anfrage machen würde. Nur: Mit Quanti-
tät allein ist es nicht getan. 111 Hauptfragen mit 
82 Unterfragen in 11 Kapiteln ist gewiss eine 
Fleißarbeit, möglicherweise aber auch eine Be-
sinnungsarbeit. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Das ist aber viel-
leicht ein parlamentarisches Mittel, Herr 
Wolf!) 
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Viel stärker aber machen Ihre Fragen deutlich, 
dass Sie als Fraktion weiterhin einem überholten, 
einem antiquierten Staatsverständnis folgen. Sie 
wollen die alles steuernde und kontrollierende 
Landesregierung. Die gibt es aber nicht mehr – 
sie ist abgewählt. 

(Beifall von der FDP) 

Nach fast zweieinhalb Jahren müssten Sie es nun 
eigentlich verstanden haben. 

Wir verfolgen mit der Förderung des Sports ein 
subsidiäres Grundverständnis. Das beinhaltet ein 
hohes Maß an Kooperationsfähigkeit. Wir spre-
chen von echter Zusammenarbeit zwischen Lan-
desregierung und Sportorganisationen und von 
Landesregierung und Kommunen. Wir verlassen 
uns dabei auf unsere Partner und Partnerschaf-
ten. Klar und deutlich werden Standpunkte auf 
den Tisch gelegt, und dann werden diese Abspra-
chen eigenverantwortlich von den Partnern auch 
umgesetzt. 

In diesem Zusammenhang sei gesagt: Das Bünd-
nis für den Sport ist auf dem Weg, ein echter Mei-
lenstein für die Zukunftsfähigkeit der Sportvereine 
zu werden. Wir werden es Ihnen natürlich immer 
weiter begleitend vorstellen. 

Die Landesregierung versteht sich nicht als Big 
Brother. Wir überwachen nicht die operativen 
Vorgänge in den Sportorganisationen und den 
Kommunen. Erhebungen oder Nachweiserbrin-
gungen hinsichtlich der Schaffung von Anreizen 
zum Ausbau von Naturbädern in den Kommunen 
wird es von dieser Landesregierung nicht geben. 
Ich kann daher feststellen, dass die Anzahl an Na-
turbädern vor allen Dingen von der Temperatur-
entwicklung abhängig ist. Die meisten Naturbäder 
werden wohl spontan geschaffen; bei entspre-
chenden Temperaturen entledigt man sich der 
Kleidung und geht ins Wasser. Ich verspüre we-
der eine Neigung, dafür Anreize zu schaffen, noch 
dazu, diesen Freiraum statistisch zu erfassen. 

Eine flächendeckende Erfassung und Steuerung 
des Sports steht dem Grundverständnis dieser Lan-
desregierung von Sportförderung entgegen. Wir set-
zen darauf, dass dort, wo sich Entwicklungspotenzi-
ale befinden, Unterstützung zur Selbsthilfe geleistet 
wird. 

Mit diesem Prinzip haben wir gute Erfahrungen 
gemacht. Die Verlässlichkeit der Sportorganisati-
onen und der Kommunen ist nicht in Zweifel zu 
ziehen. Daher hat die Landesregierung ihren Bei-
trag zur Sportförderung seit 2005 kontinuierlich 
ausgebaut. Wir wissen: In den Sport investiertes 
Geld ist gut angelegt für unser Land. 

In Anbetracht der Bedeutung des Sports für die 
Entwicklung der Gesellschaft, der Gesundheit, 
des sozialen Zusammenhalts und der Außendar-
stellung des Landes sowie der Identifikation der 
Bevölkerung mit Nordrhein-Westfalen und auch 
im Hinblick auf die Staatszielbestimmungen in Ar-
tikel 18 Absatz 3 unserer Landesverfassung ist es 
für die Landesregierung selbstverständlich, die 
Sportförderung auf hohem Niveau sicherzustellen 
und zugleich die Förderschwerpunkte im Sport 
gemeinsam mit den Organisatoren des Sports 
fortwährend zu überprüfen. 

Die mit dieser Beantwortung vorgelegten Daten 
und Informationen bieten eine eindrucksvolle 
Grundlage für die Darstellung einer positiven Ent-
wicklung der Sportförderung in unserem Land – 
und dies bereits nach rund zweieinhalb Jahren 
Regierungstätigkeit. 

Meine Damen und Herren, wir setzen noch ein 
weiteres Highlight. Wir werden bald ein neues 
Sportstättenfinanzierungskonzept umsetzen, das 
insbesondere den Sportvereinen in unserem Land 
die Möglichkeit eröffnet, einen Modernisierungs-
schub bei der Qualität von Sportstätten zu errei-
chen. Das von der NRW.BANK zu vergebende 
Kreditvolumen für Sportvereine und -verbände 
wird bei jährlich 50 Millionen € liegen. Es wird also 
für die gesamte Laufzeit des Programms von 
2008 bis 2010 150 Millionen € betragen. Die Kre-
dite werden bis zu 100 % über Landesbürgschaf-
ten gesichert. Antragsberechtigt werden die Ge-
meinden, die Gemeindeverbände, die Sportverei-
ne und die Sportverbände sein. 

Dies wird eine tatkräftige und effiziente Hilfe der 
Landesregierung für die Verbände und Vereine 
sein, um die Sportstätten landesweit zu moderni-
sieren. 

(Beifall von CDU und FDP)  

Die Fraktion der Grünen sinniert in der Großen 
Anfrage auch über Veränderungen bei den Moti-
ven des Sporttreibens. Die Motive sind unter-
schiedlich, aber allseits bekannt. Es geht um äs-
thetische Reize, um Gesundheits-, Leistungs-, 
Spiel- und Anschlussmotive.  

Bei Kindern und insbesondere bei Jugendlichen 
kommen persönlichkeitsbildende und identitäts-
stiftende Motive hinzu, wobei – das wissen die 
meisten von Ihnen, die eigene Kinder haben – das 
so kein Kind sagen würde. Im Wesentlichen wol-
len die Kinder Spaß haben mit anderen Kinder, 
wollen neue Bewegungen, Spielzüge oder Tech-
niken lernen und – nicht zu vernachlässigen –, sie 
wollen gewinnen. Sie müssen aber auch verlieren 
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lernen. All das gehört dazu, meine Damen und 
Herren.  

Die Motivationslage der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen, eine Große Anfrage zur Sportförderung 
zu stellen, hat Kollege Groth in seinen Ausführun-
gen dargelegt.  

(Zuruf von Horst Becker [GRÜNE]) 

Der von Ihnen erstellte Fragenkatalog hat aber 
von dem, was sich Ihre Fraktion erhofft hat, nichts 
erreicht – im Gegenteil. Die Beantwortung Ihrer 
Fragen zeigt, dass sich die Landesregierung mit 
ihrer Sportförderung auf dem besten Weg befindet 
und ein echter, verlässlicher Partner des Sports 
ist.  

(Beifall von der FDP) 

Ich will aus aktuellem Anlass hinzufügen: Ich 
komme gerade von einem heute Morgen in Essen 
eröffneten wissenschaftlichen Kongress unter 
dem Motto „Kinder lieben und leben Sport“ mit 
400 Teilnehmern, wo wir uns auf breiter wissen-
schaftlicher Basis damit befasst haben – und wir 
werden uns auch weiterhin ganz engagiert damit 
befassen –, wie wir junge Menschen noch stärker 
motivieren, sich zu bewegen. Dabei haben wir mit 
dem Land Hessen zusammengearbeitet. Eine 
Kooperation zweier Bundesländer in dieser inten-
siven Art ist auch selten. Das war vorbildlich.  

Ich glaube, wir werden gute Erkenntnisse gewin-
nen, wie wir im Hinblick auf die Animierung der 
Bewegungsfreude unserer Kinder noch besser 
werden können. Es geht dabei um Animation zur 
Eigenmotivation. Da haben wir aus meiner Sicht 
heute wieder einen weiteren Meilenstein mit ei-
nem Kongress, der uns weiterbringen wird.  

Meine Damen und Herren, wir sind sicher, dass 
wir auch unter den schwierigen Rahmenbedin-
gungen – die Finanzen wurden angesprochen – 
im Weiteren ein verlässlicher Partner des Sports 
sein werden. Unser Zwischenziel werden wir 2015 
erreicht haben. Ich freue mich auf eine gute Zu-
kunft des Sports in Nordrhein-Westfalen. – Vielen 
Dank.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Dr. Wolf. – Für die CDU-Fraktion hat jetzt 
Kollege Schick das Wort. 

Thorsten Schick*) (CDU): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen und 
Kollegen! Die Antwort auf die Große Anfrage der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat deutlich be-

legt, dass Nordrhein-Westfalen nicht nur, wie Kol-
lege Clauser dankenswerterweise schon ausge-
führt hat, im Bereich des Breitensports über aus-
gezeichnete Voraussetzungen verfügt, auch der 
Spitzensport in Nordrhein-Westfalen kann sich mit 
dem in jedem anderen Bundesland messen las-
sen.  

Großereignisse wie die Handball WM, die Fuß-
ballweltmeisterschaft, die Hockeyweltmeister-
schaft oder die Weltreiterspiele in Aachen werden 
auch in Zukunft in Nordrhein-Westfalen stattfin-
den. Freuen wir uns schon heute auf die Fußball-
weltmeisterschaft der Frauen im Jahre 2011 oder 
auf die Hockeyweltmeisterschaft ein Jahr zuvor, 
jeweils mit bedeutenden Standorten in Nordrhein-
Westfalen.  

Dass jederzeit Großereignisse in Nordrhein-
Westfalen stattfinden können, liegt an der hervor-
ragenden Infrastruktur. Mit dem Signal Iduna Park 
in Dortmund – das wird Herrn Peschkes ganz be-
sonders freuen – und mit der Kölnarena verfügt 
Nordrhein-Westfalen nicht nur über das größte 
Fußballstadion, sondern auch über die größte 
Multifunktionshalle nicht nur in Deutschland, sogar 
in Europa. Und das sportbegeisterte Publikum in 
Nordrhein-Westfalen sorgt dafür, dass Sporter-
eignisse in Nordrhein-Westfalen, vor allem auch 
für die Sportler immer wieder zu einem unver-
gesslichen Erlebnis werden.  

In Sportarten, in denen qualitativ geeignete Wett-
kampfstätten fehlen, ist die Landesregierung bereit, 
unterstützend tätig zu sein. Als Beispiel sei hier die 
Modernisierung der sogenannten Schwimmoper in 
Wuppertal genannt. Mit Hilfe auch von Landesgel-
dern sollen dort die Voraussetzungen geschaffen 
werden, dass zukünftig dort als regelmäßigem Aus-
tragungsort die deutschen Kurzbahnmeisterschaf-
ten im Schwimmen durchgeführt werden können.  

Sportliche Großereignisse auszutragen, ist die ei-
ne Übung der Sportpolitik. Junge Talente zu Spit-
zensportlern zu entwickeln, das ist eine mindes-
tens genauso wichtige Aufgabe, ein mindestens 
genauso wichtiges Anliegen. Der Aufbau der 
NRW-Sportschulen ist dafür ein deutlicher Beleg. 
Erfreulicherweise und trotz aller auch heute wie-
der geäußerten Kritik ist mit dem Lessing-
Gymnasium in Düsseldorf die erste Sportschule in 
NRW gestartet. In Minden und Solingen werden 
zwei weitere Sportschulen im kommenden Schul-
jahr mit ihrer Arbeit beginnen.  

Die Vielzahl der qualitativ hochwertigen Bewer-
bungen auf kommunaler Ebene zeigt, dass die 
Schulträger Interesse an diesem Modell haben. 
Ich habe manchmal den Eindruck, dass es bei der 



Landtag  16.11.2007 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/75 
 

 

 

8755

ganzen Kritik an den NRW-Sportschulen weniger 
um Inhalte, sondern nur darum geht, dass nicht 
Sie, sondern unsere Minister das Türschild an-
bringen können.  

(Beifall von der CDU) 

Ich begrüße ausdrücklich, dass die Projekte des 
Landesprogramms „Talentsuche und Talentförde-
rung“ ständig weiterentwickelt werden. Es ist rich-
tig, dass die Zahl der Talente, die den Weg in die 
Vereine und in den Leistungssport finden, deutlich 
erhöht werden muss. Hier gilt es, mehr Talente zu 
fördern als in der Vergangenheit.  

Natürlich sind das nur einzelne Schlaglichter, auf 
die ich an dieser Stelle hinweisen kann, kann aber 
auf die Antwort zu der Großen Anfrage verweisen 
und denjenigen, die bisher noch nicht die Muße 
gefunden haben, sie zu lesen, ans Herz legen, am 
kommenden Wochenende etwas tiefer hineinzu-
schauen. – Ich danke für die Aufmerksamkeit.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Schick. – Natürlich nehmen wir die Zeit 
Samstagabend aus, wenn Deutschland gegen 
Zypern spielt. Da guckt dann keiner in die Große 
Anfrage; das ist ja logo.  

Wir kommen zum nächsten Redner. Es ist noch 
einmal für die grüne Fraktion der Kollege Groth, 
bitte.  

Ewald Groth (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Dass ich bei 
Herrn Rasche schon Angst und Schrecken alleine 
dadurch auslöse, dass ich nichts sage, das ist 
sehr interessant. Das finde ich schon spannend. 
Ich habe mir ein paar Minuten aufgehoben. 

Herr Clauser, ich möchte lieber in die andere 
Richtung gehen. Sie haben gesagt, Sie wollten da 
noch einmal etwas machen. – Richtig, wenn es 
darum geht, ein Leitbild zu entwickeln: nachhalti-
ge Sportentwicklung, Zusammenarbeit zwischen 
Schule, Sport, aber auch Integration und all den 
anderen Ministerien, die damit etwas zu tun ha-
ben, etwa Gesundheit, Prävention; das liegt uns 
alles am Herzen. Dann müssen Sie es aber auch 
einmal machen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Jetzt sind Sie zweieinhalb Jahre an der Regie-
rung. Wo ist denn da die Konzeption für eine Zu-
sammenarbeit? Wir erkennen da nichts. Das ist 
das Problem.  

Der Vorwurf heute lautet, dass weder im Sport-
ausschuss noch in diesem Hohen Hause im Detail 
keine Weichen dafür gestellt werden, dass wir zu-
künftig ein anderes Bild von der Lage haben. Da-
zu liefern Sie uns nichts.  

Ich werde im Sportausschuss wieder ganz ruhig 
werden und mit dem Schimpfen aufhören. Da ma-
che ich gerne mit. Da reichen wir Ihnen die Hand. 
Das ist unser Ziel. Wir wollen die Zusammenar-
beit.  

Wir wissen, dass der Schulsport eine wichtige und 
zentrale Rolle hat. Aber da machen Sie auch 
nichts. Da kommt nichts. Ich habe Frau Sommer 
noch nicht im Sportausschuss erlebt. Laden Sie 
sie doch mal ein. Sie soll mal sagen, was mit den 
Beratern im Schulsport, mit dem gesamten Unter-
stützersystem passiert ist. Was ist mit der zentra-
len Fortbildung der Sportlehrer passiert? Gibt es 
überhaupt noch einen Ansatz, haben Sportlehrer 
noch einen eigenen Fortbildungstopf? Das alles 
finden wir nicht mehr im Landeshaushalt. Wir ha-
ben einmal in diesem Hause – da waren Sie noch 
nicht dabei – den Antrag „Schulsport – Kernbe-
reich im Schulalltag“ beschlossen. Das muss wie-
der so werden. Das müssen wir vorantreiben. Da 
erlebe ich nichts bei Ihnen. 

Die Große Anfrage bietet noch viele weitere An-
sätze. Wir haben Vorschläge für den Anti-Doping-
Kampf gemacht, es gibt aber auch Ansätze im 
Kinder- und Jugendbereich. Beim Hochschulsport 
erlebe ich keinerlei Initiative. Im Präventionsbe-
reich Gesundheit, Gewalt, Rechtsextremismus 
kommt keine Initiative von der regierenden Koali-
tion. Treiben Sie doch bitte Ihre Regierung! Seit 
Mai 2005 haben wir einen sogenannten Sportmi-
nister. Vorher hatten wir noch Herrn Vesper. Das 
war ein Sportminister, wie er im Buche steht. 

(Beifall von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Er macht auch da, wo er jetzt ist, einen guten Job. 
Seitdem haben wir einen sogenannten Sportmi-
nister. So verhält er sich jedenfalls. Treiben Sie 
ihn wenigstens voran! 

Ich will noch eine wichtige Sache ansprechen, die 
mir am Herzen liegt: Gender Mainstreaming. Sie 
werden sagen: Das ist gar nicht so wichtig. Davon 
sind wir im Sport weiter entfernt denn je. Zu Zei-
ten von Michael Vesper war das ein wichtiges 
Thema. Die rot-grüne Landesregierung hat wichti-
ge Ansätze auf den Weg gebracht. Schwarz-Gelb 
hat das nicht weiterverfolgt, zurückgeführt, zu-
rückgenommen. 

Ich habe heute nicht über Antworten gesprochen, 
aber ich gebe Ihnen eine Schlüsselantwort. Auf 
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die Frage C 5 sagt die Landesregierung: „Eine dif-
ferenzierte Betrachtung der Finanzierung des 
Sports in Nordrhein-Westfalen nach Gender-
Kriterien erfolgt nicht.“ Ist die Landesregierung 
laut Gender-Mainstreaming-Beschluss – den ha-
ben wir hier mal gefasst – nicht sogar dazu ver-
pflichtet, dafür Sorge zu tragen, dass ge-
schlechtsdifferenzierte Zahlen erhoben werden? 
Es gibt keine differenzierten Antworten von Ihrer 
Landesregierung. Es gibt keine Antworten zum 
geschlechtsspezifischen Zugang, zu Geschlech-
tergerechtigkeit in den Sportorganisationen, zu 
den unterschiedlichen Bedürfnissen und zur Lei-
tungsfunktion. 

(Beifall von den GRÜNEN – Das Ende der 
Redezeit wird angezeigt.) 

Der Gipfel der Unverschämtheit ist allerdings – 
Herr Clauser und Herr Müller, hören Sie sich das 
mal an – der Hinweis auf den Bericht vor dem 
Frauenausschuss vom Februar 2005. Seitdem, 
meine Damen und Herren, ist Gender Mainstrea-
ming in NRW kein Thema war. Das war unter 
Dr. Michael Vesper anders. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Groth. – Ich sehe keine weiteren Wort-
meldungen mehr. Dann sind wir am Ende der Be-
ratung. Ich schließe diese und stelle fest, dass die 
Große Anfrage 9 der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen damit erledigt ist. 

Wir kommen zu: 

10 Das Kernzentrum für Demenzforschung 
muss nach NRW!  

Antrag  
der Fraktion der CDU,  
der Fraktion der SPD,  
der Fraktion der FDP und  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/5354 – Neudruck 

Die Fraktionen haben sich entgegen dem Aus-
druck in der Tagesordnung auf direkte Abstim-
mung verständigt. Ich eröffne die Beratung und 
erteile der Kollegin von der SPD-Fraktion, Frau 
Koschorreck, das Wort. 

Elisabeth Koschorreck (SPD): Schönen Dank, 
Herr Präsident. Es gibt noch einige Abstim-
mungsgespräche zu dem vorliegenden Antrag. 
Daher gucke ich gerade zur FDP. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vom Präsidium 
aus, Frau Kollegin, ist nicht zu erkennen, über 
was sich im Saal im Einzelnen abgestimmt wird. 
Aber Sie wissen das offenbar. Wenn das so ist, 
dann würde ich Sie trotzdem bitten, mit Ihrem Re-
debeitrag fortzufahren, während die Abstimmung 
still und interfraktionell hinter den Kulissen erfolgt. 

Elisabeth Koschorreck (SPD): Recht herzlichen 
Dank. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Bitte schön, Frau 
Kollegin. 

Elisabeth Koschorreck (SPD): Wer die Rede 
des Ministerpräsidenten am Mittwoch gehört hat, 
der konnte feststellen, dass darin ein klares Be-
kenntnis zur Errichtung des Demenzzentrums in 
NRW abgegeben worden ist. Das hat mich hoffen 
lassen, dass wir heute einen gemeinsamen An-
trag stellen. Das ist auch der Fall. Ich freue mich 
sehr darüber, dass wir in dieser wichtigen Frage 
zu einem gemeinsamen Antrag gekommen sind. 
Es gibt noch einige Änderungen, die aber nachher 
protokollarisch festgelegt werden, die ich nicht 
näher auszuführen brauche. 

Nur ganz kurz, weil es einen gemeinsamen An-
trag gibt: Wir sind der Auffassung, dass NRW eine 
Reihe von Standortvorteilen bietet und somit eine 
gute Ausgangsposition besitzt. NRW ist für die 
Ansiedlung eines solchen Zentrums ein geeigne-
ter Kandidat. Man könnte viele Beispiele nennen, 
das lasse ich an dieser Stelle.  

Wir alle sind dazu aufgerufen, gemeinsam für den 
Standort NRW zu kämpfen und ein klares Signal 
nach Berlin zu geben, damit das Kernzentrum zu 
uns nach NRW kommt. – Recht herzlichen Dank. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Koschorreck. – Für die CDU-Fraktion 
spricht jetzt der Abgeordnete Henke. 

Rudolf Henke (CDU): Herr Präsident! Verehrte 
Damen, meine Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Demenzerkrankungen gehören zu den 
häufigsten und folgenreichsten psychiatrischen 
Erkrankungen im höheren Alter. In Deutschland 
leiden derzeit mehr als eine Million Menschen im 
Alter von 65 oder mehr Jahren an Demenz. Jedes 
Jahr kommen rund 200.000 Neuerkrankungen 
hinzu. 

Während zwischen 65 und 69 Jahren von einer 
Häufigkeit von 2 % ausgegangen wird, sollen bei 
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den über 90-Jährigen rund 30 % unter Demenz 
leiden. Mehr als zwei Drittel der Erkrankten sind 
Frauen. Von den Pflegebedürftigen in privaten 
Haushalten hat fast jeder zweite eine Demenz. Je 
höher die Pflegestufe, desto häufiger die Beein-
trächtigung.  

Zugleich ist Demenz mit weitem Abstand der 
wichtigste Grund für eine Heimaufnahme. Der An-
teil demenzkranker Heimbewohner hat in den letz-
ten Jahrzehnten kontinuierlich zugenommen. 
Bundesweit sind über 60 % der Heimbewohner 
davon betroffen. In den Alten- und Pflegeheimen 
leben etwa 400.000 demenziell erkrankte Men-
schen. 

Wenn kein Durchbruch in Therapie und Präventi-
on gelingt, dann kann unter Status-quo-Bedingun-
gen bis zum Jahre 2020 die Anzahl der Demenz-
erkrankten auf 1,4 Millionen und bis 2050 auf über 
zwei Millionen Menschen ansteigen.  

Schon in den leichten bzw. frühen Erkrankungs-
stadien weisen die Patienten infolge kognitiver 
Einbußen Einschränkungen in der selbstständigen 
Lebensführung auf, sie sind aber noch nicht voll-
ständig von der Hilfe Dritter abhängig. Je weiter 
die Erkrankung fortschreitet, desto umfassender 
sind die Störungen von Gedächtnis, Denken, Ori-
entierung, Lernfähigkeit, Sprache, Urteilsvermö-
gen und Antrieb, und die Pflegebedürftigkeit und 
der Bedarf zur Aufsicht rund um die Uhr nehmen 
immer mehr zu. Nach und nach sind Wahrneh-
mung, Affekte und Persönlichkeitsmerkmale in 
das Geschehen einbezogen. Nicht selten kommt 
es zu Depressionen, Schlafstörungen, Unruhe, 
Angst, Wahnwahrnehmungen, Halluzinationen, 
nicht ganz selten auch zu Aggressionen.  

Nicht nur die Lebensqualität des Kranken ver-
schlechtert sich, sondern auch für die Betreuen-
den sind die Belastungen erheblich, und man 
kann sich gut vorstellen, dass es ohne Fachwis-
sen schwierig ist, die aus der Begleitung De-
menzkranker herrührenden Belastungen zu be-
wältigen.  

Vor diesem Hintergrund ist es ausgesprochen 
vernünftig und entspricht einem starken gesell-
schaftlichen Bedarf, dass die Bundesregierung ein 
nationales Forschungszentrum zur Bekämpfung 
von Demenzerkrankungen einrichten will.  

Am 21. September hat Bundesforschungsministe-
rin Dr. Annette Schavan angekündigt, dass der 
Bund eine solche Einrichtung mit bis zu 60 Millio-
nen € im Jahr fördern will. Um den Standort könn-
ten sich Regionen mit geeigneten klinischen und 
universitären Kapazitäten bewerben. Es geht um 
die Erforschung von Krankheitsursachen, die 

Möglichkeiten der Prävention und Früherkennung, 
die Entwicklung wirksamer Therapien und die Un-
tersuchung psycho-sozialer Folgen von Demen-
zen. Es geht auch um die besten Formen der 
Pflege und Versorgung, und die Forschung für 
den Menschen steht im Mittelpunkt. 

In der CDU-Fraktion sind wir sehr zufrieden, dass 
die nordrhein-westfälische Landesregierung sofort 
damit begonnen hat, ein nordrhein-westfälisches 
Konzept für das geplante Kernzentrum zu entwi-
ckeln, und dabei das Kerninstitut im Raum Aa-
chen/Jülich/Bonn/Köln und ein konkretes Modell 
zur engen Einbindung der stärksten Kompetenzen 
im Lande in Erwägung zieht.  

Die CDU-Fraktion begrüßt, dass die Landesregie-
rung bereit ist, den im Erfolgsfall erforderlichen 
Landesanteil zusätzlich bereitzustellen, wenn wir 
dies als Haushaltsgesetzgeber mittragen.  

Die CDU-Fraktion ist sehr dafür, dass wir alles 
tun, um den Forschungsstandort Nordrhein-West-
falen durch die Ansiedlung des Kernzentrums für 
Demenzforschung zu stärken. Wichtiger noch als 
diese Zielsetzung ist es allerdings, dass das nati-
onale Zentrum erfolgreich wird und mit möglichst 
vielen wissenschaftlichen Ergebnissen den Kampf 
gegen die Ursachen und Folgen der Demenzer-
krankung vorantreibt.  

Die heutige Realität der Versorgung Demenz-
kranker zeigt, dass es mit der wissenschaftlichen 
Seite allein nicht sein Bewenden hat, sondern wir 
brauchen auch stets die notwendigen Mittel, damit 
der Fortschritt den Menschen in der Krankenver-
sorgung und in der Pflege wirklich zugute kommt. 
Das ist aber vielleicht eine andere Debatte, die 
sehr stark mit dem Pflegeversicherungsgesetz 
und der Berücksichtung von Demenz im Pflege-
versicherungsgesetz sowie mit der Nachhaltigkeit 
in der sozialen Architektur der gesetzlichen Kran-
kenkasse zusammenhängt. 

Ich glaube, dass wir sehr gut daran tun, einen 
fraktionsübergreifenden Antrag zu verabschieden. 
Ich bedanke mich ausdrücklich bei der SPD-
Fraktion für ihren Aufschlag. Wir haben eben ge-
meinsam erwogen, dass es vielleicht klug ist, bis 
zu dem Zeitpunkt, zu dem die Bewerbung ausge-
arbeitet ist – Jülich ist in federführender Weise 
beauftragt, das zu tun –, in dem vorletzten Absatz 
des Antrags die letzten fünf Zeilen entfallen zu 
lassen. Denn wir wollen uns nicht dem Vorwurf 
aussetzen, dass der Antrag, den dann – ausgear-
beitet mit der Jülicher Kompetenz – das Land 
Nordrhein-Westfalen entwickelt, schon zum jetzi-
gen Zeitpunkt eine Vorfestlegung in Richtung ei-
ner bestimmten Lokalisation bekommt. Das ist 
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wohl eine Überlegung, die alle Fraktionen nach-
vollziehen können. 

Ich bedanke mich sehr für Ihre Aufmerksamkeit 
und bitte Sie, dem Antrag in der etwas geänderten 
Form gemeinsam zuzustimmen. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Henke. – Für die FDP-Fraktion hat Herr 
Lindner das Wort. 

Christian Lindner (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Seitens der FDP-Fraktion be-
grüßen wir, dass die Landesregierung sich bereits 
seit einiger Zeit dafür einsetzt, dass das Kernzent-
rum zur Demenzforschung in Nordrhein-Westfalen 
angesiedelt wird.  

Wir begrüßen dieses Engagement nicht nur aus 
standortpolitischen Erwägungen, sondern weil wir 
tief davon überzeugt sind, dass in Nordrhein-
Westfalen bereits Kompetenzen in diesem Be-
reich vorhanden sind und ein mögliches Kernzent-
rum Demenzforschung gerade in Nordrhein-
Westfalen in Kooperation mit anderen hier vor-
handenen Akteuren für das Anliegen insgesamt 
deutschlandweit einen Beitrag leisten kann.  

Deshalb ist es richtig, dass auch der Landtag 
noch ein unterstützendes Signal sendet, damit die 
Landesregierung in ihren Gesprächen schon mit 
dem dokumentierten Willen des Haushaltsgesetz-
gebers argumentieren kann, dass mithin hier die 
Bereitschaft besteht, eine mögliche Ansiedlung 
finanziell zu hinterlegen. 

Dass wir uns um dieses Kernzentrum Demenzfor-
schung bemühen, will ich auch in einen Zusam-
menhang mit der Regierungserklärung des Minis-
terpräsidenten von dieser Woche rücken. Der 
Herr Ministerpräsident hat deutlich gemacht, dass 
er sich in den nächsten Jahren in einer Arbeits-
gruppe mit dem demografischen Wandel, mit dem 
Altern in Nordrhein-Westfalen befassen will. Zu 
diesem Schwerpunkt der Regierungsarbeit der 
nächsten Jahre passt eine Begleitung von wis-
senschaftlicher Seite auf Ebene der Grundlagen-
forschung gut. Das kann Nordrhein-Westfalen mit 
Blick auf den demografischen Wandel nur zum 
Vorteil gereichen, übrigens auch mit Blick auf das 
Gesundheitsland Nordrhein-Westfalen.  

Wir freuen uns, dass die positiven Vorarbeiten der 
Landesregierung durch diese gemeinsame Initia-
tive im Parlament unterstrichen werden. Deshalb 

stimmen wir gerne der Initiative zu. – Schönen 
Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Lindner. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen hat Frau Kollegin Dr. Seidl das 
Wort. 

Dr. Ruth Seidl (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Auch wir Grüne begrü-
ßen selbstverständlich, dass die Bundesregie-
rung – ich möchte hinzufügen: endlich! – die Not-
wendigkeit erkannt hat, zukünftig mehr für die 
Demenzforschung zu tun. 

Das Thema Demenz beschäftigt uns auch in un-
serer Fraktion in den verschiedensten fachpoliti-
schen Zusammenhängen. Das gilt insbesondere 
für den Bereich der Gesundheits- und Pflegepoli-
tik, bei der wir uns seit Jahren für eine Verände-
rung des Pflegebegriffs einsetzen. Denn eine be-
darfs- und bedürfnisgerechte Pflege verlangt mehr 
als körperorientierte Maßnahmen.  

Das gilt aber auch für andere Politikbereiche, bei 
denen Bezüge zur Demenz erst auf den zweiten 
Blick zu erkennen sind. Ich nenne neben der So-
zialpolitik nur die Städte- und Wohnungsbaupoli-
tik, wenn es beispielsweise um neue Wohnformen 
im Alter geht. Natürlich ist auch die kommunale 
Pflegeplanung von großer Bedeutung, wenn es 
vor Ort um die Schaffung von Hausgemeinschaf-
ten für Menschen mit Demenz geht.  

Deshalb begrüßen wir selbstverständlich auch die 
Initiative des Bundes, für ein Demenzforschungs-
zentrum 50 bis 60 Millionen € zur Verfügung zu 
stellen, und unterstützen das Vorhaben, dieses 
Demenzforschungszentrum nach Nordrhein-
Westfalen zu holen.  

Auch darin bin ich mit meinen Vorrednern einig: 
Nordrhein-Westfalen hat sehr gute Voraussetzun-
gen für die Ansiedlung und Anbindung eines sol-
chen Zentrums, insbesondere in der ABCD-
Region. Nicht außer Acht bleiben sollte aber, dass 
auch in anderen Regionen Nordrhein-Westfalens 
im Rahmen der Pflegewissenschaft bereits eine 
fortschrittliche Demenzforschung betrieben wird, 
die es mit einzubeziehen gilt. 

Deshalb freue ich mich, dass wir heute zu einer 
gemeinsamen parlamentarischen Initiative kom-
men; denn von diesem Haus sollte ein möglichst 
einmütiges positives Signal ausgehen, wenn wir 
das neue Forschungszentrum erfolgreich nach 
NRW holen wollen. 
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Darüber hinaus hoffe ich aber auch, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, dass wir uns alle zusammen 
nicht schon zufrieden geben, wenn wir eine sol-
che Institution in Nordrhein-Westfalen haben; 
denn die eigentliche Arbeit für die Politik beginnt 
erst dann, wenn dieses Forschungszentrum die 
Ergebnisse liefert.  

Ich hoffe, dass wir uns genauso einig sind, wenn 
es um die Umsetzung dieser Ergebnisse geht – 
um die Finanzierung neuer Behandlungsmetho-
den und neuer Formen von Pflege, die in diesem 
Forschungszentrum und anderswo entwickelt 
werden, um die Förderung und Weiterentwicklung 
von neuen und anderen Wohnformen, deren Mög-
lichkeiten dort erforscht werden, und um die Stär-
kung der häuslichen Pflege und die Finanzierung 
des zusätzlichen Betreuungsbedarfes für Men-
schen mit erheblich eingeschränkter Alltagskom-
petenz. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns 
deshalb gemeinsam dafür kämpfen, dass das 
neue nationale Demenzforschungszentrum nach 
Nordrhein-Westfalen kommt. – Herzlichen Dank. 

(Allgemeiner Beifall) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Dr. Seidl. – Für die Landesregierung hat 
jetzt der Forschungsminister, Herr Prof. Dr. Pink-
wart, das Wort. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Innova-
tion, Wissenschaft, Forschung und Technologie: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Unmittelbar nach Ankün-
digung der Bundesregierung, bis zu 60 Millionen € 
jährlich für ein Kernzentrum und sogenannte Sa-
tellitenstandorte auf dem Gebiet der Demenzfor-
schung bereitzustellen, hat die Landesregierung 
die jetzt von allen Fraktionen unterstützten Maß-
nahmen auf allen dafür geeigneten Ebenen be-
reits eingeleitet. Es gab klärende Gespräche mit 
dem BMBF sowie Sondierungen mit der Fachsze-
ne, insbesondere mit der Max-Planck-Gesell-
schaft und dem Kreis der wissenschaftlichen Lei-
ter der lebenswissenschaftlichen Helmholtz-
Institute. 

Eine unter Beteiligung der einschlägigen Kompe-
tenzen in Nordrhein-Westfalen vom Forschungs-
zentrum Jülich erstellte Potenzialanalyse und dar-
auf aufbauende Modelle für eine Antragstellung 
wurden letzte Woche unter moderierender Leitung 
meines Hauses erörtert. Das weitere gemeinsame 
Vorgehen wurde abgestimmt. 

Unser Ziel ist es, Frau Bundesministerin Schavan 
alsbald ein nordrhein-westfälisches Konzept vor-
zulegen, welches das Kerninstitut im Raum Jü-
lich/Bonn/Köln und ein konkretes Modell zur en-
gen Einbindung der stärksten Kompetenzen im 
Land vorschlägt. 

Es ist erklärte Politik der Landesregierung, zusätz-
liche Forschungseinrichtungen ins Land zu holen. 
Wir hatten in dieser Woche wiederholt Gelegen-
heit, hier im Haus über diesen Punkt zu sprechen. 
Nach der erfolgreichen Einwerbung des neuen 
Max-Planck-Instituts für Molekularbiologie des Al-
terns sowie der Neuausrichtung des Forschungs-
zentrums caesar mit einem neuen Max-Planck-
Institut für Neuroregeneration und -degeneration 
in Bonn steht nun die Gewinnung des Kernzent-
rums für Demenzforschung auf der Agenda. 

Die Landesregierung ist bereit, den im Erfolgsfall 
erforderlichen Landesanteil nach der Rahmenver-
einbarung Forschungsförderung vorbehaltlich der 
Entscheidung des Haushaltsgesetzgebers zusätz-
lich bereitzustellen. 

Die Landesregierung ist sich bewusst, dass ihre 
Bereitschaft, sich angemessen an den Errich-
tungskosten zu beteiligen, die Erfolgsaussichten 
entscheidend zu erhöhen vermag. 

Umso schöner ist es, dass alle Fraktionen diese 
Initiative mit einem gemeinsamen Antrag unter-
stützen, wofür ich ganz herzlich danke. 

(Allgemeiner Beifall) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Ich sehe keine weiteren Wortmeldun-
gen. 

Damit kommen wir zur direkten Abstimmung über 
den Antrag aller vier Fraktionen Drucksache 
14/5354 – Neudruck. Zwar liegt uns der Neudruck 
noch nicht schriftlich vor; wir sind uns aber im Hau-
se darüber einig. Wer ist für die Annahme des An-
trags in dieser Form? – Wer ist dagegen? – Wer 
enthält sich? – Damit ist dieser Antrag erwartungs-
gemäß einstimmig beschlossen. 

Wir sind am Ende unserer heutigen Tagesord-
nung. Ich freue mich, das verkünden zu können. 

Die nächste Sitzung findet statt am Mittwoch, 
den 5. Dezember 2007, 10 Uhr. 

Ich wünsche Ihnen eine hoffentlich komplikations-
lose Heimreise und einen angenehmen Abend. 



Landtag  16.11.2007 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/75 
 

 

 

8760

Die Sitzung ist geschlossen. 

Schluss: 16:57 Uhr 

*) Von der Rednerin bzw. dem Redner nicht  
 überprüft (§ 96 GeschO) 

Dieser Vermerk gilt für alle in diesem Plenarproto-
koll so gekennzeichneten Rednerinnen und Red-
ner.  
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